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Das Buch „Die Grenzen des Wachs-

tums", vor rund 20 Jahren vorn 

„Club of Rome" publiziert, war ein 

Welterfolg. Seine Auswirkungen 

auf die Weltwirtschaft blieben 

jedoch marginal: Das Wachstum 

hat weiterhin — exponentiell — 

zugenommen. 

In „Die Ursachen des Wachstums" 

gehen namhafte Wissenschaftler 

aus den verschiedensten Diszi-

plinen der Frage nach, warum die 

Wirtschaft gezwungen scheint, 

immer weiter zu wachsen, was die 

Entscheidungsträger — Politiker, 

Industriemanager, Banker — daran 

hindert, eine lebensfähige Öko-

nomie jenseits der Wachstums-

ideologie zu entwickeln. 

Ursachen sind u. a. die Ausstat-

tung des menschlichen Wesens, 

die Ausrichtung der Wirtschaft auf 

Kurzzeitökonomie, die kurzfristige 

Sicherung sozialer Stabilität, aber 

auch die Komplexität der Zusam-

menhänge, der Wechselwirkungen 

zwischen den einzelnen Hand-

lungsebenen. Erst in jüngster Zeit 

werden diese Zusammenhänge 

wissenschaftlich untersucht, 

Strukturen komplexer Systeme 

offengelegt. 

Sind die Ursachen des Wachstums 

einmal bekannt — so die Autoren —  

so  ist es auch leichter, die einzel-

nen Verursacher auf ihren Beitrag 

zur Eskalation aufmerksam zu 

machen und Szenarien zur Gegen-

steuerung zu entwickeln. 
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Zum Geleit  
von Dennis Meadows  

Seit wir unseren ersten Repo rt  für den Club of Rome, Die Grenzen des Wachstums, 1972  
veröffentlichten, durchlief die Wachstumsdebatte drei Stadien. Diese Stadien möchte ich  

hier einfach und verallgemeinernd beschreiben, um die zentrale Strömung zu erfassen.  

Mein Ziel ist es nicht, jeden Beitrag penibel zu beschreiben, sondern ich möchte vielmehr  

die extrem wichtige, bahnbrechende Natur des Projektes zeigen, das Rupe rt  Riedl und sei-
ne KollegInnen in Angriff genommen haben: Stadium vier einzuleiten.  

Im ersten Stadium der Debatte sagte die Mehrheit, unsere Untersuchung sei voller Fehler,  

und es sei kein Grund vorhanden, dem physischen Wachstum in voraussehbarer Zukunft  

Einhalt zu gebieten. Aber die Belege häuften sich, daß wichtige physische Grenzen des  

Ökosystems Erde tatsächlich überschritten worden sind.  

Dann kam Stadium zwei; es wurde argumentiert, daß die physische Expansion auf der Er-
de zwar wohl gestoppt werden sollte, daß aber die drei bedeutsamen Mi ttel zur Anpassung  
— unsere politischen, technischen und ökonomischen Systeme — sich selbst an die globalen  

Grenzen anpassen und eine „nachhaltige Entwicklung" herbeiführen könnten.  

Aber es ist völlig unrealistisch, anzunehmen, daß diejenigen, die die Probleme verursacht  

haben, nun das  Problem  lösen könnten, ohne sich selbst zu veränd еm. Und tatsächlich, es  
wird immer offensichtlicher, daß die drei genannten Systeme hauptsächlich daran arbeiten,  

eine gewaltige Kluft zwischen Reichen und Armen zu schaffen. Die vergangene Dekade  

hat eine Rekordzahl an  neuen Milliardären hervorgebracht, und an  Menschen, die mit ei-
nem Dollar oder weniger pro Tag auskommen müssen. Man befaßt sich mit Krankheiten  

und Umweltproblemen der Reichen, aber es wird wenig in Bemühungen um geeignete Lö-
sungen für die  Armen  investiert. Die Prioritäten der Pharmakonzerne, die gegen Aids  

kämpfen, zeigen dies anschaulich. Wohingegen die wesentlichen Wachstumstrends wie je-
ne, die Bevölkerung und Energieverbrauch steuern, derzeit nicht sehr rasch zurückgehen.  

Deshalb kam es zu einer dritten Phase der Debatte, die an der Bewältigung der sozialen  

Probleme des Wachstums verzweifelt. Dies wird deutlich an dem Bemühen, die Probleme  

in isolierte Sachverhalte aufzusplitten. Politiker und Ökonomen streben nach der Schaf-
fung immer größerer H аndelsЫöcke, doch ohne jegliche Überzeugung, daß diese das Le-
ben jener paar Milliarden Menschen konstruktiv beeinflussen wird, welche in Wahrheit  

außerhalb des Marktes leben. Sie haben jeglichen Kontakt zu den realen Konsequenzen ih-
гeг  Handlungen verloren. Unterdessen bauen Wissenschaftler immer größere Computer-
modelle, um die Umweltaspekte des Wachstums zu verstehen, wie beispielsweise die Kli-
maveränderung, aber sie haben den Menschen als handelndes Wesen aus ihren Studien  

ausgeschlossen. Sie haben die sozialen Konsequenzen ihres Handelns aus  den  Augen ver-
loren.  
Phase drei wird der globalen Gemeinschaft keinen besseren Plan in die Hand geben, um  

mit  den  Grenzen des Wachstums umzugehen, als wir Phase ein oder zwei verdanken. So-
mit ist es also Zeit, Phase vier einzuleiten — die grundlegende Untersuchung der den  

Wachstumskräften zugrundeliegenden Ursachen, die uns in  den  katastrophalen Kollaps  
des globalen Ökosystems treiben, welches wir zur Erhaltung der Menschheit benötigen.  

In diesem Zusammenhang stellen die von Professor Rupe rt  Riedl und seinen Kolleginnen  
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präsentierten 17 Kapitel einen hochbedeutsamen Beitrag dar. Drei Jahre lang wurde im 
Rahmen des Projektes „Ursachen des Wachstums", das zahlreiche innovative Denker und 
Praktiker zusammenführte, die schwierige und wichtige Frage bearbeitet: „Welche Kräfte 
in der globalen Gemeinschaft sind verantwortlich für das zwingende Bestreben, die Bevöl-
kerung und ihre Ökonomie einem beständigen Wachstum zu unterwerfen?" Die Beschäfti-
gung mit dieser Frage erfordert einen interdisziplinären, umfassenden, synergistischen Zu-
gang, sie bedarf einer langfristigen Perspektive,  die  sowohl historisches Verstandnis als 
auch die Konsequenzen heutiger Politik einschließt. 
In optimaler Ausnutzung ihrer bemerkenswerten Fähigkeiten hat Prof. Riedl und sein 
Team diesen Anforderungen entsprochen. Und ich glaube, daß sie einige nützliche Fo rt-
schritte in der Suche nach Antworten gemacht haben. Wenn andere auf dem aufbauen 
könnten, was hier berichtet wird, und es weiterentwickeln, darin beginnen wir vielleicht 
mit der vierten Ph ase, der Debatte um die „Grenzen des Wachstums". Diese Ph ase wird 
Wachstum eher als ein Symptom denn als das zentrale Prob em betrachten. Sie wird hinter 
den Wachstumstrends nach den zugrundeliegenden Ursachen und nach politischen Hebeln 
suchen, welche die expansionistischen Tendenzen der heutigen Gesellschaft fundamental 
ändem. Dann können wir die Menschen wieder in die Gleichung hineinnehmen und begin-
nen, realistische Pläne zu schmieden, um vom Wachstum zum Gleichgewicht zu gelangen. 
Einige Male hatte ich das Vergnügen, an  den „Ursachen des Wachstums"-Seminaren teil-
zunehmen. Passenderweise fanden diese zumeist im Konrad-Lo renz-Institut oberhalb von 
Wien an der Donau statt. Lorenz lieferte uns tiefschürfende neue Einsichten in unbewußte 
soziale Bindungen und Wahrnehmungen. Wir werden erneut mit jener Schärfe und Kreati-
vität, die auch Lorenz' Arbeit auszeichnete, ausgehen müssen, um zu verstehen, welche in-
neren Triebe das explosive Wachstum unserer Spezies Mensch produzieren. „Die Ursa-
chen des Wachstums" sind ein guter Start. 
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Vorwort  

Fast täglich erfährt die industrialisierte Welt, welche Sorgen sich Wirtschaftsexperten und 
Politiker um das Wachstum machen. Das ist legitim; denn das Wachstum, dort die Bevöl-
kerung, da der Ansprüche, ist langst zum Zentralproblem dieser Menschheit geworden. 
Was  man  erfährt, ist gewiß beunruhigend. Nicht nur, daß das Wachstum exponentiell wei-
tergeht; vielmehr, daß ohne zureichendes Wachstum nichts mehr funktioniert.  Man  erfährt, 
daß das Wachstum 5% pro Jahr, oder zumindest 3% erreichen müßte, um St andards und 
Beschäftigung zu erhalten. 
Das bedeutet in jeweils 15 bis 25 Jahren eine Verdopplung, Vervierfachung, Verachtfa-
chung. Und gleich, was  da immer wachsen mag, der Rohstoffumschlag, der Energiebe-
darf, das Kapital, es liegt auf der H and, daß wir uns auf diese Weise ruinieren. 
Nun ist nicht zu bezweifeln, daß Wirtschaftsexperten und Politiker wissen, wie exponen-
tielle Kurven aussehen und auf welch ausweglosen Weg sie unsere Gesellschaft manövrie-
ren. Wir wissen, daß sie das wissen. Aber sie sind von Zugzwängen dominiert. Der Ar-
beitslosigkeit muß morgen begegnet werden — nicht in einer Generation. Das würd еп  an-
dere tun müssen. 
Nun hat diese Gesellschaft schon langst „die Grenzen des Wachstums" vor Augen geführt 
bekommen. Aber das Wachstum ging exponentiell weiter. Die Energieproduktion ist auf-
grund der Industrie gewachsen, diese aufgrund der Bedürfnisse, diese wiederum aufgrund 
der Werbung, des Verkehrs, des Kapitals, der Vollbeschäftigung, des Energiebedürfnisses 
usf. — ein Teufelskreis der Zugzwänge? 
In dieser Situation hatten wir das Glück, jene wichtigen Persönlichkeiten für eine Zusam-
menarbeit zu gewinnen, deren Expe rtise und Motivation es erstmals erlaubt, „die Ursa-
chen des Wachstums" in ihrer ganzen Breite zu untersuchen. Vielleicht können wir uns 
dem Wirbel entwinden, wenn wir wissen, wo welche Ursachen stecken. 
Oder ist in unserer Zivilisation nur mehr das erhalten, w as  schneller wuchs als seine Nach-
barn? Großindustrien, Supertanker, schnelle Brüter, Weltbanksysteme, Megakonzeme, Su-
peпnärkte und Supeпnächte, in einem Übergang von Landraub und Kolonisation  iii  unse-
rег  Geschichte zum Kapitalraub unserer Moderne? 
Das aber ist schon unser Thema. Und auch dieses Thema ist erst ein Anfang. Wir sind uns 
im klaren darüber, daß noch vieles im dunkeln liegt, überhaupt erst erforscht werden muß. 
Aber auch um das zu erfahren haben wir uns zusammengetan. Und noch eins: Wir wollen 
noch keine Lösungen anbieten. Wir arbeiten erst an  diesen. 
Dankbar gedenken wir der Geduld und Umsicht aller MitarbeiterInnen. Der wirtschaftli-
chen Hilfe durch die Stadt Wien, der Anregungen Dennis Meadows', der Lektoratsarbeit 
von Mag. Karola Stotz und Sabine Wimmer, und besonders Leo Mazakarini, dem Verlags-
leiter, der sich auf dieses Abenteuer eingelassen hat. 

Wien, im August 1996 	 Rupert Riedl und Manuela  Delpos  
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A ÜBER DEN ANSATZ 



Zur Einführung  
Rupert Riedl  

Seit fast zwei Jahrzehnten kennt man das Buch „Die Grenzen des Wachstums", und die ge-
wonnenen Einsichten haben sich bestätigt.  Die  Wirkung auf die Gesellschaft blieb aber ge-
ring. Das Wachstum hat weiterhin exponentiell zugenommen. Im Gegenzug ist lediglich 
die Sensibilität in der Bevölkerung gestiegen. Begriffe wie Umwelt und Ökologie haben 
sich verbreitet, Umweltorganisationen haben sich zahlenmäßig vermehrt. Darin mag man 
eine gewisse Hoffnung sehen. 

Die Gründe für die Untersuchung  
Gibt die Sensibilität in der Öffentlichkeit auch Grund zur Hoffnung, so erscheinen die 
Steuerungsergebnisse der meisten „Entscheidungsträger" wenig begeisternd. Dabei liegt 
es nicht daran, daß diese Persönlichkeiten die Situation nicht realistisch einschätzen kön-
nen, es ist vielmehr so, daß sie von der Strukt цг  unserer Gesellschaft in Verantwortungen 
gebunden sind, die auf Kurzzeitökonomie hinauslaufen. Dahinter stehen wirtschaftliche 
und persönliche Interessen. 
Entscheidungen, die nun entgegen besseres Wissen getroffen werden müssen, führt m an  
bekanntlich auf Zugzwänge zurück, in welchen sich freilich auch eine geringe Risikobe-
reitschaft dieser Intellektuellen verbirgt, Unbeweglichkeit, teils auch Autoritätsgläubig-
keit, die sich bis auf die Berufung auf den sogenannten Befehlsnotstand verlängern kann. 
Dabei darf keinesfalls übersehen werden, daß diese Zugzwänge genauso real sind wie jene 
auf schnelle Lösungen eingestellten Entscheidungen, die getroffen werden. Es kollidieren 
Struktuгen zivilisatorischer und ökologischer Fakten. 
Freilich ist durchaus noch nicht alles sichtbar. Der Filz der Zusammenhänge ist so dicht, 
daß er keineswegs leicht durchschaubar ist. Die Wechselbezüge zwischen den Einzelwir-
kungen, die Kohärenzen der Terme, die rekursive Kausalität der Funktionen entziehen sich 
weitgehend der Optik. Das gilt für die Kompetenzen der Ressortministerien, die Funk-
tions- und Verantwortungsbereiche der Einzelinstitutionen der Gesamtwirtschaft und nicht 
minder für die Forschungs- und Universitätsinstitute. 
Denn im Grunde steht die ganze Bildungsstruktur dem Zugang zu unserem Thema entge-
gen. Und das nicht von ungefähr. Denn es erweist sich, daß wir für das Verstehen komple-
хег, systemischer Zusammenhänge mit der Ausstattung unserer Sinne und unseres Den-
kens gar nicht vorbereitet sind. Wir besitzen keinen Sinn für Phasenübergänge, keine An-
schauungsform für das Entstehen neuer Qualitäten. 
Schon das ist der Grund, warum sich Forschung und Unterricht fast ausschließlich auf je-
weils einzelne „Gegenstande" aus den Schichten des komplexen Baues dieser Welt be-
schränkt, beispielsweise auf Physik, Chemie, Biologie oder Psychologie. Zudem besitzen 
wir einen angeborenen H ang, unsere Lösungssuche auf regelhaft-detenninistische, funk-
tional-lineare Zusammenhänge zu beschränken. Die Forschung ist erst in jüngster Zeit, da 
auf die Querverbindungen, dort auf unsere kognitiven Mangel eingegangen. Und zusam-
mengenommen wird m an  verstehen, wieviel erst noch sichtbar gemacht werden muß. 
Denn tagtäglich wird der Bürger über die Wachstumstendenzen der Wirtschaft informiert, 
wobei als selbstverständlich gilt, daß abnehmendes Wachstum negativ bewertet wird, zu- 
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nehmendes Wachstum positiv. Das ergibt sich aus den Bemühungen, den Geldwert hoch  

und die Arbeitslosenraten nieder zu halten, wichtiges Anliegen aller nationalen und inter-
nationalen Wirtschaftsgipfel. Daß Wachstum der herkömmlichen A rt , noch dazu in seiner  
exponentiellen Form, zur Katastrophe führen muß, wird verdrängt oder verschwiegen.  

Keine Alternative scheint möglich oder greifbar.  

Wovon die Rede sein soll  
Der Gedanke, nun „Die Ursachen des Wachstums" zu erforschen, geht von der Pattstel-
lung aus, daß die zivilisatorischen Strukturen der Lösungsfindung so wenig auf die lang-
zeitökonomischen passen, so wenig sie sich den Zugzwängen, in die sie geraten sind, zu  

entwinden v егmögen. Wenn es möglich werden sollte, nicht nur die Grenzen, sondern  

auch die Ursachen des Wachstums aufzuklären, so scheint Aussicht gegeben,  den  einzel-
nen Verursacher auf seinen Beitrag zur Eskalation des Schadverhaltens aufmerksam zu  

machen.  
Aussicht dazu geben zwei Entwicklungen: Da ist einmal der Umstand, daß die „System-
theorie" ihren Gegenstand zu umfassen beginnt und es bereits Persönlichkeiten in den ein-
schlägigen Gebieten gibt, die bereit und in der Lage sind, sich kooperativ mit der Struktur  
komplexer Systeme auseinanderzusetzen. Ein andermal ist es die „Evolutionäre Erkennt-
nistheorie", die einen empirischen Zugang zur Erfassung auch der Mängel der sozialen  

und kognitiven Ausstattung des Menschen anbietet, womit die Grundlagen seines Verhal-
tens und Fehlverhaltens prüfbar werden.  

Nun soll nicht nur allgemein von „den Ursachen des Wachstums" die Rede sein. Daß so  
gut wie alle Systeme auf Wachsen angelegt sind, ist trivial. Schädliches Wachstum ist das  

Thema. Aber ein Titel wie „Die Ursachen schädlichen Wachstums" wäre zu eng gefaßt,  

denn naturgemäß kann die Schädlichkeit von Wachstumsprozessen nur im Rahmen von  

Wachstum verstanden werden.  
Es muß also wohl von den Systemzusammenhängen der Wachstumsursachen die Rede  

sein. Aber es wird darauf ankommen, innerhalb dieser Vorgänge jeweils jene herauszu-
schälen, welche uns direkt oder indirekt bedrohen. Es soll dabei im Auge behalten werden,  

über welche Möglichkeiten der Gegensteuerung diese Gesellschaft verfügt und wo deren  

Grenzen liegen. Das gilt für den normativen, gesetzgebenden, genauso wie für den kogni-
tiven Bereich, also jenen, der Menschen plausibel gemacht werden kann.  

Was das Ergebnis sein kann  
Letztlich geht es um eine entscheidende Frage, die über jene nach den „Grenzen des  

Wachstums" hinausgeht: Es ist die Frage, ob sich überhaupt Steuerтechanismen vorsehen  
lassen, die das schädliche Wachstum im Ganzen vermeiden können. Drei Szenarien kön-
nen vorhergesehen werden.  
(1) Zunächst hat es sich ja noch gar nicht herausgestellt, ob Systeme, die das Chaos, das  

sie erzeugen müssen und nicht zureichend abzuführen vermögen, normativ steuerbar blei-
ben. Mit  den  geläufigen Vorschriften für Müll- und Emissionsbegrenzungen, nachhaltiger  

Verwaltung und bürgerlicher Vernunft allein kann das Ziel vielleicht gar nicht erreichbar  

sein.  
Denn eine anspruchsvolle und träge Familie, deren Kräfte nur mehr dazu reichen, ihren  

Abfall auf die Straße zu werfen, kann durch Vorschriften der Straßenreinhaltung nicht ver- 
änдеrt werden. Sie muß ihren Abfall in den Hinterhof werfen. Mit anderen Worten: Sollte  
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es gelingen, etwa die CO2- und die  Nix-Emissionen normativ drastisch zu reduzieren, so 
muß sich der chaosproduzierende Dampfkessel ein anderes Ventil finden, um se in e Abfälle 
loszuwerden. 
Wäre das so, dann reduzierten sich alle geläufigen Umweltbemühungen auf Kosmetik und 
Vertuschung. Die Wurzel des  Problems  wäre nicht gefunden. 
(2) Im Rahmen eines zweiten Szenarios muß mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß 
ein System des gegebenen Komplexitätsgrades über die Grenzen dessen gerät, was sich 
mit klassischen Funktionen noch darstellen läßt. Schon die strategische Entscheidungsfin-
dung der Industrie kann an  der Rechenbarkeit scheitern. Die kleinste Bewegung an  einer 
der vielen Funktionen kann unvorhersehbare, katastrophal ausbrechende oder aber völlig 
blockierende Folgen haben. 
Das hieße: Prognostik könnte im Ganzen, und zwar prinzipiell, nicht möglich sein. Nun ist 
unsere Untersuchung nicht auf Prognostik angelegt, aber jede zureichende Beschreibung 
eines Systems müßte Aussagen ü ber dessen Verhalten zulassen. Und diese Erwartung 
könnte grundsätzlich enttäuscht werden. 
Ware das so, dann müßte unsere Gesellschaft darauf aufmerksam gemacht werden, daß sie 
„die Geister, die sie rief' konventionell nicht mehr loswerden kann. Sie müßte sich ihre Si-
tuаtiоп  als Ensemble von Zauberlehrlingen eingestehen. 
(3) In einem dritten Szenario muß bedacht werden, daß die Lösungen 1 und 2 möglicher-
weise nicht ganz, nur in  engen Grenzen, oder gar nicht zutreffen und daß es vielleicht doch 
einige Schrauben im System gibt, deren Handhabung verläßlich regulierende Konsequen-
zen haben. 
Das gilt allerdings unter der entscheidenden Voraussetzung, daß es sich um Handhabungen 
handelt, die von unserer Gesellschaft noch als sanft und mit dem bestehenden gesellschaft-
lichen Gefüge verträglich empfunden werden. Man  erkennt, daß sich in  diesem Szenario 
das  Problem  von der kognitiven auf die soziologische Ebene verlagert. Es ginge in  diesem 
Szenario um die Bereitschaft der Gesellschaft, Veränderungen hin zu einem nachhaltigen 
wirtschaftlichen und ökologischen Gleichgewicht zu akzeptieren und auch durchzuführen. 
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A 

LIBER DEN ANSATZ 

Zunächst ist wohl anzumerken, daß wir mit komplexen Sy-
stemen nur schwer umgehen können. Schwierigkeiten behan-
delt Kapitel 1. Aber selbst die Frage, w as  wir erfassen und 
was  wir mit dem Erfaßten anfangen können, will sorglich be-
trachtet sein. Kapitel 2 wird das darstellen. Und all das hängt 
mit unserer Ausstattung zusammen, den Möglichkeiten und 
Fehlern unserer angeborenen Leistungen, und damit, wie wir 
aus dieser Haut, wenn auch schlecht, doch herauskönnen; 
Kapitel 3. 



KAPITEL 1  

Das Umgehen mit komplexen Systemen 
Rupert Riedl*  

Wir sind nicht darauf vorbereitet, uns mit komplexen Systemen auseinanderzusetzen. Das 
gilt für alle drei Ebenen unserer kognitiven Zugänge: füg unsere erbliche Ausstattung, also 
unsere Anschauungsformen (a) (Lo renz 1973, Riedl 1980 und 1989) ebenso wie fii г  den 
Zustand unserer Wissenschaften, den „state of the a rt" (b) und für die philosophischen oder 
doch erkenntnistheoretischen Hintergründe (c), die unser Suchen nicht davor bewahrt, in 
empiristische oder aber rationalistische Fallen  blind  hineinzulaufen. 
Unsere kognitive und soziale Adaptierung (a) ist für eine ungleich einfachere Lebenswelt 
entwickelt worden als für jene, die zu beherrschen wir uns anmaßen; und wir haben das 
nicht bemerkt. Die Wissenschaften (b) sind zerteilt und haben sich jeweils auf die Erfor-
schung von Einzelschichten dieser komplexen Welt beschränkt; wir sind längst an diesen 
Partikularismus gewöhnt. Und die Philosophie (c) hat es bei den Widersprüchen der Empi-
rismus-Rationalismus-Debatte belassen und verhält sich so, als ob wir mit ihren Wider-
sprüchen leben müßten. 
Wir haben's uns zu einfach gemacht. W as  also jetzt? 
Die Welt ist nun komplex, und jeder kennt schon die Worthülse: „ein vemetztes System". 
Aber im Grunde verstehen wir sie nicht. Das geht schon aus der Tatsache hervor, daß wir 
ihre einzelnen Vernetzungen erst aus den Umweltkatastrophen begreifen, die unsere Pl an er 
angerichtet haben. Und das gilt fUr unsere darin eingeflochtenen Erfolgszivilisationen 
nicht minder. Denn wer wüßte die Verwüstung dieses Planeten aufzuhalten, oder auch nur 
unsere Zivilisation aus der Schere zwischen Geldverfall und Arbeitslosigkeit herauszufüh-
ren?  
Es ist darum zu erwarten, daß wir sie auch nach dieser gemeinsamen Bemühung, in der  

wir alle nur mögliche Kompetenz vereinigen, noch nicht verstehen werden. Was also kön-
nеп  wir tun? Davon die Finger lassen? Das freilich, denn das tun f ast alle. Aber es gehörte 
sich nicht. Und zwar deshalb nicht, weil uns die versammelte Expe rtise jedenfalls em 
Stückchen weiterbringen kann im Verständnis der „Ursachen des Wachstums", und weil 
das entscheidend sein kann für die Wohlfahrt unserer Gesellschaft. Was also läßt sich an-
geben: 

Über das Umgehen mit Systemen überhaupt  
Ein System ist bereits selbst ein Zusammenhang, bei dem es gleich schlecht ist, wo m an  
mit der Beschreibung beginnt. Allein unsere Sprache zwingt, linear aufzufädeln, was line- 

* Rupert Riedl ist Biologe, 1925 in Wien geboren, Studium der Zoologie und Anthropologie in Wien,  
Prof. für Biology  und  Marine Sciences an der Univ. of North Carolina USA, dann abwechselnd Vor -
stand des Instituts für Zoologie und für Humanbiologie der Univ. Wien, Gründer des „Konrad Lorenz 
Instituts für Evolutions- und Kognitionsforschung" in Altenberg bei Wien,  und dessen Zeitschrift 
„Evolution and Cognition". 
Zugang zum Thema über Anregung seiner Lehrer Ludwig von Bertalanffy  und  Konrad Lorenz, sowie 
seines Kollegen Howard Tom Odum USA,  und  seine Bücher und Einzelarbeiten über Meereskunde, 
Evolutionstheorie und Evolutionäre Erkenntnistheorie. 
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ar nicht ist. Auch im einfachsten Fall eines Dreiecks-Zusammenhangs von A, В  und C 
müssen wir uns zunächst etwa auf die A-B-Wechselwirkung beschränken, abbrechen, und, 
wie wir uns ausdrücken, „den Faden an  anderer Stelle", etwa an  der A-C-Wechselwirkung 
wieder aufnehmen. Dazu kommt die Auflage, A aus В  zu verstehen und gleichzeitig В  aus 
A, was lästig ist, ja, unmöglich erscheinen kann. 
(a) Unsere Psyche neigt dazu, unter Alternativen positiv lineare, funktional-determini-
stisch regelhafte Zusammenhänge zu erwarten und gegebenenfalls zurechtzuinterpretie-
ren. Allem Negativen und Rekursiven, Nichtfunktional-Probabilistischen und Unregelhaf-
ten wird ausgewichen (Brehmer 1980). Das ist aus unserer Ausstattung zu verstehen, aus 
unserem daraus folgenden Umgehen mit der Welt mid aus dem monumentalen Irrtum, die 
Weise, in der wir mit der Welt umzugehen verstehen, mit der Welt zu verwechseln (Riedl 
1992). Dieser Verwechslung muß man entgehen. 
(b) Unter den Wissenschaften kommt der Aufgabe die Kybernetik mit den Begriffen Sen-
sor, Stellglied und Regelkreis in die Nähe (z. В . Rassenstein 1977). Aber die Kybernetik 
interessiert sich wenig für das Zustandekommen der Zusammenhänge und kann sich daher 
so verhalten, als wären sie aus der Verwandlung von Kraften zureichend zu verstehen. Von 
den  dahinter stehenden Selektion- und Zweckbestimmungen des Entstehens wird abstra-
hiert, denn man  ist gewohnt, dasselbe aus Artefakten abzuleiten und dem Pl aner zuzuden-
ken. Aber in der Welt haben alle Systeme Geschichte und sind nur aus dieser zu verstehen. 
(c) Erkenntnistheoretisch ist der bekannte Vorwurf, m an  könne nicht A aus В  erklären, 
wenn В  aus A erklärt werden soll (Stegmüller 1979), mit dem  Problem  der Hermeneutik 
oder „wechselseitiger Erhellung" verknüpft. Von den philosophischen Hermeneutikem als 
unentwirrbarer Zirkel gehegt, ist er von der „kritischen Philosophie" wie dem „logischen 
Empirismus" zum „circulus viciosus" deklassiert. Und diese letzteren Richtungen domi-
nieren heute das Paradigma der Wissenschaften. Dementgegen läßt die systemtheoretische 
Betrachtung erkennen, daß es sich um eine ebenso begründbare wie unvermeidliche Me-
thode handelt, wenn immer es darum geht, Systeme zu entflechten. Der Gegenstand ist zu 
technisch, um ihn hier auszuführen (m an  findet ihn in Riedl 1985 entwickelt). Die Begriin -
dung  der Methode beruht jedoch darauf, daß die Entwicklung der Theorie В  aus Fällen 
von A aus einem anderen Theoriensystem folgt als die Entwicklung der Theorie A aus Fäl-
len von B. Etwas, das wir schon bei der Entzifferung jeder Handschrift tun. Hier vertraue 
man  in der Praxis also nicht  den  Paradigmen, sondern der Entschlüsselungskunst des ge-
sunden Menschenverstands. 

Über das Umgehen mit Ursachen  
Die Naturwissenschaft hat sich die Welt vereinfacht; zunächst mit der Annahme, die Welt 
könne zureichend aus dem Fluß der Kräfte verstanden werden. M an  pflegt sich darin auf 
die Galileische Revolution des Meßbaren zu berufen. Gravierender aber als der Ausschluß 
des Qualitativen aus der Wissenschaft ist ihre Beschränkung auf die Кräfte, die „causa ef-
ficiens". Nun kannte Galilei die vier Formen der Ursachen des Aristoteles. Aber die „causa 
materialis" und „formalis" konnte er ausschließen, weil er selbst die Ursache seiner Ku-
gele und Hebeln war. Die „causa fmalis" mußte er ausschließen, um die Kirche nicht noch 
mehr herauszufordern. Dabei ist's geblieben; auch gestützt durch Übersetzungsmängel. 
Wie im Englischen „efficient" eben auch „genügend" und „zureichend" bedeutet und „ef-
ficient cause" als „that which makes a thing what it is" dargestellt wird, wohingegen „p o-
wer" die richtige Übersetzung wäre. 
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Die Geisteswissenschaften haben sich dagegen auf die „causa fmalis" zurückgezogen. Im 
wesentlichen mit der Begründung, daß all ihre Gegenstände, die Artefakte, dem absicht-
vollen Handeln des Menschen entspringen. Auf die philosophischen Hintergründe dieser 
Haltung komme ich zurück. 
Was  also ist verlorengegangen? Mit der „causa materialis" geht die Einsicht verloren, daß 
mit Kräften ohne Materialien nichts zu bauen ist, deren Verfügbarkeit ein eigenes Selek-
tionsprinzip darstellt und die A rt  der gegebenen Konstituenten selbst eine entscheidende 
Wirkung tut auf die mögliche Struktur der Konstruktion. — Mit der „causa formalis" geht 
die Sicht auf die selektiven und formgebenden Prinzipien verloren, wie sie letztendlich 
über die Erhaltungsbedingungen aller Systeme entscheiden, w as  sich seit Darwin hä tte all-
gemem verbreiten sollen. — Und mit der Verdunkelung der „causa fmalis" sieht man nicht 
mehr, daß es, weit über die dem Menschen bewußten Zwecke hinaus und diese vorberei-
tend, Programme gibt, die ihr Ziel in sich tragen; wie jedes Hühnerei zum Küken wird und 
jede Henne ihre Eier brütet. 
Das alles zum Schaden des Zusammenhangs der Wissenschaften. Die durch die doppelte 
Symmetrie der Ursachenformen mögliche Synoptik ist zerstört. Die Anorganiker halten 
den Zweckbegriff für Literatur, die Geisteswissenschaftler alle übrigen für materialistische 
Invas ion, und die Biowissenschaften fallen in ihren Kernen auseinander. Und alles zusam-
men behindert den Durchblick durch Systeme, wie dieselben eben stets durch mehrere 
Schichten der Komplexität, im Falle unseres Themas sogar duch alle Fächer hindurchrei-
chen. 
(a) Unsere Anschauungsformen sind die ersten, die uns in jener Synoptik behindern. Wir 
möchten die Welt aus einer einzigen Ursache entstanden denken und haben nicht bemerkt, 
daß es unser Vorstellungsvermögen ist, das diese Ursache in vier Formen teilt. Die Eigen-
tümlichkeiten dieser Unsachenvorstellung beschreibe ich in Kapitel 3. Und kennt oder an-
erkennt man diesen zweifachen kognitiven Dualismus nicht, dann besteht zunächst die 
Tendenz, eine dieser Ursachen als eine Art  Ur-Ursache den übrigen voranzusetzen, um 
schließlich dieselben ganz zu übergehen. Das ist unserer Geistesgeschichte geschehen. 
Tatsächlich benötigen wir aber zum Systemverständnis alle vier in gleicher Weise. Jede 
bietet eine unverzichtbar notwendige Erklärung, kerne von ihnen eine zureichende. 
(b) Das ist nun der „state of the art". Die anorganischen Wissenschaften trachten mit der 
„causa efficiens", die Geisteswissenschaften mit der „causa fmalis" auszukommen und ha-
ben einander im Grunde nichts mehr zu sagen. Die Biowissenschaften sind nach demsel-
ben Schema in Physiologen und Morphologen gespalten, der angebotenen Synthese (Riedl 
1985) wird mißtraut, die Spaltung in  zwei Kulturen hingenommen. Und Lord Snows 
(1967) Einsicht, daß die Naturwissenschaften die Welt bedenkenlos verändern und die 
Geisteswissenschaften außer Lamenti nichts beigetragen haben, hat nicht Nachdenken, 
sondem Empörung ausgelöst. Wir werden uns von keiner der beiden Doktrinen einengen 
lassen dürfen. 
(c) Natürlich hat das Schisma geistesgeschichtlich philosophische lindergrilnde. Seit den 
Vorsokratikern haben die Denker entweder dem begrenzten Verstand, oder aber der Be-
grenztheit der Sinne mißtraut. Wissen käme darum von  den  Sinnen oder aber vom Ver-
stand. Sie begründeten da die empiristische, dort die rationalistische Achse durch die Zeit. 
Ihnen schlossen sich die parallelen Achsen, da des Materialismus, dort des Idealismus an, 
die wir heute noch in dem Schisma zwischen den kausalistischen Natur- und den finali-
stisch orientierten Geisteswissenschaften um uns haben (Riedl 1994). Zum Systemver- 
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ständnis benötigen wir beider „Wahrheiten", sowohl die Erfahrung als Übereinstimmung 
unserer Prognosen mit der Welt als auch die innere Widerspruchsfreiheit von Denken und 
Methode. 

Das Umgehen mit der Komplexität  
Der Begriff entbehrt einer anerkannten näheren Bestimmung. Gemeint ist aber ein ge-
schlossener, vielfältig differenzierter Struktur- und Funktionszusammenhang. Etwa im 
Unterschied zu einer Bibliothek, deren Funktion zusammenhängend, aber nicht geschlos-
sen ist, oder einer Mülldeponie, die geschlossen ist, aber ohne Funktionszusammmenhang. 
Wesentlicher aber ist noch die innere Vielfältigkeit, wie die einer zusammengesetzten che-
mischen Verbindung, eines Organismus, einer Stadt. Und diese weisen alle eine hierarchi-
sche Gliederung ihrer Strukturen und Funktionen auf. Untersysteme bilden die Konstitu-
enten von Systemen, die selbst wieder Obersysteme konstituieren. 
In Organismen erreichen solche Systeme über ein Dutzend hierarchischer Ebenen, Verbin-
dungen und Sozialsysteme: Individuum — Familie — Arbeitsgruppe — Betrieb — Konzern —  

nationale und internationale Wirtschaft. Zudem finden sich Individuen in ihrer Sippe, 
Sportorganisation, im Wehrdienst oder Versicherungsverbund, also in mehreren Hierar-
chien eingereiht und stets nach- und umgerangt. 
Diese Universalität hierarchischer Gliederung von den Quanten oder Quarks bis zu den 
Staatenbünden hat die Bio- und Sozialwissenschaften lange kritisch beschäftigt. Heute ist 
man  der Ansicht, daß sich die anorganischen Hierarchien durch Stabilitätsvorteile gegen-
über stochastischen Störungen (Simon 1965), die organischen durch Infогmationsökono- 
mie (Riedl 1975 bzw. 1976), in Tierpopulationen aus Überlebensstragegien durchsetzen 
(Lorenz 1978), in Sozietäten und Kulturen aus Gründen der angestrebten Zahl an  Kontakt-
personen (Rohracher 1946), der Einnischung und sozialen Operationalität. Und in letzeren 
erweist sich die Steilheit hierarchischer Gliederung mit dem Alter des Systems korreliert 
(Tannenbaum et al. 1974) und nicht, wie m an  vermuten mochte, mit der Art  des politi-
schen Systems. Flach bleiben die sich erneuernden Rekrutensysteme, steil wurde die Glie-
derung der Britischen Admiralität. Ein Zusammenhang zwischen Info пnationsoptimierung 
und Erhaltungschance mag dahinterstecken, der sich aber noch nicht fassen läßt. 
Drei Prinzipien kann ich jedoch schon hier beschreiben, die hierarchische Gliederungen 
kennzeichnen. Ein viertes werde ich anschließen. 
(1) „Entstehungsweise": Die Schichtsysteme entstehen nicht, wie man erwarten könnte,  

dadurch, daß sich die komplexeren Schichten auf die weniger komplexen t йгmеn, viel-
mehr durch Einschübe zwischen die Konstituenten des jeweiligen Untersystems und ei-
nem stets schon vorgegebenen, selektiv wirkenden Obersystem oder Milieu, in dem sich  
der Prozeß abspielt. Ersteres wird trivial erscheinen, letzteres weniger.  

Man  wird mir aber in der Beobachtung zustimmen, daß alle sozialen Systeme zwischen  

den konstituierenden Individuen und den Selektionsb еdingungen der jeweiligen Kultur  
entstanden sind. Familien zwischen Individuen und Sippe, Legionen zwischen Centurien  

und Rom, Banken zwischen Sparem und Kapital. Ebenso wie Organe die Funktionsbedin-
gung sich differenzierender Gewebe und Organismen der sich differenzierenden Organe  

sind. In der Biologie hat dies zur Diskussion um die Systembedingungen geführt, in  den  
hier interessierenden Sozialwissenschaften zu gegenläufigen Paradigmen.  

Beispielsweise hat man dem Typus einer „Geschichte von oben", in dem die großen meta- 
physischen Ideen, Christentum, Islam, die tragenden Achsen wären  (Toynbee  1979) und  
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der Rest über die Haltung der Staats- und Glaubenslenker zu verstehen wäre, eine „Ge-
schichte von unten" (Ehalt 1984) entgegengestellt. Nämlich mit dem Nachweis, daß die 
Befindlichkeit einer Bevölkerung, das Heer der kleinen Leute, eine nicht minder tragende 
Achse einer Kulturgeschichte sein muß. Richtig sind erst beide zusammen. Die festen 
Achsen liegen außen, die Dynamik liegt im Strome der sich dazwischenschiebenden Insti-
tutionen. 
(2) „Symmetrien": Dieses Prinzip der zweiseitigen Bedingung von Differenzierung läßt 
noch eine Eigenschaft der Symmetrie der Ursachenformen beleuchten. Aristoteles erkann-
te in seiner Ursachengliederung eine der beiden Symmetrien. Er trennt in etwas, w as  man 
innere und äußere Ursachen nennen könnte. Ich werde eine Oben-Unten-Symmetrie hin-
zufügen.  
Aristoteles stellt die causa materialis und formalis zu den inneren Ursachen, efjlciens und 
fiпalis zu den äußeren. Heute zeigt die Betrachtung, daß uns die „äußeren" in einheitlicher 
Begrifflichkeit durch alle Schichten hindurchreichen. Кгäfte wie Zwecke reichen uns von 
der Quantenkräften bis zum Kapital, und die Zwecke von den Erbmolekülen bis zu den 
Zwecken einer Kultur. Betrachtet m an  Zwischensysteme, so kommen sie tatsächlich von 
auBen.  
Betrachtet man den FluB der Ursachen in Bezug auf den hierarchischen Bau der Systeme, 
so ergibt sich die zweite Symmetrie. Causa eciens und materialis wirken von den den je-
weils geringsten Konstituenten, „von unten" in die Systeme, causa formalis und fmalis von 
den jeweils übergeordneten Milieus, „von oben". Beide Symmetrien sind auch für unsere 
Untersuchung sozialer Systeme aufschlußreich, weil sie den Arten unserer Ursachenbe-
griffe zudem die Wirkungsrichtung und, worauf ich gleich zurtickkomme, ihre Dimensio-
nen hinzufügen.  
(3) „Wirkungen und Dimensionen". Wir besitzen eine eingängige Vorstellung von der Tat-
sache, daß alle Gestzlichkeit der Schichten durch alle höheren hindurchreichen, auch wenn 
man das nicht immer bedenkt. Aber es ist nicht zu zweifeln, daß die Quantengesetze auch 
in  den  Zellen, die der Physiologie in einer Sozietät und die der Psychologie in den Kultu-
ren tätig wirken. Das vor Augen zu haben ist ebenso wichtig wie die Tatsache, daß in jeder 
Schicht neue Schichtgesetze auftreten, die auch in Spuren in den Konstituenten nicht ent-
halten sind. 
Beachtet m an  diesen Umstand nicht, dann ist die Gefahr gegeben, das Lebendige ganz aus 
der Physik, die Kultur ganz aus der Biologie oder Psychologie erklären zu wollen. Der 
Vorwurf des Physikalismus, Biologismus und Psychologismus wäre dann gerechtfertigt; 
nicht aber, wenn auf das Hindurchreichen dieser Gesetze bestanden wird. Denn alle tiefe-
ren Schichtgesetze sind notwendig zur Systemerklärung jeder Schicht, keines aber ist zu-
reichend. 
Anders verhalten wir uns hinsichtlich der Wirkung aus  den  Obersystemen. Es kann zwar 
nicht bezweifelt werden, daß das jeweilige Milieu einen entscheidenden Einfluß auf das 
sich in ihm konstituierende System getan haben muß. Aber es müssen einmalige, also hi-
storische, sich nicht wiederholende Entscheidungen gewesen sein, die sich der ursächli-
chen Aufklärung nicht leicht zu stellen scheinen. Das ist eine kognitiv wie wissenschafts-
theoretisch interessante Situation. Denn wir erweisen uns hinsichtlich der historisch eben-
sowenig wiederholbaren Entscheidungen, welche für den Bau der Materie Quanten, für 
den der Organismen Zellen und für jenen der Kulturen menschliche Individuen vorgese-
hen haben, ganz unbefangen. Was an  Eigentümlichkeit aus den Untersystemen verstanden 
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werden soll, nehmen wir an  den Reduktionismus Gewöhnten als selbstverständlich, was  

die Obersysteme selegieren, verwundert uns.  

(a) Unsere Ausstattung macht uns in diesem Zusammmenhang deshalb Schwierigkeiten,  
weil das Entstehen neuer Qualitäten (wir sagen: wie aus dem Nichts) bildlich nicht vor-
stellbar ist. Selbst der Umstand, daß allein qu antitative Änderungen notwendigerweise zu  

neuen Qualitäten führen müssen, bildet sich in in unserer Erwartung nicht ab. Das hat auch  

unsere Sprachentwicklung zu einer definitorischen Semantik gelenkt, wo eine tr ansitive  
diese komplexe Welt eher abzubilden vermöchte (Riedl 1987). Das führt schon die klassi-
sche Frage vor: „Wieviele Körner machen einen Haufen?" (Ich komme bei der Darstel-
lung der Vorbedingungen unserer Ausstattung, in Kapitel 3, darauf zurtick.)  

(b) Was  die Schwierigkeiten aus dem „state of the a rt" betrifft, so ist es das die Wissen-
schaften dominierende Paradigma eben desselben Reduktionismus, das uns hier mißleitet.  

Es suggeriert die Vorstellung, daß sich auch komplexe Systeme im Sinne eines Baukastens  

aus vorgegebenen Steinchen zusammensetzen, beziehungsweise rückstandslos auf solche  

Konstituenten zurückführen, also reduzieren ließen. Tatsächlich ist dies niemals geglückt  

und muß auch, wie schon zu erkennen sein wird, prinzipiell unmöglich sein.  
(с) Das wissenschaftstheoretische  Problem  dahinter wurde schon erwähnt. Es ist das die  
Perspektive des Materialismus mit der Reduktion der Betrachtung auf die Wirkungen „von  

unten", die causa efficiens, namentlich bezogen auf die starken- (die Kernkräfte) und die  

schwachen Wechselwirkungen, aus welchen nun die „exakten Naturwissenschaften" mei-
nen, auch die komplexen Systeme zusammensetzen zu können; die causa materialis ge-
wissermaßen unausgesprochen einbezogen. Die Humanwissenschaften, idealistisch orien-
tiert, haben dem kein gleichermaßen defmiertes Paradigma entgegengesetzt. Es sei denn  

im Ansatz zu einer hermeneutischen Methodenlehre wie von Goethe (1795) und von dem  

Philologen Boесkh (1966), was  aber sogleich mißverstanden und bald vergessen wurde.  

Erkenntnis-, Erklärungs- und Entstehungsweg  

Die drei Wege bilden noch einen symmetrischen Zusammenhang und damit eine Hilfe zur  

Orientierung für das Verständnis komplexer Systeme. Dieser Zusammenhang, wie ich ihn  

darstelle, geht auf das „Subsumptionsschema" der Wissenschaftstheoretiker Hempel und  

Oppenheim zurück (1948, weiterentwickelt von Riedl 1985).  
Er gründet auf der Einsicht, daß Theorien, wie wir diese induktiv aus bekannten Fällen bil-
den und deduktiv an neuen Fällen prüfen, selbst wieder zu  den  Fällen einer Obertheorie,  
dieser also subsumiert werden. Aus dieser Perspektive zeigen sich unsere Theorien in ei-
nem hierarchichen System. So werden die  Fall-  und Hebelgesetze zu Fällen Galileis „irdi-
scher Mechanik", die Kometen- und Planetengesetze, um je nur zwei zu nennen, zu Kep-
lers „Himmelsmechanik", diese zu Newtons Gravitationstheorie, usf., bis zu Einsteins Re-
lativitätstheorie. — In gleicher Weise entwickelte sich aber aus dem mittleren Größenbe-
reich unserer irdischen Wahrnehmungen eine ebensolche Theorienpyraniide in den Berei-
chen der Mikrophysik bis zu den Quantengesetzen (ausgeführt in Riedl 1985). Es ist also  

mit einer Doppelpyramide von Gesetzen zu rechnen.  
Der geschichtliche Weg der Erkenntnis führt damit von  den  komplexen Dingen, die uns in  
unserer Lebenswelt umgeben, zweiseitig in immer übergeordnetere oder übergreifendere  

Zusammenhänge: Im obigen Beispiel vom unmittelbar Beobachtbaren in die Gesetze des  

Mega- und des Mikrokosmos. Der Erklärungsweg führt  nun  umgekehrt von diesen zu den  
komplexen Gegenständen, von welchen die Forschung ausging. Und parallel mit diesem  

21  



muß der Weg der Entstehung verlaufen sein. Zweiseitig von der Vorgabe der Gravitations-
Felder des Kosmos und von den Quantengesetzen, bis Steine auf die Erde fallen und Hebel 
bewegt werden konnten. 
Das muß für unsere Untersuchung zivilisatorischer Strukturen bedeuten, daß es einen 
Schichtzusammenhang gibt, der vom Individuum bis in die Tiefe seiner ratiomorphen, 
physiologischen und energetischen Ausstattung reicht und hinauf in die Hierarchie, bei-
spielweise der Produktionsstätte, Industrie, Staat und Zivilisation. Vor der Theorien -Hier-
archie gegen die Untersysteme haben Psychologen und Biologen eine gewisse Vorstel-
lung. Daß aber ein Theorienbau gegen die Obersysteme zum Verständnis etwa des Kauf-
verhaltens erforderlich ist, ahnen wir zwar, haben diesen aber nicht explizit formuliert. 
(a) Unsere Ausstattung mag uns den Theorienzusammenhang gegen die Untersysteme na-
helegen. Gegen die Obersysteme tut sie das nicht so ohne weiteres. M an  ruß sich die 
Schichten, hier des Wirtschaftssystems, einzeln vor Augen halten, um den Zusammenhän-
gen reflektierend nachzugehen. Und noch weniger ist in uns die Erwartung vorbereitet, 
daß der Weg, den wir im Erklärungszusammenhang beschreiten, den Entstehungsweg so-
zialer Systeme rekapituliert. 
(b) Derlei ist auch im „state of the a rt" noch nicht sichtbar. Das Subsumptionsschema ist 
in den Biowissenschaften noch kaum, in den Sozialwissenschaften meines Wissens noch 
nicht angewendet worden. 
(c) Und die erkenntnistheoretischen Hintergründe dieses Zusammenhangs wurden schon 
dargestellt. Grob gesagt äußern sie sich hier im Theorienmangel vieler Wissenschaften. 

Kohärenz und Korrespondenz 
Dieses Begriffspaar stellt die inneren Wechselabhängigkeiten eines Systems den Überein-
stimmungen gegenüber, die es mit seinem Milieu eingehen muß. Beide haben mit seinen 
Erhaltungsbedingungen zu tun. Im ersteren Fall spricht m an  von den Bedingungen seiner 
Organisation, im letzteren von jenen seiner Adaptierung. Betrachtet man die Entwicklungs-
bedingungen eines Systems, so erweist sich der Unterschied als fundamental. Während 
nämlich die Bedingungen der Anpassung einseitig vom Milieu auf das System wirken und 
sich von Milieu zu Milieu ändern, bedeutet Organisation eine Wechselwirkung zwischen 
zwei bis vielen Komponenten im System, die vielfach unveränderbar an  diesem haften. 
Evolutionsprozesse werden zwar in der Regel von Notwendigkeiten der Adaptierung an-
getrieben, aber es ist die Organisation des Systems, die darüber entscheidet, ob und auf 
welche Weise dem Adaptierungsdruck entsprochen werden kann. Das ist der Grund dafür, 
daß Libelle und Schwalbe das Flugproblem unterschiedlich, die Flughunde schlecht gelöst 
haben, es ist der Grund dafür, daß die Zikaden mit den Beinen, die Vögel mit der Kehle 
schrillen, die Franzosen fortgesetzt französisch und die Deutschen deutsch sprechen. 
Diese Art  von „constraints" oder Zwängen, die aus der Organisation eines Systems folgen, 
zu verschiedenen Lösungen führen oder jede Lösung verhindern, obwohl der Adaptie-
rungsdruck derselbe sein kann, sind auch fUr unsere Untersuchung von Interesse. Zwänge 
unter Entscheidungsdruck pflegen wir Zugzwänge zu nennen. Und diesen begegnen wir 
unter sozialen Bedingungen auf Schritt und Tritt. Sie werden in ihrem Ursachenzusam-
menhang dann verständlich, wenn man  den  Adaptierungsdruck ebenso aufklärt wie die 
Möglichkeiten und Freiheitsgrade, welche die Organisation eines Systems besitzt. 
(a) Gefühlsmäßig sind wir auf derlei Bedingungen freilich vorbereitet, erleben sie an uns 
selbst als Dilemmata oder schwierige Entscheidungen, an anderen eher mit Überraschung 
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oder Befremden. Aber wir sind uns der Unvermeidlichkeit der vorliegenden Anagonisma 
nicht immer bewußt. 
(b) Ähnlich ist die Lage in den Wissenschaften. In der Theorie der Evolution verhalten 
sich noch heute viele Biologen so, als ob deren Produkte zureichend aus der Adaptierung 
an das Milieu zu verstehen wären. Daß der Milieuselektion innere Selektionsbedingungen 
entgegengestellt werden müssen (Riedl 1975), umfaßt eine Debatte von bereits mehreren 
Dezennien. Wechselseitig, antagonistischen Ursachenbezügen geht man gern aus dem 
Wege. 
(c) Die Wissenschaftstheorie hatte an diesem Gegenstand noch wenig Interesse. Er ist 
wahrscheinlich zu neu. 

Indetermination und Unschärfe 
Von einem „Laplace'schen Geist" wurde angenommen, daß er die Bewegung aller Teil-
chen im Kosmos kennt. In einem solchen Kosmos reisender Teilchen hätte er alles voraus-
sagen können. Er hätte auch gewußt, daß mein nächster Satz mit dem Buchstaben A begin-
nen wird. Aber diese Welt ist nicht völlig determiniert. Im Bereich der Mikrophysik hat er 
ein indeterministisches Loch. 
Das führt dazu, daß schon nach längeren Kausalketten der Irrdeterminismus im Makrobe-
reich unserer Beobachtungen in Erscheinung treten muß. Selbst in einem mathematisch 
idealen Billard (Seil 1982) muß die siebente die achte Kugel nicht mehr treffen, wenn die-
se 1 m auseinanderliegen. Die Unschärfe der Lage der Oberflächenmoleküle siebenmal 
mit sich selbst multipliziert wird schon größer als eine Billardkugel. Kausalketten dieser 
bescheidenen Länge umgeben uns überall. Nun wird Billard gespielt, aber man ist schon 
zufrieden, wenn die zweite Kugel die dritte, oder gar die dritte die vierte in die richtige 
Richtung sendet. So geht es uns überall. Man gibt sich mit dem Erreichbaren zufrieden. 
Denn weder gibt es in der komplexen Welt mathematisch ideale Dinge, noch sollte sich je-
mand für einen idealen Beobachter halten. „Nothing and  nobody  is perfect". 
Nicht anders ist das mit der Präzision möglicher Beobachtung. Wieviel Dezimalen sind für 
Exaktheit erforderlich? Sieben? Gut, dann stellen wir die erforderliche Genauigkeit nur 
um eine Dezimale weiter, und schon führt der Rundungsfehler dazu, danebenzutreffen. 
Und das ist der Grund, warum wir in allem nur in kurzen Distanzen direkt treffen. Auf lan-
ge Distanzen müssen wir die Bahn immer wieder korrigieren, „Corriger la fo rtune". 
All das trifft in komplexen Systemen immer zu. Nicht nur sind die Kausalzusammenhänge 
lang, sie verlängern sich auch noch beliebig durch ihre Verflechtung. Und was die Verhält-
nisse noch mehr kompliziert: Mehrere Ebenen von Begrifflichkeit berühren einander. 
Schon die semantischen Ungenauigkeiten unserer Begriffe laufen Gefahr, sich zu poten-
zieren, sobald wir sie in Beziehung setzen. Und sie tun das erst recht, sobald wir über die 
Phasenübergänge zwischen Ebenen der Komplexität hinweg argumentieren, psychische, 
soziale und kulturelle Daten zueinander im Beziehung setzen. 
Besteht unter solchen Auspizien überhaupt noch Aussicht, komplexe Systeme beschreiben 
oder gar verstehen zu können? Ganz gewiß. Wir gehen ja fortgesetzt mit ihnen um. Wir re-
parieren Computer, heilen  Kinder  und schaffen es sogar manchmal, kranke Ökosysteme 
wieder in Ordnung zu bringen. Wir probieren herum, halten uns an  Syndrome, also ganze 
Komplexe von Merkmalen, so unscharf sie uns auch faßbar sind, und müssen zufrieden 
sein, ein komplexes System auch nur in dem Maße verstanden zu haben, daß uns seine 
Steuerung annähernd gelingt. Das ruß unbefriedigend klingen. Aber wir täuschten uns in 
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gefährlicher Weise, würden wir diese Umstände nicht beachten. Kapitel 2 wird dies aus-
führen.  
(a) Hinsichtlich unserer Ausstattung sind wir auf diese Bedingungen gar nicht vorbereitet.  

Die Gründe wurden schon dargelegt und folgen im Kapitel 2 nochmals unter spezieller  
Perspektive. Diese Mängel werden auch noch durch Übung verstärkt. Das mag paradox er-
scheinen. Aber man erinnert sich, daß wir eben nur das Handhabbare handhaben, im Alltag  

wie in der experimentellen Forschung, und dann leicht dem gefährlichen Irrtum unterlie-
gen, das Einfache, das wir handzuhaben vermögen, für den Nachweis einer ebenso einfach  

handhabbaren Welt zu halten. Und, scheinbar noch paradoxer, diese Mängel werden auch  

noch durch unsere Sprache verstärkt. In der A rt  ihrer definitorischen Semantik verleitet sie  
uns zur Annahme, auch Begriffe komplexer Dinge scharf fassen zu können.  

(b) Wissenschaften, die hierin Einsichten gewannen, sind die Kognitive Psychologie und  

noch mehr die Sozialpsychologie (Dörner 1975). Sie liefern überzeugend empirische Da-
ten darüber, wie unbeholfen wir uns gegenüber komplexen Systemen anstellen. Auch sind  

die Aufgaben vielfach aus dem soziobiologisch kulturellen Bereich entnommen. Das hat  

den Vorteil, daß sie in diesem sehr glaubwürdig sind; aber  den  Nachteil zu glauben, daß sie  
nur in diesem typisch wären, in dem wir uns erfahrungsgemäß ohnedies nicht auskennen.  

Daß das für alle komplexen Systeme gilt, ist noch nicht deutlich geworden.  

(c) In der Wissenschaftstheorie fehlt es nicht an  Bemühungen, dem  Problem  der Unschär-
fe zu begegnen. Im Rahmen der gängigen Paradigmen, etwa der Kritischen Philosophie  

und des Logischen Empirismus, ist m an  wohl zu Recht von einer Kritik unseres Sprechens  

ausgegangen, gewissermaßen in einem zweiten Anlauf. Die Entwicklung der Klassischen  

Logik war bekanntlich von dem Wunsch beflügelt, aus unserer Sprache die Widersprüche  

zu entfernen und ihr eindeutige Schärfe zu geben. Das hat die Logik von der realen Welt  

entfernt. Nun ist man bemüht, ihr wieder die der Realität entsprechende Unschärfe zu ap-
plizieren. Eine Logik der Unscharfen Mengen (fuzzy logic, McNeill/Freiberger 1994) und  

neue Formen der Mathematik sind in die Diskussion getreten (vergl. Кар . 2). Es läßt sich  
voraussehen, daß das Thema auf eine evolutionäre Lösung des Induktions-Prob emes hin-
auslaufen ruß. Diese ist aber noch nicht zur H and.  

Die Fallen des Empirismus und des Rationalismus  

Die Problematik unseres Umgehens mit komplexen Systemen läßt sich nun auf den Punkt  

bringen, wenn man  die Hindernisse untersucht, welche sich aus den alternativen Rahmen-
paradigmen unserer Kultur ableiten. Hier werde ich die für das Thema einschlägigsten zu-
sammenstellen.  
(1) „Die Falle des Empirismus" leitet sich aus dem Umstand ab, daß das Paradigma des  

Empirismus, wie seine Erfolge, auf die Struktur unserer Sinne und angeborenen Anschau-
ungsformen zurückgehen (Riedl 1994). Es sind das kybernetische, iterativ optimierende  

Prozesse. Sie suggerieren die Erwartung, daß wir uns mit dem Wachsen einer Kette lük-
kenlos bestätigter Prognosen einer Befindlichkeit nähern, die wir als den Besitz Empiri-
scher Wahrheit erleben.  

Wir finden uns in dieser Haltung, wie schon Russell bemerkte, in der Lage jenes Huhnes,  

das mit jedem Tag seiner Fütterung seinen Ftitterer mehr für seinen Wohltäter halten muß,  

ohne wissen zu können, daß es gefüttert wird, um in des Wohltäters Suppentopf zu landen.  

Also: Einzelne, auch beliebig lange Reihen von Bestätigungen müssen nicht zur Wahrheit  

führen, sondern auch zu der Paradoxie, den Zusammenbruch der Erwartung am Höhepunkt  
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seiner Überzeugung zu erleben. Das muß sogar für ganze Gebiete unserer Kultur gelten, so-
ferne die Konsequenzen der Erwartungen über das Gebiet der Erfahrung hinausgreifen.  

Derlei wird uns bei der Untersuchung komplexer Systeme immer wieder begegnen. So  

kann die Erwartung von den Segnungen der Atomenergie am Höhepunkt dieser Segnun-
gen in die Katastrophe fallen. Denn es war nicht Sache der Atomphysiker, sich mit Uto-
pien internationaler Atomkriminalität zu befassen. Ebensowenig konnten sich frühe Mis-
sionare die Massenmassaker als Folge entstehender Überbevölkerung ausmalen, da sie  

sich nicht für die Boten Hiobs, sondern für Boten christlicher Nächstenliebe halten muß-
ten. Es ist folglich nicht auszuschließen, daß auch die Wohlfahrtstheorie des Kapitalismus  

am Gipfel der Wohlfahrt in die Katastrophe mündet. Empirischer Wahrheit werden wir uns  

erst dann nähern, wenn das doppelhierarchische Netz unserer Theorien die beobachtbare  

Welt ausreichend deckt, nichts durch ihre Maschen läßt und sich die Prognosen aus ihnen  

widerspruchsfrei bestätigen. Wir werden das in der Übersicht dieses Bandes nicht errei-
chen, wollen aber an  diesen Umstand denken.  
(2) „Die Falle des Rationalismus", wie seine Erfolge, gehen auf die Strukturen unseres  

Sprachdenkens zurück (Riedl 1994). Die Säuberung dieses Sprechens führte, vom Wunsch  

nach Widerspruchsfreiheit beflügelt, zu einem definitorisch extrapolativen Prinzip. Und  

die entstandene Klassische Logik suggeriert die Erwartung, daß erreichte Widerspruchs-
freiheit in Semantik und Syntax zu einer gewissermaßen „inneren", nunmehr Rationalen  

Wahrheit führt.  
Wir befinden uns damit in der Lage von Nachbarinnen des Russell'schen Huhnes, die ver-
einbarlich einen Tag „dann und nur dann" als glücklich definieren, wenn an ihm gefüttert  

wird — und so fort. Oder als Schußfoгmеl: Alle Fütterer sind Wohltäter, Max ist ein Fütte-
rеr, ergo ein Wohltäter. Also: Auch beliebig große, defmitorische und in sich widerspruchs-
freie Systeme können, sollen sie uns das Ve гständпis der realen Welt erleichtern, dieser  

nicht besser entsprechen als die Syntax und Semantik, von welchen sie ausgehen.  

Auch dieses  Problem  wird uns in komplexen Systemen immer wieder begegnen. Vor allem  
im Rahmen des Wunsches, die Zusammenhänge formal und quantitativ zu behandeln.  

Auch ein Mehr des definiert Guten, das zum Besseren führen müßte, soll uns nicht am Hö-
hepunkt des Besten in die Katastrophe führen. Leicht ist es, die Notwendigkeit der Adap-
tierung logischer und mathematischer Algorithmen vorauszusehen, viel schwerer die A rt,  
in der das geschehen muß. So ist auch nicht zu erwarten, daß das in diesem Übe гsichts-
band schon befriedigend geschehen kann, aber wir wollen uns den Irrglauben ersparen zu 
meinen, daß die Welt dort endet, wo es die geläufigen Algorithmen tun, so überraschend 
und verläßlich unsere Mathematik eine Vielfalt der Phänomene dieser Welt auch schon zu 
prognostizieren erlaubt. 
Ich halte dafür, daß wir den Fallen beider Typen am ehesten dann entgehen dürften, wenn 
wir die Fallen des Empirismus mit rationalen Methoden kritisch prüfen und die des Rati o-
nalismus mit empirischen. Bei gefahrvollen Unternehmungen, wie einen Mann auf  den  
Mond zu setzen und ihn wieder heil zurückzubringen, empfiehlt es sich, die empirisch ge-
wonnenen Gravitationsgesetze mathematisch rational geprüft zu haben und die rational 
entwickelten Algorithmen des Bordcomputers empirisch. Ähnliches mag auch fü г  unsere 
Unternehmung gelten. 
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KAPITEL  2  

Um welche Maße geht es? 
Peter Kotauczek*  

Wovon reden wir, wenn wir von Wachstum reden?  
Wir reden von Beobachtungen und Messungen, die uns zeigen, daß ein Zustand im Wach-
sen ist. Von der Art  des Beobachteten hängt es ab, ob wir das Wachstum als positiv oder  

negativ werten. Dabei spielt unsere evolutionäre Ausstattung im Denken ebenso eine Rolle  

wie unsere Kulturtraditionen und unsere Welt anschauung. Dazu kommt, daß unser Wahr-
nehтипgsvermögen für Wachstumsphänomene denkbar schlecht adaptiert ist; insbeson-
ders dann, wenn Wachstum sich in der Zunahme von Parametern manifestiert, für die wir  

keine Sinnesorgane haben. In solchen Fallen kann Wachstum nur über logische Schlußfol-
gerungen aus indirekt wahrgenommenen Beobachtungen abgeleitet werden. Der Mangel  

an direkter Wahrnehmungsfähigkeit von Wachstum scheint mir eine wesentliche Ursache  

unerwünschten Wachstums zu sein.  
Wie schon in Kapitel 1 erwähnt, ist für die Feststellung, ob Wachstum vorliegt, zweierlei  

notwendig: die Messung von Variablen und die Feststellung von Zeitreihen. Wachstum  

heißt in seiner allgemeinsten Bedeutung, daß eine variable Größe mit der Zeit zunimmt.  

Meist ist aber nicht eine  Variable  maßgeblich, sondern ein Bündel von Variablen, die sich  

nicht gleichmäßig ändern. Es kommt sehr oft vor, daß einige Variablen sogar abnehmen,  

obwohl wir, bezogen auf das Gesamtphänomen, von Wachstum sprechen.  

In ökologischen Systemen sind immer sehr große Mengen von Variablen meßbar. Die  

Zeitreihen, die gemessen werden, können sehr o ft  als Funktionen dargestellt werden.  
Wenn wir eine Funktion erkannt haben, neigen wir dazu, zu glauben, wir hätten ein „Ge-
setz" entdeckt. Dabei vergessen wir regelmäßig, daß schon der nächste Meßwert das Ge-
setz falsifizieren könnte. Dies hat Popper klar erkannt, haben Ri еdl/Ackermann/Huber  
(1991) empirisch nachgewiesen. Wir sollten daher immer sehr vorsichtig sein, aus einer  

endlichen Anzahl von Meßbeobachtungen endgültige Schlüsse zu ziehen. So kann sich ein  
als positives Wachstum eingestuftes Phänomen plötzlich als negativ für die Welt heraus-
stellen und umgekehrt. Scheinbar sichere Korrelationen können sich als reine Zufälligkei-
ten erweisen.  
Ist es also sehr prob ematisch, Zeitreihen von Einzelvariablen als Beleg für Wachstum per  

se heranzuziehen, so zeigt sich immer deutlicher, daß die Betrachtung von Mustern oder  

auch „biologischen Feldern", die aus sehr vielen Variablen bestehen, von unserem Welt-
bildapparat zu viel besseren Interpretationen führen könnten (Fischer 1994). Fehler in der  

Beobachtung einzelner Variablen wirken sich bei dieser Methode viel weniger auf die  

Richtigkeit der Schlußfolgerung aus, als bei der spezialisierten „wissenschaftlichen" Me- 

* Peter Kotauczek ist Unternehmer, Maler, Systemtheoretiker, 1939 in Wien geboren, Studium des 
Maschinenbaus, Informatik bei IBM, Gründer und Direktor der Fa. BEKO (Betriebskoordination) 
Software-Produktion, Aufbau einer eigenen Forschungsstelle. 
Zugang zum Thema über Studien und berufliche Anwendung von formaler Logik, Informationstheo-

rie, fuzzy logic und systemanalytik, die Aufgabe „Realität" abzubilden, die Beziehung zwischen Iko-
nologie und Naturwissenschaften und deren Auseinandersetzung mit dem Komplexitiitsprobl em.  Da-
zu Fachpuff ikationen und die Mitwirkung an einschlägigen Büchern. 

27  



thode der Beobachtung. Leider hat die Methode der Musterbeobachtung („pa ttern recogni-
tion”) erst eine sehr junge Tradition in der Wissenschaft, weil sie ohne leistungsstarke  

Computer und hochentwickelte Matrizenrechnung nicht vollziehbar ist.  

Eine zweite Neuerung im Methodendiskurs der jüngsten Zeit ist die Verlagerung des Inter-
esses von den Funktionen zu den Algorithmen. Die Funktionen gaben dem Wissenschaft-
ler ein Gefiihl der Gottähnlichkeit. Hatte er einmal eine Funktion definiert, konnte er belie-
big jede Entwicklung der Variablen in die Zukunft und in die Vergangenheit errechnen. So  

ist es erklärlich, daß Funktionen als die Grundlage der exakten Wissenschaften schlechthin  

galten und leider noch gelten, obwohl sie nur für sehr idealisierte Vorgänge definierbar  

sind. Noch immer steht die Wissenschaft im Banne von Leibnitz und Newton und sucht  
fieberhaft nach Formeln zur Erklärung der Phänomene.  

In aller Stille sickert aber die Erkenntnis ein, daß Algorithmen (logische Vorgangsanweisun-
gen) eis viel besseres Mi ttel der Wirklichkeitsdarstellung sind. Diese Änderung im wissen-
schaftlichen Denken ist ebenfalls eng mit der Entwicklung der Informationswissenschaften  

verbunden. Ein Algorithmus entwickelt eine Historie und ist für die Zukunft offen. Er kann  

Entwicklungssprünge und Verknüpfungen besser abbilden als eine Schar von Funktionen.  

Und der Algorithmus kann, und das erscheint mir die wichtigste Eigenschaft zu sein, Muster  

von Variablen und deren Veränderungen nach der Zeit wie einen „Film" darstellen.  

Gelingt es uns, „gute" und „böse" Wachstums-„Filme” zu definieren, und das fällt jedem  

Menschen leichter, als Formeln zu postulieren, dann könnten wir gemessene Variablen und  

deren individuelle Änderungen in Cluster zusammenfassen und die entstehenden Muster  

bewerten. Die Muster könnten wir nach ihrer Geordnetheit im Sinne ihrer Übereinstim-
mung mit unserer Auffassung von einer „guten" Diagnose reihen und  den  Grad der Ober-
einstimmung als Negentropie-Gehalt auffassen. Je weiter der Zustand vom wünschens-
werten Muster abweicht, desto größer wird die Entropie. So könnte die Entropie, bzw. de-
ren Mangel, ausgedrückt als Negentropie, ein Maß für die Erwünschtheit von gemessenen  

Zustandsänderungen (Wachstum) eingefiihrt werden.  

Was heißt messen?  
„,Messen` (gemeingerm.): das quantitative Verhältnis einer physikalischen Größe zur z и-
gehörigen Maßeinheit bestimmen; allgemeiner: einer Eigenschaft (Meßgröße) eines Ge-
genstandes (Meßobjektes) durch Vergleich mit einer geordneten Menge gleichartiger Ei-
genschaften einen Meßwert zuordnen. Lassen sich die Elemente der Vergleichsmenge als  

Reihe anordnen, so kann man sie durch Zahlen benennen. Vergleichsmengen und Ver-
gleichsverfahren definieren die Meßgröß е  (Maßsystem), während der durch den Vergleich  
ermittelte Ort innerhalb der geordneten Menge den Meßwert ergibt. Die Vergleichsmenge  

kann verkörpert (z. В . Farbtafel zur Bestimmung eines Farbtons, Gewichtssatz zur Mes-
sung der Masse) oder durch eine Vorschrift herstellbar sein (z. В . Stimmvorschrift für ein  
Klavier). Oft  ist ein bestimmtes Element (z. В . Kammerton a, Nullpunkt der Temperatur-
skala) vor  den  anderen ausgezeichnet, vor allem dann, wenn die Elemente der Vergleichs-
menge durch Teilen und Zusammensetzen aus einem Grundelement erzeugbar sind (MaB-
einheiten von additiven Größen, zu denen z. В . Länge und Kraft, aber nicht die Temperatur  
gehören). Der Vergleich kann unmittelbar mit  den  Sinnesorganen (z. В . Helligkeitsmes-
sung mit dem Fettfleckphotometer) oder mittelbar unter Zwischenschaltung eines geeigne-
ten Gerätes durchgeführt werden (z. В . Waage zum Massenvergleich; unmittelbar wird nur  

die Koinzidenz des Zeigers der Waage mit der Gleichgewichtsmarkierung festgestellt).  
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Das mittelbare Verfahren muß gewählt werden, wenn der unmittelbare Vergleich zu unge-
nau, nicht objektiv oder nicht reproduzierbar ist (z. B. Gewichtsvergleich durch Schwere-
ge(ihl)." (Brockhaus Enzyklopädie 1972)  

Das obige Zitat zeigt die übliche A rt  des Verständnisses über den Begriff des lessens. Für  

einfache Objekte der Erkenntnis mag diese Auffassung ausreichen. Zur Beurteilung kom-
plехerer Sachverhalte reicht sie sicherlich nicht aus. Sie muß erweitert und tiefer struktu-
riert werden.  

Eindimensionale Maße  
Die „normalen" Maße sind immer eindimensional. Dem Gegenstand, den wir messen wol-
len, wird ein einziges Attribut beigemessen, wie z. B. die Länge, das Gewicht, der Preis,  
und dieses wird mit einem geeichten, definierten Referenzmaß verglichen. Das Verhältnis  

zwischen den beiden Vergleichsgrößen nennen wir laB. Wachstum ist in diesem Sinne die  

Zunahme des Maßes eines Attributs in einer bestimmten Zeitspanne.  

Wir können nur dann von Wachstum sprechen, wenn mindestens ein Attribut des unter-
suchten Objekts in seiner Größe zunimmt. Das untersuchte Objekt muß aber keineswegs  

ein körperlicher Gegenstand sein, sondem es kann sich durchaus auch um ein Abstraktum  

wie eine Menge oder einen Prozeß handeln. So kann die Anzahl einer Menge von Dingen  

genauso wachsen wie der Stoffstrom durch eine Zellmembran. In vielen Fällen des prakti-
schen Lebens im Alltag reicht das Prinzip der eindimensionalen Messung aus. Ob ein Kind  

wächst, ist durch periodisches Messen seiner Körpergröße ausreichend bestimmbar. Will  

man jedoch das Wachstum der Umweltbelastung einer Region feststellen, versagt die ein-
dimensionale Messung meist vollständig.  
Wenn ein Untersuchungsgegenstand mit einem Attribut nicht ausreichend beschreibbar ist,  

was immer von der Verwendung der Meßergebnisse abhängt, dann müssen weitere A ttri-
bute zur Messung gefunden werden. Alle anderen möglichen, aber nicht gemessenen A ttri-
bute werden von uns unbewußt als konstant angenommen. Diese Annahme wird von unse-
rem angeborenen Weltbildapparat erzwungen und kann daher nur mit einer trainierten, be-
wußten Willensanstrengung durchbrochen werden.  

Mehrdimensionale Maße  
Werden mehrere Meßverfahren auf ein und denselben Gegenstand angewandt, erhält man  

eine Gruppe zusammengehöriger McBdaten, die gemeinsam den Zustand des Objekts zum  

Zeitpunkt der Messung beschreiben. Bei schnell veränderlichen Objekten führt die Syn-
chronbedingung oft zu enormen praktischen Problemen. Diese können durch Rückrech-
nung der Maße auf einen gemeinsamen Referenzzeitpunkt gelöst werden.  

Man  kann sich die zusammengehörigen Maße als Koordinaten in einem gedachten mehr-
dimensionalen Raum denken, so daß jeder Gruppe von Meßergebnissen ein Punkt in die-
sem Raum zugeordnet ist. Man spricht dann von einem Zustandsraum. Dabei ist es von  

großer Wichtigkeit, sich daran zu erinnern, daß alle Dimensionen in dem gedachten Vek-
torraum Maßskalen entsprechen, die sich auf ein und dasselbe Objekt beziehen. So ist bei-
spielsweise ein Rechteck durch zwei Maße defmiert: die Höhe und die Breite. Alle ande-
ren Informationen wie Rechter Winkel, Gerade als Begrenzung, dichte Flächendeckung  

durch Punkte, scharfe Begrenzung, Schichtdicke Null, Liniendicke Null, ideale Ebene und  

viele andere Grundannahmen stecken in der durch Tradition festgelegten Begriffsverwen-
dung (vgl. Riedl 1987). Will man nun feststellen, ob ein Rechteck Wachstum aufweist,  
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kommt man in ein Dilemma: ohne willkürliche Festlegung einer Definition des Wachs-
tums ist dieses nicht eindeutig feststellbar! M an  könnte das Wachstum durch das Messen 
der Länge, der Breite, dem Produkt aus Länge mal Breite, der Differenz zwischen L ange 
und Breite, dem Mittelwert der beiden Maße und deren Quotient definieren, m an  käme im-
mer wieder zu unterschiedlichen Ergebnissen in der Beantwortung der Frage nach dem 
Wachstum des untersuchten Objektes. 
Natürlich hat sich für einfache Systeme wie das Rechteck eine „usability" in der umgangs-
sprachlichen logischen Behandlung der Fragestellung „wächst das Objekt?" herausgebil-
det, es ist aber darauf hinzuweisen, daß die übliche Festlegung für die Größe des Objektes 
„Rechteck" auf das Produkt aus Länge mal Breite als Kriterium der Größe nur ein Ergeb-
nis tradierter Verhaltensweisen darstellt. Will man zum Beispiel einen Roboter mehrere 
Rechtecke nach Größe sortieren lassen, indem man ihm aufträgt, sie durch eine enge Öff-
nung zu schieben (das sogenannte Möbelp асkеrproblem), dann wird er ganz eindeutig 
nach der Lange der kleineren Seite sortieren, ohne auf die Fläche zu achten. 
In komplexeren Systemen der Ökologie ist nie bekannt, wie viele maBliche Dimensionen 
ausreichend wären. Die Anzahl der Dimensionen richtet sich einfach nach den technischen 
Möglichkeiten des Standes der Meßtechnik und nach  den  vorhandenen Budgets an Zeit 
und Geld. 
Trotzdem sind Zustandsräume mit mehreren hundert Dimensionen an der Tagesordnung 
und werden zwanglos miteinander verglichen und als Nachweis eines behaupteten Wachs-
tums herangezogen, ohne auf die A rt  und Weise hinzuweisen, wie der Zustandsraum im 
einzelnen strukturiert wurde. Hier wäre anzusetzen, wenn die Wissenschaft weiter An-
spruch auf Glaubwürdigkeit in Wachstumsfragen erheben möchte. 

Maß -Cluster  
Nicht immer ist es möglich, zu erkennen, ob ein wichtiges Maß direkt zum betrachteten 
Objekt gehört. Trotzdem kann es wichtig sein, das betreffende Maß irgendwie dem Objekt 
zuzuordnen. Dies kommt immer dann vor, wenn das Objekt ein Prozeß ist oder es sich um 
selbstreferenzielle Meßergebnisse handelt. Zum Beispiel gibt es bei der Feststellung des 
Bevölkerungswachstums, das theoretisch ein eindimensionales Maß ist, weil es nämlich 
die аbzählbare Anzahl der Menschen zu einem bestimmten Zeitpunkt als Grundlage hat, 
das Problem, daß es unmöglich ist, die Zahl der Population zu einem Zeit-Punkt festzustel-
len, weil die Zählung oft Jahre dauert. Da man Korrekturmaße einführen muß, die sich auf 
den  Zählvorgang beziehen, bringt man neue Dimensionen in den Zustandsraum hinein, die 
die strenge Eindimensionalität durchbrechen. Da sich diese Maße aber auch nicht unmit-
telbar auf das Untersuchungsobjekt beziehen, also auf  den  gezählten Menschen, sondem 
auf das Zählsystem selbst, kann m an  im strengen Sinne nicht mehr von einem mehrdimen-
sionalen Maß für ein System ausgehen, sondern ruß man in diesem Falle von einem Maß-
Cluster sprechen. 
Ein Maß-Cluster ist daher eine Anzahl von Meßergebnissen, die zwar an verschiedenen 
Meßobjekten ermittelt wurden, die aber in einem thematischen Zusammenhang stehen. 
Solche Cluster können nicht einfach in einen gedachten Vektorraum eingegliedert werden, 
ohne daß klare Aussagen über die logischen Beziehungen zu den anderen objektzugehöri-
gen Maßen gemacht wurden. 
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Maß-Hierarchien  
Eindimensionale, mehrdimensionale Maße und Maß-Cluster haben eines gemeinsam: Sie  

sind hierarchisch flach, das heißt, sie weisen nur eine Hierarchiestufe auf. Das Maß für die  

Größe eines Rechtecks, wenn man die Größe über die Fläche begreift, ist zweidimensio-
nal. Jedes der zwei Submaße ist direkt mit dem Zielbegriff „Größe" verknüpft. Die Infe-
renzregel ist die Produktbildung der beiden Dimensionen. Anders wäre es, wenn der Ziel-
begriff „Größe der roten Rechtecke" wäre. Dann hinge die hierarchische Gliederung be-
reits von der Definition des „Universe of Discourse" ab, der Grundgesamtheit des unter-
suchten Systems. Sind nur Rechtecke im System zugelassen, die aber verschiedenfarbig  

sein können, dann könnte m an  eine flache Hierarchie mit den drei Dimensionen Länge,  

Breite, Farbe verwenden. M an  hätte dann ein dreidimensionales Maß für die „Größe": je  

röter und flächengrößer das Rechteck, desto „größer". Ein Wachstum könnte dann auch  

durch „röter werden" erzielt werden.  

MaBe sind Begriffen zugeordnet. Sie sind daher hierarchisch einzuordnen. Je grundlegender  

ein Begriff besetzt ist, desto tiefer und eindeutiger ist das zugehörige Maß. So sind physika-
lische Grundmaße wie Anzahl, Masse, Entfernung und Zeit in der untersten Hierarchieebe-
ne angesiedelt. Begriffe wie Energie, Kraft, Geschwindigkeit u. ä. sind aus einfacheren Be-
griffen zuammengesetzt und daher in einer höheren Hierarchieebene angesiedelt. Noch hö-
her sind fachübergreifende Maße, wie Produktionsziffern oder Populationsgrößen, einzustu-
fen, und  Meta-MaBe sind in der obersten Hierarchieebene den Zielbegriffen zugeordnet.  

„Wachstum" als Phänotyp kann nur mit einem  Meta-MaB dargestellt werden.  
Die Begriffsverwendung ist ein essentielles Thema für alle Meßvorgänge. Jede Änderung  

der Verwendung des Begriffs für ein meßbares Phänomen zieht unweigerlich eine adäqua-
te Änderung des Meßverfahrens nach sich. Wenn zum Beispiel die Größe eines Menschen  

nicht mehr in der Höhe des auf den Fersen stehenden Körpers ausgedrückt würde, sondern  

in  der Druckauflage der von ihm verfaßten Bücher, oder des ihm gehörigen Geldvermö-
gens bzw. der Volumensverdгängung seines Körpers, dann wären jeweils andere Meßver-
fahren notwendig, die jeweils andere Wachstumsraten für den gleichen Menschen ergeben  

würden, obgleich jede Messung für sich seriös wissenschaftlich begr бndbar ist. Es ist da-
her evident, daß Begriff und Messung untrennbar verbunden sind und nicht jeweils für  

sich verwendet werden dürfen.  

Die Attributcharakteristik ist eine wichtige Information über die A rt  der Eigenschaft, die es  
beschreibt. Grundsätzlich lassen sich alle Attribute auf zwei Klassen zurückführen: Höhe  

und Güte. Die Höhe ist eine Quantität in der Höhe der Zahl gemessen, die der Einheit bei-
gegeben ist. Die Güte ist ein laß für alle qualitativen Eigenschaften, die sich nicht direkt  

durch Zahlenwerte ausdrücken lassen. So wäre die Attributzuweisung zur Wasserqualität:  

„sehr gut" eine Gütekategorie, die Angabe der Wassergüte auf einer numerischen Skala ei-
ne Höhenangabe. Immer wenn es eine Maßeinheit, ein Meßverfahren gibt, sind die Attri-
bute Höhenangaben. Liegt nur eine begriffliche Attributbeschreibung vor, ist m an  auf Gü-
tewerte angewiesen, die in Zugehörigkeitsklassen im Sinne der Fuzzy-Logik verwandelt  

werden müssen, um sie berechenbar zu machen (vgl. McNeill/Freiberger 1993).  

Um mehrere unabhängige Maße logisch zu verknüpfen, braucht man die Methode der In-
ferenz im Modus Ponens. Dieser postuliert: Wenn eine bestimmte Voraussetzung gegeben  

ist, tritt eine bestimmte Folge ein. Dabei ist aber die Voraussetzung keineswegs die Ursa-
che der Folgerung, sondern nur die logisch notwendige Bedingung. Die klassiche Logik  

fordert, daß der Antezedent (so nennt m an  den Bedingungsteil im Modus Ponens) absolut  
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exakt gegeben sein muß, um die Schlußfolgerung zuzulassen (Tertium non datur, der Satz  

vom ausgeschlossenen Dritten). Dies alles gilt jedoch nur unter den Bedingungen der  

Identität und der Konstanz.  

Unsichere Maße, Vagheit  
Unsicherheiten aus dem Messen entstehen durch unerkannte Meßfehler, unklare Abgrenz-
barkeit des Objektes, Heterogenität der Tessellation (Zusammensetzung aus Modulen)  

durch die Elemente der Unterstruktur, unbekannte Lakunarität (Löchrigkeit) innerhalb des  

gemessenen Objektes, durch die Einwirkung des Multisensorproblems, Vagheit von Defi-
nitionen und vieles andere.  
Direkt ermittelte Maße liegen dann vor, wenn das Untersuchungsobjekt unmittelbar einer  

Messung zugänglich ist, oft ist das aber nicht der Fall, wie beispielsweise bei soziologi-
schen Messungen, wo Meinungen oder Vorstellungen über das Erkenntnisobjekt durch Be-
fragungstechniken ermittelt werden, hier erhält m an  abgeleitete MaBe. Dann sind die Meß-
ergebnisse vage oder „weiche" Maße. Dies ist insbesondere bei Tessellations-Phänomenen  

wie Schadstoffverteilungen über größere Regionen mit heterogener Topologie der Fall, wo  

scheinbar exakte Meßergebnisse an  Einzelstellen zu stark verfälschten Resultaten an  ande-
ren Punkten führen können.Unter Tesselation versteht man das Unterteilen größerer Berei-
che in kleine  Module,  für die dann das jeweilige Meßergebnis genauer ermittelt werden  

kann. Setzt man dann die Module mosaikartig zusammen, erhebt sich die Frage, wie man  

die Übergänge der punktuellen Messung den einzelnen Bereichspunkten zuordnen kann.  

Da die Meßgenauigkeit in ihrer Maßstäblichkeit und Zeitlichkeit beschränkt ist, sind unbe-
dingt Toleranzangaben für jedes Meßverfahren festzuhalten und bei der Vektorbildung zu  

berücksichtigen, weil sonst die Gefahr besteht, Scheinwachstum durch Toleranzaddition  

zu diagnostizieren. In der McBtheorie wird unter einem Vektor jenes Bündel an Meßergeb-
nissen und dazugehörigen Meßmethoden verstanden, das einem Untersuchungsgegen-
stand zugeordnet ist, dabei bildet sich die Methodik in der Dimension und der Meßbefund  

im gedachten Abstand vom Ursprung (Nullpunkt) ab. Auf diese Weise entstehen multidi-
mensionale Vektoren und Zustandsräume, die rechnerisch sehr gut zu verarbeiten, aber  

sinnlich sehr schwer vorstellbar sind.  
Die logische Verknüpfung verschiedener Maße erfordert die Normalisation der McBwerte  

auf das Einheitsintervall [0,1], um die verschiedenen G гößenvеrhältпisse aufeinander ab-
zustimmen.  Die  Normalisation ist ein mathematischer Kunstgriff, der die großen Skalen-
unterschiede in Befunden über natürliche Systeme vereinheitlicht. Die Gewichtung der  

einzelnen Parameter kann über die Inferenzregel erfolgen und ist, wenn diese fachüber-
greifend ist, durch ein AuBerstreitstellungsverfahren zwischen den wissenschaftlichen Fä-
chern zu ergänzen.  

Meta-Maße  
Meta-Maße bewirken eine Verdichtung von Information durch Defuzzifikation. Darunter  

versteht man das logische Zusammenführen einer Menge von an sich disjunkten Informa-
tionen, die aber logisch zusanirnengehören, unter einen einzelnen Überbegriff, der mit den  

hierarchischen Unterbegriffen durch klar definierte Inferenzen verknüpft ist. Dabei können  

beliebig viele Ebenen rekursiv eingeführt werden. Metamaße sind keine Maße im engeren  

Sinn, sondern logische Konstrukte aus Meßvorgängen und Schlüssen.  

Die meisten realen dynamischen Systeme entsprechen, wenn sie überhaupt beinflußbar  
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sind, dem Modell eines multiparametrischen Steuerkreises. Dieser unterscheidet sich we-
sentlich von der gängigen Vorstellung des rückgekoppelten Regelkreises, wie er in  den 
Lehrbüchern dargestellt wird. Der Steuerkreis berücksichtigt die Tatsache, daß in realen 
Systemen keine Rückkehr zu einem früheren Zustand möglich ist. Außerdem gibt es keine 
Gleichzeitigkeit zwischen Messung und Eingriff in das System. Darüber hinaus interagie-
ren die Parameter zwischen Messung und Eingriff, so daß der Meßwert immer nur nähe-
ruпgsweise für den steuemden Eingriff maßgeblich sein kann. Komplexe Systeme können 
daher nur über Meta-Maße in  Verbindung mit linguistischen Inferenzregeln gesteuert wer-
den. Allerdings ist das den Menschen nicht bewußt, weil die Erfolge der Wissenschaft und 
Technik bei genügend standardisierten Systemen eine trügerische Machbarkeitsillusion er-
wecken. Meta-Maße sind wahrscheinlich das einzige Mittel, in einer demokratischen Ge-
sellschaft Verständnis fUr notwendige Entscheidungen zu schaffen,  die in  ihrer Qualität 
über reine Durchsetzungsstrategien eigenständiger wissenschaftlicher Fachmeinungen 
hinausgehen.  
Eine denkbare Vorgangsweise könnte sein: Maße und Interpretation sowie Normalisierung 
([0,1]) werden von  den  Fachwissenschaften erstellt, Inferenzen mit fachfremden Maßen 
werden von Inferenz-Komittees an  einer anerkannten Institution (Lo renz Institut, Joan-
neum, Seibersdorf, BA.f. Statistik o. ä.) ausgehandelt und mit regelmäßiger Veröffentli-
chung und Kritik (im Sinne Poppers) etabliert. Das Begriffshierarchie-Gerüst etwa nach 
dem REВUS-Verfahren müßte von politisch durchsetzungsfähigen Institutionen getragen 
werden. Immerhin ist in jedes  Meta-MaB implizit ein bestimmtes Weltbild integriert, das 
bewußt diskutiert und immer wieder dem Erkenntnisfortschritt angepaßt werden muß. 
Dies ist beileibe keine utopische Forderung, sondern wird im Wirtschaftsbereich seit vie-
len Jahren (z. В . Ermittlung des Wirtschaftwachstums) weltweit so gehandhabt. 
Ein weiteres stark vereinfachtes Beispiel für ein Meta-Maß stellt die Messung der Inflation 
dar. Dort  werden verschiedene Preisentwicklungen, die aus verschiedenen Bereichen der 
Wirtschaft stammen und die nicht linear verknüpft werden können, unabhängig gemessen 
und in einem „Warenkorb" verdichtet (defuzzifiziert). Damit entsteht schließlich ein Meß-
wert für den Oberbegriff „Inflation". Ein anderes Beispiel ware  das Maß für den Begriff 
„Gewässergüte". Hier verdichtet man die verschiedenen Einzelmessungen in sogenannte 
Güteklassen, w as  ein sehr unscharfes, aber allgemein akzeptiertes Verfahren darstellt. 
Für die Frage nach den Ursachen des Wachstums ist die Feststellung, ob überhaupt  Wachs-
turn  vorliegt, von ausschlaggebender Bedeutung. 
Die Entwicklung geeigneter leta-MaBe könnte sich als eine unabdingbare Vorbedingung 
für jede sinnvolle öffentliche Diskussion und Willensbildung erweisen. Versuche, formal-
logische Systeme von Rahmenmodellen und Metamodellen zur Modellierung natürlicher 
Systeme durch formalisierte Theorien zu schaffen, müssen gemacht werden und wären 
wünschenswert, stoßen aber auf fast unüberwindliche Schwierigkeiten. 
Allerdings haben sich im Laufe der menschlichen Geschichte zwei Maßsysteme herausge-
bildet,  die  durchaus Chancen hätten, brauchbare Meta-Maße fUr  die  Frage nach den Ursa-
chen des Wachstums zu werden: Negentropie und Geld. Letzteres als Hilfsmaß für  die  Neg-
entropievermutung, das heißt jener Größe der in einem Gut steckenden unsichtbaren Ord-
nung (Negentropie), die vom Markt in dem Gut vermutet und daher honoriert wird. Je höher 
die Negentropievermutung, desto höher der We rt  des Gutes ausgedrückt in Geldeinheiten. 
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Negentropie  
Boltzmann legte den Grundstock. Er erkannte als erster, daß die Entropie, wie sie Clausius 
definierte, nämlich als jenen Betrag der Veränderung der freien Energie bezogen auf die 
absolute Temperatur des Systems, nicht die einzig mögliche sei. Er sah die Clausius-Entro-
pie als eine „makroökonomische" Zusammenfassung von vielen, auf tieferen Schichten 
ablaufenden Prozessen. Das Ergebnis se iner Überlegungen ist bekannt: 

Entropie = k log W 

wobei „k" die berühmte Boltzmann-Konstante = 3,2983 x 10 — 24 cal/°C ist. 
„W" ist für  Boltzmann  ein MaB für die Wahrscheinlichkeit von Mikrozuständen der G as-
moleküle. 
An dieser Stelle setzte Schröding еrs Überlegung an . Er postuliert, daß Ordnung der Rezi-
prokwert der Unordnung sei. D ann setzte er Boltzmanns Wahrscheinlichkeitsfunktion 
„W" mit dem Äquivalent „Unordnung" „D" gleich. 
Wenn „D" ein Maß der Unordnung sei, so Schrödinger, dann könne der reziproke We rt  
1/D als ein direktes Maß der Ordnung betrachtet werden. Deshalb schrieb er Boltzmanns 
Gleichung um: 	 — (Entropie) = k log (1/D) 

„Die Entropie ist in Verberdung mit dem negativen Vorzeichen selbst ein Ordnungsmaß" 
(Schrödinger 1987, 129). 
Nach den meisten gültigen Definitionen ist Information mit Ordnung in direktem Zusam-
menhang. Ordnung hat etwas mit Organisation zu tun. Jeder empfindet einen Eiskristall als 
geordnet, als organisiert. Man kann ihn beschreiben. M an  findet in  ihm Klassen von Ei-
genschaften, geometrische Muster, Teilungs-Verhältnisse, Winkel, Symmetrieachsen und  

noch viel mehr Strukturen. Kurz, der Kristall enthält Information. Er enthält die Informa-
tiоп  unabhängig davon, ob sie ein Mensch entdeckt und beschrieben hat oder nicht. Es gibt  

wohl in der Philosophie die Ansicht, daß die Information erst durch die Untersuchung ent-
stünde; im Gehirn des Menschen nämlich, der die Untersuchung vornimmt. Doch diese  

Auffassung würde nur zu einer immer weiteren Aufsplitterung des Informationsbegriffs  

führen, der in einem endlosen Regreß mündet. So reizvoll das für die Philosophie sei  

mag, so wenig ist ein solcher Informationsbegriff für eine Ingenieursdisziplin geeignet.  

Für uns ist Information existent, meßbar und unteilbar. Wenn Information in den Men-
schen gelangt, wird sie zur Informiertheit, zum Wissen, und das ist etwas anderes.  

Stonier stellt in direkter Ableitung aus  den  Überlegungen Schrödingers drei Axiome auf:  
1. Alle organisierten Strukturen enthalten Information, und daraus folgt: Es kann keine or-
ganisierte Struktur geben, die nicht irgendeine Form von Informationen enthält.  

2. Wenn man einem System Information hinzufügt, nimmt das System eine höhere oder  

andere Form der Organisation an .  
3. Ein organisiertes System ist in  der Lage, Informationen freizusetzen oder zu übertragen.  

Information ist eine Größe, die sich in verschiedene Formen verwandeln läßt. Konkretere  

Begriffe wie Ordnung, Muster, Struktur, Organisation, Regelmäßigkeit sind unmittelbar  

sinnlich erfaßbar und verschwinden, wenn Transformations-Prozesse auf sie angewendet  

werden. So ist ein Telefongespräch nach Passieren der Нёгmuschel eindeutig sinnlich er-
kennbar, eine Stufe davor, in  der Leitung, ist die Ton-Struktur nicht vorhanden, die Infor-
mation aber schon.  
Ähnlich ist es mit der Energie, sie ist nicht unmittelbar wahrnehmbar, aber vorhanden. Sie  

34  



manifestiert sich in der unterschiedlichsten A rt  und Weise, zum Beispiel als Wärme. Ener-
gie ist eine Grundeigenschaft des Universums. Sie ist meßbar, wie die Materie, in die sie  
umgewandelt werden kann.  
Wir müssen unser Weltbild erweitern. Wir haben es nicht mit einem bipolaren Grundei-
genschaftssystem des Universums zu tun, sondem mit einem tripolaren:  

Infoпnation  

Energie 	 Materie  

Wenn Energie mit Materie interagiert, entsteht Wärme. Wenn Materie mit Information in-
teragiert, entsteht Struktur. Wenn Energie mit Information interagiert, entsteht strukturierte  

Energie, wie wir sie aus Elektrotechnik und Elektronik kennen. Schrödingers Einführung  

der negativen Entropie — an dieser Stelle sollte darauf hingewiesen werden, daß der in der  

Nachrichtentechnik verwendete Entropie-Begriff dem physikalischen nur metaphorisch  

folgt — hat viele Forscher zu weiteren Erkenntnissen angeregt. Die ingenieursmäßige Wis-
sensverarbeitung baut auf diesem grundlegend erweiterten Weltbild auf.  

Ein wichtiger Beitrag kam durch Ilya Prigogine in die Entropie-Diskussion. Er unterschei-
det in einem offenen System zwischen der Entropieänderung durch die irreversiblen Pr o-
zesse im System und dem Anteil zugeführter Entropie. Dabei kann letztere positiv oder ne-
gativ sein. Oder wie es schon Schrödinger ahnte: Der lebende Organismus nährt sich von  

negativer Entropie.  
Im Jahre 1965 hielt Popper an der Washington Universi ty  seine legendäre Vorlesung „Über  
Wolken und Uhren". Er forderte seine Hörer auf, sich ein Schema von Systemen vorzustel-
len, in dem links eine sehr ungeordnete Wolke steht. Rechts am anderen Ende der Anord-
nung sollten sie eine Pendeluhr setzen, ein Chronometer, als Beispiel einer regelhaften, ge-
ordneten Struktuг, die in hohem Maße voraussagbare Abläufe erkennen läßt.  

Popper zeigt, daß in der Wissenschaftsgeschichte diese beiden Extrempositionen unverein-
bar einander gegenübergestanden sind: die deterministische Position,  die  die Welt als Uhr-
werk sieht, in der alles nach berechenbaren Regeln ab äuft,  die  wir vielleicht nur noch  
nicht kennen, und die indeterministische Position, die alle Systeme der Welt als mehr oder  

weniger scharf geformte Wolken sieht, die letztendlich dem Gesetz des blinden Zufalls un-
terworfen sind. Er stellt diesem Dualismus einen dritten Entwurf entgegen: ein Weltbild, in  

dem die physikalische Welt ein offenes System ist. Glauben die (physikalischen) Determi-
nisten, daß alle Wolken bei genauerer Betrachtung Uhren sind, so sind die Indeterministen  

überzeugt, daß alle Uhren eigentlich Wolken sind. Popper löst diesen Konflikt, indem er  

die Systeme als „offen" ansieht. Offen wofür? Für eine weitere Eigenschaft, die die Wol-
ken- oder Uhrenhaftigkeit der verschiedenen Systeme ausdrückt — Schrödingers Begriff  

der Ordnung — und davon abgeleitet: Information.  

Die Welt der Boltzma-Entropie ist die der Wolken. Gase sind Molekülwolken, die nach  

den Gesetzen der Statistik Ordnung aufweisen, aber nicht auf einer höheren sinnlich wahr-
nehmbaren Ebene. In solchen Wolken ist die Information gering. Dabei darf m an  nicht  
vergessen, daß auf niedrigerer Ebene, auf jener der Moleküle, Atome, Elementarteilchen  

bis hinunter zum Elektronenspin, ebenfalls Information in den Strukturen steckt, die im  

Universum seit dem Urknall aufgebaut wurde. Man hat sich nur offenbar daran gewöhnt,  

diese Informationen nicht mehr als solche zu sehen, weil sie sich nicht mehr sehr verän- 
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dem. Da diese „G тundinformationsbestände" in allen Stoffen unveränderlich gespeichert 
sind, werden sie gewissermaßen herausgekiirzt. Auf diese Weise sind gigantische Informa-
tionsmengen im Universum versteckt. Stonier und aiidere haben errechnet, daß eine Entro-
pieeinheit (1 J/K) ungefähr 10 Bits Information entspricht (Stonier 1991). 
Man  ruß sich das vorstellen: Ein Joule pro Grad Kelvin Entropie entspricht 

100 000 000 000 000 000 000 000 Bits — 
eine Informationsmenge,  die  millionenmal größer ist als  die  gesamte Information, die in 
allen derzeit auf der Welt befindlichen Computem zusammengerechnet abgespeichert ist. 
Allerdings muB an dieser Stelle darauf hingewiesen werden, daß die Äquivalenz nicht als 
Konstante darstellbar ist,  sondem  eine logarithmische Kurve ist. Die obige Äquivalenz gilt 
nur im Bereich hochorganisierter Strukturen. 
Diese Größenordnungen geben ein Gefühl, warum der Einfluß der Information auf die Sy-
steme der klassischen Physik immer übersehen wurde. Weder gab es eine Meßmethodik für 
Informationen, noch hat die Informationsänderung von einigen Megabyte einen meßbaren 
Einfluß auf die physikalischen Zustandsgrößen emes Systems. So konnte es geschehen, daß 
Information  bis heute nicht als dritte Konstituente des Universums angesehen wird und da-
her über philosophische Hintertüren („offenes” System) wieder hereingebracht werden muß. 
Jeder Vorgang im Universum ist daher nicht nur als Änderung des Materie-Energiegefüges 
zu sehen, sondem als Änderung des Materie-Еnеrgie-Informations-Gefüges. 
Die Welt des Lebendigen ist am Gesamtenergieumsatz des Universums nur unmerklich 
beteiligt. Dafür ist der Informationsinhalt und Umsatz in lebenden Systemen höher als im 
gesamten unbelebten Universum. Von  Konrad  Lorenz stammt der Gedanke: das Leben sei 
ein erkenntnisgewinnender Prozeß. 
Und tatsächlich findet der meiste Aufbau von negativer Entropie in lebenden Systemen 
statt. Und dort vor allem nicht nur in den Einzelwesen, sondern in Form von Evolution der 
Gattungen im überindividuellen Bereich. Lo renz und seine Schüler haben klar herausgear-
beitet, daß über evolutionäre Vorgänge sich m assive Bestände an  geordneten Strukturen in 
zahlreichen Schichtungen aufbauen, deren negative Entropie von Generation zu Genera-
tion weitergegeben und erweitert wird. Auf Lorenz geht auch  die  Vorstellung vom angebo-
renen Weltbildapparat zurück,  der  eine der Säulen der evolutionären Erkenntnistheorie ist. 
Außerdem erkannte Lorenz: Jede Erbänderung, die dem Organismus eine neue Möglich-
keit bietet, mit seiner Umwelt fertig zu werden, bedeutet nicht mehr und nicht weniger, als 
daß neue Information über diese Umwelt in das organische System hineingelangt ist. An-
passung ist ein essentiell kognitiver Vorgang (vgl. Lorenz 1977). 
Damit ist aber jeder Systemfortschritt eine Zusammenklumpung von Ordnung, also von 
negativer Entropie. Es ist formal richtig zu behaupten, die Evolution gehe nach den Prinzi-
pien des Zufalls und der Ausmerzung vor, diese Aussage erscheint jedoch als unwahr-
scheinlich, weil die wenigen Milliarden Jahre der Existenz unseres Planeten nicht ausge-
reicht hätten, um die Entstehung höherer Lebewesen und des Menschen aus virusähnli-
chen Vor-Lebewesen auf diesem Wege zu ermöglichen (vgl. Lo renz 1977). 
Es тиß also in jeder Stufe der Evolution auf „Vor"-Information zurückgegriffen werden. 
Das, was  Lorenz als „Fulguration" bezeichnete, entsteht offensichtlich dann, wenn genü-
gend große Blöcke von mit sehr großen Informationsmengen ausgestatteten Materie-Ener-
gie-Strukturen zur Interaktion kommen und damit selbst wieder einen eigenen Informa-
tionsbestand begründen. Dabei kommt es nicht darauf an , ob wir diese Strukturen als le-
bendig, individuell oder als Mengenphänomen wahrnehmen. 
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Geld 
Der Begriff „Wachstum" ist in die Kritik geraten. War er bis vor kurzem einschränkungslos 
positiv besetzt, wird er zunehmend als potentiell zerstörerisch empfunden. Das ist genauso 
falsch wie die Wachstumseuphorie. Es wäre wichtig, eme Gesetzmäßigkeit zu definieren, 
die „gutes" von „schlechtem" Wachstum unterscheidet. Der Boltzmann-Schrödinger-An-
satz über die negative Entropie scheint der vemünftigste zu sein (Schrödinger 1987). 
Man  könnte postulieren: 
i) Jedes Wachstum, das einen Zugewinn an  negativer Entropie bewirkt, ist positiv. 
ii) Bei konkurrierenden „Wachstümem" sollte jenem der Vorzug gegeben werden, bei 
dem der höhere Neg-Entropie-Betrag entsteht. 
iii) Es gilt immer die gesamte Entropieveränderung in einem System im Sinne Prigogines 
(Prigogine/Stengers 1990). 
Die Schwierigkeit in der praktischen Anwendung obiger Postulate wird sein, daß noch 
kein entwickeltes System an Meßmethodik für Entropie besteht. Lediglich in der Thermo-
dynamik existieren verläßliche Theorien über das Messen von Entropieänderungen. Eine 
„Entropiebuchhaltung" für die wichtigsten industriellen und wirtschaftlichen Prozesse auf-
zubauen, könnte  eme  lohnende wissenschaftliche Aufgabe sein, weil sie viele Mißent-
wicklungen verhindern oder wenigstens abschwächen könnte. 
Das enorme Größenverhältnis zwischen Information (in den von uns derzeit benutzten 
Größen) und deren äquivalenten Energie- und Materieänderungen läßt erahnen, welche 
Reserven an  Negentropiewachstum möglich und notwendig wäre, um unsere derzeitige 
Weltwirtschaft auf ökologische Effizienz umzustellen. 
Friedrich von Hayek hat immer wieder auf die Wichtigkeit von Information in wirtschaft-
lichen Prozessen hingewiesen, und daß die materiebezogenen Geld-Deckungs-Theorien 
zu kurz greifen. Inzwischen hat die Volkswirtschaftslehre längst erkannt, daß Information 
neben den anderen Produktionsfaktoren eine zunehmend wichtige Rolle spielt. Auch als 
Währungsdeckung spielt der Faktor Informa tion eine immer größere Rolle. Allerdings 
vorerst nur in impliziter Form. 
Die Negentropie (Informa tion) als Geld-Deckungs-Faktor wäre eine reizvolle Idee, zur 
Organisation einer ökologisch orientierten Wirtschaft. Allerdings müßte seitens der Wis-
senschaft dem Begriff der Entropie ein wesentlich höherer Stellenwert eingeräumt werden 
als bisher und das so festgefugte dipolare  Weltbild der Materie-Energie-Welt auf ein tripo-
lares Universum aus Materie-Energie-Information erweitert werden. 
Das Maßsystem „Geld" hat sich weltweit für wirtschaftliche Prozesse durchgesetzt. Um 
soziale Systeme wie Firmen, Gemeinden und Staaten in ihrer Dynamik zu beschreiben, 
kommt man  um Geldmaße nicht herum. Was  die Negentropie für Ordnungsänderungen ist, 
ist das Geld für Wertänderungen. Beide sind allerdings nur verwendbar über Begriffe. Be-
griffe teilen die denk- und wahrnehmbare Welt in Objekte der Erkenntnis. Allerdings sind 
Begriffe nie klar definierbar im Sinne einer formalen Logik. 
„Es ist ein ausgesprochen schwieriges, um nicht zu sagen hoffnungsloses Unterfangen, be-
schreiben zu wollen, mit welchen Methoden Menschen im Alltag mit ihrer Umwelt zu-
rechtkonvmen und welche Rolle der Gebrauch natürlicher Sprachen dabei spielt. Nach-
weislich differieren diese Methoden erheblich von jenen, die von der klassischen Logik 
oder der mathematischen Wahrscheinlichkeitstheorie beschrieben werden. Sowohl die 
konzeptuellen Rahmen, die der Bildung von Systemen, von Vermutungen und Hypothesen 
außerhalb des Bereiches wissenschaftlicher Theoriebildung unterliegen, als auch die Ver- 
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änderungen des Vertrauens in Vermutungen als Resultat individueller Erfahrung sind in  ei-
ner evolutionären Theorie kognitiver Mechanismen beschreibbar und erklärbar." (Dieses 
Zitat stammt aus einer nichtveröffentlichten Studie von Peter Krall.) 
Der Meinungsäußerung ist lediglich hinzuzufügen, daB sich auch im wissenschaftlichen 
Bereich die Klarheit der Begriffsdefinitionen in ihrer Einhelligkeit und Eindeutigkeit in 
Grenzen hält. 
Es wäre daher zu erwägen, die Erfahrungen der Betriebswirtschaftslehre im Umgang mit 
unklaren Geschäftsfällen zu beherzigen und eine A rt  von Begriffs- und Bewertungsbuch-
haltung zu versuchen. Ein Weg von vielen sei nun vorgestellt: 

REBUS-Perzeptron (REBUS = Rekursive begriffsuntergliedernde Semantik) 
Unter einem Perzeptron versteht die Literatur eine kybernetische logische „Maschine", 
durch die über Schlußfolgerungsketten indirekte Wahrnehmungen (Beobachtungen, Mes-
sungen) in sogenannte „Sympathievektoren" verwandelt werden, die eine Aussage über 
die „Neigung" des Perzeptrons darstellen, eine Aussage zum angegebenen Grad als zutref-
fend zu erachten. REBUS ist ein begriffsorientiertes, computerbasiertes Unterstützungs-
system aus der wirtschaftlichen Praxis für Entscheidungsalternativen in komplexen Sy-
stemen. 
Aufgabe des Systems ist, Entscheidungsgrundlagen vorzubereiten und für gegebene Alter-
nativstrategien nach systemischen Prinzipien Handlungsempfehlungen abzugeben. Da in 
Zukunftsentscheidungen mit sehr vielen EinfluBfaktoren zu rechnen ist, die mit unsiche-
ren, ungenauen und vagen Daten unterlegt sind, haben wir uns entschlossen, die Bewer-
tungsmethode nach der Theorie der unscharfen Logik (Fuzzy Logic) zu konzipieren. 
Kennzeichnend für diese Logik ist die Verwendung linguistischer Variablen und des ver-
allgemeinerten Modus ponens. 
Der Grundgedanke von FDSS (Fuzzy Decision Support System) ist die möglichst wirk-
lichkeitsähnliche Abbildung eines komplexen Systems (Ökologischer Zustand einer Re-
gion, Thema, Entscheidungssituation, Handlungsalternative) aus der Sicht eines erfahre-
nen Experten oder Teams (Manager, Wissenschaftler, Praktiker, Nutzer) im Rechner zu 
etablieren. Durch Eingeben der Beobachtungen, Messungen, historischen Daten etc. wird 
die Reaktion des Systems angeregt und aus den Ergebnissen des Verdichtungsprozesses ei-
ne Handlungsempfehlung abgeleitet. Das FDSS trifft also keine Entscheidungen, es unter-
stützt nur die Entscheidungen des verantwortlichen Menschen. Das ist der Unterschied zu 
Fuzzy-Control-Systemen in der Technik. 

Grundlagen 
Jede Sozietät hat eine Strategie, aber nur wenige haben sie systematisch erstellt und expli-
zit formuliert und damit prüf- und anpaßbar gemacht. 
Warum ist das so? Wahrscheinlich deshalb, weil die Entscheidungsgrundlagen im Gegen-
satz zu betriebswirtschaftlichen Geldflüssen nicht in Form einer „Entscheidungs-Buchhal-
tung" erfaßt werden. Ein Decision-Support-System DSS ist nicht zuletzt eine solche Ent-
scheidungs-Buchhaltung,  die  nicht nur die Daten, auf der die Entscheidungen basieren, 
aufzeichnet, sondern auch die meist selbstgewählten Regeln. 
Es gilt daher, solche Regel-Datensysteme zu organisieren, die praxisbezogene, typische 
strategische Situationen abbilden und Empfehlungen auf der Basis festgestellter Daten und 
selbstgewählter Regeln abzugeben. 
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Wir brauchen zur Konstruktion solcher Daten-Regel-Strukturen ein Modell des beobachte-
ten Geschehens. Unser Modell stammt aus der Kybernetik. 
Die klassische Auffassung geht von einem monoparametrischen Modell aus. Im stetigen 
FluB des Systemgeschehens wird ein Parameter physischer oder betriebswirtschaftlicher 
Natur mit irgendeiner A rt  von Sensor erfaßt und einem Steuerungssystem zugefiihrt. Die-
ses bewertet nach festgelegten Regeln den Sensor Input und veranlaBt einen Aktor, auf das 
Systemgeschehen einzuwirken. Zwischen dem Sensor-Input und dem Aktor-Impuls ver-
geht eine bestimmte Zeit, dieses Phänomen wird als Trägheit der Steuerung bezeichnet. 
Der Sensor-Input und der Aktor-Impuls stehen in einem funktionalen Zusammenhang. Die 
Funktion dieses Zusammenhangs kann im einfachsten Fall linear sein, ist aber in der Pra-
xis fast immer nichtlinear. Trotzdem ist das Modell einfach zu rechnen, wenn die Funktion 
bekannt und über die Zeit unveränderlich ist. 
Wesentlich wirklichkeitsnäher ist das Modell des multiparametrischen Steuerungskrei-
ses.Wie die Abbildung zeigt, sind mehrere Sensor-Inputs und Aktor-Outputs gleichzeitig 
vorhanden, und die Steuerung ist eine Black-Box, in der nicht gewährleistet ist, daß ein be-
stimmter Sensor mit einem bestimmten Aktor verknüpft ist. Außerdem ist ersichtlich, daß 
zwischen der Sensor-Abtastung und dem Aktor-Angriff das System strukturelle Verände-
rungen erfährt, daß sich der Prozeß während der Steuerungsträgheit „verwickelt". Es ist 
daher praktisch unmöglich, auf der Basis determinierter Funktionen das System ausrei-
chend zu beschreiben. 
Hier tritt die Fuzzy-Logic auf den Plan. Es ist möglich, für jeden Sensor-Input einen pas-
senden Begriff festzulegen, der geeignet ist, den systemischen Effekt zu charakterisieren. 
Genau das tut der erfahrene Praktiker. Diesem Begriff wird ein Attribut zugewiesen, das 
aussagt, ob es sich um ein qualitativ oder quantitativ meßbares Attribut handelt. Ge-
schmack wäre beispielsweise ein typisch qualitatives Attribut, Temperatur dagegen ein ty-
pisch quantitatives. 
Mehrere Sensor-Inputs können in der nächsten Stufe auf einer höheren Ebene mit einem 
neuen Begriff verknüpft werden, w as  einer Verdichtung des Bedeutungsinhalts gleich-
kommt. Die Verknüpfung erfolgt über eine typische logische Prozedur,  den  Modus Po-
nens. 
„Es gibt keine Logik ohne Schlußfolgerung, und die Haupt-Meta-Regel der Schlußfolge-
rung ist der Modus Ponens." 

Modus Ponens: Nach Zadeh (1985) schreiben wir diese Meta-Regel als Gleichung und 
das ist, historisch gesehen, eine neue Einführung in der Logik. Diese Gleichung ist die 
Grundlage aller Expertensysteme, daher auch aller DSS. 

Fuzzy Modus Ponens: 
(Fuzzy Syllogismus) 
Regel: Wenn „x = P", darin „y = Q" 
Beobachtung:  „x = P*"  
Schlußfolgerung: „y = Q*" 
Der Stem symbolisiert die Unvollkommenheit der Identität zwischen Regel-Element und 
wahrnehmbarer Wirklichkeit, ausgedrUckt als Verletzung des logischen Prinzips des Sat-
zes vom ausgeschlossenen Dritten. 
Der Fuzzy Modus Ponens erlaubt uns, für unsere Entscheidungsfindung „auf den Punkt zu 
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kommen", das heißt jenen Begriff zu finden, an  dem sich unsere strategische Entscheidung  

aufhängt. Dieser Begriff ist es auch, der dann in der Praxis den Schlüssel für Rechtferti-
gungen und Überprüfungen einer getroffenen Entscheidung bildet.  

Wie aus obigem hervorgeht, folgt  der  Entscheidung nicht unmittelbar der Aktor-Output,  
sondem es vollzieht sich ohne Einflußnahme des Entscheidungsträgers ein Auffächerungs-
prozeB, der in der Fuzzy-Logic als Fuzzifizie гung bekannt ist.  
Unsere Erfahrungen mit bisherigen Projekten haben gezeigt, daß es unabdingbar ist, eigene  

Begriffe und zugehörige Fuzzy-Rules zu definieren und für eine leichte standardisierte An-
passungsmöglichkeit an  das reale Systemverhalten zu sorgen, weil Expertensysteme dieser  

Art  extrem empfindlich auf Parameter-Struktur-Änderungen reagieren und daher einen ho-
hen Tuningaufwand erfordern. Verfügt man  in so einer Situation nur über ein ideologisch  
vorstrukturiertes Tool, dann ist man  vom Hersteller dieses Werkzeugs extrem abhängig.  

Systementwicklung  
Die Systementwicklung wird in mehrere Phasen gegliedert:  

1. Erstellung der Begriffshierarchie  

2. Aufstellen der Fuzzy Quantifier und Quali fier  
3. Definition der Eingangsgrößen  
4. Ermittlung der K.-o.-Kriterien  

5. Festlegen der Verknüpfungsregeln (IF — THEN Rules)  

6. Schreiben der Funktions-Makros  

7. Test der Einzelverknüpfungen  
B. Systemtuning  
9. Test mit Praxisdaten  

10. Implementation  
Grundsätzlich empfiehlt sich  in  diesem Fall die Projektstrategie des „Prototyping", da mit  

ständig neu hinzukommenden neuen Informationen aus  den  verschiedensten Wissensgebie-
ten zu rechnen sein wird, die sich ändernd auf die Struktur der Regeln, der Quantifier und  

der Begriffe auswirken wird. Auch das ist wieder ein Grund, auf ein möglichst bewegliches,  

aber mächtiges Tool zurückzugreifen und nicht in klassischer Weise ein Programm zu  

schreiben. Die InterdisziplinaritAt des Projekts bringt mit sich, daß nur sehr wenig Einfluß  

auf das Timing der Informationsgewinnung genommen werden kann, wodurch das RE-
ВUS-Expertensystem einer Dauerwartung bedarf. M an  kann REBUS durchaus als „lernen-
des" System auffassen (jedoch nicht als „selbstlernendes"), das daher nie endgültig fertig  

werden kann. Erst der jeweilige praktische Einsatz wird zeigen, in welchen Abständen neue  

Versionen des Systems freigegeben werden. In der ersten Ph ase ruß das System mit einer  
wirklichkeitsnahen Versuchsanordnung interagieren, um ein Grundtuning zu ermöglichen.  

1. Erstellung der Begriffshierarchie  
REBUS bietet einen Entscheidungsbaum zur stufenweisen Klärung und Verfeinerung der  

verwendeten Begriffe an . Ausgehend vom Zielbegriff wird eine fixe Hierarchie der abge-
leiteten Unterbegriffe abgeklärt. Um eine praxisnahe Vorgangsweise zu erleichtern, enthält  

REBUS ein Formular: das Begriffsblatt. Dieses wird vom Projektkoordinator unter Beizie-
hung der erforderlichen Fachleute ausgefüllt und gesammelt. Mit dem Vorliegen aller Be-
gniffsblätter ist die Begriffshierarchie festgelegt und kann in den Computer eingegeben  

werden.  
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2. Aufstellung der Fuzzy Quantifier und Qualifier 
Für jeden Begriff ruß am Begriffsblatt eine Reihe von Informationen festgehalten wer-
den. Zur eindeutigen Identifikation erhält jeder Begriff eine Nummer, die so aufgebaut ist, 
daß die Position des Begriffs innerhalb der logischen Entscheidungsstruktur aus der Num-
mer ersichtlich ist. 
Der Name ist die Kurzbezeichnung des Begriffs und muß gegebenenfalls noch näher er-
läutert werden. Computertechnisch gesehen ist jeder Begriff eine  Variable.  Die Fuzzy-Lo-
gic unterscheidet linguistische und fokale  Variable.  Linguistische  Variable  sind ihrer Natur 
nach fuzzy, fokale  Variable  (diese sind in der normalen Datenverarbeitung die einzigen) 
müssen erst fuzzifiziert werden, um nach inguistischen Regeln verknüpft werden zu kön-
nen (siehe Pkt. 5.). 
Jeder Begriff ist mit qualitativen oder quantitativen Attributen zu versehen, die es ermögli-
chen, die Wirklichkeit auf ihn abzubilden. Da RE ВUS so aufgebaut ist, daß immer nur ein 
Attribut dem Begriff zugewiesen werden kann (Prinzip der Eindimensionalität), müssen 
Begriffe, die eine gößere Anzahl von Attributen verlangen, in ein System von abgeleiteten 
Unterbegriffen aufgelöst werden. Dieser Vorgang ist so lange rekursiv zu wiederholen, bis 
alle erforderlichen Att ribute an  ihren Begriff angebunden sind. 
Für jedes Attribut ist ein Minimum und ein Maximum zu definieren. Auch hier gilt wieder, 
daß diese Grenzen fokal oder linguistisch definiert werden können. Im Diagrammfeld des 
Begriffsblattes ist der Verlauf des Membershipdegrees für jeden Qualifier/Quantifier gra-
phisch festzuhalten. Auf diese Weise kann sichergestellt werden, wie der Begriff qualifi-
ziert/quantifiziert wird. 
Bezieht sich die Begriffsverwendung auf verfügbare Quellen, wie wissenschaftliche Wer-
ke oder anerkannte Regeln u. ä., dann ist die Quelle auf dem Begriffsblatt zu vermerken. 

3. Definition der Eingangsgrößen 
Ist die Begriffsstruktur festgelegt, wird für die Begriffe der untersten Hierarchiestufe der 
jeweils gemessene, angenommene oder allgemein anerkannte Eingangswert ermittelt und 
in das System eingegeben. Diese Werte ergeben die Parameter für die zu entscheidende Si-
tuation. Auch hier gibt es wieder die Möglichkeit exakt meßbarer (fokaler) Variabler oder 
von Auskunftspersonen (Experten) genannter linguistischer Größen (z. B.: Boden — fett, 
mager; Frost — streng, mild; Vertrieb — regional, überregional etc.). 

4. Ermittlung der K.-o.-Kriterien 
Gibt es Attribute, die, wenn sie vorliegen, zum Abbruch aller weiteren Entscheidungsver-
dichtungs-Schritte führen müssen, dann spricht man von K.-o.-Kriterien. Diese müssen 
besonders hervorgehoben werden, damit sie bei der Festlegung der Verknüpfungsre-
geln und der Programmierung der Funktionsmakros besonders berücksichtigt werden 
können.  

5. Festlegen der Verknüpfungsregeln (IF-THEN-Rules) 
Dies ist der schwierigste Teil des Prozesses. Wenn erfahrene Experten verfügbar sind, wer-
den sie zur Definition der Regeln herangezogen. Im Verknüpfungsblatt ist für jeden Kno-
ten des Begriffssystems anzugeben, welchem Begriff die Konklusion zugeordnet wird und 
welchem die Antezedenzen. Außerdem ist festzuhalten, welche A rt  der Implikation ver-
wendet werden soll (UND, ODER bzw. andere). Für jede Implikation, die von den einfa- 
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chef Bool'schen Formen abweicht, muß die Quelle festgehalten werden, um eine Ober-
prüfung sicherzustellen.  

6. Schreiben der Funkt uns-Makros  
Hier erfolgt die eigentliche Programmierarbeit. Für jede Verknüpfungsstruktur muß ein ei-
gener Makrosatz vorhanden sein. Durch die Wiederverwendung vorhandener Makros und  

den Aufbau einer Makrobibliothek können immer neue Verknüpfungsstrukturen abgear-
beitet werden, wodurch das System zum „lernenden" wird.  

7. Test der Einzelverknüpfungen  

Jede einzelne Verknüpfung muß getrennt ausgetestet und auf Plausibilität untersucht wer-
den, bevor sie in das Gesamtsystem integriert wird. Damit wird sichergestellt, daß jeder  

Entscheidungsschritt für sich allein plausibel und logisch vertretbar ist.  

B. Systemtuning  

Sind alle Einzelkomponenten zusaтmengefügt, sollte das Gesamtsystem getuned werden,  

indem man verschiedene Szenarios mit Extremwerten durchrechnet und auf Wider-
spruchsfreiheit und Wirlichkeitsnähe testet. Dabei ist zu bedenken, daß Expertensysteme  

mit Fuzzy-Logic unmöglich formal völlig widerspruchsfrei sein können. Dies unterschei-
det Systeme dieser Art  von herkömmlichen Computerprogrammen. Sie verhalten sich wie  

menschliche Experten, die manchmal besser, manchmal schlechter entscheiden. Der P ro-
zeß des Tunings entspricht daher dem des Lernens und Erfahrungsammelns eines mensch-
lichen Experten, mit dem wichtigen Unterschied, daß der Computer ein perfektes Ge-
dächtnis hat und keinen einmal ausgemerzten Fehler wiederholt.  

9. Test mit Praxisdaten  
Der letzte Test erfolgt mit Praxisdaten eines bereits vollzogenen Projekts, von dem die Er-
gebnisse bereits bekannt sind, z. B. Weinbauwirtschaft nach dem derzeitigen Stand der  

Entwicklung, strategische Planung der Vergangenheit und Vergleich mit der tatsächlichen  

Entwicklung.  

10. Implementation  
Nach Abschluß aller Vorarbeiten wird das System in die Praxis eingeführt. Das heißt im  

konkreten Fall, daß verschiedene Alternativen dem System zur Entscheidung vorgelegt  

und dessen Entscheidungsvorschläge in Versuchsprojekten verwirklicht werden. Die Er-
gebnisse werden analysiert und zum weiteren Tuning des Systems benutzt. Sind die Pro-
jekterfahrungen positiv, werden größere Projekte daraus abgeleitet und in ausgewählten  

Projekten ausgewertet.  
Entscheidungsunterstützende Systeme sind ein Werkzeug, die adaptiven Mangel unseres  

Denkens und Erkennens in die Richtung eines bewußteren Umgangs damit zu verbessern.  

Der Zustand eines Ökosystems ist aber nicht nur von den „großen` Entscheidungen abhän-
gig, deren Entstehung uns zwar beschäftigt, deren Grad der Richtigkeit uns aber immer  

erst viel später erkennbar wird. Trotzdem sollte uns die Frage interessieren, wie weit über-
haupt unsere menschlichen Entscheidungen maßgeblich für das Überleben unserer Art  

sind. Dabei könnte das folgende Denkmodell helfen:  
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Die „Kotauczek-Kurve"  
Man denke sich ein Koordinatensystem mit den Achsen „Fitness" und „Weltbild". Die 
„Fitness" sei jene Summe von Fähigkeiten, die ein System oder eine Gattung haben muß, 
um zu überleben. Unter „Weltbild" verstehe ich die Spannweite zwischen reduktionisti-
scher Vorgangsweise, die auf eine Partitionierung des Erkennbaren abzielt und der holisti-
schen, die versucht, das „Wesen" des Erkennbaren ganzheitlich zu verstehen. Dabei ist 
nicht nur die jeweils bewußt erkenntnistheoretische Verwendungsweise der Begriffe „holi-
stisch" und „reduktionistisch" gemeint, sondern auch durchaus p rimitive Entscheidungs-
weisen für einfache Profi emlösungen, wie das Erreichen von Gegenständen mit Hilfe von 
Werkzeugen, oder Entscheidungen zwischen zwei manifesten Antrieben in der Reihenfol-
ge der Befriedigung. Immer stoßen wir auf die Pole der Zerteilung des  Problems  versus die 
Gesamtbetrachtung. 
Stellen wir uns ein Diagramm vor mit einer Glockenkurve, deren Scheitel etwa in der Mit-
te der x-Achse liegt. Die dargestellte Kurve soll einen Eindruck davon geben, daß die ex-
trem reduktionistische Entscheidungsvorbereitung genauso wie die holistische zu einer 
Lähmung der Entscheidungsfähigkeit führt. Dies wird ausgedrückt durch die bereits klas-
sische Redensweise von Wissenschaftlern, Managern und Politikern, sowie vom einfachen 
Normalmenschen: .....Ich kann hier und jetzt keine Entscheidung treffen, weil ..." Der 
Unterschied liegt nur in der Begründung: Die holistische Lähmung kommt vom Argument 
„... weil ich (wir) das Systemganze noch nicht völlig verstehen", und die reduktionisti-
sche: ,,... weil ich (wir) die grundlegenden Einzelheiten (noch) nicht ausreichend er-
forscht haben". Es ist leicht einzusehen, daß beide Lähmungen zum Nichtentscheid und 
damit zum Sichselbstüberlassen des Systems füh геn. 
Wenn man aber davon ausgeht, daß die Entscheidungsfähigkeit eines Systems überhaupt 
zur Fitness (Überlebensfähigkeit) beiträgt, muß zwischen den beiden Lähmungen ein  Ma-
ximum liegen. Dies ist durch die Kurve symbolisiert. Es ist uns nicht bekannt, welche 
Form die Kurve im Detail annehmen kann, aber sie ruß sicher den dargestellten Charakter 
haben. In Hinblick auf die Arbeit von KRALL sei vermerkt, daß die Trajektorien-Methode 
der Reduktionisten und das Mengen-Kalkül der Holisten in der Reinform ebenfalls zur 
Entscheidungslähmung führen müssen. 
Es ist mittels Diagramm darstellbar, daß die Summe aller tatsächlich getroffenen Entschei-
dungen in einem System evolutionär entstanden ist, und, ob richtig oder falsch, so und 
nicht anders erfolgt ist (Evolutionärer Pragmatismus). Wenn das System noch lebt, müssen 
die Entscheidungen in Summe ausreichend richtig gewesen sein. Egal, ob sie im einzelnen 
richtig oder falsch waren. 
Es gibt für jeden Zeitpunkt der Entwicklung eines Systems ein bestimmtes Niveau an Fit-
nessanforderungen, das nicht unterschritten werden kann, wenn das System (die A rt, die 
Firma, das Land) überleben soll: die „Überlebensschwelle". 
Es gibt verschiedene Levels von Überlebensschwellen, die teilweise vom System selbst 
ohne bewußte Entscheidungsvorgänge verändert werden (durch Wachstum der Population, 
der Anspriiche, Effizienz, Entscheidungsfolgen). Solange die Überlebensschwelle niedrig 
ist (Level 1), dann ist es eigentlich egal, welche Entscheidungen im System getroffen wer-
den, es überlebt als Systemganzes ohnehin. Fehlentscheidungen treffen nur Einzelindivi-
duen (Teilsysteme). Die nächsthöhere Überlebensschwelle (Level 2) geht davon aus, daß 
die Summe der Entscheidungen in jenem Bereich liegen muß, wo ihre Auswirkungen die 
Fitness höher heben als sie ohne getroffene Entscheidungen erreichbar wäre. Dies ist der 
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Entscheidungsspielraum der Art. Ist allerdings das Toleranzfeld ausreichend groß, um ein  

sehr breites pragmatisches Spektrum an  Entscheidungen zuzulassen, dann ist das Oberle-
ben trotzdem nicht gefährdet. Dies dürfte dem Zustand der Menschheit bis zum heutigen  

Tag entsprechen.  
Sollte die Überlebensschwelle (Level  3)  eine Höhe erreichen, die bewußte Entscheidungs-
handlungen der Menschheit in einem engeren Bereich verlangen, als er in der langsamen  

kulturellen Evolution möglich ist (die genetische Evolution fällt hier als Verbesserungsfak-
tor ohnehin bereits aus, weil sie eindeutig zu langsam ist), dann wird eine Einengung des  

Bereichs durch neue Entscheidungsmethodiken überlebenswichtig. Solche Methodiken  

müssen aber überindividuell, fachübergreifend und hochgradig multiparametrisch sein. Sie  

können daher weder sehr reduktionistisch noch holistisch sein, sollten aber doch logisch  

fundiert sein.  
Ein Versuch, eine solche Methodik zu finden, sind die FDSS (Fuzzy Logic Decision Sup-
port  Systeme) als Gattung von entscheidungsunterstützenden Systemen im allgemeinen  

und REВUS als Beispiel eines begriffsbasierten Systems im besonderen, weil Begriffe  

besser als reine Zahlenwerke geeignet sind, das menschliche Denken und Entscheidungs-
verhalten abzubilden.  
Steigt schließlich die Höhe der Überlebensschwelle auf den Level 4, dang ist ein Einfluß  

menschlicher Entscheidungen auf jeden Fall nicht mehr ausreichend und daher ir re levant.  
Ob dieser Zustand demnächst eintritt oder gar schon erreicht ist, wissen wir nicht, wie wir  

überhaupt die Höhe des Levels ex ante nicht feststellen können. Wir sind daher auf Ver-
dacht hin gezwungen, unser Entscheidungsverhalten zu verbessern.  
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KAPrTEL 3 

Bedingungen aus der Ausstattung der Kreatur  
Rupert Riedl  

Die physische Ausstattung des Menschen hat, wie man sich denken kann, eine lange Ge-
schichte. Sie steuert die physiologischen Ab äufе , die unsere Species seit Jahrmillionen am 
Leben erhalten haben. Neuer ist die Einsicht, daß auch unsere psychische Ausstattung eine 
millionenalte Geschichte hat. Konrad Lorenz (1973) spricht von einem vernunftsähnli-
chen, „ratiomorphen Apparat", der uns mit angeborenen Anschauungsformen (angebore-
nen Hypothesen; Popper 1935, Vollmer 1979, Riedl 1980) noch ganz unreflektiert und 
dennoch ebenso erfolgreich durch einfache Aufgaben des Lebens steuert. 
Diese Einsicht hat die „Evolutionäre Erkenntnistheorie" entstehen lassen und löst damit ei-
nige philosophische Rätsel, wie es beispielsweise kommt, daß unsere Sinne und unser Ver-
stand in diese Welt passen. Sie löst auch eine der fundamentalen Fragen der Psychologie, 
ob denn die dem Menschen gegebenen Strukturen an  Verstand und Vernunft „teriomorph" 
oder „kulturamorph", also entweder aus seiner Säugetiergeschichte ererbt, oder aber aus 
seiner Kultur appliziert wären (Foppa 1965, Bower & Hilgard 1983). Sie haben terio-
morph eine unreflektierte, ratiomorphe Grundlage und kulturomorph einen reflektierten, 
rationalen Überbau. 
Bis heute hat die Theorie bereits eine ganze Reihe von Wissenschaften beeinflußt (Riedl 
und Delpos 1996) und veranlaßt, über die Fachgebiete hinauszugreifen und sie zu verbin-
den, auch zu der Möglichkeit beigetragen, diesen B and zu verfassen. 
In einem weiteren Rahmen ist diese Erfahrung in der Einsicht eingebettet, daß alle Gesetze 
der tieferen Schichten unserer komplexen Zusammensetzung, durch die höheren hindurch-
reichen:  die  der Chemie in  die  Lebensprozesse,  die  der Biologie in  die  der Psyche, die der 
Psychologie ins Sozialverhalten, und bis in die Konditionen einer Kultur. Freilich kann die 
Psyche nicht zur Gänze biologisch erklärt werden, und auch die Biologie nicht ganz aus 
der Chemie. Denn in jeder Schicht kommen neue Systembedingungen hinzu. Aber der bio-
logische, also ererbte Hintergrund ist, wenn auch keine zureichende, so doch eine notwen-
dige Eгklärung, für menschliches Handeln. 
Damit sind wir an  einer interessanten Konsequenz angelangt, welcher die folgende Ober-
legung zugrundeliegt. Wir haben Grund zur Annahme, daß der frühe Mensch, so wie jede 
Art, die überlebte, in seinem kognitiven und sozialen Verhalten zureichend angepaßt war. 
Und zwar unter den Bedingungen „eliminativer Selektion", daß heißt, daß alle Nichtange-
paßten aus dem Strom der Evolution auch sogleich ausgeschlossen wurden. Betrachtet 
man diese Ausstattung näher (Riedl 1980, 1985, 1987, 1992), so wird man über die Höhe 
der Leistungen, die uns schon unbewußt steuern, erstaunt sein. 
Die Verankerung erblicher Leistungen ist aber ein sehr langsamer Prozeß. Man ruß ihn 
mit dem Maßstab vieler Jahrtausende messen. Solche Anlagen der Kreatur sind in der kur-
zen Zeit kultureller Prozesse nicht zu verändern; zumal wir unsere kulturellen Veränderun-
gen und Sorgen in Jahrhunderten und sogar schon in Jahrzehnten messen. 
Sie haften, auch in ihren Auswirkungen auf unser Weltverständnis und unser Sozialverhal- 
ten, an uns wie ein Schicksal. Und sie sind von den neuen Anforderungen,  die  unsere Zivi- 
lisation stellt, überrannt worden. Genauer: Sie sind in dem Umfange, in dem wir uns heute 
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anmaßen in die Welt einzugreifen, überfordert. Und wir täuschten uns in gefährlicher Wei-
se, würden wir mit ihnen nicht rechnen. Veränderbar sind diese Anleitungen nicht. Sie las-
sen sich nur durch Erfahrung übersteigen (Riedl 1995). Nützen wir diese Anlagen, wo im-
mer sie das Humanum fördern, aber achten wir darauf, wo immer wir mit unseren Progno-
sen an der Erfahrung scheitern.  
Eine Hypothek, der wir uns schon als Kreaturen nicht entwinden können, sei gleich vor-
ausgeschickt: Wir können nur von Zerstörung von Ordnung existieren. Daß in diesem  

Kosmos, dem Entropiesatz entgegen, immer wieder Ordnung und Differenzierung ent-
steht, Нimmelskörper, Leben und Kultur, beruht auf „offenen Systemen". Von Energie und  

Materie durchflossen, können sie in sich Ordnung aufbauen, wenn sie eine größere Menge  

an  Unordnung in ihr Milieu abführen (Schrödinger 1944). Das ist ein Balanceakt, dem alle  

Kreatur und die ganze Biosphäre unter natürlichen Wachstumsbedingungen unterworfen  

war und bleibt. Und das bedeutet, daß das erzeugte Chaos ebenso reibungslos abgeführt,  

wie fortgesetzt Ordnung nachgeschaffen werden muß; keine Staus von gefährdendem Ab-
fall sind erlaubt, dagegen ist stete Wertschöpfung erforderlich. Im künstlichen Wachstum  

unserer Gesellschaft wird das auf die Probe gestellt.  

Was  die Wirkung auf die Prozesse gefährlichen Wachstums betrifft, so haben wir die Er-
fahrung gemacht, daß das Wachsen der Bevölkerung von dem der Ansprüche der Individu-
en getrennt zu untersuchen ist. Denn man kann von der Annahme ausgehen, daß eine Ver-
doppelung der Weltbevölkerung die Produktion von Gefährdungen in etwa demselben  

Maße erhöht, wie bei gleichbleibender Bevölkerung und einer Verdoppelung deren An-
sprüche. Wenden wir uns zunächst dem Bevölkerungswachstum zu.  

Die Biologie des Wachsens der Populationen  
In diesem Zusammenhang lohnt es, zunächst die allgemeinbiologischen, prähumanen Vor-
bedingungen zu betrachten. Dabei stellt sich heraus, daß in Bezug auf die Körpergröße den  

meisten Pflanzen und Tieren ein Limit gesetzt ist; seien es Grenzen der Statik, der Stoff-
transporte oder der Ressourcen.  
Das ist in bezug auf das Wachsen der Populationen anders. Schon die Entdeckung der Se-
lektionsgesetzte durch Alfred Russel Wallace (1855) und Charles Darwin (1859), angeregt  
durch die Perspektiven von Malthus (1817) und Spencer (1850), geht von der Einsicht in  

die im Prinzip ungebremste Reproduktionsrate der Arten aus. Die physischen Grenzen die-
ser Reproduktionsprozesse hängen mit der Beschränkung der Reproduktionszeiten zusam-
men und mit dem Aufwand an „Ausfertigung", beziehungsweise dem der lege, welche  

das Weibchen beziehungsweise das Elternpaar und die Sippe den Nachkommen appliziert.  

Im Grunde sind es zwei Strategien: Entweder werden ungeheure Zahlen an  Nachkommen  
pro Generation produziert, für die wenig vorgesorgt wird, oder kleinere Mengen mit Zu-
nahme an  Aufwand und Pflege (Pianka 1974). Man wird leicht erkennen, daB beide Strate-
gien mit dem Lebens- und somit Reproduktionserfolg der Nachkommen zu tun haben. Ist  

die Erfolgschance gering, wie bei den frei ins Meer abgegebenen Gameten oder den Nach-
kommen von Parasiten, die geeigneten Wirte und Zwischenwirte zu treffen, muß die Re-
produktionsrate besonders hoch sein. Aber selbst die Ablage befruchteter Eier erreicht bei  

manchen Fischen fünf bis neun Millionen im Jahr (Zahlen in Flindt 1985). Werden die  

Nachkommen weitgehend ausgeformt und gehegt, wie bei Vögeln und Säugern, können  

und müssen auch sehr viele Nachkommen nicht produziert werden. Dennoch: Die Rep ro-
duktion bliebe noch immer so enorm, daß, wäre sie nicht durch äußere Bedingungen ein- 

i 
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gebremst, die Biosphäre schon in Jahrzehnten in Organismen erstickt wäre. Diese Bremse 
ist ausschließlich durch Bedingungen des Milieus gezogen. Das Mehrfache bis Millionen-
fache an Nachkommen geht zugrunde (Übersichten z. B. in Odum 1989 und C ockburn  
1991). Angesichts solcher Fakten ist die Frage naheliegend, welche Umstände eine derarti-
ge „Verwüstung" an  immerhin geschaffener Ordnung in der Natur begründen. Das schon 
deshalb, weil, wie zu zeigen sein wird, diese Gründe auch noch die Reproduktion des 
Menschen antreiben. . 
Die Mechanismen der Evolution sind auf Arterhaltung angelegt. Die Erhaltung der Indivi-
duen ist ein Mittel zu diesem Zweck. Im Grunde ein grausames Spiel, betrachtet man es im 
Hinblick auf die Individuen unserer Species, in die sich dasselbe tatsächlich auch noch 
fortgesetzt hat. Obwohl m an  einräumen muß, daß mit der Zunahme der Organisationshöhe 
die Verluste, eben mit der Ausreifung und Pflege, abnehmen und mit dieser Vorsorge auch 
die anziehendsten Produkte der Evolution vorbereitet werden, die m an  ausgeformt Mutter-
liebe, Familie, und in der Folge Freundschaft nennen wird. Auch dies ein arterhaltendes 
Prinzip, das zu den besten Dingen gehört, die sich in unseren Anlagen erhalten hat. 

Die Ursache des Wachstums der Populationen und dessen Grenzen 
Wie schon im Zusammenhang mit den Reproduktionsstrategien zu erwähnen war, steckt 
die Ursache der Überproduktion in der Unsicherheit des Reproduktionserfolges selbst, 
nämlich dem der jeweiligen Folgegeneration. Die Erhaltung des Lebens ist eine unsichere 
Sache. Dies mag dem verwöhnten Menschen nicht so erscheinen, beziehungsweise aus 
seinem Verständnis verdrängt sein, denn er mag sich mit seinen Unfalls- und Brandscha-
denversicherungen, Haftpflicht, Gurt und Sturzhelm reichlich sicher fiihlen. Aber w as  sich 
als „Lebensversicherung" so trefflich ausnimmt, ist bekanntlich nichts anderes als Geld-
aushilfe für Erben, anläßlich eines durch Versicherung durchaus nicht vermeidbaren  Able-
bens.  
Leben, eine Materiekonstruktion so feme vom „physikalischen Gleichgewicht", bleibt, 
seit der Erfindung der geschlechtlichen Fortpflanzung, nicht nur „rotgeweiht", es bleibt 
auch innerhalb der Lebensspannen den unvorhersehbarsten, „stochastischen Störungen" 
ausgeliefert. Unfälle, Unbillen, Verstümmelung, alle Formen „personeller Elimination" 
stehen bereit. Seit der Erfindung des Tierreichs, mit dem Vorteil, vorgeformte Energie zu 
beziehen, ist auch das Gefressenwerden eine wohleingerichtete Konsequenz. Allein was 
man  in unserem Lebensbereich Isolation, Vereinsamung, Ausschluß aus der Gruppe nen-
nen würde, verhindert den Reproduktionserfolg. So mag die solitäre Kreatur, wie das vagi-
nalose  Huhn,  ein durchaus glückliches Leben führen, aber sie ist genetisch tot. 
Dabei gehört das so gräßlich wirkende Räuber-Beute-Verhältnis durchaus nicht zu den 
biologischen Grenzen, die das Populationswachstum im Zaume halten. Individuen werden 
personell eliminiert, aber die Dezimierung der Beutetiere führt zu einer drastischen Re-
duktion der Anzahl der Räuber, denn die letzten Beutetiere werden nicht mehr gefunden. 
Das Zahlenverhältnis der Räuber- und Beutetiere pendelt sich ein. Zum definitiven Aus-
sterben einer A rt, und damit zur personellen Elimination aller Individuen, führt dagegen 
die so harmlos wirkende Konkurrenz; sei es um identische Ressourcen, Licht, Futter, Beu-
tetiere, um sichere Lebensräume, oder w as  immer die tüchtigeren oder aggresiveren Indi-
viduen der einen Art  auch dem letzten Individuum der untüchtigeren entziehen können. 
Um es auf den Punkt zu bringen: Katastrophen aller A rt , Hunger, Vertreibung, Unterdrük-
kung sind die Hauptgründe, welche nicht nur die Größe der Populationen stabilisieren. Es 
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sind auch die Hauptgründe, die zum Aussterben ganzer Populationen und Arten führen.  

Unsere Art  existiert noch — ansonsten könnten diese Zeilen weder geschrieben noch zur  

Erbauung von Lesern dienen —, aber Hunger, Vertreibung, Unterdrückung und das Ausster-
ben ganzer Populationen hat auch unsere Species stets erlebt, und wir erleben das auch  

heute.  

Populationswachstum fortgesetzt in den soziokulturellen Bereich  

Es ist nicht zu leugnen, daß Bedingungen, wie wir sie aus dem Tierreich kennen, im Le-
bensbereich des Menschen fortwirken (Eib -Eibesfeldt 1970, 1984, 1992). Es muß im  

Übergang zum Menschen der Reproduktionserfolg sogar eine besondere Rolle gespielt ha-
ben, wie man  das aus der Erweiterung der Reproduktionsfähigkeit und -bereitschaft des  

menschlichen Weibchens ablesen kann. Es wird auch angenommen, daß die Erhaltung der  

vollen Brüste über den ganzen geschlechtsreifen Lebenszyklus zu dem Zweck entwickelt  

wurde, die fortgesetzte Paarungsbereitschaft anzuzeigen (Monis 1968, F. de Waal 1982).  

Daß gerade der frühe Mensch unter beträchtlichem Eliminationsdruck gestanden haben  

muß, wird allgemein angenommen, w as  die Notwendigkeit zureichender Vermehrung ver-
ständlich macht. Aber auch die Differenzierung der Kommunikation und Kooperation, und  

damit der sozialen Gruppe, wird unter diesem Druck gefördert worden sein. So daß unter  

solchen Bedingungen erklärlich wird, wodurch sich sexuelle Verhaltensweisen, wie das  

Genitalpräsentieren beider Geschlechter, zunächst mit rangschlichtenden Funktionen, bis  

in heutige Naturvölker erhalten haben, und wie es kommt, daß die physische Liebe ganz  

allgemein die stärksten Bindungen sichern kann.  
All das mag das Wachsen der Bevölkerung gefördert haben. Aber auch die soziale Strukt шΡ  
der Gruppen wird ihren Beitrag geleistet haben. Naturgemäß läßt sich aus der fossilen Do-
kumentation nur weniges über soziale Zusammenhänge rekonstruieren. Aber die Ähnlich-
keit der Rangstrukturen über alle Primatenpopulationen läßt darauf schließen, daß diese  

auch den Tiет-Mensch-Übergang begleitet haben.  

Zu den Einflüssen auf die Reproduktionsbedingungen zählt das Begattungsprimat der  

höchstgerangten Männchen, das Element eines Ehrenkodex werden konnte, wie sich ein  

solcher wohl noch in den Vorrechten griechischer Götter, in Ha rems und im „jus  primae  
noctis" gehalten haben mag. Dabei muß nicht vorausgesetzt werden, daß jene Hochge-
rangten große Wirkung auf die Gesamtreproduktionsrate einer Popula tion taten. Es genügt  
zu erkennen, daß Paarung wie Kinderschar vom Privileg zur Paradoxie von „Massenprivi-
legien" werden konnten, was die Reproduktionsrate nun gewiß anheben mußte. Der Be-
griff des „Kindersegens" selbst mag so tiefe Wurzeln haben (Betzig 1986, Hemegger  

1982).  
Ein solcher Begriff hat selbst wieder mit einem aufschlußreichen Element menschlicher  

Befindlichkeit zu tun; dem Selbstwertgefühl, aus dem wieder allerlei Wirkung auf die Re-
produktion folgen muß. Aber freilich reicht das schon in  den Kulturbetrieb. Kindersegen,  
nicht nur aus Gründen des Prestige, sondern auch als Arbeitskraft oder erstrebte Versor-
gung ist schon Thema einen späteren Kapitels.  

Die Biologie des Wachsens der Ansprüche und dessen Grenzen  

Ganz anders als das Wachsen der Populationen stellt sich im vormenschlichen Bereich das  

Wachsen der Ansprüche der Individuen dar. Wo das Bevölkerungswachstum biologisch  

mit einem ungeheuren Verschleiß an organischer Ordnung beginnt und sich spät in die  
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Richtung auf Pflege und Mutterliebe „humanisiert", aus unserem Erbe also gewisse  Hoff-
fungen  bietet, ist im Hinblick auf das Wachsen der Ansprüche der Fall nachgerade umge-
kehrt. Das Wachsen der individuellen Ansprüche ist fast allein Merkmal der Menschen, ei-
gentlich nur der Menschen der Hochkulturen (Lo renz 1973).  
Im Bereich der Tiere ist das Wachsen der Ansprüche sehr begrenzt. Das ist wohl deshalb  

so, weil die Ansprüche überwiegend physiologischer A rt  sind, und in diesem Rahmen Ko-
härenzen sogleich wahrnehmbar sind: Kohärenzen im Sinne von Wechselbezügen zwi-
schen Bedürfnis und Bedürfnisbefriedigung. Das ist besonders für die Nahrungsaufnahme  

evident. Freilich überfressen sich Tiere. Das gilt von den Hohltieren  Ober  manche Schlan-
gen bis zu den Großkatzen. Also überwiegend für räuberischen Beuteerwerb, denn der im-
mer relativ großen Beute wird man selten habhaft. Aber ganz entsprechend werden auch  

lange Ruhepausen eingelegt.  
Verwüstung von Nahrung kommt vor, ist aber selten (Stephens u. Krebs 1986). Gewisser-
maßen sind es Unfälle und Versehen. Bekannt ist die „feeding frency" beispielsweise bei  

Haien, die bei Blutgeruch alles zerreißen, was ihnen in den Weg kommt (Hass 1986). Be-
kannt ist auch der Umstand, daß für die nahrungsarme Zeit vergrabenes Fu tter, wie bei  
Eichhörnchen und manchen Vögeln, nicht mehr gefunden wird. Aber auch derlei ist durch  

eine Kosten-Nutzen-Relation gut eingebremst.  

Dasselbe gilt für die Vergrößerung von Bauten (Frieling 1939), oder die Erweiterung der  

Reviere. Denn gewiß können größere Bauten und weitere Einzugsgebiete von Nutzen sein,  

aber mit ihnen vergrößern sich auch die Aufwände, so daß ein Optimum bald eingestellt  

ist. All das wird sich beim Menschen ab der Hochkultur als völlig anders erweisen.  

Das einzige Prinzip, das sich im Tierreich vorbereitet und sich sogar direkt in die Popula-
tionen des Menschen fortsetzt und dort sehr auf die Hebung der Ansprüche wirkt, ist auch  

in diesem Falle das der Rangordnungen (F. de Waal 1982). Der hochgerangte Affe kann  

gewiß als erster ans Fu tter, und es wird in der Auseinandersetzung auch einiges verwüstet  

werden, aber es ist nicht nachgewiesen, daß die übrigen der Gruppe deutlich weniger an-
stellen.  

Das Umschlagen in den soziokulturellen Bereich  

Im Übergangsbereich zum Menschen müssen die Ansprüche des Individuums bereits zu-
genommen haben. Jedenfalls wird mit der Erfindung der Waffe und später der Bekleidung,  

schon mit einem guten Steinbeil oder Fell so etwas wie nicht sofort konsumierbarer Besitz  

entstanden sein. Und bereits dies geht über die Ansprüche eines Tieres hinaus.  

Was das Steigen der Ansprüche im Grunde beflügelt haben muß, ist die psychische Aus-
stattung dieser Kreatur. Was  man als Umtriebigkeit, Neugier und das Вeschäftigtsein von  
unseren „haarigen Vettern" so gut kennt, mag, ausgedrückt für den frühen Menschen, be-
reits das gewesen sein, was uns als unsere eigene Betriebsamkeit so vertraut ist. Man mag  

dabei auch das Positive dieser Wortbedeutung beachten. Er setzt sich der Trägheit, Faul-
heit gegenüber, selbst der Interesselosigkeit und mangelnden Vitalität, Begriffe, die alle  

deutlich negativ besetzt sind. Gewiß mag diese Eigenschaft arterhaltende Bedeutung be-
sessen und bis in die Neuzeit behalten haben. Erst jüngst wird bemerkt, wie sie schaden  

kann.  
Nun soll ein Phänomen nicht unbeachtet sein, das dieser Tüchtigkeit gegensteuert. Es ist  

ein Mechanismus, der den Überausbeuter, genauer: jene Rassen ausschaltet, die ihre Res- 
sourcen zerstören (Shaw u. Carter 1980, Lubin et. al. 1977) . Man  pflegt das auch eine  
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„Selektion auf Mittelmäßigkeit” zu nennen. Besser wä re : „moderierte Tüchtigkeit". Aber 
das ist ein genetisch gesteuertes Adaptierungsprinzip; und solange die Ressourcengrenzen 
einer Population nicht erreicht sind, drängen auch die genetischen Adaptierungsmechanis-
men auf eine Zunahme individueller Tüchtigkeit. 
Damit sind wir, und immer noch im frühmenschlichen Bereich, an einem entscheidenen 
Punkt der Antriebe individueller Ansprüche angelangt. Er ist in der Rangordnung in der 
Primatengruppe gegeben. Es besteht kein Zweifel, daß alle Individuen einer Gruppe, so-
fern  sich nur eine Möglichkeit andeutet, sogleich auf das Erreichen eines höheren R anges 
drängen. So befremdlich uns dieses fortgesetzte Gezänk bei den Affen auch erscheint, die 
dahinterstehende Aggressivität hat sehr deutlich ihre artfördernde Funktion und konnte 
von den Evolutionsmechanismen auch nicht ungenützt bleiben (Lorenz 1963). Grund: Die 
Tüchtigeren sollen sich reproduzieren. 
Solch einen höheren R ang zu erreichen und zu erhalten bedarf fortgesetzter Umsicht und 
Auseinandersetzung, also beträchtlicher physischer und psychischer Aufwände. Derlei ge-
netisch als eine Ausstattung der Kreatur durchzusetzen bedarf der Belohnung. Diese mag im 
Genuß der häufigeren Kopulation vorgesehen sein, obwohl wenig aus dem Verhalten der 
Tiere auf ein solches Genießen hindeutet. Dieses Belohnungsprinzip mag erst viel später in 
der Geschichte unserer Vorfahren eingesetzt worden sein. Die kompensatorische Belohnung 
im Ergebnis dieses Triebes scheint mehr in dem Erlebnis zu liegen, zu dominieren, sich das 
bessere Futter, die bessere Umsicht,  den  besseren Schlafplatz sichern zu können. 
In einer wohl auch schon für den Frühmenschen passenden Terminologie ist uns eine sol-
che Eigenschaft als Possessivität, als Begehrlichkeit vertraut. Und auch in diesem Falle 
wird man verstehen, daß wir sie aufgrund ihres Alters und somit sehr wahrscheinlich gene-
tischen Verankerung, selbst wenn wir das Störende dieser Ausstattung schon wahrnehmen, 
nicht leicht ablegen können. 
Später, in den frühen Kulturen, läßt eine solche Anlage aus Rangstreben und Begehrlich-
keit einen Mechanismus verstehen, der dann erst wirklich effektiv die Ansprüche der Indi-
viduen nun ganzer Populationen immer wieder hochgetrieben hat. Es liegt in der Natur 
menschlicher Populationen, daß sich einige beträchtlich höhere Ansprüche durchsetzen, 
und daß in der Folge der Zusanirnenhalt ganzer Gruppen diese Privilegien selbst zu er-
obern trachten. Sind solche wenigstens teilweise erreicht (egalisiert), wird für einige wie-
der Anlaß sein, sich eine weitere Ebene der Ansprüche einzurichten, und so fo rt. 
Damit verlassen wir aber die Frühgeschichte menschlicher Ausstattung, soweit diese das 
Wachsen der Ansprüche betrifft, und überlassen die Untersuchung der Folgephänomene 
auch dem folgenden ethnologisch-ökologischen Kapitel. 

Die psychische Ausstattung und deren Herkunft 
Es muß aber noch von einer psychischen Ausstattung die Rede sein, deren Wirkung sich in 
der Dokumentation über Frühmenschen kaum zeigt, aber zweifellos aus dieser Zeit stam-
men muß. Das betrifft unsere Ausstattung für das Umgehen mit Menschen und mit der 
Welt um uns überhaupt. 
Daß von solchen Ausstattungen die Rede sein kann, ist auf zwei Einsichten zuriickzufüh-
ren. Ich habe dieselben schon eingangs erwähnt: Es handelt sich um die „evolutionäre Er-
kenntnistheorie" und die Erfahrung, daß die Gesetzlichkeit der tieferen Schichten im Bau 
eines hierarchisch organisierten Systems durch alle höheren Schichten hirdurchreichen 
(Riedl 1980). 
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Die „evolutionäre Erkenntnistheorie" weist nach, daß die Fähigkeit, mit welcher unsere 
Sinne und unser Gehirn uns auf diese Welt vorbereitet sein lassen, um schon unreflektiert 
in dieser erfolgreich zu agieren, auf Anpassung zurückgeht. Im Lernprozeß der Evolution 
mußten sich jene „Weltbildapparate" (Lorenz 1973, 1992) durchsetzen, die in dieser Welt 
noch am besten funktionieren. Die Lemergebnisse sind genetisch verankert und in der kur-
zen Zeit der Kulturentwicklung nicht ändегbar. 
Das bringt einen für unser Thema wichtigen Gesichtspunkt zu Tage. Zum einen gewinnen 
wir eine natürliche Erklärung für das Philosophenproblem, wie es kommt, daB wir diese 
Welt verstehen. Zum anderen wird damit aufgedeckt, daß es Grenzen dieser Adaptierung 
geben muß und wo diese Grenzen liegen (Riedl 1995). Dies ist für unser Verständnis der 
Verhaltensmängel des Menschen gegenüber gefährlichen Wachstumsprozessen wichtig. 
Daß es Anpassungsmängel im Produkt eines Anpassungsprozesses geben kann, ist, wie er-
wähnt, darauf zurückzuführen, daß der außerordentlich langsame Prozeß genetischer Adap-
tierung von der Entwicklung der Zivilisation überrannt worden ist. Was in den Jahrmillio-
nen der Geschichte unserer Vorfahren in hundert, bestenfalls in jeweils zehn Jahrtausenden 
an  Adaptierungen gelungen ist, zeigt sich in Maßen von Jahrhunderten als unbewegt. Und 
was für einen Menschen der Bronzezeit noch zureichende Adaptierung sein mochte, ist für 
den Einfluß, den wir uns in dieser Welt heute anmaßen, bereits unzureichend. 

Wo unsere soziale Adaptierung überfordert ist  
Schon die Hilflosigkeit unserer Säuglinge und Kleinkinder führt vor Augen, daß  Program-
nie, die deren lege garantieren, von arterhaltender Bedeutung sein mußten. Von ver-
gleichbarer Bedeutung muß es in sozial operierenden Gruppen sein, sich aufeinander ver-
lassen zu können und deren hierarchische Struktur, von deren Nutzen die Rede war, wahr-
zunehmen. 
Das Pflegeprogramm funktioniert fast perfekt. Von Naturvölkern kennt m an  Säuglingsaus-
setzung von Müttern als Regulativ der Populationsstruktur (Schiefenhövel 1978). In unse-
ren Kulturen ist es eher Verzweiflung und psychische Störung, welche Mutter Säuglinge 
weglegen oder Kleinkinder quälen läßt. 
Beim Kooperationsprograгnm ist das schon weniger eindeutig. Zwar werden dadurch 
Freundschaft, Ehe, Treue und Gefolgschaft gestiftet, aber allein die notwendige Nachord-
nung der Gruppenhierarchie relativiert die noblen Stiftungen, auch wieder zum Nutzen der 
Arterhaltung. 
Die Voraussetzung für das Funktionieren dieser P rogramme ist das persönliche Gegenüber. 
Im Rahmen des Pflegeprogramms etwa wirkt zudem das sogenannte Kindchenschema 
(Lorenz 1978, Eibl-Eibesfeldt 1987), das unseren Pflegeinstinkt auch gegenüber Tieren, 
und besonders dann auslöst, wenn diese mit großen Augen, Köpfen und gerundeten For-
men dem Schema nahekommen. 
Was diese Programme stört, ist im Grunde immer die Anonymität in der Massenkultur. In 
der Masse wird die Kreatur anonym und belanglos. Mit seinen hierarchischen Positionen, 
die er im Betrieb, im Club, in der Sippe haben mag, durchquert er volle Straßen oder 
Bahnhofshallen, für sich allein und für alle anderen ohne Belang. 
Drei Beispiele sollen dies mit Fällen belegen. Erstens die Tötungshemmung: Vielen Men-
schen scheint es schwierig, ihr Gegenüber zu töten. Für einen psychisch gesunden  Mann  
ist es sogar kaum möglich, ein weinendes Kind zu schlagen; vorausgesetzt, daß er das ver-
zweifelte, tгänenüberst тömte Gesicht direkt vor sich hat. Die Fernwaffen schalten diese 
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Hemmung aus (Lorenz 1978). Vom Bombenflugzeug aus kann er beliebig viele zu Tode 
kommen lassen. Nun kann fast jeder zum Töten angeleitet werden. Die Täter bleiben so 
anonym wie ihre Opfer. Zweitens das Feindbild: Ein Volk kann leichter angegriffen wer-
den, wenn es zu Untermenschen stilisiert wird. Eine bewährte Praxis, zumal sie auch die 
Gruppe eint. Die Unkenntnis der anderen erleichtert die Indoktrination. Drittens die Beru-
fung auf  den  Befehlsnotstand. Die persönliche Feme des Befehlsgebers verhindert, aber 
erspart auch die Verhandlung über Verantwortlichkeit. 
Dies sind aber nur Fälle, um das Thema plausibel zu machen. Viel universeller wirkt die 
Anonymität im Alltag. Nur sind wir diese so gewohnt, daß uns deren dramatische Folgen 
eben schon undramatisch, weil alltäglich sind. Der kleine H andwerker kann Marie nicht 
entlassen, weil sie schwanger ist, Franz nicht, weil er weiß, daß dieser Schulden abzahlt. 
Aber die „Stockholder" in New York können die Entlassung Tausender entscheiden, wenn 
ihre Firmen in London oder Hongkong rote Zahlen schreiben. Hier ist die Anonymität in 
Wahrheit die grausamste, denn vor dieser Belanglosigkeit finden wir uns wehrlos. 
Es sieht sogar so aus, als ob die ganze, uns bekannte Geschichte der Menschheit von einer 
Klassenteilung in „Lenker" und auswechselbar Anonymer heimgesucht gewesen und ge-
blieben wäre. Schon in den antiken Demokratien ist die Teilung in Bürger und ein Heer 
von Sklaven selbstverständliche Gepflogenheit gewesen. Bis  Ober  das Mittelalter war die-
ses Heer von den Leibeigenen gestellt. Und auch heute noch, wenn auch durch das Wirken 
der Gewerkschaften gemildert, stehen die Arbeitgeber einem Heer austauschbarer Arbeit-
nehmer gegenüber. 

Worin unsere kognitive Adaptierung irrt 
Ähnlich den sozialen Überforderungen sind auch die erblichen Ausstattungen unseres Ver-
standes an  das einfache Milieu weit zurückliegender Vorfahren adaptiert. M an  kann diesen 
„ratiomorphen", in seiner Funktion vemunftsähnlichen Apparat (Lo renz 1973), nach vier 
uns angeborenen Erwartungen oder Hypothesen beschreiben (Riedl 1980), welche, ähn-
lich den Apriori Kants (1781), sich als Vorbedingungen jeder Auseinandersetzung mit die-
ser Welt erweisen. 
Hinzu kommen angeborene Deutungen von Raum und Zeit, die sie uns als voneinander 
unabhängige Größen erscheinen lassen; die Zeit eindimensional, so wie unsere physiologi-
sche Uhr eben tickt, den Raum, entsprechend den Symmetrieachsen unseres Körperbaus, 
dreidimensional. Beide erscheinen uns dabei offen, insofern wir uns keine Größe oder 
Zeitspanne vorstellen können, die groß genug wäre, um ihr nicht noch etwas hinzufügen, 
und keinen Teil, der klein genug wäre, um ihn nicht nochmals teilen zu können. Mit der 
beginnenden Reflexion kommen beide Anschauungsformen mit dem Umstand in Konflikt, 
daß sie zwar das In finitesimale suggerieren, wir uns aber weder das Unendliche, noch ein 
Ende des Raumes oder der Zeit vorstellen können. Die Schwierigkeiten treten erst, im ra-
tionalen Bereich auf; beim Versuch, die Widerspruchsfreiheit der Mathematik zu begrtin -
den.  Die Irreleitungen durch die nun zu beschreibenden vier Hypothesen wirken dagegen 
dimensionslos und plagen uns daher in allen Größenordnungen. 
(1) Die „Hypothese vom anscheinend Wahren" läßt uns annehmen, daß mit der Bestäti-
gung einer Reihe von Prognosen die Bestätigung der Folgeprognose wahrscheinlicher 
werden müßte. Dieses Programm ist unverzichtbar, denn es leitet zur Wahrnehmung von 
Gesetzlichkeit. Und zwar deshalb, weil sich wiederholende Koinzidenzen tatsächlich sel-
ten von zufälliger Art  sind. 
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Dieselbe Anlage lenkt aber gleichzeitig in die wesentlichste Falle des Empirismus; sie leitet 
in die Irringen des Verstands (Riedl 1992), die unerlaubte Extrapolation aus der „empiri-
schen Wahrheit". Das beginnt schon mit der ,,Konditionienjng", der Grundlage allen asso-
ziativen Lernens, und setzt sich bis in den Alltag von Forschung und Wirtschaft fo rt. Denn 
wenn sich Prognosen über das Ergebnis eines Experimentes oder eines wirtschaftlichen Er-
folges fortgesetzt bestätigen, führt uns das nicht nur zur Ansicht, einen Realzusammenhang 
aufgedeckt zu haben, sondem verleitet zu nachgerade beliebigen Extrapolationen. 
(2) Die „Hypothese vom Vergleichbaren" läßt erwarten, daß m an  im Gleichen bestimmter 
Objekte das Ungleiche weglassen, das gedacht Gleiche aber hinzufügen dürfe. Das ist für 
unsere Art  zu verallgemeinern und die Bildung der Kategorien- oder Klassenbegriffe er-
forderlich. Und das Programm gründet auf dem Faktum, daß sich die Merkmale komple-
хеr Systeme als nicht beliebig kombinierbar erweisen (Riedl 1987.). 
Das schließt aber aus, uns Phasenübergänge zwischen Qualitäten vorstellen zu können, 
selbst den Umstand, daß schon qu antitative Änderungen zum Auftreten neuer Qualitäten 
führen müssen. Ersteres hat uns verleitet, die Welt fast nur zerteilt zu betrachten; zerschnit-
ten nach den Phasenübergangen zwischen den Ebenen der Komplexität: physikalisch, che-
misch, bio-, psycho- oder soziologisch. Von dem Wechselzusammenhang hat m an  keine 
geläufige Vorstellung. Letzteres läßt uns erwarten, daß dieselben logischen Operationen, 
gleich in welcher Größenordnung, zu demselben Resultat führen. Und es ist leicht zu über-
sehen, daß das nicht für die Folgen gilt. Eine Verzehnfachung, sagen wir des Energiebedar-
fes der Welt heute und vor zweihundert Jahren, mußte sehr verschiedene Konsequenzen 
haben. Wirtschaft und Industrie haben das folglich lange ignoriert. 
(3) Die „Hypothese von den Ursachen" suggeriert uns, daß gleiche Phänomene dieselbe 
Ursache haben werden. Dieses Vorurteil ist zunächst, und in den meisten Fa llen, wieder je-
der alternativen Hypothese überlegen. Es schließt aber Vereinfachungen ein, die zu dreier-
lei Formen desselben Fehlers verleitet (Riedl 1985). 
Erstens sind wir nicht darauf vorbereitet, Systemzusammenhänge vorherzusehen. Wir 
meinen sie aus ihren Konstituenten verstehen zu können. Zweitens sprechen wir von Ursa-
che und Wirkung und verhalten uns so, als ob die Vorbedingungen der Ursachen und die 
Folgen der Wirkungen vernachlässigt werden dürften. Und drittens haben wir keinen ange-
borenen Sinn für rekursive Kausalität, daß im Systemzusammenhang jegliche Wirkung auf 
ihre  eigene Ursache zurückwirken muß. Das haben auch die Experimente von Dörner 
(1975) und die Spiele von Vester (1994) deutlich gemacht. 
Das hat den Irrtum angeleitet, Kausalketten linear und begrenzt zu sehen und, noch gefähr-
licher, zu meinen, sie geraderichten und begrenzen zu können. Darunter leidet, wie zu zei-
gen sein wird, unsere ganze Zivilisation. So gut wie alle Industrie hat Materialien und 
Energie am einen Ende in  den  Prozeß der Produktion hineingeführt und über ein Jahrhun-
dert nicht in Betracht genommen, wie die Produkte aus dem Ausstoß auf jene Materialien 
und Energie zurückwirken. 
(4) Die „Hypothese vom Zweckvollen" schließlich läßt vermuten, daß gleiche Zustande 
oder Ereignisse demselben Zweck entsprechen werden. Das ist der Hypothese 3 verwandt, 
wieder jeder alternativen Annahme überlegen, schließt aber der Vereinfachung wegen 
nochmals Irreführungen ein; nun ganz anderer A rt . 
Erstens macht sie glauben, daß Zwecke nicht in  den  Kreis der Ursachen zählten. Und das 
zweitens deshalb, weil es so aussieht, als ob Zwecke aus der Zukunft wirkten. Tatsächlich 
aber wirkt jedes Ziel von morgen aus der gestrigen Absicht auf das Handeln heute. Drit- 
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tens aber, und das führt zu gefährlichen Irrtümem, ist unser Zweckbegriff rein anthropo-
morph. Wir betrachten alles zwecklos, außer unserem Handeln und w as  sich mit diesem 
vergleicht. Das führt dazu, die Hierarchie der Zwecke zu verkennen. Denn im Grunde geht 
es um die Erwartung, ob Subfunktionen oder Substrukturen zum Aufbau und der Erhal-
tung einer Oberfunktion oder Oberstruktur erfolgreich beitragen würden. Erkennt man das 
nicht, so folgt der kolossale Irrum zu erwarten, daß nicht die Menschheit die Erhaltung der 
Biosphäre verantwortet, vielmehr die Erde für unsere Zwecke geschaffen sei. Die Ignoranz 
gegenüber dem Umwelt- und Wachstumsproblem ist die Folge. 
Das alles wird aber auch noch durch die „exakten Wissenschaften" angeleitet, da man sich, 
seit der sogenannten Galileischen Revolution, später verstärkt durch Aufklärung, Positivis-
mus und den modernen szientistischen Reduktionismus versucht, die Welt allein aus Kräf-
ten verstehen zu wollen. Man  hat weithin übersehen, daß ein doppelter, kognitiver Dualis-
mus unsere Begrifflichkeit von den Ursachenzusammenhängen dieser Welt vierteilt; daß 
die Кräftе  zwar eine notwendige Erklärung darstellen, eine zureichende aber nicht. Dazu 
bedürfte es noch der Einsicht in die jeweils selektiven Material-, Form- und Erhaltungsbe-
dingungen, die ebenso alle Systeme lenken (Riedl 1978, 1985) . 

Die Irreleitung durch unsere Sprache  
Es mag überraschen, nun noch die menschliche Sprache unter den problematischen Aus-
stattungen der Kreatur zu finden. Dazu ist erstens festzustellen, daß alle menschlichen 
Sprachen auf eine ihnen gemeinsame Struktur zurückgehen (Lenneberg 1972). Immer ein-
gehender werden sprachliche Universalien aufgedeckt, die darauf hinweisen, daß ihre 
Grundformen ein gemeinsames Erbe sein müssen. Zweitens ist die Einsicht nützlich, daß 
Kommunikation unter anderen Selektionsbedi пgungen entstanden sein muß als die oben 
besprochenen sozialen und kognitiven Anlagen (Riedl 1994). 
Während nämlich diese Anschauungsformen primär unter einem Selektionsdruck auf Kor-
respondenz mit dem Milieu entstanden, w as  man  Anpassung nennt, ist das schon bei den 
Vorstadien der Sprache anders. Kommunikation entsteht primär über einen Selektions-
druck auf Kohärenz mit dem Artgenossen, w as  man  wechselseitiges Erkennen oder Mittei-
len nennt; und zwar geht es vom wechselseitigen Erkennen der Einzeller (auch von Ei und 
Samenzelle) bis zu den Formen der Körper- und Lautsprache, um Eindeutigkeit und um 
Widerspruchsfreiheit im System. Und während die Korrespondenz-Bedingungen wech-
seln können, haften Kohärenzen schicksalshaft am System. 
Dabei haben die Mitteilungen nur Symbolcharakter. Sie bilden Situationen nicht ab, son-
dem kodieren nur für diese. So haben die Buchstabenreihen b-a-u-m oder w-a-1-d keinerlei 
Ähnlichkeit mit jenen Gegenstanden und stehen doch, nach A rt  unserer abstrahierenden 
Gestaltwahrnehmung, für Klassen solcher Dinge. Selbst in S еriеп , wie Bach-Fluß-Strom 
oder Hütte-Haus-Palast, gibt es keine sprachlichen Übergänge. Wir helfen uns mit Dimi-
nuativen und Adjektiven, ohne daß wir über die Grenze zwischen einem „kleinen Wäld-
chen" und einer „großen Baumgruppe" sprachlich hinwegkämen. 
Dieses Sprachdenken macht uns glauben, auch den Gegenständen der komplexen Welt 
dann nahezukommen, wenn wir die Begriffe scharf definieren, wo ihnen doch nur eine 
transitorische Sprechweise, welche die vielfältigen Übergange ausdrückt, entsprechen 
könnte. Unser sprachgelenktes Denken ist in ein Schachtelsystem geraten (Riedl 1987). 
Das hat iiberraschende Konsequenzen. Es erlaubt zunächst die Bildung der „copula", der 
Wörtchen „ist" und „seid`, die („Sokrates ist ein Mensch") vorsehen, daß über alle Reprä- 
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sentanten einer Klasse etwas angegeben werden kann. Dieser Spezialfall ist den Sprachen 
aus der Tradi tion des Griechischen gegeben und führt in  diesen weiter zum Sylogismus, 
zum logischen Schluß, der auch noch die Eigenschaften solcher Klassen angibt („alle 
Menschen sind sterblich"), schließlich zu einer definitorischen Logik. Und diese sugge-
riert  die  Erwartung, Wahrheiten gewinnen zu können, die über die im Schluß angenomme-
nen Voraussetzungen hinausgehen. 
Das leitet nun eine grundlegende Falle des Rationalismus an; die unerlaubte Extrapolation, 
zu welcher uns solcherart „rationale Wahrheit" verleitet, nunmehr als Irrungen unserer 
Vernunft. So sind Vernunft und Verstand so ungleich in ihrer Herkunft und ihren Hinder-
nissen, wie sie widersprüchlich werden in ihrer Konfrontation. Einmal operiert unsere 
Kultur empirisch einmal rational, ohne aus  den  Fallstricken der beiden herauszukommen. 
Wir reißen auseinander was ineinander übergeht, werfen zusammen, was sich sprachlich 
nahelegt, lassen uns glauben machen, daß unser Weltverstehen überhaupt erst mit der 
Sprache begonnen hätte, und übersehen, daß das lineare Auffädeln ihrer Strukturen, zu der 
sie uns zwingt, in sie nicht paßt. So gehen wir auch mit dieser Welt um. 
Und da wir instinktiv fühlen, daß uns weder die empirische, noch die rationale Wahrheit 
verläßlich durch unsere Tage lenkt, haben wir uns  in den  meisten unserer Entscheidungen 
einer dritten, einer „kollektiven Wahrheit” verschrieben. Sie tritt am reinsten in  allen jenen 
Fallen auf, in denen niemand etwas wissen kann; und m an  richtet sich nach der Meinung 
aller. 
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B 
DAS BEVÖLKERUNGSWACHSTUM 

UND DESSEN URSACHEN 

Wachstumsprobleme entstammen zwei Quellen: dem Wach-
sen der Bevölkerung und dem der Ansprüche. Wir stellen das 
Bevölkerungswachstum zuerst dar, weil seine Problematik 
kürzer wiederzugeben ist, und behandeln das Verhältnis zwi-
schen Ausstattung und Einsicht in Kapitel 4, im Anschluß die 
Wechselwirkungen zwischen sich industrialisierenden und 
Industrieländem in Kapitel 5. Mit dem Wachsen der Ansprü-
che befaßt sich der nächste Abschnitt. 



KAPITEL  4 

Bevölkerungswachstum — zwischen Erbe und Erkenntnis 
Helmut Markus Knoflacher* 

Einleitung 
Das Wachstum der menschlichen Bevölkerung ist — speziell in unserer Zeit — Gegenstand 
vieler Diskussionen. Neben der weitgehend akzeptierten Feststellung, daB die Weltbevöl-
kerung global in bisher noch nie beobachteten Ausmaßen zunimmt, führen die Meinungen 
über die davon zu erwartenden Wirkungen zu heftigen Kontroversen zwischen Vertretern 
unterschiedlicher Weltregionen. Vordergründig besteht ein größerer Zusammenhang zwi-
schen den wirtschaftlichen Gegebenheiten einzelner Staaten und deren vorherrschenden 
Meinungen über die Wirkungen des Bevölkerungswachstums als mit deren aktuellen Be-
siedlungsdichten. In Staaten mit einem hohen Bruttonationalprodukt pro Kopf überwie-
gen, mit dem Hinweis auf schwerwiegende Folgewirkungen des globalen Bevölkerungs-
wachstums, die Tendenzen zu rigorosen Einschränkungen der Geburtenraten. Darunter 
finden sich Staaten mit 3 bis 450 Einwohnern pro Quadratkilometer. Staaten mit niedrigen 
Pro-Kopf-Raten des Bruttonationalprodukts tendieren hingegen stärker zur Verteidigung 
des Rechtes auf Wachstum. Unter dieser Gruppe finden sich Staaten mit Bevölkerungs-
dichten zwischen 2 und 940 Einwohnern pro Quadratkilometer (World Resources Ins titute 
1994).  Die  nähere Analyse der verschiedenen Standpunkte zeigt, daB die Diskussionen 
praktisch nie losgelöst von Interessen der jeweils vertretenen globalen Populationsgruppen 
stattfinden. Hinter Begriffen wie etwa Umweltzerstörung oder Armut werden vielfach Ar-
gumente pro oder kontra der Erhaltung des bestehenden Ungleichgewichtes in der Vertei-
lung materieller Ressourcen verborgen (Bongaarts 1994; Dasgupta 1995). 
So spektakulär und politisch brisant solche Diskussionen auch sein mögen, sie helfen nur 
wenig bei der Suche nach den Ursachen des Bevölkerungswachstums. Diese Aufgaben-
stellung ist weitaus schwieriger zu lösen als die Erstellung von Prognosen über die Wir-
kungen unbegrenzten Bevölkerungswachstums. Zum einen geht es um die Offenlegung 
unterschiedlicher Zusammenhänge. Von besonderem Interesse ist dabei, in welchem Aus-
maß singuläre Ursachenfaktoren identifizierbar und wie weit systembedingte Faktoren-
konstellationen für das Wachstum von Populationen bedeutsam sind. Wegen systembe-
dingter Einflüsse sind auch keine Identifikationen singulärer Kausalfaktoren zu erwarten. 
Ein Ergebnis, welches unbefriedigend erscheinen mag, das jedoch der Realität komplexer 
Systeme näherkommt als die o ft  spektakuläre „Entdeckung" einzelner Ursachenfaktoren 
als Konsequenz reduzierter Sichtweisen. Zum anderen stellt die Suche nach den Ursachen 
auch einen Akt der Selbsterkenntnis dar, bei dem die Angst vor der Wahrheit des Ichs oder 

* Helmut Markus Knotlacher ist Bauingenieur und Biologe, 1948 in Kärnten geboren (Bruder des 
Hermann K.), nach der Ausbildung als Ingenieur, Studium der Zoologie und Botanik an  der Univ. 
Wien. Infrastrukturplanung und -forschung in der Privatwirtschaft und außeruniversitären For-
schungseinrichtungen, derzeit am Forschungszentrum Seibersdorf, Lektor an  der Techn. Univ. Wien. 
Zugang zum Thema über Studien und Publikationen zur Umweltwirkung von Wirtschafts- und Indu-
strieplanungen, Grundprozessen und ProzeBkonstellationen. Im Zentrum stehen kritische Auseinan-
dersetzungen mit dem Umweltproblem durch Bevölkerungswachstum und materielle Ansprüche mit-
tels systemwissenschaftlicher Ansätze. 
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der angestammten Gesellschaft vielfach zur Ablehnung der Ergebnisse oder der Diskus-
sion über bestimmte Themenbereiche führt.  

Zahlen und Individuen  
Die Suche nach „Ursachen" des Bevölkerungswachstums kann auf unterschiedlichen Er-
kenntnisebenen ansetzen:  
a) auf der Ebene der abstrakten, vorwiegend quantitativen Kenngrößen für Populations-
entwicklungen und  
b) auf der Ebene der individuellen Entscheidungen, welche die grundlegenden popula-
tionsdynamischen Prozesse wie Geburt und Tod beeinflussen.  
Wie groß die Unterschiede zwischen den beiden Erkenntnisebenen sein können, kann jede  
Person nachvollziehen, welche die Geburt oder den Tod im Rahmen einer engen Bezie-
hung bewußt miterlebt und versucht, dieses Ereignis mit dessen Bedeutung auf der ab-
strakten Populationsebene zu vergleichen.  
al) Die überwiegend angewandte Methodik zur Untersuchung von Phänomenen des Be-
völkerungswachstums setzt an  den „zahlenmäßig darstellbaren Mengen" und deren Verän-
derungen von größeren Populationsgruppen an. Durch die Anwendung statistischer Ver-
fahren lassen sich so wesentliche Kennzahlen fii т  die deskriptive Darstellung gewinnen.  
Die Schwäche dieser Methoden liegt in der relativ kurzen Zeitspanne systematischer Be-
völkerungszählungen, welche im günstigsten Falle nur wenige Jahrhunderte zurückreichen  
(Mitchell 1978). Längerfristig zurückreichende Darstellungen von Populationsentwicklun-
gen (Ehrlich et al 1975) beruhen deshalb vorwiegend auf Schätzungen. Solche Darstellun-
gen haben deshalb vor allem einen illustrativen Charakter und sind nicht mit Darstellun-
gen wissenschaftlich belegter Untersuchungen gleichzusetzen.  
a2) In abstrakter Weise, jedoch „unter Einbeziehung funktioneller Wechselbeziehungen"  
werden durch verschiedene Modellansätze die Auswirkungen verschiedener Faktoren auf  
das Bevölkerungswachstum untersucht. Zu den bekanntesten Frühwerken zählt dabei die  
1798 publizierte Arbeit vom Malthus „Essay an the Principles of Population" (Giddens  
1993). Die verschiedenen Modellansätze für die Beschreibung von Faktorenzusammen-
hängen liefern nicht Erklärungen über  die  tatsächlichen Wirkungen von realen Faktoren,  
sondem nur über die Wirkungen der jeweils im Modell berücksichtigten Faktoren. Ihre Er-
gebnisse können deshalb nur so weit zum Erkenntnisgewinn beitragen, als auch die zu-
grundegelegten Prämissen offengelegt und in die Ergebnisdiskussion einbezogen werden.  
Zu dieser Gruppe sind auch die „konzeptionellen Modelle" über das Bevölkerungswachs-
tum „geisteswissenschaftlicher Disziplinen" zu zählen, welche oft nicht mathematisch for-
malisiert sind. Ihr Wert  für den Erkenntnisgewinn hängt ebenfalls von der Offenlegung der  
zugrundegelegten Prämissen und der Gedankenkonstruktionen ab.  
b) Die „Ebene der individuellen Entscheidungen" stellt gleichzeitig die „Handlungsebe-
ne" für die relevanten Prozesse der Bevölkerungsdyn аmik dar. Die evolutionäre Entwick-
lung des Menschen (Riedl 1982; Riedl 1984) führt dazu, daß die Entscheidungsprozesse  
von Faktoren unterschiedlicher Zuordbarkeit beeinflußt werden. Neben den biologischen  
Wurzeln der Fortpflanzung (Grammer 1995) spielen verschiedenste soziologische Fakto-
ren (Viazzo 1989) und Faktoren anderer A rt  (UNFPA 1991) wesentliche Rollen bei den in-
dividuellen Entscheidungen über die Realisierung oder Unterlassung populationsdyna-
misch relevanter Handlungen. Auf dieser Ebene ist die überwiegende Anzahl jener Fakto-
ren zu vermuten, welche die realen Prozesse der Bevölkerungsdynamik beeinflussen. Für  
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das Verständnis der Bedeutung einzelner Faktoren ist es wesentlich, flicht nur ihre spezifi-
sche Eigenart, sondem auch die Strukturen ihres Zusammenwirkens zu erkennen. Die en-
ge Durchmischung der unterschiedlichen Faktoren erschwert auch die wissenschaftliche 
Durchdringung der Zusammenhänge, da laufend die selbstdefinierten Grenzen der ver-
schiedenen Wissenschaftsdisziplinen überschritten werden müssen. Hilfreich sind dabei 
offen geführte Diskussionen mit Vertretern unterschiedlicher Wissenschaftsdisziplinen, er-
schwerend hingegen puristisches Verharren auf langgepflegten Paradigmen. 
Für das Verständnis populationsdynamischer Probleme ist es notwendig, die Unterschiede 
zwischen den Erkenntnisebenen a) und b) zu berücksichtigen. Beide Ebenen bestehen in 
wesentlichen Bereichen isoliert nebeneinander, wobei die Isolation letztendlich auch die 
Umsetzung von Vermeidungsstrategien verhindert. So sind beispielsweise statistische 
Kennzahlen auf der Erkenntnisebene a) erlebte Einzelschicksale auf der Ebene b), wobei 
viele als wesentlich angesehene Faktoren der Ebene b) auf der Ebene a) nicht berücksichtigt 
werden. Die Ursachen dafür können beispielsweise in der fehlenden Auseinandersetzung 
mit den Gegebenheiten auf der Handlungsebene b) oder in zu hohen Abstraktionsgraden der 
Darstellungen in der Ebene a) liegen. In Verbindung damit bestehen auf beiden Ebenen auch 
unterschiedliche Rahmenbedingungen für die Umsetzung der jeweiligen Erkenntnisse. Eine 
auf Ebene a) gewonnene Erkenntnis zur notwendigen Eindämmung des Bevölkerungs-
wachstums kann weitgehend losgelöst von individuellen Einschränkungen in Überlegungen 
zur Bewältigung des  Problems  umgesetzt werden. Die Realisierung der Überlegungen wird 
jedoch mit großer Sicherheit scheitern, wenn die wirksamen Rahmenbedingungen auf der 
Ebene b) nicht berücksichtigt werden. Die Rahmenbedingungen können unterschiedlichster 
Natur sein und sich zusätzlich von Region zu Region unterscheiden. 
Wenn die Suche nach Ursachen des Populationswachstums erfolgreich sein soll, so dürfen 
dabei auch jene Bedingungen nicht außer acht gelassen werden, welche eventuell durch ihr 
Nichtvorhandensein oder durch MaBstabsunterschiede gerade jene Störstellen bilden, wel-
che zu fatalen Folgewirkungen fUhren. Es ist jedoch auch denkbar, daß menschliche Popu-
lationen gleiche Gesetzmäßigkeiten aufweisen wie alle lebenden Systeme (Jorgensen 
1992) und grundsätzlich nach der Beherrschung des maximalen Anteils der jeweils verfüg-
baren Energie streben, um im intra- und interspezifischen Konkurrenzkampf nicht zu un-
terliegen. Teil einer solchen Strategie wäre auch die grundsätzliche Tendenz zur Zeugung 
möglichst vieler erbverwandter Nachkommen. Obwohl viele Indizien diese Theorie zu un-
terstützen scheinen, könnte sie jedoch auch Teil jener Herausforderungen sein, welche der 
Mensch auf dem Wege zum Menschsein zu meistern hätte. Es ist deshalb notwendig, ne-
ben solchen Ansätzen auch die Bedeutung anderer Faktoren zu untersuchen. Dazu werden 
die Einflüsse von Einflußfaktoren der abstrakten Betrachtungsebene a) gesondert von  den  
Einflußfaktoren der individuellen Betrachtunsgebene b) behandelt. 

Wachstum von Populationen 

Wachstumsfunktion 
Ohne Berücksichtigung von Rahmenbedingungen wird für einen definierten Zeitabschnitt 
die Wachstumsrate (r) einer abgeschlossenen Population der Größe N durch die Anzahl der 
in dieser Zeit auftretenden Geburten (B) und Sterbefälle (D) bestimmt: 

r  =  (B  — D)/N 
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Die Größe einer abgeschlossenen Population bleibt unter stabilen Rahmenbedingungen al-
so dann konstant, wenn im Durchschnitt gleich viele Geburten wie Sterbefälle auftreten. In  
realen Populationen ist die Reproduktionsfähigkeit nicht gleich verteilt. Nur der weibliche  
Teil der Population kann innerhalb eines abgegrenzten Lebensabschnittes Nachkommen  
produzieren. Der männliche Teil der Population ist für die Reproduktion von untergeord-
neter Bedeutung, er spielt jedoch eine Rolle fir die Erhaltung bzw. Entwicklung der gene-
tischen Vielfalt einer Population.  
Die Verteilung der Sterberaten auf die Geschlechter und deren Altersklassen spielt also eine  
wesentliche Rolle für die Auswirkungen auf die Entwicklung der Populationsgröße. Sind  
beispielsweise von einer erhöhten Sterberate nur die männlichen Teile und die nicht mehr  
reproduktionsfähigen Altersklassen der weiblichen Teile einer Population betroffen, so ist  
keine nachhaltige Auswirkung auf die numerische Populationsgröße zu егwartеn 1 . Grund  
dafür sind folgende Zusammenhänge der Nettoreproduktionsrate (R a) (Krebs 1994):  

Ñ 
R0  =  Ѕ  l  .  

x=0  

Die Ermittlung der Nettoreproduktionsrate erfordert eine Unterteilung der Population in  
einzelne Altersklassen und die Bestinnung der Anzahl der jeweils йbетlеbеndеп  Individu-
en (1x). Zusätzlich ist in  den Altersklassen die durchschnittliche Anzahl der Nachkommen  
pro weiblichem Individuum (b.) zu bestimmen. Die Anzahl der männlichen Individuen in  
einer Population ist (solange die Reproduktion gewährleistet werden kann) für die Netto-
reproduktionsrate ohne Bedeutung. Die Anzahl der geborenen bzw. Uberlebenden Nach-
kommen pro weiblichem Individuum wird von verschiedenen Faktoren beeinflußt. Ob-
wohl bei Frauen potentiell eine zyklisch kurzfristig wiederkehrende Empfängnisbereit-
schaft besteht, können verschiedene äußere Einflüsse (z. B. zeitliche Verteilungen der Ar-
beitslast, saisonale Wanderungen von Ehepartnern) die jahreszeitliche Verteilung der Ge-
burten beeinflussen (Chaunu 1966; Viazzo 1989). Durch  die  lang andauernde Abhängig-
keit der Nachkommen von der mütterlichen Zuwendung (Lethmate 1994) beeinflussen  
verschiedene Faktoren (z. B. A rt  und Zusammensetzung der Ernährung) die postnatale  
Überlebenswahrscheinlichkeit der Nachkommen (Viazzo 1989). In agrarisch dominierten  
Gesellschaften lag aus diesen Gründen die Anzahl der überlebenden Nachkommen in  der  
Regel unter 10, während die Zahl der Geburten deutlich darüber liegen konnte (Chaunu  
1966).  
Wird hingegen der potentiell reproduktionsfähige weibliche Populationsteil (einschließ-
lich der Altersklassen im vorreproduktiven Alter) von der erhöhten Stern ichkeit betroffen,  
so tritt (wegen Verringerung von l x) bei gleichbleibender Fruchtbarkeit eine Verkleinerung  
der Populationsgröße ein. Die gleiche Wirkung ist zu erwarten, wenn, aus welchen Grün-
den auch immer, nur geringe Anteile der weiblichen Population in den vorreproduktiven  
Altersklassen enthalten sind. Bei grafischen Darstellungen in den sogenannten Alterspyra-
miden sind diese Voraussetzungen durch „Einschniirungen" in den unteren (vorreprodukti-
ven) Altersklassen der weiblichen Population erkennbar.  

1 In Humanpopulationen liegen meist komplexere Bedingungen vor, da gesellschaftliche Regeln fü т  die  
Gründung von Fortpflanzungsgemeinschaften (z. B. Ehen) zumindest relative Abhängigkeiten der  

Nettoreproduktionsraten von den Geschlechterverhältnissen des potentiell zeugungsfähigen Popula-
tionsanteils bedingen.  
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Eine gegenteilige Wirkung tritt ein, wenn große Anteile der weiblichen Population in den  

vorreproduktiven Altersklassen vertreten sind. Populationen mit solchen Merkmalen zei-
gen bei der grafischen Darstellung der weiblichen Population eine ausgeprägte breite B asis  
der Alterspyramide. In diesen Fällen ist (bei gleichbleibender Überlebenswahrscheinlich-
keit und gleichen Reproduktionsraten) eine starke Zunahme der Population ab dem Zeit-
punkt zu erwarten, ab dem diese Altersklassen in das reproduktionsfähige Alter eintreten. 
Aus den angeführten Gründen haben die Altersklassen- und Geschlechtsverteilungen der 
Sterberaten (D) große Auswirkungen auf die Entwicklungsdynamik von Populationen. 
Beispiele für populationsdynamisch wirksame Faktoren sind Pandemien, wie z. B. die Pest 
(Vasold 1991) oder Grippe (Alexander und Raettig 1981) welche unter bestimmten Bedin-
gungen vor allem Kinder und Jugendliche erfaßt. Durch die hohen Mortalitätsraten der 
Pest wurden in der Folge Bevölkerungen großer Landstriche drastisch reduziert. So wird 
der Bevölkerungsverlust durch die Pestwelle der Jahre 1348/50 in E uropa auf rund ein 
Drittel der Bevölkerung geschätzt (Vasold 1991). Populationsdynamisch sind auch die ho-
hen Sterblichkeitsraten bei Säuglingen und Kleinkindern infolge von hygienischen Miß-
ständen von Bedeutung. Für das Europa des Mittelalters wird die Iortalitiitsrate der  Kin-
der  bis zum fünften Lebensjahr mit rund 50% angenommen (Shahan 1991, 178). lit rund 
30% bis 40% ähnlich hohen Mortalitätsraten werden für die fünfziger Jahre dieses Jahr-
hunderts aus sich industrialisierenden Staaten (SIS) gemeldet. Durch medizinische und hy-
gienische Maßnahmen konnten die Мortalitätsraten in diesen Staaten mittlerweile bis auf 
rund 10% gesenkt werden (UNO 1991). Insgesamt starben 1980 in  den  SIS jährlich rund 
17 Millionen Menschen an  infektiösen und parasitären Krankheiten (Hauchler 1993, 72), 
dies entspricht einem Anteil von rund 40% der Todesursachen in diesen Staaten (World 
Resources Institute 1988, 25). Im Vergleich dazu wurde die Säuglingssterblichkeit (im er-
sten Lebensjahr Gestorbene bezogen auf Lebendgeborene) im Industriestaat Bundesrepu-
blik Deutschland von 5,5% im Jahre 1950 auf 0,8% im Jahre 1988 gesenkt (Gundermann 
1991, 495).  
Von völlig anderer Bedeutung für die Populationsdynamik sind hingegen Krankheiten, 
welche vor allem höhere Altersklassen betreffen, wie z. B. Krebs-, Kreislauf- und Stoff-
wechselerkrankungen, welche in Industrieländem rund 73% (ca. 7,7 Millionen Todesfälle) 
ausmachen (World Ressources Institute 1988, 25). Bei diesen Erkrankungen nimmt die 
Zahl der altersklassenspezifischen Todesfälle erst ab 35 Lebensjahren deutlich zu (P rescott  
et al. 1990, 26). Komplexer sind die Wirkungen der Erworbenen Immunschwäche (AIDS) 
einzuschätzen. Während in Industrieländern vor allem höhere Altersklassen und Bevölke-
rungsgruppen mit geringer populationsdynamischer Bedeutung betroffen sind, liegen die 
Verhältnisse in den SIS anders  (Anderson arid  May 1992). Für Afrika wird, durch die To-
desfälle jüngerer Altersgruppen infolge von AIDS-Infektionen, in der Periode 1987 bis 
1997 eine Reduktion des Populationswachstums in Städten um rund 36% im Vergleich zu 
einer Entwicklung ohne Infektionen vermutet. Falls die Zunahme der Neuinfektionen wei-
ter anhält, wird längerfristig eine Abnahme der städtischen Bevölkerung in diesen Gebie-
ten erwartet. Die Auswirkungen der AIDS-Infektionen auf das Wachstum der ländlichen 
Bevölkerung werden hingegen gering eingeschätzt (UNO 1990, 291). 

Auswirkungen des Energiehaushaltes auf das Populationswachstum 
Eine Kompensation numerischer Populationsverluste kann theoretisch durch die Erhöhung 
der Fruchtbarkeitsraten erreicht werden. Ihr sind dabei nach oben hin Grenzen gesetzt, da je- 
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de Reproduktion mit energetischen Aufwendungen verbunden ist. Für die Mutter wirken sie 
als Verluste (Bildung von zusätzlicher Biomasse während der Schwangerschaft und wäh-
rend der Stillperiode), welche durch erhöhte Nahrungsaufnahme kompensiert werden müs-
sen. Durch den energetischen Zusammenhang zwischen Stoffwechsel und Reproduktionsra-
te hängt die Reproduktionsrate in der allgemeinen Form vom potentiellen Energieaufwand 
der Mutter ab. Der (ohne zusätzliche Unterstützung, wie z. В . künstliche Emährung) poten-
tielle Energieaufwand kann über eine allometrische Funktion (Blaxter 1989) durch das Kör-
pergewicht (Wм) des Mutterindividuums beschrieben werden. Damit läßt sich auch ein Zu-
sammenhang mit der potentiellen Anzahl überlebensfähiger Nachkommen darstellen: 

n  .  Е 1  б  a  .  WM F  

Die Anzahl der Nachkommen (n) hängt, gemeinsam mit der für die einzelnen Nachkom-
men zur Verfügung stehenden Energie  (Et),  direkt vom Körpergewicht der mütterlichen In-
dividuen ab. Die Konstanten (a, b) werden vor allem durch die Dimensionen der Körper-
gewichte bestimmt. Das Ausmaß des erhöhten Energiebedarfes läßt sich durch den durch-
schnittlichen täglichen Energiebedarf von Frauen darstellen (Fldt 1986): Er liegt im Nor-
malfall und in den ersten fünf Schwangerschaftsmonaten bei 9.200 kL ab dem 6. Schwan-
gerschaftsmonat steigt der Bedarf auf 10.900 kJ und in der Stillperiode auf 11.700 kJ. Zu-
sätzlich verschiebt sich während der Schwangerschaft und Stillperiode das Bedarfsspek-
trum an Nährstoffen, Spurenelementen und Vitaminen. Überdurchschnittliche Erhöhungen 
der Nachkommenszahl gehen dadurch zwangsläufig zu Lasten der ( in  der ersten Lebens-
phase) verfügbaren Energie für die Nachkommen. Die Absenkung der verfügbaren Ener-
gie für die Nachkommen reduziert jedoch deren Überlebenswahrscheinlichkeit und damit 
auch deren Reproduktionsraten. 
Beispiele für die Auswirkung der Änderung energetischer Versorgung auf die Populations-
dynamik liefert in historischer Zeit die Eiführung der Kartoffel in  ländlichen Gebieten 
Europas. Es wird dabei vermutet, daß die verbesserte energetische Versorgung gegenüber 
der vorherrschenden Getreidenahrung um den Faktor von rund 3,3 : 1 in vielen ländlichen 
Gebieten zu einem Rückgang der Sterblichkeitsraten bei populationsdynamisch relevanten 
Altersklassen und auch zu Erhöhungen der Fruchtbarkeitsraten führten (Netting, 1981). 
Als Folge davon trat in  weiten Gebieten Europas bereits vor der Industrialisierung und der  

Einführung von Hygienemaßnahmen eine deutliche Zunahme der Bevölkerung auf. Die  

Auswirkungen auf die Bevölkerungsdynamik waren dabei selbst in Gemeinschaften mit  

strengen sozialen Regeln und intensiver sozialer Kontrolle zur Eingrenzung des Bevölke-
rungswachstums feststellbar (Viazzo 1989). Die Auswirkungen der Unterernährung sind  

hingegen nach wie vor in den SIS beobachtbar, in denen jährlich rund 12,5 Millionen Kin-
der an  deren Folgen sterben (lauchler 1993, 72).  

Genetische Vielfalt in Populationen  

Andere Zusammenhänge ergeben sich bei Berücksichtigung der genetische Variation von  

Populationen in  Verbindung mit evolutiven Entwicklungsmöglichkeiten. Durch die Ein-
schränkung der genetischen Vielfalt in  Populationen erhöht sich das Risiko des Ausster-
bens bei veränderten Umweltbedingungen. Reicht jedoch die genetische Variabilität von  

Populationen aus, um unter neuen Umweltbedingungen regen еrationsfähige Teilpopulatio-
nen zu bilden, so können größere Umweltveränderungen zu selektiven Begünstigungen  

eben dieser Populationsteile führen. Genetisch nicht adäquat ausgestattete Teile der Popu- 
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latiоп  gehen hingegen verloren. Die effektive Populationsgröße (Ne) erlaubt die Einschät-
zung der genetischen Vielfalt einer Population:  

Ne= 1/(1/4.N m +1/4. Nf) 

Das Verhältnis der an der Fortpflanzung beteiligten weiblichen Individuen (NO zu männli-
chen Individuen (Nm) bestimmt demnach die effektive genetische Populationsgröße. Bei  

gleichen Anteilen weiblicher und männlicher Individuen ist die effektive genetische Popu-
lationsgröße gleich hoch wie die numerische Anzahl der Individuen. Wird hingegen durch  

ein Ereignis die Zahl der an der Fortpflanzung beteiligten männlichen Individuen bei-
spielsweise halbiert, so beträgt die effektive genetische Populationsgröße nur mehr rund  

89% der numerischen Populationsgröße.  
In den meisten heute lebenden Humanpopulationen besteht aufgrund der intensiven gene-
tischen Durchmischung (Cavalli-Sforza 1992) kein ernsthaftes Risiko der genetischen Ver-
armung. Es ist jedoch auffällig, daß in der Folge von kriegerischen Auseinandersetzungen  
(wie es in einem hohen Ausmaß bei  den  Auseinandersetzungen auf dem Gebiet des frühe-
ren Jugoslawien beobachtet wurde) Vergewaltigungen von Frauen der jeweils unterlege-
nen Gruppe stattfinden (Hauchler 1993, 185). Die Ausschaltung sozio-kultureller Rah-
menbedingungen in Verbindung mit kriegerischen Ereignissen führt offenbar zu einem  
Hervorbrechen archaischer Verhaltensmuster, wie auch dem weitgehenden Verlust der Tö-
tungshemmung (wie die jüngsten Beispiele aus dem ehemaligen Jugoslawien und Ruanda  
zeigen).  
Im übertragenen Sinne wirken vermutlich die archaischen Muster der Sicherung der Wei-
tergabe genetischer Erbsätze in politischen Zielsetzungen, welche das Überleben eines  
Volkes als zentrales Anliegen propagieren. Die archaischen Muster der Forcierung von ge-
netischer Dominanz stellen in solchen Fällen sicher nicht die einzigen Antriebsfaktoren  für 
die Förderung des Bevölkerungswachtums durch Regierungen und Herrscher dar. So ist  
beispielsweise zu berücksichtigen, daß die Durchsetzung politischer Regeln leichter er-
folgt, wenn die damit Betrauten den gleichen kulturellen und sprachlichen Wurzeln ent-
stammen. Aus dem Faktorenkomplex des Machtstrebens und des biologischen Antriebs  
zur Fortpflanzung entwickelten sich gesellschaftliche Rahmenbedingungen, welche (unge-
achtet der individuellen ökonomischen und sozialen Rahmenbedingungen) Eltern ver-
stärkt zur Zeugung von männlichen Nachkommen für „den Kaiser" oder „den Führer" mo-
tivierte. Der erhöhte Bedarf an männlichen Nachkommen für kriegerische Zwecke und die  
damit verbundene Steigerung der Geburtenraten führte infolge des natürlichen Geschlech-
terverhältnisses und der fehlenden Möglichkeit zur Vorherbestimmung des Geschlechtes  
der Nachkommen zwangsläufig auch zu einer Zunahme der Anzahl weiblicher Nachkom-
men. Für die langfristige Populationsentwicklung konnten solche Impulse nur dann ohne  
längerfristige Wirkung sein, wenn eine ausreichende Zahl von Personen während der  
Kriegsereignisse zu Tode kam und die dadurch hervorgerufenen Geschlechterungleichge-
wichte durch zölibatäre Lebensführungen der partnerlosen Frauen bewältigt wurden. Ein  
Beispiel für Bevölkerungsreduktionen als Folge kriegerischer Ereignisse bietet der Drei-
ßigjährige Krieg, durch dessen Auswirkungen die Bevölkerung in Deutschland (Kleindel  
1978, 136) von rund 18 Millionen auf 7 Millionen (Bevölkerungsverlust rund 61%) redu-
ziert wurde. Im Vergleich dazu waren die kriegsbedingten Bevölkerungsverluste für Oster-
reich im Ersten Weltkrieg (Kleindel 1978, 303) mit rund 2,2% und im Zweiten Weltkrieg  

(Kleindel 1978, 371) mit rund 5,6% deutlich geringer. Global forderte der Zweite Welt- 
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krieg ca. 55 bis 60 Millionen Todesopfer. Im Vergleich dazu sind seit 1945 weltweit rund 
25 bis 30 Millionen in oder an den Folgen von Kriegen gestorben (Hauchler 1993, 183-
184). Neben Kriegsereignissen können sich auch hohe Kriminalitätsraten schichtspezi-
fisch auf die Lebenserwartungen auswirken. So ist beispielsweise die Lebenserwartung 
von männlichen Afro-Amerikanern in  Harlem  niedriger als die der Bevölkerung von B an-
gladesh (Sen 1993). 

Einflüsse von Tragfähigkeitsgrenzen  

Systembezogene Betrachtungsweisen erfordern die Berücksichtigung von Wechselwirkun-
gen zwischen der betrachteten Population und seiner Umgebung. Für eine abgeschlossene 
Population läßt sich unter der Annahme bestrnimter Bedingungen (s. unten) das Wachstum 
durch die logistische Wachstumsfunktion (nach Verhulst, 1838) beschreiben (Krebs 1994): 

dN/dt=rN(K—N)/K 

Dabei wird durch K die maximale Populationsgröße dargestellt, welche unter den beste-
henden Umweltbedingungen existieren kann; N beschreibt die aktuelle PopulationsgröBe, 
r die Wachstumsrate und t die jeweils betrachtete Zeitspanne. Die Funktion ist jedoch nur 
gültig, wenn 
— gleiche Bedingungen für alle Individuen der betrachteten Population herrschen, 
— rmаz und K unveränderbar sind und  
— sich die Zunahmerate ohne Zeitverzögerung an  die Zunahme der Populationsgröße an-
paßt.  
Trotz der eingeschränkten Gültigkeit kann durch die Funktion gezeigt werden, daß bei sta-
bilen Umgebungsbedingungen hohe Zunahmeraten der Population nur weit unterhalb von  
Tragfähigkeitsgrenzen die Stabilität der Wechselbeziehungen zwischen Population und  

Umwelt nicht gefährden. Mit zunehmender Annäherung an die Tragfähigkeitsgrenzen  

müssen hingegen zur Sicherung der Stabilität die Wachstumsraten der Population gegen  

Null sinken (sogenannte К-Strategie). Verhält sich hingegen die Wachstumsrate weitge-
hend unabhängig von den Tragfähigkeitsgrenzen, so wird von einer r-Strategie gesprochen  

(Stem/гigerstedt 1974, 53). Unter stark variierenden Rahmenbedingungen erweist sich die  

r-Strategie gegenüber der К-Strategie überlegen, da die Population sich rasch an  neue Ge-
gebenheiten anpassen und eingetretene Verluste ausgleichen kann. Unter potentiell stabi-
len Rahmenbedingungen führt hingegen die r-Strategie zu katastrophenartigen Popula-
tionszusammenbrtichen und zu Veränderungen der Rahmenbedingungen.  

Für relativ isolierte Lebensgemeinschaften in alpinen Gebieten konnte gezeigt werden,  

daß durch strenge soziale Regelungsfaktoren und interaktive soziale Kontrolle die Popula-
tionsentwicklung relativ langfristig an bestehende Tragfähigkeitsgrenzen angepaßt wurde  

(Viazzo 1989; Netting 1981). Solche Regeln bildeten sich offenbar nur in agrarischen Ge-
meinden aus, deren Tragfähigkeitsgrenzen deutlich erkennbar und negative ökonomische  

Folgewirkungen bei Überschreiten der Grenzen zu erwarten waren. Gemeinschaften mit 
anderen ökonomischen Bezügen (z. B. Bergbau) zeigten hingegen keine Anpassungen an 
Tragfähigkeitsgrenzen (Viazzo 1989). 
Im globalen Zusammenhang liegen für gesicherte Untersuchungen zwischen Tragfähig-
keitsgrenzen und Populationsentwicklungen zu wenig vergleichbare Daten vor. Hingegen 
sind zahlreiche Daten mit verwaltungstechnischen Bezügen (z. B. Staaten) verfügbar. 
Trotz der verschiedenen Schwächen der Daten (z. B. nicht idente Erhebungsverfahren, 
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keine Bezüge zu regionalen Tragfähigkeitsgrenzen etc.) erlauben Analysen eine grobe  

Überprüfung von Hypothesen. Im Zusammenhang mit den r- bzw. K-Strategien ist zu  

überprüfen, wie weit bei menschlichen Populationen Zusammenhänge zwischen Popula-
tionsdichten und wichtigen populationsdynamischen Faktoren bestehen. Die Auswertung  

globaler Daten (Baratta 1993) nach den Populationsdichten zeigt keine Korrelationen zwi-
schen Populationsdichten und Sterberaten bzw. dem Bevölkerungswachstum (n=160,  

x=0,05 bzw. n=189, r=0,09). Demnach besteht kein Zusammenhang zwischen den Popula-
tionsdichten und Faktoren der Populationsdynamik. Entsprechend den r/K Merkmalen  

sind beim Wachstum menschlicher Populationen der Jetztzeit keine Bezüge zu dichteab-
hängigen Limitierungen zu erkennen. Eine erste Interpretation läßt deshalb auf das Vor-
herrschen von r-Strategien in Humanpopulationen schließen.  

Asynchrone Veränderungen, demographische Übergänge  
Bei der Beurteilung populationsdynamischer Entwicklungen ist zu beachten, daß die Ent-
wicklung über Ackerbau- und Industrie- zur Informationsgesellschaft  in  der ausgeprägten  
Form und häufig verwendeten zeitlichen Zuordnung nur für rund 20% der derzeitig leben-
den  Weltbevölkerung, also eine Minderheit, zutrifft. Die überwiegende Mehrheit der  der-
zeitigen Weltbevölkerung weist demgegenüber zum Teil stark abweichende geschichtliche  

Entwicklungen auf, ebenso waren für sie idente geschichtliche Ereignisse mit anderen Fol-
gewirkungen verbunden. Für die Populationsentwicklung wesentliche Ereignisse, wie  

z. B. die Entkoppelung der Gesellschaft von der regionalen Nahrungsmittelproduktion  

durch die Industrialisierung oder die Veränderung von Sterberaten durch hygienische und  

medizinische Versorgung, stehen deshalb für verschiedene Teile der Weltbevölkerung un-
ter völlig unterschiedlichen zeitlichen und inhaltlichen Rahmenbedingungen.  

Für das Bevölkerungswachstum sind Veränderungen von großer Bedeutung, bei denen ein  

relativ rasches Absinken der Sterberaten erfolgt, während die Geburtenraten länger auf dem  

vorhandenen Niveau verbleiben. In Verbindung mit der Industrialisierung ist in skandinavi-
schen Ländern ein sinkender  Trend  der Sterberaten bereits seit dem 18. Jahrhundert festzu-
stellen, während in Österreich erst seit 1880 ein kontinuierlicher Abwärtstrend zu beobach-
ten ist. Kurzfristige Abweichungen sind für die Perioden größerer Seuchenzüge (z. B. Cho-
lera) zu beobachten. Die Geburtenraten begannen hingegen erst seit dem Beginn des 20.  

Jahrhunderts deutlich abzusinken. Eine Stabilisierung beider Raten auf niedrigem Niveau  

begann in den dreißiger Jahren dieses Jahrhunderts ( Мitchell 1978; Buchheim 1994).  
Es ist dabei festzuhalten, daß der statistisch erfaßte Gesamteffekt auf der Überlagerung  

verschiedener Prozesse beruht. Neben den Verhaltensänderungen der im Industriebereich  

beschäftigten Bevölkerung als Folge der unmittelbaren Lebensbedingungen verringert  

sich in diesen Zeiträumen laufend der Anteil der landwirtschaftlich tätigen Bevölkerung.  

Beide Gruppen weisen in der Regel jedoch unterschiedliche Geburtenraten auf. Der Rück-
gang der Geburtenraten führt in ökonomischer und sozialer Hinsicht jedoch zu Problemsi-
tuationen (z. B. Mangel an  Arbeitskräften, Sicherung der Altersversorgung), welche viel-
fach nur durch Zuwanderungen aus anderen Staaten gelöst werden können (Birg 1994).  

Veränderungen dieser A rt  werden nach Thompson, 1929 als demographischer Übergang  

bezeichnet (Giddens 1993, 599). Für die Geschichte der Menschheit werden zumindest  

drei demographische Übergänge angenommen (Nentwig 1995, 79-81). Der erste wird der  

Entwicklung der Jäger- und Sammlergemeinschaften, der zweite der Entwicklung der  

Ackerbau- und Viehzuchtgemeinschaften und der dritte der Entwicklung der Indust riali- 
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sierung zugerechnet. Speziell die zeitliche Zuordnung des letzten demographischen Ober-
gangs zeigt (wegen der Veränderung der Bedeutung der Entwicklung der europäischen Po-
pulation fiiг  das globale Bevölkerungswachstum, welche um etwa 1850 ihr Maximum er-
reichte (McNaughton/Wolf 1979, 607)) eine starke eurozentrische Orientierung 2. Ebenso  
berücksichtigt die Hypothese nicht die Auswirkungen der Abspaltung des modernen  Men-
schen (Homo sapiens) von den Abstammungslinien vor rund 100.000 Jahren auf die Popu-
lationsdynamik der Hominiden. Trotz dieser methodischen Schwächen liefert der Ansatz  

Hinweise darauf, daB Populationsentwicklungen nicht als kontinuierliche Prozesse, son-
dem als Folgen diskontinuierlicher Ereignisse, ausgelöst durch Änderungen der Rahmen-
bedingungen (z. B. Veränderungen der Überlebensraten durch bessere medizinische Ver-
sorgung) ablaufen.  
Demnach würde die Humanpopulation, bei ausreichend langen Stabilitätsphasen der Rah-
menbedingungen, im Sinne der K-Strategie reagieren. Die Ursachen für die Änderungen  

der Rahmenbedingungen sind jedoch vorwiegend in der permanenten Suche des Men-
schen nach der Überwindung von wahrgenommenen Engpässen zu vermuten. Die Manife-
station der Veränderungen erfolgt dabei in Form von Makrozyklen, welche im Gegensatz  
zu den Kondratieffschen Zyklen (Bühl 1988, 99-101; Beenstock 1984, 137-159) neben  

den technologischen und ökonomischen Veränderungen auch grundsätzliche gesellschaft-
liche Wandlungen umfassen. Die Wurzeln des Bevölkerungswachstums würden demnach  

in der geistigen Entwicklung des Menschen, verbunden mit einer Fehlorientierung bei der  

Suche nach Lösungen von erkannten Problemen liegen. Der Hauptdefekt liegt vermutlich  

darin, daB die Lösungen nicht im intraspezifischen Bereich (z. B. Eingrenzung des Popula-
tionswachstums unterhalb der Tragfähigkeitsgrenzen), sondern im extraspezifischen Be-
reich vor allem in Form von Erweiterungen der Tragfähigkeitsgrenzen gesucht werden.  

Individuelle Einflußfaktoren der Populationsdynamik  
Unter den individuellen EinfluBfaktoren der Populationsdynamik werden hier die Fakto-
ren der direkten Entscheidungsprozesse von Individuen und die direkt auf die Individuen  

wirkenden Faktoren zusammengefaßt. Konkret geht es dabei um die Entscheidungen für  

oder gegen eine Zeugung von Nachkommen und die Entscheidungen zur Tötung von Indi-
viduen. Entscheidungen für oder gegen Migrationen sind fUr die globale Populationsdyna-
mik von untergeordneter Bedeutung. Sie werden deshalb nur am Rande mitbehandelt. Un-
geachtet von der populationsdynamischen Bedeutung können jedoch Migrationsbewegun-
gen von eminenter Bedeutung für die politische und ökonomische Entwicklung einzelner  

Staaten sein (Adams, 1977; Cornelius et al. 1995).  

Zeugung von Nachkommen  

Auf biologischer Ebene wird die Zeugung von Nachkommen alleine durch die weibliche  

Empfängnisbereitschaft und die Gelegenheiten zum Sexualverkehr bestimmt. Diese allein  

auch auf  der  Instinktebene funktionierenden Verhaltensmuster (Ba rnard 1983; Austin and  

2 Geschichtlich weiter zurückliegende Unterschiede der Entwicklung können wegen der unzureichen-
den Dokumentation nicht weiter berücksichtigt werden. Die vorliegenden Beispiele zeigen jedoch,  

daß eine gröB еге  Anzahl von Diskontinuitäten in der Entwicklung zu erwarten ist, als hier dargestellt. 
Beispiele dazu: Ancient Cities. 1994.; Seipel W.: Ägypten. 1989.; Inka-Peru. 1991.; Vergessene Städte 
am Indus. 1987.; Lutz A.: Di an-Ein versunkenes Königreich in China. 1986.; Land des Baal. 1982.; 
Die Welt der  Maya.  1993. 
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Short 1985; Rubenstein/Wrangham 1986; Dunbar 1988) werden beim Menschen durch 
gesellschaftliche Regeln überfornt (Eibl-Eibesfeltd 1984; Giddens 1993). Die Regeln be-
einflussen sowohl die Auswahl der Sexualpartner als auch die soziale Anerkennung oder 
Ablehnung der Zeugung von Nachkommen unter verschiedenen Rahmenbedingungen. 
Die Relevanz der Rahmenbedingungen wird auch daran erkennbar, daß für die Folgewir-
kungen der Zeugung, d. h. für das weitere Schicksal der Nachkommen und das eigene 
Schicksal, keine sicheren Prognosen möglich sind. Potentielle Eltern können nur aus den 
Erfahrungen der Vergangenheit und deren Projektion in die erwartete Zukunft den Ent-
schluß für die Zeugung fassen. Sofeme sie vorhanden ist, kann die Verantwortung für die 
Zeugung nur aus der individuellen Kenntnis der Vergangenheit und Gegenwart abgeleitet 
werden. Wie bedeutsam die individuelle Wahrnehmung ist, zeigt sich an der Bereitschaft 
von Eltern mit Zeugungsproblemen zur Durchführung von künstlichen Befruchtungen. 
Aus der abstrakten Sicht der Populationsdynamik ist speziell den künstlichen Befruchtun-
gen mit Hilfe eines fremden Erbguts vor dem Hintergrund zahlreicher Waisen eine gewisse 
Skuггilität nicht abzusprechen. Der Wunsch, individuell die Zukunft durch die Gegenwart 
zu bestimmen, wird hingegen an den intensiven Bemühungen zur Bestimmung und Beein-
flussung des Erbgutes der Nachkommen erkennbar. Für die Eingrenzung des Bevölke-
rungswachstums sind durch diese Bemühungen keine substantiellen Lösungen, sondern 
nur Problemverlagerungen zu erwarten.  
Gesellschaftlich akzeptierte Rahmenbedingungen bewirken dabei eine Entlastung von den  

Verantwortungen bei der Entscheidung zur Zeugung von Nachkommen. Neben den bereits  
angesprochenen staatlichen Faktoren können andere gesellschaftliche Faktoren, wie z. B.  

Religion, das Zeugungsverhalten beeinflussen. Der Versuch einer Analyse des Einflusses  

der Religionszugehörigkeit, als Beispiel gesellschaftlicher Rahmenbedingungen, auf B asis  
der als vorherrschend angegebenen Religion des jeweiligen Staates (Barrata 1993) zeigt  
folgende Ergebnisse (die Klassifikation „Christen" erfolgte, wenn christliche Religionsge-
meinschaften vorherrschen, jedoch keine eindeutige Zuordnung zu einer der großen ch rist-
lichen Gemeinschaften möglich war):  

Vorherrschende Religion Bevölkerungswachstum  
Islam 3,02 45  
Buddhismus 1,89 12  
Christen 1,71 47  
Katholizismus 1,60 49  
Protestantismus 0,72 13  

In verschiedenen Kulturen wurde die Sicherung der zukünftigen Entwicklung der Nach-
kommen durch das Vorliegen bestimmter Voraussetzungen angestrebt. In agrarischen Ge-
sellschaften war die Möglichkeit für eine Verehelichung an das Vorliegen entsprechender  

ökonomischer Voraussetzungen geknüpft. Gleichzeitig war die gesellschaftliche Anerken-
nung für die Nachkommen nur bei ehelicher Geburt gegeben (Viazzo 1989; Netting 1981).  

Infolge der damit verbundenen späten Verehelichungen wurde dadurch auch die Zahl der  

Nachkommen zwangsläufig eingeschränkt. Die strukturellen Gesellschaftsänderungen in  

Verbindung mit der Umwandlung zur Industriegesellschaft brachten auch weitgehende  

Änderungen der Rahmenbedingungen für die Partnerbindung und die Zeugung von Nach-
kommen. Der individuelle Entscheidungsspielraum und die Verantwortung wurden da-
durch wesentlich vergrößert.  
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Die Vermeidung überhöhter Geburtenraten kann unter solchen Bedingungen nur durch ei-
ne bewußte Empfängnisverh Lit ung erreicht werden. Hier stellt sich jedoch das  Problem  ge-
sellschaftlicher und religiöser Ablehnung verschiedener Formen der Empfängnisverhü-
tung. Vergleichende Studien (UNO i  99  lа; UNO 1991 b; World Resources Institute 1988) 
zeigen, daB die Anwendung empfängnisverhütender Maßnahmen zunimmt. Dabei ist je-
doch zu beobachten, daß mit zunehmender Anwendungsdauer die Versagensrate bei den 
empfängnisverhütenden Maßnahmen aus unterschiedlichen G гiinden steigt (z. В . durch 
irrtümliche Nichtanwendung, Fehler in der Methode selbst). In den SIS bestehen zusätz-
lich große Unterschiede in den Anwendungsraten, wohingegen in den industrialisierten 
Lander allgemein zwischen 2/3 bis 3/4 der verheirateten Frauen empfängnisverhütende 
Maßnahmen treffen. 
Von großer Bedeutung für die Zeugungsbereitschaft sind die individuellen Lebenszielset-
zungen und die verfügbaren Freiheitsgrade für deren Verwirklichung. Zu dieser Faktoren-
gruppe sind Parameter wie z. В . Bildung, ökonomische und gesellschaftliche Abhängig-
keiten zu zählen. Veränderungen dieser Faktoren wirken sich, wegen der großen popula-
tionsdynamischen Bedeutung, speziell bei Frauen deutlich aus. Vergleichende Untersu-
chungen aus SIS (World  Resources  Institute 1994, 33) zeigen, daß enge positive Zusam-
menhänge zwischen dem Grad der Schulbildung und der Anwendung empfängnisverhü-
tender Mittel bеstehen3. In Verbindung mit der Hypothese der demographischen Übergän-
ge ist der zuletzt genannten Faktorengruppe ein hoher Stellenwert fUr die Beeinflussung 
der Populationsdynamik beizumessen. 

Tötung von Individuen  

Die Bereitschaft zur Tötung von Individuen bzw. deren Realisierung ist untrennbarer Be-
standteil fast aller menschlichen Kulturen. Unterschiedlich ist jedoch die gesellschaftliche 
Akzeptanz der Rahmenbedingungen, unter denen solche Ereignisse stattfinden. Am weite-
sten verbreitet ist die Akzeptanz im Falle von Kriegen. Im Regelfall werden daBir Alters-
gruppen vorbereitet und eingesetzt, welche unterhalb des Durchschnittsalters für dauerhafte 
Paarbindungen (z. B. Ehen) liegen. Der Tod solcher Individuen bei kriegerischen Auseinan-
dersetzungen hat (aufgrund spezifischer Merkmale der menschlichen Sozialst гuktш, siehe 
auch Kар . 2.1) zwangsläufig Folgewirkungen auf die Dynamik der davon betroffenen  Po-
pulationen bis hin zu deren Verlöschen. Es wird deshalb auch vermutet, daB kriegerische 
Auseinandersetzungen unter bestimmten Bedingungen für die regionale Populationsregula-
tion eingesetzt werden (Eibl-Eibesfeldt 1984, 531). Auf die populationsdynamische Wir-
kung früherer Kriege wurde bereits in Kapitel 2.3 hingewiesen. Es ist jedoch auch zu beob-
achten, daß nach Kriegen zeitlich begrenzte Perioden erhöhter Zeugungsbereitschaft („baby 
boom") auftreten. So stieg beispielsweise in England die Geburtenrate von 17/1000 in der 
Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg auf 22/1000 in den fünfziger Jahren (Giddens 1993, 601). 
Eine andere Form der Populationsregulation stellt  die  Kindestötung oder der gezielt einge-
leitete Schwangerschaftsabbruch dar. Die Kindestötung kann aktiv (Eibl-Eibesfeldt 1984, 
531), aber auch passiv durch  den  Entzug ausreichender Pflege erfolgen. Der Entzug aus-
reichender Pflege kann entweder in der Familie selbst oder durch Weglegung des Kindes 
erfolgen. Für die Frühzeit der menschlichen Geschichte wird die Rate der aktiv getöteten 

3 Die Verhältnisse der Anwendungsraten zwischen der Gruppe ohne Schulbildung und jener mit höherer 
Schulbildung liegen bei ca.  1:  2-3. 
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Neugeborenen auf 15-50% geschätzt, ähnlich hohe Zahlen werden auch für Naturvölker  

vermutet. In I пdustrieländem werden hingegen vorwiegend vorgeburtliche Tötungsverfah-
ren (Abtreibungen) zur Vermeidung unerwünschter Nachkommen eingesetzt. Die tatsäch-
lichen Zahlen sind schwer abzuschätzen, da auch bei Verboten illegale Abtreibungen statt-
finden. Für Japan wird berichtet, daß nach der Legalisierung der Abtreibung im Jahre 1948  

die Geburtenrate innerhalb weniger Jahre von 34/1000 auf 14/1000 sank (Nentwig 1995).  

Zölibatäre Lebensführung  
Die zölibatäre Lebensführung bestimmter Personengruppen dient in verschiedener Weise  

zur Regulation der Bevölkerungsdynamik. Über den Druck gesellschaftlicher Reglemen-
tierungen können Teile der Bevölkerung zu dauernder Ehe- und damit auch Kinderlosig-
keit angehalten werden. In Agrargesellschaften des 18. und 19. Jahrhunderts blieben die  

nicht erbberechtigten Nachkommen in der Regel von der Verheiratung ausgeschlossen.  

Vielfach war damit auch eine Kinderlosigkeit verbunden, in den Ost- und Südalpen führte  

diese Regelung jedoch zu erhöhten Zahlen außerehelicher Geburten (Viazzo 1989; Netting  
1981). In höheren sozialen Schichten wurde hingegen die zölibatäre Lebensführung und  

die (zumindest offizielle) Kinderlosigkeit durch die Eingliederung der betroffenen Perso-
nen in  religiöse Gemeinschaften erzwungen. Die Änderungen der sozialen Strukturen in  

den Industriegesellschaften (Giddens 1993,  409-410)  hat die ursprünglichen Wirkungen  
dieser gesellschaftlichen Rahmenbedingungen weitgehend außer Kraft gesetzt. Wesentli-
che Auswirkungen der zölibatären Lebensführung auf die Populationsdynamik sind des-
halb nicht mehr feststellbar. Trotz der grundsätzlichen Akzeptanz der nichtzölibatären Le-
bensführung sind Familien mit nur einem Elternteil durch die bestehenden gesellschaftli-
chen Rahmenbedingungen jedoch in einem hohen Ausmaß von sozio-ökonomischen Be-
nachteiligungen bedroht (Bassuk 1991).  

Zusammenfassung  
— Die Untersuchung der Ursachen des Bevölkerungswachstums zeigt, daß Humanpopula-
tionen unter den Bedingungen regional erkennbarer Tragfähigkeitsgrenzen zur Eingren-
zung der Vermehrungsraten in  der Lage sind. Es bestehen also potentielle Voraussetzungen  

zur Eingrenzung der biologischen Vermehrungspotentiale durch gesellschaftliche Regeln.  

— Längerfristig zeigt sich jedoch ein Versagen der Regelungsprozesse vermutlich auf  

Grund kognitiver Defekte und davon beeinflußter gesellschaftlicher Faktoren. Indizien da-
für sind  
+ Verzögerungen bei der Anpassung gesellschaftlicher Regeln an  reale Entwicklungen der  
Gesellschaft; beispielsweise durch den Versuch der Anwendung von Regeln der Agrarge-
sellschaft auf Industriegesellschaften.  
+ Aufrechterhaltung der intraspezifischen Konkurrenz; beispielsweise zwischen verschie-
denen „Nationen".  
+ Weitreichende, zumindest latente gesellschaftliche Ablehnung der Geburtenplanung mit  

Hilfe von Empfängnisverhütung.  
+ Konstante Entwicklung von Ansätzen zur Lösung des Problems Populationsdich-
tearagfähigkeitsgrenzen in Form von Erweiterungen der Tragfähigkeitgrenzen (z. B. tech-
nologische Entwicklungen, Ausdehnung der Zugriffsmöglichkeiten auf Ressourcen) an-
stelle von Ansätzen zur globalen Begrenzung des Bevölkerungswachstums.  
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KAPITEL  5  

Wechselwirkungen zwischen sich industrialisierenden und 
Industrieländern 

Manuela Delpos*  

Einleitung  
Dieser Beitrag betrachtet die Ursachen des Wachstums als globales Phänomen und will  

aufzeigen, warum es em solches darstellt und wie es zu einem solchen wurde.  
Die dabei eingenommene Perspektive ist eme entwicklungssoziologische. Das heißt, es  

wird von Differenzierungen in  der Entwicklung zwischen „politisch-staatlich, geographisch  

oder kulturell abgrenzbaren Regionen" ausgegangen. Sie fokussiert die Profi еmatik zwi-
schen den sich industrialisierenden und den Industrieländern, die darin besteht, daß bei den  

sich industrialisierenden Ländern „im Vergleich zu industriegesellschaftlichen Regionen"  

von „Rüсkständе(n) in  der Entwicklung bestimmter Strukturfaktoren der wirtschaftlichen,  

politischen, kulturellen und technischen Lebensbedingungen" gesprochen wird (Ha rt-
fiel/Hillmann 1972, 174), w as  aber hinsichtlich der bisherigen Entwicklungskonzeptionen  

und dem Grundverständnis von Entwicklung im allgemeinen in Frage gestellt wird.  

Als Anregung, die Ursachen des Wachstums als entwicklungssoziologisches Thema aufzu-
greifen, diente der Vorwurf einer eurozentristischen Perspektive, der Dennis Meadows be-
züglich se ines Beitrages im Club of Rome Bericht gemacht wurde, und da lautet:  
„Meadows rief zu einem weltweiten Halt eii т  industrielles Wachstum innerhalb der näch-
sten dreißig bis sechzig Jahre auf. Das ist lang bevor die meisten Dritt-Welt-Länder auf ei-
nen einigermaßen annehmbaren Lebensstandard hoffen können, geschweige denn auf ei-
nen solchen westlichen Ausmaßes. Dies wurde ihm als ... Unterstützung der Reichen aus-
gelegt. Als ware es em Fortschritt, den weltweiten sozialen und politischen status quo mit  

seiner immer größer werdenden Kluft zwischen den Habenden und den Habenichtsen zu  

erhalten und letztere für immer in ihrer gegenwärtigen Misere und zweitklassigen Staats-
bürgerschaft zu belassen. Meadows hat diese Folgerungen heftigst geleugnet und zitierte  

seine ganz gegenteiligen eigenen Schriften, aber ohne Erfolg." (Neurath 1994, 94)  

Historischer Abriß —  oder: Am Anfang war Europa  
Die Geschichte der Industrie- und der sich industrialisierenden Länder ist eine Geschichte  

der „Kolonisation" bzw. des „Imperialismus". Der Bezug zu den Ursachen des Wachstums  

nimmt hier seinen Ausgang im Sinne der Expansion der Europäer in „neu erschlossene  

Welten".  
Die Entdeckung Amerikas und Australiens nach dem afrikanischen und asiatischen Raum  

* Manuela Delpos ist Soziologin, 1963 in Wien geboren, Studien in den Grund- und Geisteswissen-
schaften, insbesonders der Wissenschaftstheorie- und -forschung. Promovierte in Soziologie, war As-
sistentin am Inst. für Soziologie  der  sozialwissenschaftlichen Fakultät d. Univ. Wien, später Mitglied 
und Assistentin des Konrad Lorenz Instituts für  Evolutions-  und Kognitionsforschung in Altenberg. 
Der Zugang zum Thema erfolgte über Tätigkeit am Institut für Zoologie und Anregungen von Rupe rt  
Riedl, daran schließen sich Arbeiten über Entwicklungssoziologie und Evolutionäre Erkenntnistheo-
rie, Mitherausgabe des Bandes „EE im Spiegel der Wissenschaften" gemeinsam mit R. Riedl, ferner 
über Studien zu interdisziplinären und systemtheoretischen Ansätzen. 
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befriedigte nicht nur die Neugier der Pioniere, sondern weckte sehr bald auch deren mate-
rielles Interesse.  
Beispiel Australien. Die Abo rigines, seine Ureinwohner, hatten vor 1788 mit einer Popula-
tion von einer Million einen durchaus im modernen Sinn gemeinten hohen Lebensstan-
dard. Mit der Ansässigkeit der europäischen Siedler wandelte sich jedoch das Bild. Eine  
Art  Koexistenz zwischen den beiden Populationen wäre möglich gewesen, hätte nicht der  
europäische Pastoralismus unerbittlich Landforderungen gestellt. Die darauffolgenden  
Guerilla-Kriege führten neben Krankheiten und massiven Zwangsumsiedelungen zu einer  
drastischen Dezimierung der Abo rigines. Ihre Population sank bis zum Jahr 1901 auf we-
niger als 95.000 (ist aber heute wieder auf ca. 225.000 angewachsen). Dabei erging es ih-
nen besser als den benachbarten Tasmaniern, von denen nach 1860 zwar noch wenige  
überlebten, die heute jedoch ausgestorben sind (Encyclopaedia Britannica 14, 443).  
Beispiel Afrika und Lateinamerika.  In  Afrika wurde mit der Kolonialisierung vom Beginn  
des 16. Jh.s bis 1840 rund 30 Millionen Schwarze als Arbeitskräfte für die neugegründeten  
Kolonien nach Nord- und Südamerika verschleppt, da sich die dortige indigene Bevölke-
rung nicht für den Sklavenhandel eignete. Damit wurden die Afrik aner ihrer Familien, ih-
rer historischen Wurzeln und ihrer Identität beraubt. Der indigenen Bevölkerung erging es  
ähnlich wie  den  Aborigines in Australien, indem ihre Population dezimiert wurde und die  
europäischen Siedler sich ihres Landes bemächtigten.  
Aber nicht nur die kolonialisierten Völkет  litten, sondern auch ihr okkupiertes Land. Kaum  
ließen sich die Eroberer nieder und betrieben Ackerbau und Viehzucht, überweideten sie  
die Landstriche und führten exotische Pflanzen und Tiere ein, w as  die heimische Vegeta-
tion größtenteils zerstörte, ebenso wie der Aufbau der Saßen- und Schieneninfrastruktur.  
Diese u. ä. Maßnahmen waren zwar im Sinne des Fortschritts getroffen worden, führten je-
doch zu Bodenerosionen im besonderen und ökologischen Instabilitäten im allgemeinen.  
So setzten die europäischen Siedler in Australien fo rt, was  sie in vielen Teilen Westeuropas  
im 18. Jh. und seit dem 19. Jh. in vielen Teilen des amerikanischen Westens bereits taten  
(vgl. Encyclopaedia Britannica 14, 419).  
Damit einhergehend wurden die Rohstoffe der eroberten Lander ausgebeutet, um die  
„Mutterlände?" der Kolonialmächte bis Mitte des 20. Jh. damit zu versorgen. Solcherma-
ßen wurde die sogenannte industrielle Revolution der heutigen Industrieländer finanziert,  
„während die heutigen Entwicklungsländer besetzt waren und Rohstoffe und billige Ar-
beitskräfte stellen mußten` (Grießhammer/ В uгg 1989, 31). Dann zogen sie sich zwar  zu 
rück, ihre Spuren blieben aber bis heute erhalten. Der Weg der Entwicklung in Richtung  
Industrieländer war eingeschlagen worden, auf dem die ehemaligen Kolonien ihnen hin-
terherhinkend als sich industrialisierende L ander folgen.  

Entwicklungskonzeptionen  
Entwicklungskonzeptionen gibt es seit dem Rückzug der Mutterländer aus ihren Kolonien.  
Je nachdem, von wem bzw. wo sie entwickelt wurden, sind sie „politisch" ausgerichtet und  
von Ideologien getragen, die sich grob in kapitalistische und marxistisch-leninistische un-
terscheiden.  
Daneben gibt es den „christlichen Missionsgedanken`, der die Entwicklungskonzepte als  
„abendländische Verpflichtung", die den Noch- oder Nicht-mehr-Kolonien gegenüber  
wahrzunehmen sei, darstellt. So rief beispielsweise die Deutsche Bischofskonferenz 1958  
die Aktion „Misereor" ins Leben, um damit zur Linderung der Not und des Elends der  Be- 
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völkereng in Afrika und Asien beizutragen und erinnerte damit gleichzeitig die Industrie-
länder an  ihre moralischen Verpflichtungen „ihren" ehemaligen Kolonien gegenüber (vgl.  

Engeland/Daffa 1990).  
„Wirtschaftliche Eigeninteressen" wurden bereits 1913 („Die Akkumulation des Kapi-
tals”) von Rosa Luxemburg hinsichtlich der Entwicklungsmaßnahmen für Afrika und Asi-
en seitens der sogenannten Geberländer ausgemacht. Sie beschrieb sie als „verhüllten öko-
nomischen Expansionsdrang" in Form einer dynamischen kapitalistischen Expansion in  
unterentwickelte Regionen der Welt.  
Jedenfalls waren die ersten mit der Ablösung der Kolonialherrschaft und des Imperialis-
mus entstandenen Entwicklungskonzeptionen die Grundlage für die darauffolgenden Pro-
gramme der „Entwicklungshilfe".  

Diese waren zunächst konzipiert als Modemisierungsmaßnahmen zur Förderung des Wi rt-
schaftswachstums und der Lebensbedingungen der „Entwicklungsländer" nach westli-
chem Vorbild. Sie sollten „Hilfe von oben" gewährleisten, womit die Vorstellung eines  

„Trickle-down-Effekts" verbunden war, bei dem die Hilfe bis zur Massenbevölkerung  

durchsickern und sich in Kapitalinvestitionen für Großprojekte niederschlagen sollte.  

1951 wurde anläßlich des UN-Berichtes die Forderung nach einer „Internationalen Ent-
wicklungspolitik" laut. Ihr lag die Formel „Entwicklung ist gleich Wachstum" als ideale  

ProЫemlösungsstrategie im Rahmen der Entwicklungsproblematik zugrunde. Sie ging da-
von aus, daß „wenn das wirtschaftliche Wachstum nur ausreichend groß sei, dann sind  

auch die sozialen und politischen Probleme eines L andes lösbar" (Nohlen 1980, 196) und  
ein Strukturwandel eine notwendige Folge wirtschaftlichen Wachstums.  

In den 60er Jahren wandelte sich das Verständnis der Entwicklungshilfe von der „Hilfe  

von oben" zur „Hilfe von unten", in dem sich die Förderung kleinerer Projekte bzw. des  

„kleinen Mannes" durchsetzte. Es wurden grundbedürfnisorientierte Strategien und ange-
paßte Technologien erarbeitet, um sich einer integrativen, regionalen Entwicklung zuzu-
wenden (vgl. Bouke 1961).  
Zur selben Zeit wurden die von Wirtschaftswissenschaftlern getragenen mit dem  Wachs-
turn  einhergehenden Entwicklungskonzeptionen um die Dimension des „sozialen W an-
dels" ausgeweitet. „Mit Wandel wurden Veränderungen in den Wertsystemen und Verhal-
tensweisen der Bevölkerung (Kulturwandel), politisch-institutionelle Modernisierungen in  

Richtung auf eine größere Leistungsfähigkeit der politischen und administrativen Systeme  

(Modemisierungstheorien), aber auch Investitionen im sozialen Bereich (Ernährung, Ge-
sundheit, Bidlung, etc.) und gerechtere Verteilung (Agrarreform, Einkommensverteilung)  

angesprochen." (Nohlen 1980, 196)  
Mit Beginn der 70er Jahre sind weitere Indikatoren in die Entwicklungskonzeptionen auf-
genommen worden, die sich mit den Begriffspaaren „Arbeit/ Вeschäftigung, wirtschaftli-
ches Wachstum, soziale Gerechtigkeit/Strukturwandel, Partizipation sowie politische und  

wirtschaftliche Unabhängigkeit" (Nohlen 1980, 196) umfassen lassen.  
In dieser Zeit wurde mit Galtung (1975) die „Idee einer autozentrierten Entwicklung" lan-
ciert, die Vorstellung einer Selbstverwirklichung der sich industrialisierenden Länd ет , die  
sich in der Befreiung von den Formen eines ökonomischen, politischen, militärischen,  

Kommunikations- und kulturellen Imperialismus seitens der hidustrieländer fand, einher-
gehend mit der Idee des Austritts derselben aus der Weltwirtschaftsordnung, um die Ko-
operation untereinander zu stärken (was am Beispiel der OAU = Organisation für Afrika-
nische Einheit hätte gezeigt werden sollen (vgl. Kabou 1993, Senghaas 1977)).  
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Dieser Ansatz rührte aus der Kritik an den bisherigen Entwicklungsmaßnahmen, die sich 
vor allem als Katastrophenhilfe ausnahmen und deshalb als menschenfeindliche Politik 
angegriffen wurde. Forderungen nach Alphabetisierung und Bewußtseinsbildung der ar-
men Bevölkerung in den sich industrialisierenden Ländern wurden im Rahmen der Ent-
wicklungshilfe als Grundlage für selbstbewußtes Handeln laut (vgl. Freire 1974). Damit 
wurde eine Politik, die Entwicklungshilfe in allen politischen Bereichen integriert und sich 
nach den Grundbedürfnissen der sich industrialisierenden Länder richtet, angestrebt. Also 
eine „Entwicklungspolitik", die über die reine Entwicklungshilfe hinausgeht, unter Einsatz 
der „Summe aller Mittel und Maßnahmen ..., die von Entwicklungsländern und Indust rie-
ländern eingesetzt und ergriffen werden, um die wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
der Entwicklungsländer zu fördern" (Nohlen 1989, 205f). 
Ende der 70er Jahre wurde Entwicklungshilfe und -politik unter das Motto der „Hilfe zur 
Selbsthilfe" gestellt, um Betroffene als gleichwertige Pa rtner bei Planung und Durchfüh-
rung von Projekten miteinzubeziehen (vgl. Finking/Daffa 1990, Hyden 1991, 133-158). In 
dieser Zeit kam auch das Schlagwort „integrierte ländliche Entwicklung" auf, und wurde 
durch den besonderen Aspekt der Frauenförderung ergänzt (vgl. Nohlen & Nuscheler 
1992). 
In dieser Zeit hat im übrigen der „Club of Rome Bericht" auf die „Grenzen des Wachs-
tums" (Meadows/Meadows/RandersBehrens 1972) hingewiesen. Es wurde darauf auf-
merksam gemacht, daß mit dem Wirtschaftswachstum die Ausbeutung der natürlichen 
Ressourcen und damit auch das Entstehen von Umweltschäden, wie die Erwärmung der 
Erde, Erosion der Böden, Zerstörung der Regenwälder, Zerstörung der Ozonschicht, Ver-
giftung der Luft, Verschmutzung der Meere und der Artenverlust einhergeht (vgl. Dritte 
Welt Haus Bielefeld 1992, 24f.). Diese Einsicht wurde in „Die neuen Grenzen des Wachs-
tums" (Meadows/Meadows/Randers 1993) von denselben Autoren noch schärfer formu-
liert und damit die „Vorbildwirkung" der Industrieländer für die sich industrialisierenden 
Länder in Frage gestellt. 
In den 80er Jahren kam es zu Konzeptionen für eine „positive Entwicklung der Dritten 
Welt", in denen neben der Hilfe für Notbedürftige und Verbesserungen der lebensnotwen-
digen Bedingungen die „Fördertrog von Gerechtigkeit, Würde, Sicherheit und Gleichheit" 
für alle Menschen bestimmt wurde (vgl. Brandt 1980). 
Außerdem wurde mit dem  Global 2000  Report  (1980) an den  US-Präsidenten Jimmy Car-
ter dem „Faktor der Ökologie" Rechnung getragen, der in  den  darauffolgenden Entwick-
lungskonzeptionen Berücksichtigung fand (vgl. Weizsäcker 1993). Entwicklung hieß dann 
„die eigenständige Entfaltung der Produktivkräfte zur Versorgung der gesamten Gesell-
schaft mit lebensnotwendigen materiellen, sowie lebenswerten kulturellen Gütern und 
Dienstleistungen im Rahmen einer sozialen und politischen Ordnung, die allen  Gesell-
schaftsmitgliedem Chancengleichheit gewährt, sie an  politischen Entscheidungen mitwir-
ken und am gemeinsam erarbeiteten Wohlstand teilhaben läßt" (Nohlen 1992, 73). 
Mit Beginn der 90er Jahre setzt sich das „Konzept der Nachhaltigkeit" (sustainability) —  
um  zukünftige Generationen mitzuberUcksichtigen — durch. Investitionen in Bildung, Ge-
sundheit, etc. sind unter diesem Gesichtspunkt einzuordnen. Ressourcen dürfen nur mehr 
so genutzt werden, daß deren Ausbeutung keine ökologischen Defizite verursacht. Es h an-
delt sich um eine Entwicklungskonzeption, die mit den Schlagworten „Pro-Jobs", „Pr o-
People", „Pro-Nature" umrissen werden kann. 
Heute sind die Begriffe Entwicklungshilfe und -politik überholt und zum Teil auch ver- 
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pönt, um den Forderungen der letzten Jahrzehnte gerecht zu werden. Man spricht nunmehr  

von „finanzieller und technischer Zusammenarbeit" als Sammelbezeichnung für Leistun-
gen materieller und nicht-materieller A rt  von privaten und öffentlichen Stellen in Indu-
strie- und sich industrialisierenden Ländern (vgl. Nohlen 1989, 199).  

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß die bisherigen Entwicklungskonzeptionen  

über ihre Bezeichnungen — von der Entwicklungshilfe über die Entwicklungspolitik zur  
Entwicklungszusammenarbeit — auch veränderte Inhalte transportieren. Sie stellen sich  

ideologisch heterogen dar und besitzen bis heute keine universellen „Entwicklungspara-
meter`. Dies liegt vor allem daran, daß sich die Entwicklungskonzeptionen nicht nur als  

Handlungsinstrumentarien gewandelt haben, sondern deren Verständnis von Entwicklung  

selbst. Entwicklung wird heute allgemein als ein vielschichtiger Komplex begriffen, der  

differenziert zu betrachten ist. Er umfaßt ökologische, demographische, bildungs-, gesund-
heits-, sozialpolitische und -kulturelle Aspekte und läßt sich als breites Spektrum verste-
hen, für das es kein einheitliches bzw. einziges Orientierungsmaß gibt, sondem das  iii  sei-
ner Vielschichtigkeit seine Ganzheit ausdrückt. Die Ambiguität zwischen Globalisierung  

und Lokalität kommt darin zum Ausdruck.  

Wachstum als globales Phänomen  
Ist im vorherigen davon ausgegangen worden, daß die bisherigen Entwicklungskonzeptio-
nen sich sehr heterogen darstellen, so ist hier festzuhalten, daß es einen ihnen allen zugrun-
deliegenden Motor gibt, nämlich die Vorgabe der Entwicklungsrichtung. Schon die Be-
zeichnung der angesprochenen Regionen legt sie nahe: von  den  „sich industrialisierenden  
Ländern" hin zu den „Industrieländern".  
Tatsache ist, daß die seitens der Industrieländer über die Wirtschafts- und Finanzwelt un-
terstützten Entwicklungsprogramme das Wirtschaftswachstum zum Schwerpunkt haben —  

und dieses wird seit der industriellen Revolution mit Industrialisierung verbunden. Dabei  

wird immer wieder auf das Pro-Kopf-Einkommen für die Einteilung in arme, mittlere und  

reiche Lander Bezug genommen (nach dem Pearson-Bericht (1969)). Das heißt, daß aus  

der Sicht der Industrieländer in den sich industrialisierenden Ländern Entwicklungsmaß-
nahmen gesetzt werden, um sie den Welt-Standards — die nach den Industrieländern defi-
niert werden — anzupassen. Diesem Konzept liegt die Struktur von Nehmerländem seitens  

der sich industrialisierenden und Gebe тläпдет  seitens der Industrieländer zugrunde. Da-
ran  ändert auch nichts ein Human  Development Report  (1994) — der immerhin neben fi-
nanziellen auch soziale und Umweltaspekte in Entwicklungsfaktoren mitzuberücksichti-
gen versucht — ebensowenig wie die seitens der sich industrialisierenden Lander entwik-
kelten Autonomiekonzeptionen. Denn letztere haben als Maßstab ihres Wegs zur Selbstän-
digkeit ja wiederum die Industrieländer herangezogen, in dem Glauben, sich von ihnen ab-
grenzen zu müssen, wo doch der Entwicklungswunsch durch diese in ihren Konzeptionen  

schon implementiert worden war.  
Entwicklungskonzeptionen werden hier also als Instrumentarien der Industrieländer, de-
nen ihre jeweiligen Wertvorstellungen zugrundeliegen, angesehen. Sie bedingen den  

Transfer der ihnen inhärenten Werte mittels der getroffenen Maßnahmen in den sich indu-
strialisierenden Ländem und betten damit den Entwicklungsgedanken in einen globalen  

Zusammenhang. Dieser kann darin gesehen werden, daß vormals europäische sozio-kultu-
relle Elemente nunmehr weltweit vorzufinden sind. Die  den  Entwicklungskonzeptionen  
vorausgegangenen Motive stellen sich diesbezüglich unterschiedlich dar.  
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So spielten, wie bereits dargestellt, nach der Kolonialzeit bzw. dem Imperialismus missio-
narische Anstrengungen ebenso wie Schuldgefühle eine Rolle (die bis heute fortwirken),  

um Entwicklungskonzepte als moralische Verpflichtung zu generieren. Die daraus resul-
tierende Entwicklungshilfe führte allerdings dazu, daß es nunmehr sehr spezifische Erwar-
tungshaltungen seitens der sich industrialisierenden Lander gegenüber den Industrielän-
dem und umgekehrt gibt, die dem Gedanken einer „selbständigen Entwicklung" in jedem  

Fall widersprechen.  
Bei der Verteilung von fmanziellen Zuwendungen der Industrie- an  die sich industrialisie-
renden Lände г  stehen mitunter auch politische Interessen Pate. Zur Zeit des Kalten Krie-
ges etwa dienten sie quasi der Unterstützung des West-Ost-Konflikts. Heute sind dafür  

„befreundete Regierungen" oder „Lä пdег  in strategisch wichtigen Gebieten", etc. kenn-
zeichnend (Dritte Welt Haus Bielefeld 1992, 161). Damit ist auch eine Aufteilung der  

weltweiten politischen Machtverhältnisse den Entwicklungskonzeptionen inhärent.  

Schließlich konstituieren sich wirtschaftliche Interessen und „Planungsenthusiasmus" in  

sog. Modernisierungstheorien, in  denen die Moderne wiederum nach dem Vorbild der In-
dustrieländer gestaltet wird als Maßstab für die Entwicklungsrichtung.  

Die mangelnde Selbstreflexivität der Industri еläпder bezüglich ihrer Entwicklungskonzep-
tionen, womit die mangelnde Bewußtheit über die ihn еп  inhärenten Werte und Mechanis-
men angesprochen wird, äußert sich zum Teil auf drastische A rt  und Weise für die sich in -
dustrialisierenden Länder. Beispielsweise darin, daß Entwicklungsprogramme, die die un-
terschiedlichen sozio-kulturellen Gegebenheiten nicht berücksichtigen, mitunter zur „Töd-
lichen Hilfe" (Erler 1990) für sie werden: etwa beim Aufbau einer Ruderfarm in Lateina-
merika, wo das dort eigeführte europäische Rind den klimatischen Bedingungen nicht  

standhält; oder beim Aufbau einer weißen Hühnerzucht in Indien, die wieder abgebrochen  

werden muß, weil weiße Hühner tabu sind und daher nicht gegessen werden dürfen, eben-
sowenig wie deren Eier. Dabei sind dies Entwicklungsmaßnahmen, bei denen die Eigenin-
teressen der Industrieländer bewußt zurückgesetzt werden — und dennoch zum Nachteil  

der sich industrialisierenden Länder gereichen.  

Geraten nämlich die Eigeninteressen der Industrieländer bei den Entwicklungskonzeptio-
nen  in  den Vordergrund, kommen neue Dimensionen zum Tragen: So wurde beispielswei-
se 1954  in  den USA ein Gesetz erlassen, das den Namen „Food for Peace" trägt, „das m an  
am besten mit „Hilfe zur Abhängigkeit" übersetzen sollte", denn die Beweggründe dafür 
liefert einer der Initiatoren des Gesetzes, nämlich der demokratische Senator Humphrey, in  
folgendem Statement: 
„Ich habe gehört, daß Leute von unseren Nahrungsmitteln abhängig werden können. Ich 
weiß, daß das als schlechte Nachricht galt. Für mich war das eine gute Nachricht, denn be-
vor jemand irgend etwas unternehmen kann, muß er erst einmal essen. Und wenn wir nach 
einem Weg suchen, wie man andere dazu bringen kann, sich an uns anzulehnen, von uns 
abhängig zu werden im Sinne einer Zusammenarbeit mit uns, dann scheint mir Abhängig-
keit von Nahrungsmitteln ausgezeichnet zu sein." (Grießhammer/Burg 1989, 1861). 
Ein konkretes Beispiel dafLir liefert Japan, das als typisches Reisland gilt. Es wurde unter 
der amerikanischen Besatzung mit Brot und Milch „durchgefüttert" und „auf eine generel-
le Veränderung der Ernährungsgewohnheiten gedrängt.. . . Heute ist Japan der größte Wei-
zenkunde der USA, dafür exportiert es Reis nach ganz Südostasien" (Grießhammer & 
Burg 1989, 1860. 
Wiederum andere Ausmaße haben Entwicklungsmaßnahmen, die bewußt in die Natur ein- 
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greifen. Beispiel „Grüne Revolution". Sie setzte mit der Einführung nach westlichen wis-
senschaftlichen Erkenntnissen hergestellten Saatguts samt technischem Know-How in den  
armen Regionen der Welt ein, weil indigene Anbaumethoden und -pflanzen als für die Be-
dürfnisse der Bevölkerung inadäquat empfunden wurden und werden. Die Folgen sind  
vielfältig und -schichtig, jedoch in  den  seltensten Fällen derraßen, daß sie  den  Hunger der  
armen Bevölkerung lindem (vgl. Tiles/Oberdiek 1995). Ganz im Gegenteil brachten diese  
Maßnahmen neue Probleme mit sich, die sich darin äußern, daß das neue Saatgut Unmen-
gen Düngemittel, Pestizide und Maschineneinsatz bedarf und in wachsender Verarmung  
von Kleinbauern, zunehmender Einkommensungleichheit, einer Konzentration der Land-
besitzer und zunehmender Abhängigkeit von Nahrungsmittellieferungen resultiert. In die-
sem Sinne resümiert Griffm (1979): „The sto ry  of the green revolution is the sto ry  of a re-
volution that failed".  
Im Prinzip gehen sämtliche Entwicklungsmaßnahmen mit Weltmarkt-Überlegungen ein-
her, die am Beispiel des Baumwollanbaus gezeigt werden köпnеn. In den sich industriali-
sierenden Ländern leben etwa 140 Millionen Menschen vom Anbau der Baumwolle und  
ihrer Verarbeitung, vor allem um damit der Nachfrage der Industrieländer gerecht zu wer-
den.  Bei der Baumwolle handelt es sich größtenteils um als Monokultur gezogene Pfl an-
zen auf Plantagen, die meist im Besitz von Großkonzemen sind. Ihr Anbau hat  den  für  den  
Eigenbedarf notwendigen Anbau von Grundnahrungsmitteln zuriickged гängt, die Boden-
substanz verändert und damit einen Umstieg auf eine alte rnative agrarische Kultivierung  
nahezu unmöglich macht, ganz abgesehen von den diesbezüglichen Interessensdivergen -
zen  zwischen den Großplantagenbesitzern und der für sie arbeitenden Bevölkerung.  
Mitunter äußeгп  sich Entwicklungsmaßnahmen auf dem Weg der sich industrialisierenden  
Länder nach dem Prinzip: Arbeit für sie, Gewinn für die Industrielander. Dies läßt sich im  
Rahmen der Gründung sog. „Freihandelszonen" in sich industrialisierenden Ländern zei-
gen. In solchen etablieren sich ausländische Unternehmen — bringen also Arbeitsplätze —  

daftir werden ihnen Sonderregelungen eingeräumt (wie etwa Zollfreiheit, Befreiung von  
Devisen- und Steuerauflagen, unbeschränkter Gewiimtransfer, etc.). „F rei ist an diesen vor  
allem der Profit, die Arbeiter dagegen werden mit Antistreikgesetzen und schlechten Löh-
nen geknechtet. Notfalls wird — wie bei Adler (einem deutschen Textilunternehmen) — die  
Militärpolizei geholt." (Grießhammer & Burg 1989, 35)  
Mit den Worten Kennedys läßt sich das heutige Ergebnis 40jähriger Entwicklungspro-
gramme schließlich folgendermaBen zusammenfassen:  
„Im Moment ... weist das übliche Bündel von Faktoren, welche die relative ökonomische  
Leistungsfähigkeit beeinflusse — kulturelle Haltungen, Bildung, politische Stabilität, die  
Fähigkeit, langfristige Planungen durchzuhalten — darauf hin, daß sich eine kleine, aber  
wachsende Zahl von Ländern von Habenichtsen zu Besitzenden wandelt, eine weit g гöße-
re Zahl indessen zurückbleibt." (Ke nnedy 1993, 294f.).  
Mit dieser Feststellung weist er zwar auf die kontinuierlich voranschreitende Dichotomi-
sierung der Welt in Arme und Reiche hin, macht aber gleichzeitig auf die weltweit unter-
schiedlichen Entwicklungsprozesse aufmerksam. Er beschreibt sie bei den sich  indus triali-
sierenden Ländern und greift dabei auf die Kategorisierung von Ravenhill (1990) zurück,  
der sie unterteilt in:  
• ölexportierende Länder mit hohem Einkommen (Kuweit etc.);  
• industrialisierende Ökonomien mit starker Staatsautorität und relativ niedriger Ver-
schuldung (Taiwan  etc.);  
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• industrialisierende Ökonomien mit schwachen Staatsapparaten oder Schuldenproble-
men (Argentinien, Polen);  
• potentielle neue industrialisierende Länder (Malaysia, Thailand)  
• und rohstoffproduzierende Länder (Subsahara-Afrika, Zentralamerika).  
Damit wird der heterogene Charakter des Entwicklungsprozesses in den verschiedenen  

Ländern unterstrichen, der in den dichotomierenden Bezeichnungen (wie Industrieländer  

einerseits und sich industrialisierende Länder andererseits) kaum wahrgenommen werden  

kann. Die Heterogenität des Entwicklungsprozesses wurzelt in der Heterogenität der  em-
zelnen Länder, die sich etwa nach rohstoffreichen und -armen unterscheiden, die einen  

sind ethnisch vielfärbig und kulturell vielfältig, die anderen nicht. Sie sind s оziо-ökоnо-
misch unterschiedlich strukturiert und  amen-  und außenpolitisch verschieden orientiert  

(vgl. Nohlen 1989, 14).  
Eine solchermaßen differenzierte Betrachtungsweise wie sie hier nach Ravenhill für die  

sich industrialisierenden Länder eingenommen wurde, wäre nun auch für die I пdustrielän-
der zu erwarten. Dieser Ansatz wurde dafür aber noch nicht aufgegriffen. Er könnte darin 
bestehen, die o. a. Kategorien um die für Industrieländer typische zu erweitern. Ein solcher 
Raster wäre insoferne sinnvoll, als er hinsichtlich neuer Entwicklungskonzeptionen den 
Bewußtseimsgrad dafür erhöhen könnte, daß auch die Industrieländer selbst sich in unter-
schiedlichen Entwicklungsstadien befinden und sich die von ihnen eingeschlagenen Wege 
ebenso unterscheiden wie die jeweiligen länderspezifischen Gegebenheiten. 
Beispiel Albanien. Aufgrund seiner geographischen Lage zählt es zu Europa und wird da-
her nicht mit den sich industrialisierenden Ländern Afrika, Asien und Lateinamerika asso-
ziiert, obwohl es in realita in bezug auf Analphabetenrate, Bruttosozialprodukt, Lebenser-
wartung, Gesundheit und Wohlfahrt, Ernährung etc. große Äl ю lichkeiten mit ihnen auf-
weist. 
Entwicklungsunterschiede zeigen sich aber nicht nur auf internationaler, sondem auch auf 
intranationaler Ebene. M an  denke hier beispielsweise an  das  Problem  der Stahlindustriere-
gionen in  den  Industrieländern, wo hohe Arbeitslosigkeit herrscht und der Lebensstandard 
dementsprechend niedrig ist, im Gegensatz zu prosperierenden Regionen in ein und dem-
selben politischen Land. Der Trend zur 2/3-Gesellschaft, in der die Zahl der Annen und 
der Sоziaihilfeempfänger wächst, zeichnet sich in  den  Industrieländern ab (vgl. Dritte Welt 
Haus Bielefeld 1992, 63). Ungleichheit tritt dort stärker hervor, wo „Disparität in den Le-
benschancen zu Frustration, Unzufriedenheit,  Tenor  ... führt" (Human Development Re-
port  1993). Die Dichotomisierung in Anne hier und Reiche dort läßt sich also in der Kate-
gorisierung Industrie- und sich industrialisierende Länder nicht mehr aufrecht erhalten. 
Aber nicht nur „Differenzierungen" sind beim Thema Entwicklung von Belang, sondern 
auch „Relationierungen" gerade im Zusammenhang mit künftigen Problemstellungen von 
Bedeutung, die als „globale Zusammenhänge" zu sehen sind. 
Die Problematik von Entwicklungskonzeptionen liegt nämlich darin, daß es erstens „keine 
einheitliche Konzeption" — passend für alle — geben kann. Zweitens die Konzeptionen 
„einseitig" — nämlich im Interesse der Industrieländer sind. Drittens Entwicklung „mit 
Wachstum" gleichgesetzt wird, obwohl gezeigt werden kann, daß z. B. Wirtschaftswachs -
turn  kein hinreichender Faktor für Lebensqualität ist, sondern „it is also the use that is ma-
de of this income" ... „What is decisive is not the process of wealth maximization but the 
choices that individuals make" (Human Development Report 1994, 17). 
Außerdem dominierte in den bisherigen Entwicklungskonzeptionen der Glaube, daß der 
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Weg der Entwicklung, den die Industrieländer gegangen sind, richtig und daher erstrebens-
und nachahmenswert ist. Deshalb wurde er ja auch bedenkenlos in die Entwicklungskon-
zeptionen eingearbeitet und dem Rest der Welt (wohl oder übel) aufoktroyiert. 
Nun aber zeigt sich, daß die Industrieländer mit dem Entwicklungsfortgang, wie er sich 
mit dem Ozonloch, Klimaverschiebungen, Wiistenfortschreitungen, etc. darstellt, doch 
nicht wirklich zufrieden sind. Und seine Tragweite läßt sich im Hinblick auf die sich indu-
strialisierenden Lander, wenn sie denselben Spuren der Industrieländer auf dem Weg der 
Entwicklung gemäß den Entwicklungskonzeptionen folgen, abschätzen: 
Die Bevölkerung der Industrieländer macht derzeit 23% der weltweiten Population aus 
und  
— ist zu 75% für die Emittierung jener Treibhausgase verantwortlich, die zur Erderwär-
mung führen. 
— trägt zu 95% zur Zerstörung der schützenden Ozonschicht in der Stratosphäre bei. 
— verbraucht 70% der Erdölvorräte, die Millionen von Jahren im Falle einer möglichen Re-
generation brauchen.  
Die Schadstoffemmissionen sind die Hauptursache für den Treibhauseffekt mit den Kon-
sequenzen weiterer Umweltkatastrophen, wie etwa Desertifikation (z. B. in der Sahelzo- 
ne) und Überschwemmungen, die vor allem sich industrialisierende Länder treffen. Das 
heißt, daß im Rahmen der Entwicklungskonzeptionen unter Einbezug der Umweltdimen-
sionen nicht nur die Verschwendung von bzw. der Umgang mit Ressourcen problematisiert 
werden muß, sondern auch die begrenzte Aufnahmekapazität der Biosphäre für Schad-
stoffe.  
Ein Entwicklungsverlauf, der in obigem Sinne also von nur einem knappen Viertel der 
Weltbevölkerung eingeleitet worden ist und nun weltweite Verbreitung finden soll, scheint 
unter diesen Bedingungen wohl nicht möglich, will man einen ökologischen Kollaps ver-
hindern. Es kann daher kein ernsthaftes Interesse der Industrielanden sein, daß sich die in-
dustrialisierenden Lander nach demselben Prinzip entwickehi bzw. dasselbe Entwick-
lungsniveau erreichen, zumal Klimaveränderung, Waldzerstörung, Artentod etc. sich nicht 
auf geographische Einheiten beschränken (vgl. Roberts 1994). 
Und das spiegeln die Daten zum Wirtschaftswachstum auch wider, das nicht „nuf` auf die 
Kosten der weltweiten natürlichen Ressourcen geht, sondern auch auf die der Bevölkerung 
der sich industrialisierenden Länder. Sie können so interpretiert werden, daß Entwicklung 
so aufgefaßt zu sein scheint, daß die Industrieländer ihr eigenes Entwicklungsniveau damit 
erhalten, daß sie in Richtung Wirtschaftswachstum (als Entwicklungsformel) hindrängen. 
Um dieses für die Industrieländer gewährleisten zu können, muß der Markt der sich indu-
strialisierenden L ander dafür präpariert werden. Dabei ist allerdings darauf zu achten, daß 
das dortige Angebot sich für die Industrieländer vielfältig und reichlich ausnimmt, jedoch 
das Verbraucherverhalten der sich industrialisierenden Länder seinen vorindustriellen 
Charakter beibehält. Damit soll  den  Industгieländem der dominante Zugriff auf die Welt-
Ressourcen weiterhin eingeräumt werden einhergehend mit Macht- und Kontrollfunktio -

nen, die im Rahmen der Entwicklungsmaßnahmen den nach diesen Prinzipien wirkenden 
Wirtschaftskreislauf gewährleisten. 
Beispiel Darlehen, die von internationalen Organisationen der Industrieländer den sich in-
dustrialisierenden Ländern im Rahmen der Entwicklungsprogramme gewährt werden. Sie 
schlagen sich mit Zins und Zinseszinsen in diesen Organisationen gut zu Buche, wohinge-
gen sie die sich industrialisierenden Länder zu einer immerwährenden Schuldentilgung 
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verpflichten und damit prägende Abhängigkeitsstrukturen schaffen (vgl. The World Bank  

Annual Report  1995, 140-221).  
Weltwirtschaftliche Mechanismen kommen hier also derart zum Tragen, daß die sich indu-
strialisierenden Länder im Rahmen des Schuldendienstes an die Industrieländer auf große  

Exporte angewiesen sind. Dabei erlaubt ihnen das Weltwirtschaftssystem (mit Ausnah-
men) lediglich den Export  von Rohstoffen, wie Rundhölzer, Erze, Futtermittel, etc., „so-
daß pro Dollar Exporterlös ein ganz besonders hoher Prozentsatz Naturzerstörung anfällt.  

Und indem sie hektisch immer mehr Rohstoffe auf den Markt werfen, fallen die Markt-
preise (und wachsen unsere Abfallhalden)." (Weizsäcker 1993, 142; zur Schuldenkrise und  

Umwelt vgl. Sabet 1992)  
So kommt es, daß der Anteil der sich industrialisierenden Länder am weltweiten Außen-
handel relativ gering ist. Ein Drittel aller ihrer Exporte wird behindert und zwar in den Be-
reichen, in denen sie mit kostengünstigeren Produkten eine Konkurrenz für die Industrie-
länder darstellen. Diese Vorkehrungen werden als Schutzmaßnahmen für die Landwirt-
schaft, Textil- und Bekleidungsindustrie, die Stahlbranche und Werftenindustrie, u. a. der  

Industrieländer dargestellt. Konkret handelt es sich dabei um Einfuhrzölle, Mengenbe-
grenzungen, „Freiwillige Beschränkungen", qualitative Standards, Verpackungsvomschrif-
ten, Anti-Dumping-Verfahren, etc. (Dritte Welt Haus Bielefeld 1992, 119).  

Solchermaßen getroffene Entwicklungsmaßnahmen geben zwar den Anschein, Kontrolle  

darüber zu haben, wo sie eingesetzt werden, wobei im obigen bereits darauf eingegangen  

wurde, daß sie bei den Initianden zu unerwarteten Effekten in den sich industrialisierenden  

Ländern führten, sollten aber nicht darüber hinwegtäuschen, daß sie auch Effekte für die  

Industrieländer selbst haben.  
Im Rahmen der Globalisierung, die über Entwicklungskonzeptionen voranschreitet,  

kommt das Prinzip der Wechselwirkungen zum Tragen. Es zeichnet sich dadurch aus, daß  

Eingriffe von einer Seite nicht nur auf der anderen Seite zur Wirkung kommen, sondern sie  

von dort auch wieder zurückwirken. Die Welt wird damit als interrelatives und -depen-
dentes Gefüge dargestellt. Konkret stellt sich das im Rahmen eines Ungleichgewichts auf  

der einen Seite — nämlich der Armut der Länder Afrikas, Asiens und Lateinamerikas — als  

ein ebensolches auf der anderen — nämlich den Industrieländern — früher oder später dar.  

Denn Entwicklungsmaßnahmen gehen Hand in  Hand mit „ökologischen", „ökonomi-
schen", ebenso wie „demographischen" Auswirkungen, die sich nicht auf geographische  

Einheiten beschränken.  
Beispiel LXirrekatastrophe im subsahariellen Afrika. Es gibt theoretische Ansätze, die Kli-
maveränderungen und die zunehmende Desertifikation in Zusammenhang bringen (vgl.  

Schulz 1994). Und für Klimaveränderungen wird u. a. die Vergrößerung des Ozonlochs  

(hervorgerufen u. a. durch FCKW-Sprays), zu dessen Verursachung größtenteils Industrie-
ländеr beitragen, verantwortlich gemacht (vgl. Ro berts 1994). Die afrikanische Bevölke-
rung wird daraufhin Oberlebensstrategien entwickeln, die sich in  Migration,  Kriegen, etc.  
unter Konfrontationen zunächst mit Nachbarländern bis hin zu den Industrieländern nie-
derschlagen werden (vgl. Spittler 1989).  

Das Thema „Migration" erhält hier neue Aktualität im Zusammenhang mit Fragen der so-
zialen Ungleichheit und Sicherheit in bezug auf Industrie und sich industrialisierende Län-
der (vgl.: Human  Development Report 1993). Inge Kaul (Vorsitzende der Abteilung Hu-
man Development in den UN) hat in diesem Zusammenhang anläßlich der Konferenz zum  

Thema Entwicklungshilfe im Juni 1993 im Wiener Parlament davon gesprochen, daß es  
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bislang noch keine systematische Ch ance für Entwicklungmaßnahmen gab und im Hin-
blick auf „globale Sicherheit" eine Nord-Süd-Kooperation heute dringlicher denn je ist. 
Bei diesem Beispiel sind die Wechselwirkungen zwischen Industrie- und sich industriali-
sierenden Ländern von zentralem Stellenwert. Im besonderen ist es die „Wechselseitig-
keit",  die  hier fokussiert wird und mit den Entwicklungskonzeptionen in Bezug gesetzt 
wird. Es wird davon ausgegangen, daß die über sie transportierte Dominanz der Industrie-
läпdеr über die sich industrialisierenden nicht ohne Auswirkung fü г  die Industrieländer 
selbst bleibt, Indem dieser Prozeß „unreflektiert" abläuft und Wechselwirkungen „nicht 
bewußt" mitberücksichtigt werden, treten sie unerwartet ein und es muß darauf dann „re-
agiert" werden. Dabei spielt v. a. der „Zeitfaktor" eine wesentliche Rolle und ist aus-
schlaggebend dafür, inwiefeme (noch) adäquat reagiert werden kann — anstelle „planvoller 
Voraussicht", die Selbstreflexivität zur Bedingung macht, um damit die aus der Globalität 
resultierende Komplexität so gut wie möglich in den Griff zu bekommen. 
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С  

AUFBAUKETTE UND  
ENTWICKLUNG DER ANSPRÜCHE  

Das Wachsen der Ansprüche ist in seinen Ursachen sehr dif-
ferenziert. Das ist wohl auch der Grund daftir, daß sein Ursa-
chengeflecht noch kaum durchschaut ist. Und das ist auch  
Anlaß für einige Umsicht. Darum ist es geraten, so gut das  
gehen mag, (C1) die Vorbedingungen von (C2) den Bedin-
gungen, das kaum mehr Beeinflußbare unserer Geschichte,  
von dem zu trennen, was noch beeinflußt werden könnte. Um  
erst dann (СЗ ) jene Institutionen zu untersuchen, wie Indu-
strie,  Handel  und Verkehr, welchen wir das Wachstum  übli-
cherweise zuschreiben, um erst zuletzt ( С4) die Obersysteme  
zu bedenken, deren Wirkung — wie über den Institutionen  
schwebend — dennoch mit diesen vernetzt sind.  

ci  
Vorbedingungen  

Kapitel б  behandelt die Vorbedingungen; einmal die Geschich-
te unserer Sozialstrukturen, die über das Entstehen und Wach-
sen der Hochkulturen und deren Hierarchien das Wachsen  
der Ansprüche angetrieben haben, ein andermal den kultur-
geschichtlichen Wandel der Begriffe und der Auffassung von  
Natur und Kultur, der dafür verantwortlich ist, in Kapitel 7.  



KAPITEL 6 

Die Politik der Evolution — Die Evolution der Politik 
Das Wachstum sozialer Systeme und seine Regulation: 

Gesellschaftliche Ursachen und Dynamiken 
Ernst Gehmacher* 

Die Problematik des Wachstums menschlicher Gesellschaften soll in diesem Essay (also: 
Versuch) in ein kraß vereinfachendes und verallgemeinerndes Denkmodell gefaßt werden, 
das auf drei Axiome aufbaut: 
• Wachstum ist sozialen Systemen inhärent, stößt aber immer an  Grenzen systemischer 

Regulation. 
• Regulationen sind außengesteuert „ha rt" oder innengesteuert „sanft", sanfte Regula-

tion erspart Leiden und Energie, macht überlebenstüchtiger. 
• Sanfte Regulation setzt Selbsterkenntnis (kulturelle Reflektivität) und Lernfähigkeit 

des Systems voraus, produziert aber dann eher eme dominante Kultur im Evolu tions-
prozeß. 

Dieses Modell ist der soziologischen Systemtheorie und der Theorie einer kulturellen Evo-
lution verpflichtet und läßt sich weder pessimistischen Doomsday-Prognosen noch optimi-
stischem Fortschrittsglauben zuordnen: Es tendiert zu zyklischen Regelungsprozessen mit 
evolutionären Schüben zu gesteigerter Komplexität. 
Einige Definitionen und Grundannahmen sollen den Überlegungen vorangestellt werden. 
So trocken solche Erklärungen sind, scheinen sie für so neue Gedankengänge dennoch ge-
boten, um weiterhin Unklarheiten oder wiederkehrende Erläuterungen zu vermeiden. 

Soziale Systeme lernen langsam 
Sozietäten (Verbände, Firmen, Organisationen, Nationen, Kulturkreise) sind lernende (adap-
tive, autopoietische) Systeme. Ihre konstitutiven Elemente sind an der Basisebene einzelne 
Menschen, darüber bilden enger verbundene Personengruppen kleinere Subsysteme. 
Doch die Elemente (Personen, Teilgruppen) gehören nicht in ihrer Ganzheit dem System 
an , sondern nur mit bestimmten Funktionen (Ideen, emotionalen Einstellungen, Identifika-
tionen und Loyalitäten, Handlungsweisen; Rollen, Lebensbereichen) und  in  bestimmten 
Relationen von Kommunikation, Kooperation und Konflikt. 
Die Gesamtheit dieser Funktionen und Relationen kann man als Kultur bezeichnen (Unter-
nehmenskultur, Subkultur, politische Kultur). Kultur umfaßt auch Wissen und Know-how 
sowie die Regeln (Normen, Ethik, Verhaltensmuster, Habits, „Programme") des Systems. 

* Ernst Gehmacher ist Soziologe, 1926 in Salzburg geboren, zunächst Guts-Adjunkt in der Landwirt-
schalt, dann Redakteur der Wiener „Arbeiter-Zeitung", Konsulent der „General Teaching Corpora-
tion", Mitbegründer und wissenschaftlicher Leiter sowie Geschäftsführer des IFES (Institut für empi-
rische Sozialforschung), Lektor an  der Techn. Univ. Wien und der Univ. Wien. Zuletzt Gründer des 
BOAS (Büro für die Org anisation angewandter Sozialforschung) in Wien. 
Zugang zum Thema über Forschung, Einzelpublikationen und Bücher zum Umweltproblem und den 
Themen Lebensqualität, Modellierung sozialer Systeme, Policy Research und Umfrageforschung, als 
Agraringenieur neuerdings mit starkem Bezug zur Evolutionstheorie und der Ambition zur Entwick-
lung einer evolutionären System-Soziologie. 
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Aus letzteren ergibt sich in der jeweiligen Situation (Milieu, Zeitgeist, Dynamik) die An-
passungsleistung, das heißt,  die  Überlebensfähigkeit; diese läßt sich auch als „Effizienz"  

eines Systems verstehen. Die Anpassungsleistung karin nur mit Bezug auf einen fixen  

Zeitraum definiert werden. Kurzfristig sehr erfolgreiche Systeme können sich auf längere  

Frist zu Tode siegen, in Nischen abgedrängte Verlierer-Systeme mögen dort sehr lange  

iiberleben und eventuell unter geänderten Verhältnissen eine große Karriere haben.  

Für soziale Systeme sind allgemeingültige Gesetzmäßigkeiten zu postulieren (Regelmä-
ßigkeiten mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit). Soziale Systeme lassen sich aber nicht auf  

völlig deterministische Кausalitäten reduzieren, wie es mit den „Naturgesetzen` der Na-
turwissenschaften versucht wird. Als wesentliche Gesetzmäßigkeiten seien angeführt:  

• Lemtheorie der Erfahrungsnähe  

• Zwei-Kräftе-Theorie von Interessen und Werten  

• Gewinner-Verlierer-Theorie der Kulturellen Evolution  

• Gleichgewichts-Postulat zwischen Kohärenz und I мΡovativität  
Aus diesen Gesetzmäßigkeiten läßt sich ein wesentlicher Teil gesellschaftlicher Phänome-
ne erklären.  

Lerntheorie der Erfahrungsnähe  
Menschen lernen (erwerben/entwickeln in der Anpassung neue „Programme") um so  

mehr/schneller/besser, je direkter (an biologisch-psychische-soziale Betroffenheit gebun-
den)  die  Erfahrungen sind. Unmittelbare Erlebnisse wirken bei gleicher Intensität und  
Dauer stärker als mediale Bilder und sprachlich/gedankliche Repräsentationen.  

Langdauernde indirekte Eindrücke kö мΡen trotzdem die Persönlichkeit stärker formen als  

schwache und kurze Eigenerfahrungen. Das gilt besonders für innere Ideenwelten und  

Glaubenssysteme, die eine fortdauernde Realität im Kopf bilden, doch auch diese werden  

zuweilen durch ein direktes Schock-Erlebnis übertönt.  

Als Maß für die Direktheit von Erfahrungen kaum die emotionale Beriihrtheit (Schmerz/  

Lust, Angst/Hoffnung, Stimulation/La пgeweile) angesehen werden. Was stärker anregt  

und aufregt, prägt sich besser ein. Lernerfolg äußert sich in Veränderungen von Ideen, Ein-
stellungen und Verhalten.  
Das Lernen des Systems ist mehr als die Summe des individuellen Lernens innerhalb des  

Systems. Es gibt dabei noch folgende zusätzlichen Effekte:  

• Zugang/Abgang von Elementen (Personen, Teilgruppen) mit ihrem eigenen Repertoire  

(Migration, Drop-out, Brain-Drain);  

• Speicherung von individuellem Know-how in den Wissensreservoiren des Systems (Bi-
bliotheken, Organisationen, Maschinen);  

• Veränderung des Systemverhaltens (Innovation von Strukturen und Prozessen) durch An-
wendung von systemimmanentem Wissen (Heranziehung von Experten/Spezialisten,  

Forschung).  
Personen wie Systeme können auch Gelerntes verlieren (vergessen, aus der Übung gera-
ten) oder kontraproduktive Inhalte iiberhand nehmen lassen (Verdummung).  

Die zwei großen Kräfte: Interessen und Werte  

Der Mensch wird durch emotionale Antriebe zur Aktivität motiviert; diese kann man nach  

ihrer Zielgerichtetheit in Interessen und Werte unterteilen.  

Beides sind gedankliche Konstrukte, die sich auch weit von der Realität entfernen (auch  
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„kontraproduktiv” sein) können. Durch ihre emotionale Ladung widerstehen sie sehr zäh  

der Änderung, insbesondere durch bloße kognitive Informationen.  

Interessen sind Zielorientierungen, die sich auf die eigene Bedürfnisbefriedigung, auf  

Lustgewinn und Leidvermeidung (psychischen Nutzen), beziehen — also egoistisch sind.  
Interessen können diese Ziele unmittelbar („triebhaft") oder über komplexere Strategien  

(„kalkulierend") ansteuern.  
Gruppen (Systeme und Subsysteme) haben „kollektive" Interessen, die von den Repräsen-
tanten der Gruppen vertreten werden sollen. Individuelle Interessen und Gruppeninteres-
sen stimmen oft nicht überein. Neben  den  unvermeidlichen Interessenskonflikten zwi-
schen konkurrierenden Elementen gibt es potentielle Diskrepanzen in einer Gruppe zwi-
schen Eigeninteressen und Gruppeninteressen.  

Werte sind emotionale Orientierungen, die auf Interessen übergeordnete (und von Interes-
sen unabhängige) Ziele gerichtet sind. Werte gehen (als Normen, Ideale, Vorbilder, Stile,  

Moden) aus der Gesellschaft hervor und werden über Erziehung, Bildung, Kunst und er-
lebte soziale Gegenwärtigkeit weitergegeben — großteils unbewußt.  

Werte sind schwer zu verändem, nicht einmal in der individuellen „Selbsterziehung” ist  

das leicht. Kulturen halten sehr zäh an ihren „Grundwerten" fest, welche wesentliche Be-
standteile der eigenen Identität sind.  

• Interessen und Werte sind die beiden großen Triebkräfte der Gesellschaft.  

• Interessen motivieren und bewegen das Individuum wie die Gruppe unmittelbar und  

„triebhaft". Werte wirken langsam und stetig.  

• Treten Interessen und Werte in  Widerspruch, so siegen im Augenblick immer die Inter-
essen. Längerfristig setzen sich aber Werte durch — o ft, indem allmählich die Interessen-
Strategien verschoben werden.  

• Harmonie von Interessen und Werten befriedigt nicht nur, sondern bündelt auch die An-
tтiеbskräfte. (Große Leistungen setzen voraus, daß die „Pflicht" auch tatsächlich „Freu-
de” macht.)  

Gewinner und Verlierer  
Evolution bedeutete Innovation, getrieben von Interessen und Werten, und Selektion des  

effizienteren Systems. Dabei muß es Gewinner und Verlierer geben.  

In der kulturellen Evolution gehen aber nicht immer und unbedingt Menschen zugrunde  

(als Kriegsopfer, Verzweifelte und Zermürbte) oder ganze Systeme (im Firmenbankrott  

oder durch „Eroberung"). Oft  werden nur Programme verdrängt (Theorien, Sitten, Nor-
men, Stihichtungen, Maschinen und Marken). Größere Kulturen verschwinden auch in der  

Niederlage nicht, sie überdauern Eroberung und Revolution durch Anpassung.  

Gewinn und Verlust müssen nicht nur Gesundheit, Einkommen und Ansehen betreffen —  

schon Verlust des Gewohnten, Unsicherheit der Zukunft werden oft als Streß und Bela-
stung empfunden. Hoffnung und Angst, Optimismus und Pessimismus beeinflussen nicht  

nur die Stimmung des Menschen, sondern färben auch die öffentliche Meinung.  

Bei starker Systemdynamik (wie sie heute gegeben ist) bilden sich aus Modernisten und  

Antimodernisten abgegrenzte Teil-Kulturen heraus.  

Kohärenz und Innovativität  
Ein soziales System ist um so kohärenter, je mehr das systembezogene Handeln der Akteu- 
re (Elemente des Systems) koordiniert (gleichartig oder aufeinander abgestimmt) ist. In- 
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strumente der Koordination sind sozialisierte, also anerzogene und durch Gewohnheiten 
fixierte Verhaltensweisen und Werte, Normen (ethische Regeln und gesatztes Recht), be-
stärkende Kommunikation mit einigender Emotionalisierung, kognitive „Glaubensleh-
ren", positive und negative Sanktionen (Belohnung und Bestrafung). 
Begleiterscheinungen der Kohärenz sind Identifikation und Bindungsgefühle, aber auch 
gemeinsame Feindbilder und Aggressionen — sehr allgemein: gemeinsame Emotionen. 
Je geschlossener und intensiver (überzeugter) die „Kultur" des Systems ist, um so mehr 
wird koordiniertes (systembezogenes) Handeln und Fühlen evoziert. 
Auf der individuellen Ebene: Je stärker der „Glauben" an  die „Kultur", der man  sich zu-
zählt, um so höher die persönliche Motiva tion. Motivation bedarf aber auch der persönli-
chen Energie (Lebenskraft, Gesundheit) und Lust (durch Selbstrealisierung und Kreativi-
tät). Ein soziales System ist um so innovativer, je mehr es selbst neue Ansätze (Überlegun-
gen, Ideen, Analysen, Regulationen, Verhaltensweisen) zur Behandlung (Pro Ыemlösuпg, 
Verbesserung, Stärkung) des Systems hervorbringt. 
Es ist an  sich unmöglich, vorher völlig und genau zu wissen, wie effizient (erfolgreich) die 
einzelnen Ansätze sind, da andere Systeme (soziale und nichtsoziale) auch reagieren. 
Doch mehr Innovativität erhöht die „Treffer-Chancen". Innovativität steht aber auch im 
Gegensatz zur Kohärenz. Jede Erneuerung der „Kultur" verringert Identifikation und 
Glauben für die „alten" Teile und mindert die Kohärenz. Kohärenz wiederum behindert 
das Abweichen vom Bestehenden und damit die Innovation. 
Kohärenz steigt mit der: 
• Motivation der Mitglieder zum systembezogenen Handeln, 
• Disziplin und Funktionalität der Nonnen und Sanktionen des „Ordnungssystems", 
• Pflege des „System-Glaubens" durch Rituale und Symbole, 
• Kommunikationsintensitlit im Beziehungsnetz des Systems. 
Offene und verborgene Konflikte in Interessen und Werten zwischen Systemen erhöhen 
die Kohärenz der gegnerischen (opponierenden) Gruppen, stören aber die Kohärenz des 
Supersystems (Beispiele: Parteien und Staat, Minderheiten und Staatsnation). Supersyste-
me können Verfahren zur Konfliktdämpfung entwickeln und den Subsystemen „einpflan-
zen" (Gerichte, Interessenvertretungen). Soziale Systeme in Überschneidung (z. B. Beruf 
und Freizeit, Schule und Freundeskreis) entwickeln Konflikte, die quer durch individuelle 
Personen gehen. Solche Konflikte sind nicht endgültig zu lösen, andererseits lassen sie 
sich eher dämpfen, da die „Spaltung" der Persönlichkeit seltener destruktive Formen (zer-
störende Aggressivität) erreicht als die Spaltung in  getrennte Personengruppen. 
Aus solchen grundsätzlichen Regularitäten sozialer Systeme läßt sich eine Dynamik erklä-
ren und ableiten, die zur kulturellen Evolution führt — also zur Selektion von „Kulturen` 
aufgrund ihrer Anpassungsfähigkeit. 

Wachstum ist triebhaft  
Man vergleicht Wachstum, insbesondere das moderne Wirtschaftswachstum, aus kritischer 
Sicht gem mit einem Krebsgeschwulst, also einem krankhaften und destruktiven Prozeß. 
Das mag als diagnostische Einengung und Argumentation für eine sanftere Regulation 
durchaus Sinn haben. Doch verschließt das  den  Blick auf die Einsicht, daß auch ein gesun-
der menschlicher Körper ständig Zellen produziert — sogar o ft  viel mehr als in einem 
Krebsgeschwulst, nur in einer Selbstregulation, die über lange Perioden formerhaltend ist 
(obwohl ohne reflexive Selbststeuerung physisch wenig angestrengte Bü гgеr einer Wohl- 
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standsgesellschaft auch gewichtsmäßig zu Wachstumsraten neigen, die denen eines  üppi-
gen Wirtschaftswachstums nicht nachstehen). Das vorliegende Modell geht von der grund-
legenden Annahme aus, daß alle sozialen Systeme wachsen, solange sie nicht an  Grenzen  
und Regulationen stoßen, die dem entgegenwirken. Das Wachstum menschlicher sozialer  
Systeme (im wesentlichen hier und in den weiteren Betrachtungen: ganzer Gesellschaften,  
Ethnien, Religionsgemeinschaften, Kulturen) sei als naturgesetzlicher Prozeß verstanden,  
sowohl in seiner Expansivität wie in den Begrenzungen.  
Die Wachstumstendenzen umfassen alle wesentlichen Aspekte einer Sozietät:  
• Population  
• Güterproduktion (kulturelle Hardware )  
• Kultur: Normen, Sprache, Wissen, Techniken (kulturelle Software)  
• Organisation (Komplexität, Kohärenz des Systems)  
• Dominanz: Herrschaft über und Einfluß auf andere Sozietäten, bis zur Einverleibung  

(Systemexpansion)  
In stärker konzentrierter De finition läßt sich auch von drei groBen Wachstumsbereichen  
Population, Produktion und Information sprechen. Diese Aspekte hängen zusammen, wir-
ken aufeinander ein. Gerade diese Korrelationen gehören zu den Schlüsselfragen einer so-
ziologischen Wachstumstheorie.  
Die originären Triebkräfte der Wachstumstendenzen sind biologische Mechanismen des  
Individuums:  
• Sexualität und Kleingruppenbindung  
• Selbstbehauptung und Sicherheitsstreben  
• Revierverhalten und Besitztrieb  
• Tätigkeitslust und Neugier  
• sozialer Identifikationsbedarf aufgrund semantischer Symbolisierung  
Diese Antriebe sind beim einzelnen Menschen ständig wirksam und expansiv, fundamen-
tal nicht über den Augenblick hinaus sättigbar. (Saturation oder Umlenkung dieser Antrie-
be durch Sublimation und Affektkontrolle beruhen schon auf Gesellschaft und deren Re-
gelprozessen.) Erst das Anstoßen an  natürliche Grenzen wie Krankheit, Alter, Schwäche,  
Tod und die damit verbundene lähmende — also akute — Angst erzwingt auf der biologi-
schen Ebene die Rücknahme oder das Verschwinden dieser individuellen Antriebe.  
Soziale Systeme akkumulieren auch die Ergebnisse dieser Wachstumsantriebe, wenn der  
Zuwachs gröBe г  ist als der Verlust. Daraus ergibt sich das Anwachsen der Bestände über  
die Generationen hinweg. Ohne Bremsung verläuft Wachstum immer exponentiell, und  
zwar in allen Sektoren: Die Verdopplungszeit des akkumulierten Wissenschafts-Wissens  
liegt in der Modernisierungsphase der letzten hundert Jahre bei 20 Jahren, das bedeutet  
mit jährlich etwa 4 Prozent eine Wachstumsrate, die auch für das Wirtschaftswachstum  
im Konjunkturaufschwung normal ist — und von expansiven Bevölkerungen ebenfalls er-
reicht wird. Dominanz- und Organisationswachstum sind noch wenig gemessen worden  
— intuitiv scheinen dort aber ähnliche Expansionsraten (wenn nicht noch größere) vorzu-
kommen.  
Ein Ende des Wachstums tritt erst ein, wenn ein kontraproduktiver Regelprozeß stark ge-
nug geworden ist, wobei durch die Trägheit solcher Regelmechanismen selten ein ausge-
glichener Gleichgewichtszustand erreicht wird, sondern eher Oszillation oder Zusammen-
bruch. Diese Eigenheit der Regelprozesse stellt für die Menschen in den sozialen Syste-
men, insofern sie dabei negativ betroffen, sozusagen „Verlieret` sind, das Wachstumspro- 
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blem an  sich dar. Daraus ergibt sich, ebenfalls naturgesetzlich, eine stete Bemühung in al-
len sozialen Systemen, 
• das Wachstum so lange wie möglich aufrecht zu erhalten, 
• unvermeidliche Regelungsprozesse möglichst sanft verlaufen zu lassen, 
• Wachstumsregelung „bewußt" zu steuern. 
Diese drei Ziele stehen in einem graduellen Konflikt. Wenn bewußt gewordene Interessen 
Wachstumszügelung aufhalten, „schlittert" die Gesellschaft leicht in eine „harte" Regula-
tion. Sanfte Regulation braucht Wertekonsens. 
Eine Analyse des Wachstums muß daher zweierlei leisten: 
• die Ursachen, also die Triebkräfte des Wachstums, zu verstehen suchen, praktisch: unter 

den jeweiligen Gegebenheiten quantitativ schätzen; 
• sich um das Verständnis wirksamer und potentieller Regelmechanismen, harter und 

sanfter Art, bemühen. 
Für eine tiefergehende Analyse erscheint eine definitorische Dreiteilung der Regelungs-
prozesse praktisch. Es sei dabei unterschieden zwischen externen (von außen auf das Sy-
stem wirkenden) und internen (im System selbst auftretenden) Regelprozessen — wobei 
sich die externen Regelungseffekte wiederum differenzieren lassen in solche nichtsozialer 
Natur und solche, die auf dem Impakt anderer, also fremder sozialer Systeme (Konkurren-
ten) beruhen. Die drei Typen könnte man mit den Wortmarken Naturregelung, Fremdrege-
lung und Selbstregelung charakterisieren. Naturregelung und Fremdregelung sind vorwie-
gend hart, also mit Leiden für die Menschen und mit Einbußen für Gesellschaft und Kultur 
verbunden. Selbstregelung zielt auf sanfte Methoden, da sie eben von den Sozietäten ange-
strebt wird,  die  selbst von den „Kosten" der Wachstumsbeschränkung betroffen sind. Eine 
quantifizierbare Grenze zwischen harter und sanfter Regulation läßt sich nicht angeben, 
solange keine akzeptierten Indikatoren für persönliches Wohlbefinden (Glück und Leid) 
bestehen — das Pro-Kopf-Nationalprodukt kann das sicher nicht leisten. Da aber die extre-
meren Ausprägungen harter Regulation so drastisch und humanitär erschreckend sind, ist 
die Unterscheidung für eine große theoretische Betrachtung kein Problem, in der ange-
wandten Wissenschaft  and  in der gesellschaftlichen Praxis aber sehr wohl. 
Die drei Arten von Wachstumsregelung seien schlagwortartig für die großen Wachstums-
bereiche exemplifiziert. 

Population 
• Naturregelung 
Seuchen, Hungersnöte, endemische Krankheiten, Vergiftung durch Emisionen, 
psychosomatischer Fruchtbarkeitsriickgang 
• Fremdregelung 
Krieg, Versklavung, Demoralisierung 
• Selbstregelung 
Eheverbote, Geburtenregelung, Frauenemanzipation, wirtschaftlicher Vorteil geringer 
Kinderzahl, Intensivierung der Kindererziehung 

Güterproduktion 
• Natur 
Ressourcen-Erschöpfung, Leistungsrückgang durch Hunger und Krankheiten, Umweltzer-
störung (Boden-Erosion, Waldsterben) 
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• Fremd  
Erobert werden, Verwüstungen und Zerstö тungen, Boykotte, Wirtschaftskrieg  

• Selbst  
interne soziale Konflikte, „Zunftordnungen", legistische Nonnen, ökologische Auflagen,  

„Konsumverzicht", Ersatz von Gtitem durch Do-it-yourself und Dienstleistungen  

Kultur  
• Natur  
Lerпfähigkeitsgrenzen („Turmbau von Babel"), Finanzierungskollaps, Verarmung durch  

Umweltwirkungen  
• Fremd  
Beeinflußung durch „stärkere" Kulturen, Missionierung durch dominante Kulturen  

• Selbst  
Fixierung in Normen und Traditionen, ideologisch-religiöse Kulturaskese, Kulturdemo-
kratisierung (Massenmedien, Popularisierung)  

Organisation  
• Natur  
Versagen der Organisation durch „Overload” und Hierarchisierung, Erstarrung in Überor-
ganisation  
• Fremd  
Niederlage im Konkurrenzkampf, Fusion mit effizienterer Organisation  

• Selbst  
Spaltung und Filiation,  Normen der Selbstbeschränkung  

Dominanz  
• Natur  
wirtschaftliche Erschöpfung, personelles ,,Ausbluten" und „Aussterben" (von Eliten)  

• Fremd  
Niederlage, Unterjochung, Eingliederung  
• Selbst  
Rebellion, Demokratisierung, ideologischer Paradigmenwechsel, Ausdruck von Dominanz  

durch Altruismus („Entwicklungshilfe", „Nothilfe")  
Es sei noch einmal betont, daß es keine A rt  von Wachstumsregulierung ohne Widerstände  

und Schwierigkeiten gibt.  
Die Unterdrückung von Wachstumstendenzen, also naturgegebener Antriebe, ist primär  

(ohne kompensatorische Gratifikationen) für die Menschen in dem sozialen System unan-
genehm und ein „Opfer" — auch bei sanfter Regelung, die zusätzliches Leiden (durch Na-
turgewalten, Aggression, Zwang, „Bestrafung", nachteilige Folgen, Demoralisierung und  

Erniedrigung) weitgehend vermeidet. Wachstumstendenzen sind lustbestärkt. Bloße mora-
lische Appelle kommen dagegen kaum auf.  

Noch dazu waren bisher Gesellschaften dergestalt formiert, daß die Wachstumsprozesse  

noch ermutigt wurden, um die Naturregelung zumindest zeitweilig zu überwinden (oder  

hinauszuschieben) und im Konkurrenzkampf der sozialen und kulturellen Evolution zu  

„siegen". (Sanfte Regelung war, spieltheoretisch ausgedrtickt, keine evolutionär stabile  

„Strategie" gegenüber Wachstumskonkurrenz und grober externer Wachstumsregelung.)  
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Eine effiziente, „schonende" Selbstregelung kommt nur zustande, 
• wenn die Vorteile des Wachstumsverzichtes (für eine große Mehrheit) größer sind als 

das Opfer 
• und wenn Kooperation (zur Selbstregulierung) im allgemeinen günstiger ist als Defek-

tion (Non-Compliance, Trittbrettfahren, Schmarotzen, Rebellion). 
Beide Bedingungen sind offenbar beim Bevölkerungswachstum in modernen Sozialstaa-
ten erfüllt. Wenige  Kinder  zu haben bringt, wenn man gegen Not, Krankheit und Alter 
vorn System sozial abgesichert ist und Kinder viel Geld und Zeit kosten, mehr Vorteile als 
eine große Kinderzahl. Dazu kommt aber noch ein Rechtssystem und eine fortgeschrittene 
weibliche Emanzipation, die es einem sexuellen „Schmarotzer" schwer machen, mit meh-
reren Frauen Kinder in die Welt zu setzen. Wesentlich dafür sind aber auch die modernen 
Techniken der Geburtenregelung und eine Kultur, die Kinderreichtum eher als „Sünde" 
stigmatisiert als die Wachstumsimpulse zu idealisieren. 
Es gibt auch Beispiele für effiziente „sanfte" Wachstumsregelungen in den anderen Berei-
chen, aber nur in partiellen, meist kleineren sozialen Systemen mit einer spezifischen 
„Kultur". Die Regelung beruht dabei meist auf religiös-ideologischen Gemeinschaftsnor-
men (Bettlerorden, bescheiden lebende Sekten, bäuerliche oder nomadische Lebensfor-
men) oder elitären Gruppierungen („Heilige", politische Kader, Kibbuzzim, Öko -Alterna-
tive der modernen Bildungsschicht). 

Wie hart ist „harte Regulation "? 
Die soziale Selbstreflexion historischer und prähistorischer Gesellschaften tendierte dazu, 
Naturregelung als „Strafe Gottes" zu interpretieren und Fremdregelung als „Sieg des Bö-
sen" zu fürchten. Das hat einerseits der psychologischen Verarbeitung gedient, anderer-
seits soziale Mechanismen von Anpassung und Kampf verstärkt, die im Wettlauf der Kul-
turen funktional waren. Eine Versachlichung solcher emotionaler Interpretationen kenn-
zeichnet die Methode wissenschaftlicher Objektivierung und damit das Kulturelement des 
Rationalismus. 
Damit stellt sich auch die Frage, ob heute und in absehbarer Zukunft durch die Wachs-
tumstendenzen auch schon die Existenz der Spezies Mensch bedroht sei. Als aufwühlende 
Warnung steht die Selbstzerstörung der Menschheit an die Wand geschrieben. Und in ei-
nem Weltbild, das durchaus die Möglichkeit vieler anderer belebter Planeten im Univer-
sum offen läßt und auch die Wiederholung des Kreationsexperiments Mensch auf der Erde 
nicht ausschließt (gegen Radioaktivität resistentere Tiere hätten nach dem großen Atom-
krieg noch hunderte Millionen Jahre Zeit, Computerintelligenz zu entwickeln), würde das 
nichts anderes bedeuten, als daß eine äußerst harte Regulation den Entwicklungsast Homo 
Sapiens sowohl in der biologischen wie der kulturellen Evolution als gescheitert beendet. 
Undenkbar ist das nicht. Doch deutet der bisherige Verlauf der kulturellen Evolution auch 
mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit auf ein rechtzeitiges Einschwenken der Menschheit in 
einen dauerhaften Pfad der sanften Wachstumsregulierung durch Selbststeuerung. Recht-
zeitig heißt in diesem Fall ja nur, daß die sanfte Regelung den Wettlauf mit  den  Wachs-
tumstendenzen gewinnt, bevor die harte Regulierung die gesamte Menschheit zerstört. 
Das schließt nicht aus, daß zum Erreichen sanfter Regelungen noch bitteres Leiden großen 
Maßstabs erst zum Lernen nötigen muß. 
Für ein solches Lernen muß man die Vorgänge aller Arten von Wachstumsregulation sehr 
gut verstehen lernen. Hier seien in dieser Richtung nur einige Ideen skizziert. 
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Harte Regulation kann sehr hart  sein. Sozietäten können dabei ihr Ende finden. Das muß 
nicht das biologische Aussterben ihrer menschlichen Konstituenten bedeuten. Gesellschaf-
ten lösen sich oft auch in konkurrierenden Sozietäten auf, ihre Kultur (Sprache, Sitten, 
Normen, Religion, politische Form, Identität) wird von dominanten Kulten überlagert. 
Auch dramatische selbstinduzierte Veränderungen (Revolution, Umbruch) können das 
Wesen euer Sozietät so destruktiv (und „leidvoll") verändern, daß man sie zur „harten" 
Regulation zählen kann. 
Beispiele:  
• Aussterben: Wikinger in  Grönland, Azteken nach Conquista, Tasmanie г  rezent 
• Auflösung: antike griechische Stadtstaaten, Kelten in Mitteleuropa, viele Indianerkultu-

ren Nordamerikas. 
• Umbruch: Römisches Reich in Völkerwanderung, Byzanz, Europa nach der großen Pest 

und dem Dreißigjährigen Krieg, Rußland durch den Kommunismus. 
Finnen, die zu rasch und ohne Bremsung wachsen, gehen nicht selten in Konkurs. Das 
Sterben größerer sozialer Systeme, wie politischer Parteien, oder das Zugrundegehen klei-
nerer regionaler Gemeinschaften, ist schon sehr selten. Und es gibt nur wenige Beispiele, 
daß eine ganze Ethnie, ein Volk oder eine Kultur, in harter Regulation völlig, sozusagen 
spurlos, verschwindet. 
Den Wikingersiedlungen in Grönland, die nach vierhundert Jahren Bestand um 1200 unse-
rеr Zeitrechnung verschwanden, wurde eine klimatische Abkühlung zum Verhängnis. Die 
Wikinger insgesamt starben nicht aus, sondem lösten sich in anderen Kulturen auf — w as  
Völkern, die Wachstum in Eroberung umsetzten, immer wieder zum Schicksal wurde. 
Bemerkenswert ist, daß nach der „Entdeckung" und Eroberung Amerikas durch die Eu ro-
päer nur die am höchsten entwickelten, in ihrem demographischen und kulturellen  Wachs-
turn  expansivsten Zivilisationen der Ureinwohner ausstarben — es gingen die mexikani-
schen und Anden-Hochkulturen zugrunde, nicht die voragrarischen Urwald- und Arktisbe-
wohner, die über Jahrtausende stabile Wachstumsregulationen gefunden hatten und damit 
nicht unmittelbar in Konkurrenz mit den erobernden Hochkulturen traten. 
In jüngster Zeit sterben nun allerdings auch einzehie jener bewundernswert überlebensfä-
higen und relativ sanft regulierten Kulturen der für die Agrargesellschaften unwirtlichen 
Regionen aus — wie die Tasmanier oder einzelne Urwaldstämme. Die meisten dieser ural-
ten Kulturen (der ethnozentrische Ausdruck „Primitivkulturen" erscheint angesichts der 
über Jahrtausende reichenden Überlebensfähigkeit dieser Sozietäten eher selbst „primi-
tiv") passen sich aber an , verändern sich zwar einschneidend, lösen sich eventuell auch 
auf, bilden dabei aber neue Kulturen und Minderheiten eigener Prägung. Oft wächst dann 
ihre Population wieder. 
Das verbreitetste harte Regulativ an  den Grenzen des Wachstums ist aber wohl der Um-
bruch, die Revolutionierung und massive Veränderung der bestehenden Verhältnisse einer 
Kultur — meist im Gefolge zunehmenden Leidens und innerer Unruhe. 
Die großen Umbrüche ganzer Zivilisationen am Limit ei еr imponierenden Wachstumspe-
riode waren zwar Regulationen brutaler Härte, wahre Katastrophen, leiteten aber dann 
neue Kulturen ein. 
Die europäische Geschichte läßt sich in großen Zügen als eine Folge solcher Umbrüche 
skizzieren. Das römische Imperium ging in der ökologischen und demographischen „Im-
plosion" der Völkerwanderung unter; die aus den Ruinen langsam heranwachsende christ-
lich-mittelalterliche Kultur wurde zum Kern der europäischen Zivilisation. Byzanz brach 
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nach einer Blütezeit des Wachstums etwas später und etwas langsamer in  sich zusammen  
und wurde von den arabischen und türkischen „Wachstums-Neuligen" erobert. Daraus  

ging eine islamische Kultur hervor, die am Höhepunkt ihres Wachstums die e шΡopäische  
Zivilisation übertraf und noch kurz vor ihrem Niedergang Wien im Jahre 1683 belagerte.  

Das Wachstum der europäischen Kultur, die vom frühen Mittelalter an ganz Europa dicht  

besiedelte, stieß an die harten Regulatoren der großen Pest und des Dreißigjährigen Krie-
ges; beide verringerten die Bevölkerung gerade der reichsten Regionen in grauenhafter  

Weise. Beide wurden aber auch Keimboden von kultureller Evolution. Und jeweils be-
schleunigte sich nachher, in der neu entstandenen Kultur, das Wachstum enorm: Die Neu-
zeit brachte ein so effizientes kulturelles System hervor, daß sich neue Möglichkeiten und  

Freiräume des Wachstums ergaben.  

Wachstum wurde schließlich zur Religion der Moderne.  

Die Geschichte wird auf dieser Erklärungsebene zum Geschehen kultureller Evolution —  

und die großen Männer (und seltener große Frauen) sowie die Entscheidungsschlachten  

und denkwürdigen Friedensschlüsse der traditionellen Historiographie werden degradiert  

zu einem Gemisch von Kulturkräften ( , jede Sozietät hat die großen Männer, die sie ver-
dient") und Zufall, der Streuung von mehr oder weniger wahrscheinlichen „Outcomes".  

Soziale Systeme sind aber eben auch — mehr oder weniger — lernfähig. Sie passen sich un-
ter „Leidensdruck" negativer Einflüsse allmählich ( in  einer Serie von „Lernschritten") so  

weit in ihren Reaktionen an, daß sie ihre Wachstumstendenzen zügeln. Das erfordert eben-
falls Regulation, die aber dem sozialen System intrinsisch ist (Selbst-Regulation) und da-
rauf abzielt, das Leiden der „harten" Regulation zu vermindern.  

Zu solcher Selbstregulation gelangt eine Sozietät relativ rasch, wenn ein wesentlicher  

Teil der Menschen in der Sozietät daran direkt interessiert ist. Das ist der Fall, wo der  

Schaden der harten Regulation durch die „Naturgesetzlichkeit" oder die soziale Konkur-
renz Personen und Gruppen im Sichtkreis der eigenen Interessen bedroht. D ann sind Mit-
glieder der Sozietät bereit, eigene Wünsche und Antriebe zurückzuhalten und auch bei  

anderen auf „Opfer" zu drängen. Allerdings setzt auch das — oft länger dauerndes — indi-
viduelles Lernen voraus; die längerfristige Bedrohung und die Möglichkeiten kollektiven  

Handelns zu deren Vermeidung müssen ja erst erkannt und begriffen werden. Und je  

mehr man  dabei von anderen auch Opfer verlangen muß, also ihnen nicht auch ein direk-
tes und unmittelbares Interesse klarmachen kann, um so schwieriger wird  die  Durchset-
zung einer sanften Regulation. Sie erfolgt dann nicht mehr spontan, sondern bedarf der  

gezielten Politik.  
Beispiele:  
• In Notzeiten gehen die Raten von Familiengründungen und Geburten zurück, die Men-

schen haben weniger Mut und Kraft zur Expansion.  

• Im Gefolge der Erfahrungen mit Lawinen und Muren entstehen in  Gebirgsgebieten  
Bannwälder, selbst wo die Waldnutzung sonst bis an  die Grenzen der Ressourcenaus-
schöpfung getrieben wird.  

• Die bäuerliche Landwirtschaft entwickelt Selbstbeschränkung gegenüber Übernutzung,  

um die Ertragssubstanz zu erhalten; etwa im Verzicht auf Kalkdüngung mit dem Sprich-
wort  „Kalk macht reiche Väter und arme Söhne".  

Der weitaus größere Teil der sanften Regulationen bezieht sich aber auf Wachstumsbe- 
schränkungen, die der Erhaltung und Stärkung des sozialen Systems als Ganzes dienen —  

also  nicht individuelle, sondem gesellschaftliche Interessen berijhren. Das heißt, daß von  
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Mitgliedern der Sozietät Wachstumszügelung verlangt wird, wo ihre eigenen unmittelba-
ren Interessen auf dem Spiel stehen. Sie sollen also gegenwärtige Antriebe reduzieren, um  
Nutzen für die Zukunft und für ihnen fremde Mitmenschen zu erzielen. Die Zukunft, für  
die damit gesorgt werden soll, kann näher oder ferner sein. Auch die fremden Nutznießer  
können näher oder ferner stehen. Es liegt auf der Hand, daß man für das Fernere weniger  
gem sorgt oder gar Opfer bringt als für das Nähere.  
Solche Regulationen können nur über einen mühsamen Vorgang der Meinungsbildung und  
Normensetzung Gültigkeit gewinnen. Ein solcher Prozeß in  einem sozialen System läßt  
sich als ein Nacheinander und Nebeneinander von mehreren Teilprozessen verstehen:  
1. Erkenntnis der Gefährdung durch das Wachstum (Bedrohung durch die „harte Regula-

tion") und Abschätzung des Risikos (kognitiver Prozeß);  
2. Erfindung und Entwicklung von Verfahren der „sanften Regulation" mit Mimie гung  

von Leiden und Interessenkonflikten (innovativer Prozeß);  
3. Etat ierung und Stabilisierung der neuen Regeln in der Sozietät in verträglichem  Tem-

po  und breitem Konsens (normativer Prozeß);  
4. Anpassung der Regulation an  die Veränderungen im Milieu und im System selbst  

(adaptiver Prozeß).  
Der Gesamtvorgang unterliegt vielfältigen Effizienzkriterien. Im wesentlichen hängt der  
Erfolg aber davon ab, inwieweit Wachstum gestoppt und Leiden (einschließlich der Regu-
lations-Opfer) vermieden wird. Optimum bedeutet dauerhafte Stabilität auf dem höchsten  
erreichbaren Wohlstandsniveau unter den gegebenen Verhältnissen, auf dem St an d der kul-
turellen Evolution des sozialen Systems.  
Beispiele:  
• Hygiene der antiken Städte: Gegen die Geißel von Hungersnot und Seuchen wurden als  
Regulationen Nahrungsmittelabgaben, Aquädukte und Abfallentsorgung entwickelt, die  
Eliten schützten sich durch Absonderung. Das System stabilisierte sich durch Geburtenbe-
schränkung (Reproduktionsmöglichkeiten auf Haushalte begrenzt) in vielen Stadtstaaten  
über Jahrhunderte, brach aber bei wachsender Bevölkerung und zunehmender Verarmung  
auch wieder zusammen, bis zum Verschwinden oder zur drastischen Verkleinerung vieler  
großer Städte.  
• Hygiene der Moderne: Die medizinischen Entdeckungen (Bakteriologie) führten zur  
Bekämpfung der Infektionskrankheiten und der Säuglingsstern ichkeit durch eine breite  
Palette von Hygienemaßnahmen und bestärkten damit das Bevölkerungswachstum. Die  
besser gesicherte Langlebigkeit trug aber zu einer Lebensplanung bei, die eine geringere  
Kinderzahl vorteilhafter macht. Mit der Modernisierung tendiert das Bevölke гungswachs-
tum zu einer Stabilisierung — auf hohem Niveau der Bevölkerungsdichte (also schon  
knapp an der Begrenzung) —, doch die anderen Wachstumsimpulse werden davon nicht ge-
bremst.  

Der kritische Faktor: Reflektivität  
Aus den hier skizzierten Axiomen der Beziehung zwischen Wachstum und  den  harten und  
sanften Regulationen läßt sich ein Modell eines historischen Entwicklungsprozesses ablei-
ten. In ihm greifen als große Kräfte ineinander:  
• die Innovations-Schübe der kulturellen Evolution,  
• die Wachstumsimpulse des sozialen Systems,  
• Realität und Drohung der externen (harten) Regulation,  
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• die „Reflektivität" des sozialen Systems, 
• Effizienz der internen (weichen) Regulation. 
Unter Reflеktivität sind alle Kapazitäten zur Selbststeuerung („Autopoiesis") zusammen-
gefaßt, die in einer Sozietät vorhanden sind. Je höher diese Reflektivität entwickelt ist, um 
so rascher und erfolgreicher wird die Gesellschaft sanfte Wachstumsregulation hervorbrin-
gen und anwenden — und damit die eigene Kultur perpetuieren und eventuell auch ausbrei-
ten. Reflektivität erfordert die denkende Beteiligung der Mitglieder des sozialen Systems 
am Schicksal des Gesamtsystems. Instrumente (und Indikatoren) der Reflektivität sind in 
Demokratie und Bürgerbeteiligung zu sehen, in Rechtsstaatlichkeit (Niveau des „Ord-
nungssystems") und Bildungsniveau, in der Gewichtigkeit gesellschaftlicher Werte und 
der Rationalität des öffentlichen Diskurses. 
Die Grundidee einer kulturellen Evolution zu höheren Formen der Rationalität und Finali-
tät ist nicht neu, sie begleitet in verschiedenen Ideenkonstellationen die Geschichtsphilo-
sophie seit ihren Anfängen. In sehr treffender Weise hat etwa Norbe rt  Elias  (1988) von der 
„Verlagerung des Fremdzwangs zum Selbstzwang” als Kern der Kulturentwicklung ge-
sprochen. 
Durch die Selektion in der kulturellen Evolution überleben nur soziale Systeme, die ihre 
Wachstumsimpulse durch ein genügendes Maß an Reflektivität soweit in den Griff bekom-
men, daß unter den waltenden Umstanden ein stabiles Gleichgewicht erhalten bleibt. Das 
muß nicht immer eine Fixierung der Größen bedeuten, es wird Oszillationen geben. Doch 
eine Gesellschaft, die ständig wieder in die harten Regulationen hineinläuft, wird jenen 
Gesellschaften unterlegen sein, die materielle Ressourcen und psychische Energie frei ha-
ben, für Reflexion und für Innovationen — und auch im Konkurrenzkampf, sei er kriegeri-
scher, wirtschaftlicher oder kultureller Natur. 

Plateaus und Schübe  
Auf einem solchen stabilen Plateau einer etablierten Zivilisationsstufe kann eine Gesell-
schaft mit angepaßter Kultur und sanften Wachstumsregulierungen lange existieren. Wenn 
nicht ein nächster starker Innovationsschub das Gleichgewicht umwirft oder ein „moder-
neres" System in den Lebensraum eindringt und zur Auseinandersetzung herausfordert, ist 
— nach bisheriger Erfahrung — die Fortdauer in historischen Zeiträumen nicht begrenzt. 
Beispiele: 
• Bis in die Neuzeit überlebende Steinzeitkulturen von Sammlern und Jägern in Austra-
lien, Neuseeland, Südafrika, Südamerika, in der Arktis, mit hoch entwickelter Anpassung 
an  extreme Lebensverhältnisse. 
• Über Jahrtausende bestehende Agrarkulturen mit relativ sanfter Regulation in periphe-
ren Regionen Ostasiens, Nordeuropas, Äthiopiens. 
Welche Umstände lösen einen neuen „Schub" an Wachstum aus? Als direkte Ursache ist 
ein Verlust der systemimmanenten Harmonie zu sehen, der aber Ursachen der Destabilisie-
rung vorangehen müssen. Das können systemexterne Ereignisse und Entwicklungen sein, 
von Кlimaänderungen und (akzidentiellen, nicht regulatorischen) „Naturkatastrophen" 
(wie Vulkanausbrüchen) bis zur Eroberung durch andere — dominierende oder „räuberi-
sche" — Sozietäten. Für die Analyse der kulturellen Evolution am interessantesten sind je-
doch die systeminternen Triebkräfte eines neuen Wachstumsschubs. 
Das sind im wesentlichen innovative Denkmuster, bislang nicht verfügbare Einsichten und 
Erkenntnismethoden, die dann neue Techniken hervorbringen. Neue Ideen und neue Tech- 
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niken regen einander interaktiv an — und aus dieser Eskalation entsteht der umfassende In-
novationsschub. Er berührt dann alle Lebensbereiche und verändert das soziale System.  

Die Schlüsselfrage ist, wie aus bloßen Anpassungen so umfassende Innovationen hervor-
gehen, daß ein gewaltiger Evolutionsschub wie eine Rakete startet. Es sind hier („chaos-
theoretische”) Schwellenphänomene zu vermuten.  

Beispiele:  
• Einer der großen Innovations-Schübe war der Übergang zur Landwirtschaft. Er trug  

sich, nach heutigem Wissen, dreimal zu: zuerst im südlichen Ostasien (Reis-Kultur), um  

Jahrtausende später im „Goldenen Halbmond" des Nahen Ostens (Getreide-Kultur), und  

wieder stark verzögert in der warmen Zone Amerikas (Mais-Kultur). Auch die Haustiere  

dieser drei Entwicklungen waren verschieden.  
• Der Kenntnisstand über nutzbare Pflanzen und Tiere war nun sicher schon in den  

Sammler- und Jägergesellschaften sehr hoch. Aber erst der Klimadruck zum Ende der gün-
stigen Nacheiszeit drängte hochentwickelte Wildbeutergesellschaften mit relativ dichter  

Bevölkerung dazu, „im Schweiße ihres Angesichts" Landwirtschaft zu betreiben. Die neue  

Technologie breitete sich aus, weil sie größeres Bevölkerungswachstum nährte und damit  

die agrarischen Sozietäten im Konkurrenzkampf potenter machte. Das dadurch angeregte  

Wachstum stieß nach wenigen Jahrhunderten vielfach an die harte Regulierung (mit Bo-
denerschöpfung, Verkarstung, Wüstenbildung und Konkurrenzkampf mit organisierten  

Kriegern). Doch bildeten sich auch gleichzeitig religiös fundierte Normen einer sanften  

Regelung zur nachhaltigen Bewirtschaftung. Sie bestehen bis heute als Regeln des sorgsa-
men und nachhaltigen („bäuerlichen") Landbaus.  

In der Zusammenschau ergibt sich ein Phasenmodell der kulturellen Evolution, das in star-
ker Vereinfachung folgenden Zyklus ergibt:  
Innovationsschub — Wachstum — Druck der Grenzsituation (Einsetzen der harten Rege-
lung) — akute Reflexion — Entwicklung weicher Regulation — Stabilität (Wachstumspla-
teau) — Wissensakkumulation (Zunahme latenter Reflektivität) — Fixierung der Stabilität — 
Streß und Evolutionsdruck — nächster Innovationsschub.  
Die Evolution geht dabei zu größerer Komplexität der sozialen Systeme, zu immer größe-
ren Systemen (von Stämmen zu Nationen und zu Kulturräumen) und zu längeren zeitli-
chen Regulationshorizonten (von der reaktiven Politik zur Langfrist-Politik). An sich gilt  

dieses Modell für alle Subsysteme, also auch für Clans, Wirtschaftsunternehmen, Institu-
tu nen, Religionsgemeinschaften, lokale Kulturen. Für die makrosoziologische Betrach-
tung interessieren jedoch vor allem die größten Einheiten der menschlichen Gesellschaft,  

also die Supersysteme der großen Kulturräume — beziehungsweise die Menschheit insge-
samt.  

Ein Modell der Zivilisation  
Im folgenden sei versucht, dieses Modell in einem kursorischen Überblick auf die großen  

Entwicklungslinien unserer Zivilisation anzuwenden.  
Die paläohistorischen Sozietäten vor Beginn der neolithischen „Revolution" durch die  

agrarische Innovation dürften klein gewesen sein: Stammeskultu гen und regional begrenz-
te Ethnien, wie sie noch bis heute in Neuguinea oder im Amazonas-Urwald existieren. Wir  
bewundern heute die langdauernde Stabilität solcher Sozietäten. Ihre gleichgewichtsbe-
wahrenden Regulationsmechanismen werden oft als Vorbild zitiert.  

Diese Wachstumsregulationen waren in sakrosankten kultischen Normen fixiert, deren  
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Übertretung mit Tabu belegt war. Die damit verbundenen Vorstellungen, daß sie aus dem  

(besseren) Wissen der Ahnen stammten, scheint uns heute durchaus begründet, wurde aber  

noch vor kurzem von der dominanten e шΡopäischen Kultur als „Aberglauben" abgetan.  
Man muß auch nicht annehmen, daß die Reflektivität dieser Gesellschaften völlig in der  

„magischen" Normenfixierung aufgegangen und beendet gewesen sei. Die Eliten dieser  

Kulturen („Medizinmänner", „Schamanen") dürften durchaus Einsichten in die Gefahren-
zusammenhänge (Übernutzung und R еssourcenerschöpfung) besessen haben und auch zu  

adaptiven Nonnenänderungen fähig gewesen sein (wenngleich nicht leichtfertig, sondern  

mit starken Traditionsbindungen). Sonst wäre eine so langdauernde (vielfach wohl über  

Jahrtausende währende) Stabilisierung der sanften Regulierung kaum denkbar. Die Dauer-
haftigkeit dieser „Plateaus" beeindruckt. Allerdings bewundern wir eben nur die erfolgrei-
chen überdauernden Kulturen — die verschwundenen sind uns weniger bewußt, freilich  

auch sehr oft  kaum mehr zu eruieren.  
Der gewaltige Innovationsschub zur Landwirtschaft wurde durch eine Klimaschwankung  

ausgelöst und dauerte insgesamt im Westen etwa von 6000 vor der Zeitrechung bis ins  

zweite Jahrtausend vor der Zeitrechnung. Nach einer Ausbreitungsphase von etwa 2000  

Jahren griffen die neuen Technologien voll und führten zu einem Bevölkerungswachstum,  

das in den für den Landbau geeigneten gemäßigten Zonen die Menschenzahl um eine Zeh-
nerpotenz vermehrte und die Bildung von Städten erlaubte. Gleichzeitig wurden die Sozie-
täten größer, bis hin zu den ersten nennenswerten Staaten (im Westen Mesopotamien,  

Ägypten, Kreta; in der Reiskultur China, ш  der Maiskultur Inka und Azteken).  

Nachhaltige Bewirtschaftung und Wachstumslimitationen bildeten sich im Verlauf von  

Jahrhunderten aus, nach schweren Verlusten an kultivierbarem L and (Wüstenbildung in  
ariden Zonen, Verkarstung durch Abholzung). Ein langfristiges Stabilitätsniveau im Be-
völkerungswachstum und in der Produktionsausweitung wurde f ast nie erreicht. Dazu gab  
es zu viele Möglichkeiten, die agrarische Produktion noch in  neue Gebiete zu tragen oder  
zu intensivieren.  
Und der Konkurrenzkampf der Sozietäten steigerte sich ebenfalls durch die neuen Techni-
ken: Es wurde für ganze Gesellschaften möglich, durch Eroberung und Exploration das ei-
gene Wachstum länger durchzuhalten.  

Die kulturelle Selbsteinsicht setzte nur langsam Regeln der Wachstumsbeschränkung durch,  

vorwiegend über (jeweils der Gesellschaft verbundene) Religionen mit Priesterschaften.  

Die harte Regulation durch Hungersnöte und Seuchen blieb wesentlich und stellte eine  

Geißel dieser Gesellschaften dar. Die sanfte Regulation betraf vor allem die Eliten und Be-
günstigten, die aus direktem Interesse ihre Population konstant hielten, nicht aber ihre An-
sprüche.  
Der nächste Innovationsschub kam aus den Eliten (Adel und Stadtbewohner), die auf  Liber-
schaubare Frist Leid vermeiden und mehr Lebensqualität erreichen wollten. Sie entwickel-
ten rationale Hochkulturen. Neue Techniken waren das Schrifttum (die Buchstabenschrift  

wurde um 1700 vor der Zeitrechnung in Palästina „erfunden"), die Wissenssammlung in  
Bibliotheken, planendes Regieren mit „Beamten" und „Klerikern", Administration und  

Großbauten, sich um Wahrheit bemühendes Philosophieren.  

Zum ersten Mal installierten soziale Systeme das bewußte und gezielte Forschen und Ler-
nen. In dieser Phase ist die Reflektivität voll „zum Bewußtsein” gekommen, planende  

Überlegungen über die Zukunft wurden möglich und  normal  — allerdings in  dieser ganzen  
Epoche nur für eine elitäre Minderheit.  
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Dieser Innovationsschub erfolgte in den Hochkulturen von der Antike bis ins europäische  
Mittelalter — schon nicht mehr völlig getrennt für die großen Kulturräume in  Europa,  Afri-
ka und Asien. Nur das präkolumbianische Amerika nahm daran nicht teil; es verharrte bis  
zur Conquista durch Europa auf den vorangegangenen Stufen (Plateaus) der kulturellen  
Evolution.  
Der Wachstumsschub dieser Epoche war wiederum gewaltig. Es entstanden mit den  Impe-
tien  sehr große soziale Systeme und Bevölkerungsballungen von Millionen Menschen in  
den Zentren. Die Geschichte rühmt die militärischen „Großverаnstaltungen" und die bis  
heute beeindruckenden Großbauten dieser mehr als zwei Jahrtausende dauernden Kultur-
phase. Sie dienten allerdings fast ausschließlich den Wachstumsimpulsen von Eliten, deren  
Anspruchs-Wachstum in dieser Expansionsperiode zu einem Luxus- und Prestigekonsum  
überdimensionalen Ausmaßes führte.  
Die Selbsteinsicht nahm ebenfalls zu. Es gab fortdauernd religiös und rational fundierte  
Warnungen vor der Hybris, die Predigt der Selbstbeschränkung wurde zum festen Be-
standteil der Riten und der Philosophie. Doch an der Durchsetzung mangelte es o ft .  
Nicht immer. Es gab einige Stabilitäts-Plateaus, freilich kaum je länger als zweihundert  
Jahre: die guten Jahre der römischen Kaiserzeit, periodenweise Byzanz, das Bagdad der  
Kalifen, das Maurerreich in Nordafrika und Südspanien, das europäische Hochmittelalter  
vor der Großen Pest. Auch im chinesischen und indischen Kulturraum erzielte eine paral-
lele Sammlung der kleineren Fiirstenttimer und Königreiche zu legistisch regierten Impe-
rien einige Plateaus nachhaltiger sanfter Regulation.  
Das Bevölkerungswachstum bremste man dabei durch die Reduktion der Fruchtbarkeit bei  
bestimmten sozialen Gruppen. Das Zölibat des Klerus und  der  Mönche, das Eheverbot für  
Sklaven und Personen ohne Bauernhof oder Handwerkshaus und andere Regelungen ziel-
ten darauf, die Bevölkerung nicht über die Zahl der Verdienstmöglichkeiten hinaus wach-
sen zu lassen. Mit weniger Erfolg predigten alle großen Religionen Bescheidenheit und  
Demut gegen die Unersättlichkeit des Besitz- und Machtstrebens.  
Man  könnte meinen, daß diese zweitausend Jahre währende Entwicklung zu wenig Zeit  
gehabt hätte, auf ein länger währendes Plateau sanfter Regulation zu gelangen. Eine all-
mähliche Verbesserung zeichnete sich zweifellos ab. Doch der nächste Schub kam, bevor  
der vorangegangene Zyklus noch ganz durchlaufen war: die Autonomie des urbanen Bür-
gertums und der Protest des Protestantismus signalisierten  den  Beginn der europäische  
„Modernisierung" der Neuzeit, mit ihren rapid beschleunigten Entwicklungen aller Tech-
niken, mit ihren Entdeckungen und Erfindungen. Diese Modernisierung versprach, das er-
ste Mal in der Geschichte der Refl еktivität, schon im Diesseits Glück und Wohlstand für  
alle. 
Auch sonst berührte dieser Innovationsschub die Mechanismen der sanften Regulation  
selbst, wie das nie zuvor geschehen war. Die Reflektivität nahm nun immer mehr rationa-
len Charakter an. Der Wachstumsprozeß ließ die europäische Bevölkerung Amerika besie-
deln und rund um die Erde Kolonien kultureller Dominanz wachsen — und das unter der  
Flagge der Marktwirtschaft und später der Demokratie, also rechenhafter Ordnungen. Die  
religiös kultischen Normen traten dagegen in  den  Hintergrund. Alle diese neuen rationali-
stischen Selbstregelungsmechanismen bedurften der Information. Und das wissenschaftli-
che Denken akkumulierte in eigener Sache ebenfalls Wissen und Daten. Und so kam es bei  
diesem Innovationsschub zum erstenmal auch zu einem rapiden Wachstum der Informa-
tion in  den  sozialen Systemen.  
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Die kulturelle Reflexion, nun schon bewußt, wurde planerisch und statistisch. Die se тira-
tionale Mystik der Weisheit der Vorfahren und der göttlichen Gebote wurde verdrängt  
durch die rationale Mystik des Glaubens an die Machbarkeit der Gesellschaft.  
An sich sollte ein Mehr an  Rationalität und Information — cete ris paribus — die Reflektivi-
tät verbessern. Doch der Innovationsschub ließ die Bedingungen nicht gleich, er veränder-
te die sozialen Systeme in einer Richtung, die sehr gefährlich war (und bis heute noch ge-
fährlich ist).  Die  Makro-Sozietäten, die sozialen Supersysteme, wurden kleiner — der eur o-
päische Kulturraum zerfiel in selbst-zentrierte Nationalstaaten. Und Kolonialisierung wie  
Zivilisatiоns-Dominanz zerstörten  mid  zertrennten auch die übrigen großen  (religiös-kulti 
schen) Kulturräume. Damit nicht genug, setzte sich dieser Differenzierungseffekt auch  
noch innerhalb der so stark auf Einheitlichkeit angelegten Nationalstaaten fo rt. Krisenhaft  
zeigte sich das im „Кlasseпkamрf ` und  in  der Verfolgung von „Minderheiten". Doch da-
hinter steht eine längerfristig wirksame Aufspaltung der modernen Gesellschaften in eine  
zunehmende Zahl von Subkulten und Lifes tyles — die Soziologie diagnostiziert das neu-
erdings als „Hyperdifferenzierung".  
Das widerspricht der Modell-Annahme, daß die kulturelle Evolution zur steten Vergröße-
rung der sozialen Systeme führen müsse, bis hin zur Weltgesellschaft der gesamten  
Menschheit. Tatsächlich laufen diese beiden entgegengesetzten Vorgänge, die Hyperdiffe-
renzienung und die Unifizierung der sozialen Systeme, nun seit dem Beginn der Neuzeit  
nebeneinander her.  
Dementspechend widersprüchlich ist auch das Bild der Wachstumsregulation in dieser  
Neuzeit.  
Es gab eine Reihe von Ansätzen zur sanften Regulation. Die Normen einer langen und auf-
wendigen Ausbildung der Kinder unterstützten eine Einschränkung der Kinderzahl. Auch  
wirkten die steigenden Ansprüche in wohlhabenden Gesellschaften der Gebärfreudigkeit  
entgegen. In den reichsten Zonen der Erde kam es dadurch zu einem Abbremsen des Be-
völkerungswachstuтs. Es entstanden auch immer wieder Normen der Bescheidenheit und  
der freiwilligen Begrenzung der expansiven Konsumwünsche (als Beispiele könnte man  
etwa die Quäker oder die sozialistischen Ethiknormen nennen).  
Bestimmend für die Epoche wurden solche Ansätze nie. Der harten Regulation suchte man  
viel eher durch weitere Innovationen zu entgehen: dem Hunger durch Steigerung der agra-
rischen Produktion unter gesteigertem Einsatz von Ressourcen und Energie, den Seuchen  
durch Hygiene und Medizin, dem Krieg durch Konventionen und abschreckende Aufrü-
stung. Um die Motivation für diese Anstrengungen zu schaffen, wurde ein neuer Kult er-
funden: die Wachstumsgläubigkeit. Der Wettlauf der nationalen Sozietäten, mit immer  
mehr Volk, mehr Produktion und mehr Wissensanhäufung, nahm religiösen Charakter an :  
der Sieger sollte dann die Weltgesellschaft ordnen, sich um die Regulation kümmern. Bis  
zum Beginn des zwanzigsten Jahrhunderts glaubte man, der Sieg stünde unmittelbar bevor  
— „la grande nation", „Albion", das neue Byzanz des Kommunismus, das „Tausendjährige  
Reich", das „Land der unbegrenzten Möglichkeiten" lösten einander in diesem chiliasti-
schen Glauben ab.  
Wenn die vorliegenden Modellannahmen gelten, so konnte das nur in die harte Regulation  
münden. Und davon gab es mit der Ausbreitung dieses Innovationsschubs mehr und mehr.  
Die sanften Regulationen kamen nicht schnell genug. Weder der Wiener Kongreß noch der  
Völkerbund konnten verhindern, daß immer noch verheerendere Kriege kamen. Hunger  
und Krankheiten schlugen, insbesondere in Verbindung mit den Kriegen und mit dem Zu- 
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sammenbrechen sozialer Ordnungen, weiterhin zu — und betrafen immer mehr Menschen. 
Die optimistischen Erwartungen der „Aufklärung" und des „Fortschritts-Optimismus" en-
deten endgültig in der ersten Hälfte des zwanzigsten Jahrhunderts. 
In der Enttäuschung darüber ist die Behauptung modisch geworden: das Projekt der Mo-
deme sei gescheitert. Doch wird dabei übersehen, daß auch die Reflektivität der sich an-
bahnenden „Weltgesellschaft" zugenommen hat und daB es beeindruckende Entwicklun-
gen in der sanften Wachstumsregulation gegeben hat. Sie waren nur nicht ausreichend, die 
entfesselten Wachstumsimpulse dieser Epoche zu kompensieren. 
Inzwischen ist aber, nach dem vorliegenden Modell, eine nächste Phase angebrochen, ge-
kennzeichnet durch einen neuen Innovationsschub und neue Formen der Reflektivität. 

Weltgesellschaft 
Die neue Phase ist durch die rapide Entwicklung von technischen Innovationen gekenn-
zeichnet, die endültig das soziale System Weltgesellschaft hervorbringen müssen: 
• Die Verkehrsmittel Automobil, Flugzeug, Motorschiff und (neuerdings) Hochgeschwin-
digkeitsbahn, die Kommunikationsmittel Telephon und Funk lösen die lokale Geschlos-
senheit der Kontaktnetze auf und führen zu Weltwirtschaft und Weltpolitik. 
• Die Computertechnik beschleunigt das Informationswachstum exponentiell und schafft 
durch die Automation vieler Routinearbeiten den modernen Menschen mehr und mehr 
Freizeit. Unterhaltungsindustrie (mit Fernsehen an der Spitze) und Konsumgtiterproduk-
tion (inklusive der Tourisrusindustrie) füllen diese Freizeit wiederum mit Wachstumspro-
dukten einer Weltkultur. 
• Supermedizin, Biotechnologie, Gentechnik und Psychotherapie versprechen dem „Frei-
zeitmenschen" ein langes Leben in Fitneß und ein selbstgestaltetes Innenleben, ja, die 
selbstgestaltete Persönlichkeit (den Gipfel persönlicher Selbststeuerung). 
• Neue Energietechniken, an der Spitze die atomare Kernspaltung (mit der Erwartung, 
diese noch mit der Kernfusion zu überbieten), bieten vielen (und versprechen allen) Men-
schen ein Maß an Komfort und Verfügbarkeit über Maschinenkraft, wie sie in  den  früheren 
Perioden nur eine winzige Elite zur Verfügung hatte. Gleichzeitig erzwingen diese Techni-
ken aber auch eine großräumige, ja, weltweite Vernetzung von Energietransport. 
Tatsächlich bewirkt dieser Innovations-Schub die Etablierung einer Weltgesellschaft. Heu-
te ist das schon viel deutlicher sichtbar als in den ersten hilflosen Versuchen eines Völker-
bundes, den Zweiten Weltkrieg zu verhindern. Starke Signale auch einer gewaltigen sozia-
len Innovation in dieser Richtung sind der relativ weniger destruktive „friedliche Wi rt-
schaftskrieg" zwischen  den  großen Kulturräumen, die Implosion des Kommunismus ohne 
großen Krieg, das erstmalige Entstehen eines „Imperiums" ohne Eroberung im freiwilli-
gen Zusammenschluß der Europäischen Union. 
Sowohl dieser alles bisherige übertreffende Innovationsschub wie die Bildung einer Weltge- 
sellschaft werfen einige schwerwiegende Fragen auf — folgt man dem vorliegenden Modell. 
• Wenn harte Regulation immer auch die Gefahr beinhaltet, daß ein soziales System da-
durch sein Ende findet, was  würde das regulative Ende dieses Weltsystems bedeuten — das 
Aussterben der Spezies oder nur die Reduktion zu einer Vielzahl von weniger komplexen 
(also „primitiveren") sozialen Systemen, ähnlich der Implosion der römischen Antike ins 
frühe feudale Mittelalter? 
• Wenn das Weltsystem die harte Regulation „überlebt" oder ihr sogar (groBteils oder 
(iberhaupt) auszuweichen imstande ist, wie kann die weitere kulturelle Evolution erfolgen, 
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mit nur einem einzigen sozialen Supersystem, also ohne Konkurrenz? Können und werden  

Subsysteme (Кц1turräume, Wirtschaftsräume, alte rnative Kleingesellschaften) genügend  

Freiheitsgrade erhalten, um im Wettbewerb divergierende Entwicklungspfade zu erpro-
ben? Oder muß sich die weitere kulturelle Evolution auf den internen Wettbewerb in der  

Weltgesellschaft konzentrieren, etwa auf die Konkurrenz von Ideengemeinschaften reli-
giöser, politischer und philosophischer Natur? Oder kann die Menschheit dann, mit sanfter  

Regulation, auf ein  Ober  Jahrtausende dauerndes Plateau eines stabilen Gleichgewichtes  

hoffen, ihrem Traum vom verlorenen Paradies am ehesten entsprechend?  

• Wie soll aber das neue Weltsystem sanfte Regulation hervorbringen, wenn die Wachs-
tumsimpulse auf der Weltebene wirken, die Regulationen aber noch vorwiegend an die  

Nationalstaaten oder bestenfalls an  die Kulturräume (Europa, Nordamerika, Ostasien) ge-
bunden sind? Kann und wird die Weltgesellschaft rasch genug globale Harmonisierung in  

den sanften Regulationen hervorbringen?  

• Reicht die Reflektivität der Weltgesellschaft aus, rechtzeitig sanfte Regulationen her-
vorzubringen? Und was  ist „rechtzeitig" — vor oder nach der großen atomaren Kontamina-
tion, vor oder nach einer Periode von Kriminalität und Terrorismus, vor oder nach einer  

Senkung der Lebenserwartung um Jahrzehnte durch drastische Verschlechterungen der  

Umweltbedingungen, vor oder nach der Massenwanderung infolge einer Klimaverschie-
bung, vor oder nach dem Massenselbstmord aus Dep ression?  
Die Antwort darauf ist ganz einfach (immer unter der Prämisse, daß man dem vorliegen-
den Modell zu folgen gewillt ist): Wir wissen es nicht. Wir können es nicht wissen, weil es  

dem Naturgesetz der kulturellen Evolution entspricht, daß man den besten Entwicklungs-
pfad von vomheгein nicht mit Sicherheit kennen kann, da ihn sonst alle einschlagen wiir-
den — was wiederum den Innovationspfad verhindern oder zumindest völlig verändern  

würde. Kurz: Wir beeinflußen durch unser Tun in unbekannter Weise die Evolution des so-
zialen Systems.  
Doch es gibt eine A rt  es zu beeinflussen, die auf jeden Fall die Wahrscheinlichkeit sanfter  

Regulation erhöht: das ist die Verbesserung der Reflektivität des globalen sozialen Sy-
stems. Nachdenklichkeit, wie sie hier geübt und angeregt wird, ist ein kleiner, sehr frUher  

Schritt dazu.  
Gesellschaftliche Prozesse haben immer auch eine politische Dimension. Einige Überle-
gungen zu dem Zusammenhang zwischen Wachstum, Regulation und kultureller Evolu-
tion scheinen daher angebracht — im vollen Bewußtsein, daß dieses Thema eine viel breite-
re und tiefere Behandlung verdiente.  

Evolution und Politik  
Nach dem furchtbaren Mißbrauch biologischer Evolutionstheorien durch Rassismus, Na-
tionalismus und Faschismus waren evolutionäre Theorien aus dem politischen Denken  

weitgehend verbannt. Die ausschließliche Interpretation politischer Entwicklungen als be-
wußte Planung und Gestaltung von Mensch und Gesellschaft in den linken progressivisti-
schen Ideologien hat nun aber auch Schiffbruch erlitten. Das systemtheoretische Denken  

der Computergesellschaft bestärkt in letzter Zeit den Mut zu komplexeren Modellen politi-
schen Geschehens, die den neueren Evolutions-Paradigmen neben den kurzfristigeren Be-
trachtungsweisen Raum geben. Ein Versuch in dieser Richtung ist dieser Aufsatz.  

Die evolutionäre Psychologie hat deutlich gemacht, daß die menschlichen Modalitäten der  

Wahrnehmung und die davon abgeleiteten Prozeduren (Gehirn-P rogramme) der inneren  
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Abbildung und erklärenden Verknüpfung sich genetisch aus den Anforderungen des  
Sammler- und Jägerdaseins in kleinen Sippen- und Stаmmesgеmе inschаfteп  über hundert-
tausende von Generationen entwickelt haben. Die menschliche „Geschichte" seit der  
jungsteinzeitlichen Erfindung der Landwirtschaft und der nachfolgenden Entfaltung der  
Zivilisationen war zu kurz und in den Milieu-Anforderungen viel zu wechselhaft, als daß  
sich genetische Adaptationen durch Selektion ш  entscheidendem Umfang hätten realisie-
ren können. Die Bemühungen aristokratischer Zuchtwahl, nach dem Vorbild der Tierzüch-
ter neue (Über-)Menschen hervorzubringen, sind überall an  der Komplexität der Human-
genetik gescheitert; haben ja selbst die viel länger dauernden Aufsplitterungen der Spezies  
Homo Sapiens in den Klimazonen der Erde zu keiner Artentrennung geführt und nur sehr  
geringfügige Differenzierungen (eben nur in der klimatischen Anpassung von Pigmenta-
tion und einzelnen physischen Merkmalen) produziert.  
Daraus wird vielfach der fatalistisch-pessimistische Schluß gezogen, der Mensch in der  
modernen Gesellschaft sei „für dieses Leben" eben „nicht klug genug" und das explosive  
Wachstum von wissenschaftlich-technologischer Macht führe unweigerlich in die Kata-
strophe der „harten Regulation" durch die Natur. Dem steht der Glaube gegenüber, es  
komme nur auf politisches Handeln an , Wohlstand und Glück hier und jetzt, insbesondere  
für die eigene Sozietät, herzustellen. In solchem Glauben mischen sich (in individuell und  
ideologisch unterschiedlichen Mixturen) der Pragmatismus der Praxis-Rezepte mit dem  
Radikalismus der Gesellschaftsplaner. M an  sieht wohl mit einiger Berechtigung hinter  
dem pessimistischen Fatalismus eine biologistische Weltsicht, hinter dem politischen Ak-
tionismus die Paradigmen der M an agement- und Kommunikationstechniken. Der fatalisti-
sche Optimismus des marxistischen (das heißt, des aufklärerisch frühbürgerlichen) Fo rt-
schrittsglaubens, der sich vorwiegend soziologischer Denkmuster bediente, ist dagegen  in 
den Hintergrund gedrängt.  
In einer Betrachtung, die sowohl evolutionär wie aktionswissenschaftlich sein will, stellt  
sich die Frage: Welche Rolle — und welche Chance — hat politisches Handeln in der Evolu-
tion als Promotor und Träger von Regulation und Innovation?  
Klar ist: Im steten Wettbewerb zwischen Sozietäten — gleich, wie aggressiv-destruktiv oder  
wie normengeleitet sich dieser abspielt, ob Menschen, Völker, Staaten, Kulturen dabei zu-
grundegehen oder nur Finnen, Parteien oder Moden Pleite machen — setzen sich erfolgrei-
che „Informationspakete" (seien das nun Religionen, Ideologien, Sprachen, Wissenschaf-
ten, Kunststile) durch und verdrängen weniger erfolgreiche.  
Evolution ist das erst, wenn dabei im Zeitverlauf die Komplexität der Systeme (entgegen  
dem Entropiegesetz) zunimmt und diese Tendenz naturgesetzlich, also notwendig und fo rt-
dauernd ist (was  „Sackgassen" der Evolution keineswegs ausschließt, ja, im Trial- and-Er-
ror-Mechanismus sogar unvermeidlich macht).  
Das kann man  als gegeben annehmen. Komplexere Kulturen haben bisher primitivere im-
mer noch überwältigt und dominiert — entweder direkt durch Eroberung und Penetration  
oder indirekt durch Infiltration. Auch erobernde „Barbaren" übernahmen die „verfeiner-
ten" Kulturen der Unterlegenen, wenngleich oft nicht mit allen ihren „Informationspake-
ten". Es wäre eine wissenschaftliche Aufgabe herauszufinden, in welcher Weise bei derart  
„freiwilliger" Übernahme die Selektion stärker wirkt — hin zu mehr Komplexität oder zu-
gunsten des Lustprinzips?  
Wenn die Gesetzmäßigkeiten der kulturellen Evolution solcher A rt  sind, läßt sich von der  
Evolution kaum ein linearer Fortschritt erwarten, damit auch nicht der ( Епd-)Sieg einer 
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einzigen Gesellschaftsordnung oder „Weltmacht". Politik wie M an agement können nur  
über das Risiko des steten Versuches reüssieren. Doch gerade das gibt, im historischen  

Maßstab, der Evolution eine gute Chance. Freilich kann keine Gesellschaft (die ihre Mit-
glieder selbst reproduzieren und erziehen muß, Organisationen, die sich ihre Mitarbeiter  

selbst aussuchen können, haben es da leichter) sich so rasch anpassen, daß sie allen Krisen  

rechtzeitig begegnen kann — es wird noch lange beim Lernen aus dem Leiden bleiben.  

Aber es werden dabei jene Gesellschaften die Oberhand gewinnen, die am schnellsten die  

objektiv besten Lösungen hervorbringen. Und es werden sich jene Lösungen durchsetzen,  

die längerfristig der Gesellschaft am meisten nützen und gleichzeitig die dafür nötige Mo-
tivation maximieren (das bedeutet auch; den Widerstand minimieren).  Ober  historische  
Zeiträume sollte das auch das allgemeine Wohl der Menschen verbessern — doch dieser  

Zusammenhang führt über viele Ecken.  

Für eine solche langfristige, in ihrem detaillierten Verlauf jedoch völlig unabsehbare  Evo-
lution können einige Gesetzmäßigkeiten in  der Form von „Trends" als Hypothesen postu-
liert werden.  
• Sozietäre Leistung: Wenn für die evolutionäre „Fitneß" die „Intelligenz" und die Anpas-
sungsqualitäten des sozialen Systems (im Wettlauf mit anderen Sozietäten und in der Rela-
tion zur Umwelt) zählen — oft in schwierigen Verknüpfungen mit den biologisch angeleg-
ten Reaktionsmustern —, so müssen die Leistungen der Sozietäten gegenüber den individu-
ellen Leistungen immer dominanter werden.  

Zum Beispiel: Der Nutzungsgrad von Datenbanken und Informations-Netzen in einer  

Gesellschaft wird bedeutsamer, während das Vorhandensein einzelner fachlicher Kory-
phäen an  Gewicht verliert. Das flüssige Zusammenspiel zwischen Basisdemokratie und  

Expertenrationalität entscheidet immer mehr, das Lobbying von Interessengruppen und  

die einsamen Entschlüsse von Spitzenpolitikern treten dagegen im Entscheidungsprozeß  
zurück.  
• Flexible Sozialisation: Wenn, ceteris paribus, jene Sozietäten siegen, in denen soziale  

Werte und individuelle Interessen besser harmonisiert sind, so werden Sozialisationstech-
niken Oberhand gewinnen, die flexibel „umerziehen", gegenüber  den  beiden heute vor-
herrschenden Techniken der permanenten Persönlichkeitsprägung in  der Jugend und der  
Persuasion durch Charisma, Wort- und Bildgewalt oder auch durch Gesetzgebung und  

„Terror".  
Zum Beispiel: Lebenslanges Lernen zu (jeweils nach Lebenszyklus, Neigung und Bedarf)  

angepaßten Berufs- und Gesellschaftsrollen verbreitet sich, die Vererbung der Profession  

von  den  Eltern auf die Nachfahren wird unüblich. Neue Normen, wie die sorgsame Abfal-
lentsorgung oder gesundheitsfördernde Körperbewegung, werden zunehmend durch posi-
tive Anreize (Belohnung, Vergnügungsangebote) zur Geltung gebracht, die Berufung auf  

Disziplin und Pflichtbewußtsein, aber auch die heute noch dominanten Methoden plakati-
ver Werbung verlieren an  Attгaktivität.  
• Reflektivität: Wenn Einsicht in die komplexen, insbesondere auch langfristigen Zusam-
menhänge nur durch stetes reaktives Probieren — verbunden mit steter wissenschaftlich ob-
jektivierter Beobachtung zu erlangen ist —, so werden im Wettlauf der Kulturen Sozietäten  

vorne liegen, deren Wissenschaft und deren Wissenschaftsanwendung einander befruch-
ten, befördern und in ihrer Selbsterkenntnis verbessern.  

Zum Beispiel: Zukunftswissenschaft und Science-fiction verbinden sich enger und werden  

immer ernster genommen; auch das Interesse von Publikum und Medien wendet sich von  
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den ideologischen Konflikten um Tagesfragen eher ab und den Diskussionen um die Ent-
wicklungen zu (die bei der allgemeinen langen Lebenserwartung auch durchaus noch per-
sönliche Erwartungen und Pläne berühren — während die ökonomischen Verteilungskon-
flikte der Tagespolitik bei steigendem Wohlstand einen großen Teil der Bürger nicht mehr  

aufregen).  
• Die Evaluation von Hochschulen und Politik wächst sich zu einem unabhangigen inter-
disziplinären Wissenschaftszweig aus, der aber von allen Betroffenen beachtet, diskutiert  

und gefördert wird. Als eigene Vertreter der kommenden Generation werden Abgeordnete  

gewählt, die über ein Budget für die Förderung von wissenschaftlichen Projekten mit Zu-
kunftsbezug verfügen.  
Nun zur Frage: Was bedeutet das für die Politik? Die Funktion von Politik läßt sich unter  

dem evolutionären Aspekt in eine Reihe von Rollen teilen:  

1. die Erhaltung des Ordnungssystems, des sozialen Friedens und der politischen Kultur —  
eine mit der Komplexität der Sozietäten und der Dynamik der Entwicklungen wachsende  

Aufgabe („man  muß schon sehr schnell laufen, um auf der Stelle zu bleiben");  

2. die steten Experimente mit hoffnungsvollen und überzeugenden Innovationen und Ver-
besserungen — so weit nötig als notwendige Reaktionen auf Herausforderungen, darüber  

hinaus aber mit dem Blick auf evolutionäre Ziele (mit „Fortschritts-Programmen");  

3. die Reflexion der Gesellschaft, in der Förderung objektiv-rationaler Wissenschaft und  

progressiver Kultur, in der politischen Eгziehungstätigkeit der Parteien und in der öffentli-
chen Darstellung und Diskussion von Politik.  
Es ist nicht leicht, diese fundamentalen evolutionären Rollen von Politik mit der generel-
len Aufgabe demokratischer Politiker unter ein Dach zu bringen, die Interessen von Indivi-
duen (politischen Klienten) und die Interessen einzelner sozialer Gruppen (Anhanger und  

„Stammwähler") und die Werte der Gesellschaft („nationale” und „ideologische" Interes-
sen und „Visionen") zu vertreten. Dennoch liegt gerade im Gelingen solcher Harmonisie-
rung und Equilibrierung von divergenten Zielen das wesentliche Kriterium politischer Ef-
fizienz.  
Die evolutionären Gesetzmäßigkeiten werden immer wieder jene politischen Systeme und  

jene Politiken (wenngleich nicht notwendigerweise in ihrer Lebenszeit alle jene Politiker)  

mit Mißerfolg bestrafen, denen es nicht gelingt — oder die gar nicht darauf Bedacht neh-
men —, Interessen und Werte ihrer Gesellschaft zu harmonisieren und gleichzeitig den Ge-
setzmäßigkeiten der kulturellen Evolution zu folgen.  Die  jeweiligen Geschichtsschreibun-
gen und Politikdeutungen spiegeln das allerdings nur bedingt; sie sind selbst nur instru-
mentell. Evolution ist so schwer zu beobachten und zu objektivieren wie alle anderen Na-
turprozesse.  
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KAPITEL  7  

Auf der Suche nach dem Humanum —  

Die  kulturgeschichtlichen Ursachen des Wachstums 
Elfriede Maria Bonet*  

Die Natur ist ein schlechter Mensch —  

kein  Satz von Nestroy.  

Einleitung: Die Methode  
Die Kulturgeschichte, als  Tel  jener Universalgeschichte, von der schon Friedrich Schil-
ler fragte, was sie wäre und „zu welchem Ende" man sie studiere, erscheint manchen als  

ungeeignetes Instrument, wenn es darum geht, systematische Zusammenhänge aufzudek-
ken. Die Ursache hiefiir liegt darin, daß die Geschichtsphilosophie, als jene Disziplin, die  

sich mit dem Auffinden von Mustern in historischen Ablaufen beschäftigt, selbst eine Ge-
schichte hat, in deren Verlauf eine Reihe unterschiedlichster Theorien aufgestellt wurden.  

Zunächst versuchte die Geschichtsphilosophie, wie sie mit der Reformation und insbe-
sondere dem Calvinismus entstand, „Bewegungsgesetze" für geschichtliche Verläufe zu  

finden. Diese wurden entweder linear, zyklisch oder dialektisch gedacht. Den Anfang  

macht Giovanni Battista Vico, für den die Geschichte eine Abfolge von Epochen kultu-
relIef Wachstums und Verfalls ist, die sich auf jeweils höherer Ebene wiederholt. In der  

Aufklärung wurde nicht nach solchen Gesetzen gesucht, sondern die Geschichte im all-
gemeinen als ein Fortschritt der Vernunft aus Aberglauben und Barbarei dargestellt. Auch  

Kant sieht die Geschichte als Fortschritt zu einer „vollkommenen bürgerlichen Vereini-
gung der Menschengattung". Als Hauptvertreter der idealistischen Geschichtsphilosophie  

stellte Hegel die Weltgeschichte als die in dialektischen Schritten sich vollziehende  

Selbstverwirklichung des Geistes zu immer größerer Freiheit (was immer das auch wäre)  

dar.  
Nicht dialektisch, sondern als linearen Fortschritt ordnete Auguste Comte seine drei Sta-
dien,  die die  Geschichte durchläuft, und eine solche lineare Entwicklung wurde von  Her-
bert Spencer auf die Welt überhaupt bezogen. Infolge der sozialen, politischen und kultu-
геllen Veränderungen am Ende des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts wurde der Fo rt-
schrittsgedanke (allerdings nur für die Geschichtsphilosophie) aufgegeben, und in der Fol-
ge aus dem Erbe Vicos und der Romantik wieder organische Gesetze von Wachstum und  

Verfall der Kultur formuliert, wie etwa bei Oswald Spengler und A.J. Toynbee. Alle diese  

Bewegungsgesetze dienten dazu, den weiteren Verlauf der geschichtlichen Entwicklung zu  

prognostizieren.  

* Elfriede-Maria Bonet ist Philosophin, 1943 in Wien geboren, Studien in Wirtschaftswissenschaften, 
Philosophie und Biologie, sponsierte in Philosophie, Studien in „Cognitive Sciences" USA, Publika-
tionen über biologisch-erkenntnistheoretische Themen, Mitherausgeberin der Serie „Wiener Beiträge 
zur Wissenschaftstheorie", Lehrtätigkeit an d. Univ. Wien. 
Zugang zum Thema über Begegnungen mit Karl Popper und  Rupert  Riedl, Studien über biologische 
und philosophische Theorienbildung, über die strukturellen Grundlagen der Evolutionären Erkennt-
nistheorie und über Kulturgeschichte, namentlich den Wandel des Natur- und Kulturbegriffs, die ge-
sellschaftlichen Entwürfe des Natur- und Kulturverständnisses. 
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Doch spätestens, seit Sir Karl Popper „Das Elend des Historismus" diagnostizierte und aus  

dieser Einsicht seine wissenschaftstheoretische Position entwickelte, steht die Geschichte,  

mehr oder weniger, am Pranger der — wissenschaftlichen — Nutzlosigkeit. Den Ausgangs-
und Endpunkt dieser Kritik bildet die Einsicht, daß historische Аb äufе  nicht verallgemei-
nerungsfähig sind, d. h. im Sinne einer „Prognostik" unbrauchbar.  

Will man Ursachenforschung betreiben, besteht nun die Gefahr, dies methodisch als eine  

Art  von Prognostik „in die andere Richtung" zu tun, d. h. das, was man als Ursache für ein  

bestehendes Phänomen ansieht, nun, ohne eine qualitative Änderung anzunehmen, in die  

Vergangenheit zu projizieren und auf diese Weise zu verallgemeinern. Daher erscheint es  

als ein Gebot, von Verallgemeinerungen dieser A rt  abzusehen. Allerdings erhebt sich da-
mit die Frage, welche Methode nun die geeignete wäre, so etwas wie „Ursachen des  

Wachstums" in dem uns vorliegenden (kultur)geschichtlichen Material aufzufmden.  

Zum Zweck einer Annäherung ist es nützlich, eine Unterscheidung zu treffen: Eines ist es,  

eine „Ursache" für etwas anzugeben; ein anderes aber, einen „kausalen Zusammenhang"  

zu postulieren. Eine Ursache wird aus einer ihr zugeordneten Wirkung deduziert, um einen  

kausalen Zusammenhang herstellen zu können, ist hingegen eine „vollständige Theorie"  

erforderlich, d. h. es ruß angegeben werden, welchen Status die aufgefundenen Gesetz-
mäßigkeiten haben, wodurch sie nun ihrerseits verursacht werden. Am Beispiel der „Be-
wegungsgesetze" der Geschichte läßt sich das wie folgt illustrieren: Diese werden als „Ur-
sache" der Geschichte angesehen; der „kausale Zusammenhang" aber liegt — im Fall z. B.  

Vicos und der gesamten christlich-theologischen Geschichtsauffassung — in Go tt. Nach  
Abschaffung dieses Paradigmas ist es nur noch Hegel, der, durch sein Postulat der „Selbst-
verwirklichung des (Welt)geistes", einen solcherart kausalen Zusammenhang herstellt. Mit  

einer gewissen Berechtigung ließe sich auch Spenglers „Morphologie" unter diesen  

Aspekt einreihen, insofern der Zyklus von Blüte, Reife und Verfall, den Kulturen durch-
laufen, für sie „schicksalshaft" und damit nicht beeinflußbar ist.  

Für das neuzeitliche Welt-, und damit Geschichtsverständnis war eine solche Annahme  

nicht haltbar; allerdings mußte der Verzicht auf Transzendenz und damit Letztbegründung  

durch eine Beschränkung auf jenen Bereich, der „Geltung" heißt, erkauft werden. Die  

„Begründung" für jene Gesetzmäßigkeiten, mit denen Wissenschaft jedweder Provenienz  

seither arbeitet, bleibt, bis auf weiteres, ausgespart.  

Strukturalismus und Struktur  

Zu Beginn dieses Jahrhunderts entstand, mit Ferdinand de Saussure (1931, 2 1967) zu-
nächst für die Sprachwissenschaft, em neuer Ansatz, der sog. Strukturalismus. Die bahn-
brechende Entdeckung de Saussures bestand in der Erkenntnis, daß die von einer Person  

(parole) bzw. einer Gruppe gesprochene Sprache (langage) von jener zu unterscheiden ist,  
die dieser — als ein relativ unbewußtes System (langue) — zugrundeliegt und den einzelnen  

Elementen ihre Funktion zuweist. Diese zunächst synchronische Betrachtungsweise ist  

durch eine diachronische, die den Wandel berücksichtigt, zu ergänzen.  

Der Vorteil dieser Methode besteht darin, daB sie auf viele Bereiche übertragbar ist, denn  

eine Struktur läßt sich allgemein dahingehend formulieren, daß sie ein System von Bezie-
hungen zwischen Elementen darstellt. Nach Jean Piaget sind ihre Merkmale Ganzheit,  

Transformation  und Selbstregelung. Damit ist sie dem Vorgehen der Verallgemeinerung  

entgegengesetzt. Je nach A rt  des betrachteten Phänomens können sowohl die Elemente als  

auch deren Beziehungen sehr verschieden sein.  
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Die Fruchtbarkeit dieses Ansatzes zeigen u. a. die Arbeiten von Je an  Piaget, der anhand  
der Ontogenie, der Entwicklung des Individuums, die Entstehung der logisch-mathemati-
schen Strukturen aufzeigte.  
Claude Lévi-Strauss führt diese Methode in die Ethnologie ein. In seinem Werk „Das wil-
de Denken" (4 1981) zeigt er auf, daß der Ur-Gegensatz, an dem sich Sprache und damit  

Kultur konstituiert, jener zwischen Natur und Kultur ist, zwischen der sinnlich wahrge-
nommenen und der sozialen Umwelt, und daß zwischen diesen beiden Reihen eine homo-
loge Beziehung besteht (Bonet 1992, 331-352); sie werden aufeinander „abgebildet", und  

diese Beziehung liegt den Institutionen und Ritualen zugrunde. So gesehen, kann man die  

Struktur als „Ursache" der von ihr generierten Phänomene bezeichnen.  

Will man nun einen „kausalen Zusammenhang" herstellen, wie es für das vorliegende The-
ma erforderlich ist, bedarf es einer übergeordneten Theorie, und zwar einer, die auf dersel-
ben Methode basiert. Eine solche ist heute mit der Evolutionstheorie gegeben, und zwar in  

der Fassung von Rupe rt  Riedl (1990). Durch die Einführung eines „dritten Konstrukteurs",  
neben Mutation und Selektion, der „inneren Selektion", wird aus der „erklärenden" Theo-
rie Darwins und Lamarcks eine Strukturtheorie: Die „Richtung", die die Evolution nimmt,  

wird aus „Constraints" erklärbar. Und diese Constraints gehen auf homologe Strukturen,  

Beziehungen zwischen Elementen, die der Veränderung widerstehen, zurück, wie etwa das  

Haifischkiefer, das sich als die drei Ohrknöchelchen Hammer, Amboß und Steigbügel in  

unserem Hörorgan befindet oder die Knochen im Säugerschädel, die allesamt homolog  

sind.  
Ein weiteres wesentliches Kennzeichen dieser Theorie besteht in der Annahme einer zwei-
fachen Verursachung; darauf zurü сkzufiihrеn, daB neue Systemeigenschaften immer als  

Einschübe zwischen bereits existierenden Entitäten entstehen und sich daher sowohl nach  

den sog. „Untersystemen" als auch nach den zugehörigen „Obersystemen" zu richten ha-
ben; denn nur in diesem mittleren Bereich ist das System noch „offen" für Veränderungen.  

(Siehe dazu den Beitrag von Rupe rt  Riedl „Die Erforschung der Komplexität" in diesem  

Band.) Diese Einsicht ist insbesondere im Zusammenhang mit Überlegungen betreffend  

Regulationen von Bedeutung (siehe dazu den Beitrag von E rnst Gehmacher in diesem  
Band).  
Mit einem solchen Werkzeug ausgerüstet, erscheint es nun möglich, nicht nur „Ursachen  

des Wachstums", sondern kausale Zusammenhänge aufzufinden, die zu jenem Wachstum  

gefiihrt haben, das uns heute über den Kopf wächst. Das Vorgehen muß ein zweifaches  

sein: zum einen ist die „Ausstattung des Menschen" zu untersuchen; als jenes „Untersy-
stem", das für das Handeln des Menschen konstituierend ist. Zum anderen aber sind jene  

Strukturen in der Kultur aufzudecken, die, als „Obersystem", einen ebenso wesentlichen  

Einfluß haben. Sinnvollerweise kann dies nur geschehen, wenn es gelingt, nachzuweisen,  

daß es kulturelle Strukturen gibt, die ebenso homolog sind wie jene, die der Ausstattung  

des Menschen zugrundeliegen, d. h. daß sie sowohl unveränderlich sind als auch, daß sie  
durchreichen.  

Homologe Strukturen in der Kultur  
Obwohl Kultur nicht erst dann beginnt, wenn darüber reflektiert wird, hat Reflexion, und  

vor allem die Art der Reflexion einen großen Einfluß auf sie; wenn nicht sogar den ent-
scheidenden (siehe Beitrag Gehmacher in diesem Band). Daher ist es, für den Zweck die-
ser Arbeit, sinnvoll, die Kulturgeschichte danach zu gliedern, wie sie reflektiert wird. In ei- 
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ner solchen Gliederung werden zum einen die Veränderungen sichtbar, die diese Ge-
schichte durchlaufen hat, zum anderen aber auch jene — mit Fug und Recht als „homolog"  
zu bezeichnenden — Strukturen, die sich in ihrem Verlauf nicht ä пdеm. Und es zeigt sich,  
daß es jene Relation ist, die Kultur konstituiert, nämlich zwischen „Natur" und „Kultur",  
die auch weiterhin bestimmend bleibt. Sie erscheint als der eigentliche „Motor" der Kul-
turgeschichte, und ihre „Bewegung" erscheint jeweils als eine Verschiebung auf der „Na-
tur-Kultur-Achse".  
1. Kultur als Lebensform. In jener Zeit, deren Denken als ein „magisches" bezeichnet  
wird, „entsteht" Kultur als Relation zu Natur (Bonet 1992, 331-352). Es gibt noch keine  
Reflexion — und die Relation befindet sich im Gleichgewicht: Die Natur ist Pa rtner. Dieses  
Gleichgewicht ist auch darauf zurückzuführen, daß Kultur als Lebensform noch drei Be-
reiche umfaßt, nämlich  
a) das alltägliche Handeln, den Umgang mit Dingen und Gegenständen,  
b) ein Denksystem, das durch verschiedene Mythen konstituiert ist und  
c) das Ritual, das die Verbindung von Handeln und Denken herstellt.  
Es entstehen Ackerbau, Viehzucht und (Geld)Wirtschaft und die zugehörigen Gesell-
schaftsformen.  
2. Kultur als Begriff.• Mit dem Aufkommen des „rationalen Denkens" wird die Lebens-
form Kultur um den mittleren Bereich des Rituals reduziert. Die Reflexion beginnt, und  
Kultur wird, nach und nach, allein eine Angelegenheit des Denksystems. Auf der „Natur-
Kultur-Achse" fmdet allmählich eine Verschiebung von „Natur" zu „Kultur" statt. Ist Na-
tuг  in der hellenischen Epoche noch Vorbild, wird sie mit dem Aufkommen des Christen-
tums zum Symbol, mit Beginn der neuzeitlichen Naturwissenschaft wird sie zum  Mittel, 
bis sie schließlich zum Gegensatz mutiert. Ab Desca rtes gilt: Der Grad der Kulturhöhe ist  
gleich dem Grad der Naturbeherrschung. Und dies auf zweierlei Weise. Zum einen betrifft  
dies die „äußere" Natur, als „Herrschaft des Menschen über die Naturstoffe und Naturkräf-
te". Zum anderen aber die „innere", die „Natur des Menschen". Kultur wird zur „Bezeich-
nung für die Gesamtheit aller derjenigen Leistungen und Orientierungen des Menschen,  
die seine „bl oBe" Natur fortentwickeln und überschreiten". Diese beiden Anliegen laufen  
nun nicht getrennt nebeneinander, sondern haben „ein gemeinsames Ziel". Das Ziel der  
Kultur, so Johann Gottfried Herder, ist die „Humanität".  
Bezogen auf die „Ursachen des Wachstums" scheint hier jener Bereich vorzuliegen, der  
den meisten Einfluß hatte: das Ordnungsprinzip „Natur" wird sukzessive durch das Ord-
nungsprinzip „Kultur" ersetzt, mit dem Ergebnis, daß der Mensch sich heute anschickt,  
„Naturgeschichte" zu schreiben; allerdings ohne mit dem Prinzip „Natur" hinreichend ver-
traut zu sein.  
3. Kultur als (theoretisches) System/Konstrukt: Diese Phase erscheint als die logische  
Fortführung des bis dahin entwickelten Kulturbegriffs: Kulturen werden als autonome Ge-
bilde betrachtet; Natur wird, in den Theorien des zyklischen Typs, lediglich als Analogie  
oder Metapher verwendet; bzw. in den linearen völlig ausgeblendet.  
Auch der vorliegende B and, ebenso wie sein Vorläufer über „Die Grenzen des Wachs-
tums" (Meadows u. a. 1972), gehören zu dieser Kategorie der Systembeschreibungen. Al-
lerdings tritt hier eine neue Methode auf den Plan. Auf der Basis von statistischen Zeitrei-
hen werden Trends erarbeitet und wahrscheinliche Entwicklungen extrapoliert. Wesentli-
che Neuerung war die Vernetzung dieser Trends und die Berücksichtigung ihrer Wechsel-
wirkungen.  
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Die Frage, inwieweit solcherart Theorien Einfluß auf die konkreten Ab äufe haben oder 
auch haben könnten, ist noch weitgehend ungeklärt, mag aber in einer weiterführenden 
Bearbeitung des Projekts ausführlicher zur Sprache kommen. Es scheint aber doch so zu 
sein, daß der Bericht des „Club of Rome" zu einer Bewußtseinsveränderung geführt hat. 
Um nun auch Veränderungen im Konkreten erreichen und durchführen zu können, mögen 
die vorliegenden Überlegungen einen Beitrag zu leisten imstande sein. Denn wenn es ge-
lingt, in der Problematik des Wachstums kausale Zusammenhänge aufzuzeigen, hat m an  
auch die Möglichkeit zu „qualitativen" Veränderungen. 
Als ein Sukkus der vorhergehenden Überlegungen ist zu sagen, daß eine kritische Untersu-
chung des Themas es erforderlich macht, die Kulturgeschichte „verkehrt herum" zu lesen, 
nicht als eine solche des „Fortschritts", des zunehmenden Gewinns, sondern als eine sol-
che des zunehmenden Verlusts. Und das ist ziemlich schmerzhaft. A ber erst aus dieser Per-
spektive wird sichtbar, daß es genau das ist, was den Menschen zum „Menschen" machen 
sollte, die Suche nach dem „Humanum", w as  ihn heute bedroht. Denn wir waren so sehr 
mit der Suche nach diesem Hum anum beschäftigt, daß wir das, w as  dieses Humanum er-
möglicht, nämlich die „Natur", vergessen haben. 

Die Natur als Partner — ein Modell? 
Dies ist die erste Sichtweise, die der Mensch entwickelt. Entsprechend der Ausweitung 
seines Lebensraumes und damit seines Denkhorizonts, entstehen verschiedene Bezugssy-
steme und damit Denkformen. Diese sind vor allem auch deshalb von Interesse, weil es 
diese Denkformen sind, die uns auch heute noch zur Lösung unserer Probleme zur Verfü-
gung stehen. Ihr „Durchreichen" durch die Geschichte soll hier zunächst nur kurz anklin-
gen. 
Gemeinsam ist ihnen, daß der Bezug zum jeweiligen Ausschnitt der Natur jeweils als „So-
lidarität" gedacht wird. Das bedeutet die Vorstellung, daß dort, wo etwas entnommen wird, 
in irgendeiner Form auch Ersatz geleistet werden muß. 
a) Mensch/Tier. Dieses Bezugssystem ist männlich dominiert; es ist eine „Solidarität mit 
Gleichem", daher erfolgt der Ausgleich auch direkt: das Ritual leitet das „Handeln" an . 
Hier ist vermutlich die Wurzel für die abendländischen Identitätsphilosophien zu suchen, 
mit der Vorstellung, daß sich letztlich alles als miteinander identisch herausstellen würde. 
(So gesehen gehört auch die physikalische „Urknalltheorie" zu dieser Kategorie.) Die zu-
gehörige logische Figur ist die der „Kohärenz". 
Die Ausbildung dieser Solidarität erfolgt während der etwa zwei Millionen Jahre dauern-
den  Zeit, in  der der Altsteinzeitmensch von der Jagd lebte. „Das fortwährende Verfolgen 
und Töten des Wildes ... führte", nach Mircea Eliade (1978, Bd.I, 16), „zur Herausbildung 
eines Bezugssystems eigener Art  zwischen Jäger und getötetem Tier", da das im Akt des 
Tötens vergossene Blut in jeder Hinsicht dem des Menschen gleicht. In den Jägerkulturen 
gibt es daher spezifische Verhaltensweisen: „Das Töten des Tieres erfolgt nach einem Ritu-
al, ist also von dem Glauben an  einen Wildgeist getragen, der darüber wacht, daß der Jäger 
nicht mehr Tiere tötet, als zum Lebensunterhalt nötig sind, und daß die Nahrung nicht ver-
geudet wird." (Eliade 1978, Bd.I, 19) 
Diese erste Solidarität wird, als die älteste, auch zur wirkmächtigsten. Sie prägt für Jahr-
tausende nicht nur die soziale, sondern auch die politische Struktur. „Denn die Invasionen 
und Eroberungen der Indoeuropäer und der Turk-Mongolen stehen unter dem Zeichen des 
Jägers schlechthin, nämlich des Raubtiers", dessen Verhalten sich der vorbildliche K rieger 
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(rituell) anzueignen hatte. „Die Mitglieder der indoeuropäischen Männerbünde und die 
Nomadenreiter Mittelasiens verhielten sich hinsichtlich der von ihnen angegriffenen seß-
haften Völker wie Raubtiere, die die Pflanzen der Steppe oder das Vieh der Bauern jagen, 
töten und fressen" (Eliade 1978, Bd.I, 44). 
„Auf der аderen Seite wird die Verfolgung und Tötung des Wildes zum mythischen Mo-
dell für Landeroberung und Staatsgründung." Jagd- und Kriegstechniken sind einander 
zum Verwechseln ähnlich, und „in der ganzen euroasiatischen Welt vom Auftauchen der 
Assyrer in der Geschichte bis zu den Anfangen der Neuzeit gilt die Jagd als Erziehung 
schlechthin und ist zugleich der Lieblingssport der Herrscher und der Militäraristokratien." 
Das höhere Ansehen gegenüber der Lebensweise der Bauern schlägt sich letztlich auch im 
ökonomischen Bereich nieder. 
b) Mensch/Pflanze. Dieses Bezugssystem ist weiblich dominiert. Die „Solidarität" ist eine 
„mit dem Ungleichen", was zum Entstehen des Symbols führt. Der Ausgleich kann nicht 
mehr direkt erfolgen, denn was aufrechterhalten werden ruß, ist nun Periodizität, der 
Kreislauf der Fruchtbarkeit. Das Ritual wird zu einem eigenen Bereich, das Opfer, als 
„verkleinerter Ausgleich", gewinnt an Bedeutung. 
Dies führt späterhin, so ist zu vermuten, zur Problematik der Erkenntnistheorie, mit der 
Frage, wie denn das, w as  sich von uns unterscheidet, erkannt werden könnte. Die zugehö-
rigе  logische Figur ist jene der „Korrespondenz". 
Im Mesolithikum kommt es erstmalig zur Zähmung von Tieren und den Anfangen von Ak-
kerbau, die Beziehungen mit der Tierwelt werden durch eine gewissermaßen „mystische 
Solidarität zwischen Mensch und Vegetation" ersetzt.  Ober  Jahrtausende hinweg ist es nun 
die Mutter-Erde allein, die auf dem Weg der Parthenogenese gebiert, und, aus der Erde ge-
boren, kehrt der Mensch nach seinem Tod wieder zu seiner Mutter zurück (Eliade 1978, 
Bd.I, 47); eine Vorstellung, die uns auch heute noch vertraut ist. Im Gegensatz zum gejag-
ten und getöteten Tier aber ist  die  „Nutzpflanze" in der Welt nicht vorgegeben. Daß hier 
ein quasi unberechtigter Eingriff in das bestehende System vorliegt, wird offenbar so stark 
empfunden, daß die Ursprungsmythen, die mit dem Aufkommen des Ackerbaus einherge-
hen, dessen Beginn mit einem „Ur-Mord" oder einem „Ur-Raub" an einem Gott in Verbin-
dung bringen. Deshalb müssen dem „Beraubten" Opfer gebracht werden. 
Die unmittelbaren Folgen des Anbaus von Gräsern zeigen sich im Wachstum der Bevölke-
rung und in der Entwicklung des Handels. 
Neben dem Ackerbau wurden im Mesolithikum auch andere Entdeckungen gemacht, de-
ren bedeutendste der Bogen und  die  Herstellung von Schnüren, Netzen und Angelhaken 
waren, sowie die Fertigung von Booten, die lange Fahrten ermöglichten. Mit der Erfm-
dung der Wurfwaffe aber wird der Mensch zum „Beherrscher der Distanz", was sich wie-
der in vielen Vorstellungen niederschlägt. 
c) Мensch/Кosmos. Durch einen weiteren Abstraktionsschritt wird die Periodizität zur 
„unendlichen Wiederkehr des Gleichen"; die Zeit wird zirkular, der Zyklus kosmisch. Die-
se Denkfigur umfaßt die beiden anderen,  die  für ihre jeweiligen Bereiche weiter bestim-
mend bleiben. Die Solidarisierung fmdet  nun  mit dem gesamten Kosmos statt. Die sprach-
liche und gedankliche Bewältigung erfolgt durch die Metapher. Das Anliegen auf dieser 
Ebene ist nicht mehr — punktueller (wie in a)) bzw. periodischer (wie in b)) — Ausgleich, 
sondern die „Aufrechterhaltung des Systems". Dieses umfaßt den gesamten Bereich des 
Wahrnehmbaren ebenso wie den Bereich des Denkbaren, und leitet damit zur nächsten 
Phase über. 
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Es ist die Denkfigur der „Dialektik", die ihren Einzug hält, die Verbindung des Ungleichen  

unter dem Aspekt des Gleichen.  
Mit der Seßhaftigkeit wird die Wohnstätte zum „Mittelpunkt der Welt" — „ Му  Home is my  
Castle"! — Die Welt bekommt dadurch eine Nabe, um die sie sich drehen kann. Es ist die  

Zeit, in der Altäre und Heiligtümer entstehen.  

Dies ermöglicht den Ackerbaukulturen, nun eine Religion zu entwickeln, die — erstmals — 

als „kosmisch" bezeichnet werden kann, denn ihre religiöse Aktivität kreist um das zentra-
le Geheimnis der „periodischen Erneuerung der Welt". Wie das menschliche Dasein, so  

werden auch die kosmischen Rhythmen in Begriffen aus dem Bereich des pflanzlichen Le-
bens ausgedrückt. Der kosmische Baum wird als im Mittelpunkt der Welt befindlich vor-
gestellt; er verbindet  die  drei kosmischen Regionen, denn seine Wurzeln reichen in die Un-
terwelt, und sein Wipfel berührt den Himmel. Das Universum ist konzipiert als ein Orga-
nismus, der periodisch, d. h. alljährlich erneuert werden muß.  
Auch in den Mythen der Eisenzeit ist diese Figur noch anzutreffen: Die Erze wachsen im  

Schoß der Erde, und die aus den Bergwerken geförderten Erze sind gewissermaßen Em-
bryonen. Ihre Entnahme aus dem Schoß der Erdmutter ist ein vorzeitiger Eingriff; hä tte  
man  ihnen genügend Zeit gelassen, wären die Erze zu reifen, „vollkommenen" Metallen  

geworden.  
Der Handwerker nimmt nun den Platz der Erdmutter ein, um das „Wachstum" zu be-
schleunigen und zu vollenden. Der Metallarbeiter, ebenso wie der Schmied und vor  die-
sem  der Töpfer, ist ein „Meister des Feuers". Durch das Feuer, das er zum Schmelzen ver-
wendet, bewirkt er den Übergang der Materie von einem Zustand in den anderen. Er er-
zeugt eine „andere" Wirklichkeit als die schon in der Natur vorhandene, und zwar — erst-
mals — eine Wirklichkeit, die nicht mehr in ihren Ursprung rückführbar ist. Zu dieser Zeit  
beginnt der Mensch, „die Verantwortung für die Veränderung der Natur" zu übernehmen  

und „an die Stelle der Zeit" zu treten. Im Unterschied zum Nachfolgenden ist er sich dieser  

Verantwortung allerdings voll bewußt — w as  in entsprechenden Ritualen zum Ausdruck  

gebracht wird (Eliade 1978, Bd.I, 60)  
Dieser Tradition folgend, nehmen das Feuer, und in seiner Nachfolge das Licht, im Verlauf  

der weiteren Geschichte des Denkens einen sehr wichtigen Platz ein.  

In dieser ersten Ph ase, in der die Natur als Partner gesehen wird, ist die Beziehung zwischen  

„Natur" und „Kultur" sowohl homolog als auch äquivalent. Das bedeutet zum einen, daß je-
des Element der einen Reihe mit einem entsprechenden der anderen mittels einer Transfor-
mation verknüpft ist — beispielsweise werden die Namen der Clans aus den natürlichen Ar-
ten gewonnen, die mit Hilfe eines Mythos in ein „Totemtier" transfo пniert werden. Zum  an-
deren können diese Elemente auch miteinander vertauscht werden, und zwar ebenfalls in  

steigenden Graden der Abstraktion, mit der zunehmenden Entfernung der „Natur" vom  

Handeln des Menschen. Es beginnt mit der Möglichkeit der Verwandlung: eines Menschen  

in ein Tier, wie auch umgekehrt die Seele eines Toten in ein Tier eingehen kann; weiters der  

Möglichkeit einer Simultanexistenz zwischen einem Menschen und einem einzelnen Tier.  

In der „vegetabilen" Phase ist die Äquivalenz symbolisch, die Fruchtbarkeit der Erde ent-
spricht der Fruchtbarkeit der Frau, und die homologe Beziehung zwischen diesen beiden  

Ebenen leitet die Fruchtbarkeits- und Erneuerungsriten an.  In  der „kosmischen" Phase ist  
die Äquivalenz metaphorisch, der „heilige Ort" wird zur imago mundi. Die Wohnstätte, als  
Mittelpunkt der Lebensinteressen, ist homolog dem Mittelpunkt der Welt, und ihre Struk-
tur entspricht der Struktur des Kosmos.  
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Die Erfahrung der kosmischen Zeit, und zwar vor allem im Rahmen der landwirtschaftli-
chen Arbeiten, führt schließlich, nach Eliade „zwangsläufig", zur Idee der „zirkularen 
Zeit" und des „kosmischen Zyklus", eine unendliche Wiederholung des immer gleichen 
Rhythmus von Geburt, Tod und Wiedergeburt. 
Diese Welt und ihre Struktur darf und soll sich nicht verändern, ihr Ablauf soll und muß 
immer gleich bleiben. Der Mensch, der sich selbst als Mittelpunkt dieser Welt sieht, hat 
dafür die Verantwortung. Und dieser Verantwortung kann und muß er nachkommen. Das 
„Erneuerungs-Ritual", dem (punktuellen) Kanon des Alltäglichen entnommen, stellt, im 
allgemeinen durch Wiederholung einer bestimmten Handlung, die Verbindung mit dem 
(zeitlich übergeordneten) Denksystem her. 
Die Figur der periodischen Erneuerung der Welt wird später durch die Figur des Kreises 
„eingefroren". Die Kreisbewegung ist ewig, bedarf also keinerlei Erneuerung. Damit fällt 
die „mittlere Ebene" von Ritual und Opfer weg — was ja auch Sinn und Zweck der Übung 
war. In der Literatur wird dieser Schritt als Übergang „vom Mythos zum Logos" beschrie-
ben und bildet die Basis des abendländischen Denkens. 
Es ist die Zeit, die Karl Jaspers (1957), wenn auch unter anderem Vorzeichen, die „Ach-
senzeit" nennt. Die geistige Entwicklung geht mit der sozial-politischen H and in Hand, 
d. h. sie schaukeln einander auf: ..... der  politische Prozeß war die Vergrößerung der Klei-
nen durch Unterwerfung anderer Kleiner". „Es entstehen gewaltsam durch Eroberung gro-
ße, allbeherrschende Reiche fast gleichzeitig in China, in Indien und im Abendland (die 
hellenistischen Reiche und das Imperium Romanum)." Und diese „am Ende der Achsen-
zeit erwachsenen Universalreiche hielten sich als für die Ewigkeit gegrilndet" (Jaspers 
1957, 19). — Daß dieserart Träume trotz der hinlänglichen Bekanntheit ihres Scheiterns 
noch immer nicht ausgeträumt sind, zeigt sich leider immer wieder. 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die weitere Philosophie- und Wissenschaftsgeschichte 
als ein Ringen dar: zuerst als Verlust bzw. Einschränkung jener „mittleren Ebene" des Ri-
tuals (auf den religiösen Bereich; dieser ist der einzige, in dem das Ritual zunächst erhal-
ten bleibt) und dann als Wiedergewinn. Denn erst die neuzeitliche Naturwissenschaft wird 
es dem Menschen wieder möglich machen, durch Handeln die beiden Ebenen, die mate-
rielle und die ideelle, miteinander zu verbinden; das ist das Zeitalter des Experiments. Da 
haben sich allerdings die Vorzeichen schon verkehrt. 
Am Ende dieser Phase bleibt nur mehr „Die Natur als Metapher" übrig. Als diese aller-
dings durchzieht sie jahrtausendelang die Dichtung und beflügelt die philosophische Re-
flexion. Noch Johann  Gottfried  von Herder (1744-1803), der in seinen „Ideen zur Philoso-
phie der Geschichte der Menschheit" (1784-1791) den modernen Kulturbegriff entwik-
kelt, versucht, die Kategorien zu dessen Bestimmung aus dem Vergleich mit der Natur, ih-
rem Wachsen, Blühen, Fruchtbringen und Vergehen zu gewinnen. 
Die Elimination der „mittleren" Ebene des Rituals hat weitreichende Konsequenzen: Das 
Band der Solidaritäten wird zerrissen, die ursprüngliche Harmonie zwischen den drei Ebe-
nen von Handeln, Denksystem und  Ritual  beginnt, verlorenzugehen. Diese Harmonie ist 
aber nicht nur Voraussetzung für die Stabilität eines sozialen Systems, sondern auch für die 
Stabilität des Gesamtsystems. Denn offenbar kann und will der Mensch nur dann und dort 
Verantwortung übernehmen, worauf sich sein Handeln bezieht. Da er seine „Mitlerrolle" 
verliert, hat der Mensch in dem nun entstehenden System keine Funktion mehr. Er bleibt 
zwar im Mittelpunkt dieses Systems, zumindest solange die Erde im Mittelpunkt des Kos-
mos angesiedelt ist, die Reichweite seines Handelns aber wird radikal eingeschränkt. Er 
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gewinnt diese  seine  Mittlerroller, als copula mundi, erst wieder in  der Zeit des Humanis-
mus und der Renaissance, allerdings — wie schon erwähnt — unter anderem Vorzeichen.  
Die weitere Entwicklung der abendländischen Kulturgeschichte beginnt mit dem Versuch,  
einen neuen „Fixpunkt" zu finden, von dem aus die Welt егklärt und beschrieben werden  
kann. Dadurch entsteht ein nicht nur inhaltlich, sondern auch „funktionell" neuer Begriff:  

Physis — Die Natur als Vorbild  
Durch die Elim ination der mittleren Ebene bleiben nur mehr die beiden anderen Ebenen,  
die materielle und die ideelle, jene der Dinge und jene des Denksystems, übrig und werden  
Ansatzpunkt der weiteren Entwicklung. Sie werden erstmals als solche reflektiert, und hier  
setzt auch die Suche nach Neuorientierung an.  
Das Hauptanliegen bleibt dasselbe: es bedarf eines Systems, das erklärt, wie die Dinge ent-
standen sind, aber auch, in welchem Zusammenhang sie stehen, wie sie funktionieren. Zu-
gleich ist aber auch in irgendeiner Form Sorge dafür zu tragen, daB dieses System bestehen  
bleibt. Beide Funktionen müssen nun auf der begrifflichen Ebene bewältigt werden: Es be-
ginnt die Suche nach dem, was man ein Prinzip nennt.  
Allerdings ist die Welt kein einheitliches Ganzes mehr, sie besteht aus zwei Bereichen: ei-
nem materiellen und einem ideellen. Die ersten Versuche gehen nun dahin, entweder den  
einen oder den anderen Bereich soweit zu vervollständigen, daB er diese Funktion erfüllen  
kann. Als Schöpfung der ionischen Wissenschaft entsteht der Begriff der Physis, der, so  
unterschiedlich seine Inhalte auch sein mögen, nur dem einen und einzigen Zweck dient,  
die Destruktion des Systems zu verhindern. Seine Funktion ist „normativ", d. h. das Den-
ken und Handeln des einzelnen Menschen hat sich an  ihm zu orientieren. Die Norm über-
nimmt die Funktion des Rituals, die Äquivalenz zwischen „Natur" und „Kultuf` wird in  
dieser Phase zugunsten der „Natur" verschoben.  
Entsprechend der Zweiteilung der Welt führt diese Suche zu einer Polarisierung, die uns  
auch heute noch begleitet und als Gegensatz von Materialismus versus Idealismus in  den  
verschiedensten Spielfогmеn unsere Ideenwelt begleitet und durchzieht. Für unser Thema  
ist dies auch insofern von Bedeutung, weil diese beiden unterschiedlichen Paradigmen  An-
laB zu völlig unterschiedlicher Weltkonzeption geben. Während mit all jenen Bemühun-
gen, die unter „Materialismus" subsumierbar sind, immer eine „monistische" Weltsicht  
verbunden ist, leiten jene, die dem „Idealismus" zuzuordnen sind, zu einem „dualisti-
schen" Weltverständnis an . Dieses sieht die Welt geteilt in einen Bereich, der unveränder-
lich, ewig, damit aber auch unerschöpflich ist, und einen, der veränderlich ist — und auch  
ungestraft nicht nur verändert werden kann, sondern späterhin sogar verändert werden soll.  
Die eternale Instanz ist Garant dafür, daß nichts „passiert".  
Die Bemühungen um eine neue Weltsicht beginnen mit der Suche nach dem „Urstoff`,  
dem gemeinsamen materiellen Substrat aller Dinge. Der erste Philosoph, Thales, bezeich-
net das Wasser als  den  Urgrund, durch den die Vielheit der Dinge auf ein einziges Sein zu-
rtickgefiihrt wird — die Idee des Prinzips ist geboren.  
Aber schon mit dem nächsten Denker ändert sich das Szenario: Mit dem Apeiron des  An-
aximander tritt ein rein begriffliches Prinzip auf den Pl an , das  in der Lage ist, den gesam-
ten Weltzusammenhang zu generieren und zu strukturieren. Das gelingt ihm durch Ober-
nahme jener Prädikate, die vorher nur den Göttern zukamen: es ist unsterblich und unver-
gänglich, vor allem aber unerschöpflich. Es sondert immer wieder jene Gegensätze aus,  
aus denen die Welt besteht. Damit, wie Aristoteles berichtet, das Werden keine Unterbre- 
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chung erleide. Entstehen und Vergehen halten einander die Waage, sind im Gleichgewicht. 
Um dieses Gleichgewicht aufrechterhalten zu können, bedarf es einer weiteren Zuschrei-
bung: das Prinzip ist zutiefst moralisch, eine A rt  von Rechtsprinzip, das per se für Aus-
gleich und damit  fir  Gerechtigkeit sorgt. 
Wichtig ist weiter, anzumerken, daß es sich um ein „qualitatives" Prinzip handelt, d. h. daß 
die zugrundeliegenden Elemente voneinander in einer Weise unterschieden sind, daß sie 
nicht ineinander übergehen können. 
Anaximenes nimmt als ,,Urstoff" wieder ein bestimmtes Element an, die Luft, allerdings 
als ein Aggregat, das den ganzen Kosmos umfaßt und durch Sich-Verdichten und Sich-
Verflüchtigen die Periodizität von Werden und Vergehen ermöglicht. Bei Heraklit nimmt 
das Feuer eine adäquate Stellung ein, in Verbindung ebenfalls mit einem Rechtsprinzip. 
Mit Xenophanes und seiner Scheidung des einen, unwandelbaren Gottes von der sich wan-
delnden Wirklichkeit des Weltgeschehens wird die Periode des Dualismus eingeläutet, die 
mit Parmenides und den Eleaten ihre endgültige Ausformung erhält. 
Mit Pythagoras und seinen Nachfolgern, wie bekannt, wird die Zahl zum (Form)prinzip. In 
Verbindung mit der Atomlehre, die mit Demokrit ihren Anfang nimmt, ist der Grundstein 
für unser derzeitiges — quantitatives — Weltbild gelegt. 
Doch alle diese Programme, so anspruchsvoll sie auch auftreten mögen, können die anste-
henden Probleme nicht rückstandslos lösen. Es bleiben „Restbestände", und zwar sowohl 
auf der Ebene des materiell-dinglichen Handelns als auch auf der ideellen Ebene. Und 
zwar interessanterweise genau dort, wo das Ritual seine genuine Funktion erfüllte. Der, 
wenn auch normative, Physis-Begriff erweist sich hier als unzureichend. 
Auf der „ideellen" Ebene wird diese Problematik praktisch von Anfang an  sichtbar als die 
Diskussion über 

Physis und Nomos 
Hier sind es drei Bereiche, die betroffen sind: jener der Erziehung bzw. Bildung, jener der 
Gesetzgebung und jener der „Namen"sgebung — der Beziehung von Sprache und „außer-
subjektiver Wirklichkeit". 
Und diese Problematiken bleiben bis heute erhalten, zum einen mit der Frage, ob es nun 
die „Naturanlage" wäre, der der Primat gegenüber der Erziehung einzuräumen wa re  — heu-
te noch als Diskussion um „Nature-Nurtu re" erhalten; zum zweiten mit der Frage, auf wel-
che Weise einerseits Gesetze, anderseits Ethik und  Moral  zu legitimieren wären; und zum 
dritten die endlosen Debatten um Ursprung und Status der menschlichen Sprache — als 
Beispiel sei hier nur der Universalienstreit genannt. 
An dieser Stelle findet sich nun auch erstmals der Begriff „Kultes". Er geht zurück auf eine 
metaphorische Übertragung der agricultura, der Pflege des Bodens, auf die cultura animi, 
die Pflege der Seele. Zurückgehend auf M.T. Cicero wird Kultur dann bis zum 18. Jahr-
hundert vornehmlich als die Ausbildung der leiblichen, seelischen und geistigen Fähigkei-
ten bzw. Tugenden des — einzelnen!- Menschen verstanden: Sie ist ein ,,Individualunter -
nehmen"; „Glück" und „Glückseligkeit" sind der „Tugend" zugeordnet, egal, ob der Na-
turanlage oder der Erziehung der Primat zur Erlangung eingeräumt wird. Wesentlich für 
unser Thema ist: „Glück" ist „weltimmanent"., mit den Mitteln dieser Welt und in dieser 
Welt erreichbar. 
Erst mit Herder wandert das Hum anum vom Individuum in die Sozietät. 
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Physis und Techne 
Auf der materiell-gegenständlichen Ebene zerfällt die Diskussion in zwei Bereiche: Tech-
nik und Kunst. 
Ist bei Plato die — menschliche — Techne der demiurgischen untergeordnet, rückt für Aristo-
teles der Physisbegriff in den Vordergrund: Menschliche Techne hat sich an der Physis zu 
orientieren und kann sie nur noch ergänzen. 
Sowohl die Antike als auch das Mittelalter werden von diesem Physis-Begriff geprägt. 
Noch bei Bonaventura (1221-1274) ist das, was nicht von einer geschaffenen Intelligenz 
produziert wird, naturale. Das Erzeugnis der Kunst hingegen ist artificiale, und die artifi-
cialia erreichen nie die Vollkommenheit der naturalia. 
Diese Wertigkeit wird sich allerdings in der Renaiss ance umkehren. 

Die Natur als Symbol 
Mit dem Aufkommen des Christentums wiederholen sich, mit Modifikationen, die Anfän-
ge. Die Beziehung zwischen Natur und Kultur ist wieder äquivalent, allerdings nur „im 
Auge Gottes", da er beide erschaffen hat. Im Unterschied zum demiurgischen „Gestalter-
gott", der ein vorgefundenes  Material  lediglich ordnet, ist der „Schöpfergott" natura na-
turans, „schaffende" Natur. Das von ihm Geschaffene ist natura naturata; Sein Wort ist in 
der Bibel festgeschrieben, und von dort sind die für den Menschen und sein Handeln not-
wendigen Gesetze und Normen direkt zu entnehmen. Anders hingegen seine Beziehung 
zur Natur. Sie kann nur indirekt hergestellt werden, und dies geschieht mit Hilfe des Sym-
bols. Und so werden die Phänomene der Natur — wie z. B. auch schon bei Heraklit — zum 
Verweis auf eine „tiefere" Wirklichkeit. Natur und Bibel sind zwei Bücher, die parallel ge-
schrieben sind und auch so verstanden werden müssen. Und es ist für lange Zeit die Aufga-
be des Menschen, diese Beziehung zu entschlüsseln. Ein weiteres  Problem  bildet der für 
das Christentum so wesentliche Bereich des Wunders, der ebenfalls angemessen unterge-
bracht werden muß, was in einem rein normativen Weltbild, einem Weltbild der direkten 
Übertragung vom Prinzip zum Phänomen, nicht möglich ist. Daher ist das Prinzip, das bei-
den „Büchern" nun zugrundeliegt und von Augustinus an das ganze frühe Mittelalter be-
herrscht, die voluntas Dei. Sie ist es, die entschlüsselt werden muß. 

Vom Fortschritt oder: Das verlorene Paradies 
Die Vorstellung eines „paradiesischen" Zustandes, der dem jetztzeitigen vorangeht, fmdet 
sich in den Mythen vieler Völker. Zumeist aber bleibt diese Zeit dem Dunkel der Vorzeit 
verhaftet. Und obwohl der Verlust dieses Paradieses auch im Judentum durch eine A rt  von 
„Ur-Raub" geschieht, ist dieser nicht durch ein (Erneuerungs-)Ritual kompensierbar. Er 
wird als „Erbschuld" tradiert, die nur durch „Erlösung" kompensierbar ist. „Glück" und 
„Glückseligkeit" aber werden damit „transzendent"; sie verlassen diese Welt: der Mensch 
fmdet sich eingespannt zwischen der voluntas Dei und einer — zunächst — „normativen" 
Natur. Die „Erlösung", die das Christentum anbietet, erscheint offenbar auf Dauer als nicht 
zureichend, und die weiteren Bemühungen sind darauf ausgerichtet, sich auch „weltim-
rant" von der Erbschuld zu befreien. 
Mit der Heilsgeschichte wird aber auch zwischen Ewigkeit/Unveränderlichkeit und Ver n-
derung eine neue zeitliche Dimension aufgespannt; eine Geschichte allerdings, die sich 
ausschließlich auf den Menschen beschränkt, in der Folge aber von ausschlaggebender Be-
deutung wird. Die Natur bleibt vorerst „geschichtslos". 
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Und so gewinnt zunächst, im 12. Jahrhundert, innerhalb des großen, unveränderlichen 
Rahmens, die Natur eine gewisse Autonomie; und mit ihr die menschliche Vernunft. Denn 
durch die Wiederaufnahme platonischer und stoischer Themen wird ein weltimmanenter 
Zusammenhang postuliert, dessen Prinzip die Himmelskörper und das Feuer sind. Sie sind 
nun die Boten des göttlichen Willens und übersetzen die Pläne der Vorsehung in die Spra-
che der Physik und der Geschichte. 
Die Naturwissenschaften beginnen zu entstehen: von der Astronomie bis zur Medizin, zur 
Magie und zur Technik. Sie sind einerseits die Mi ttel, durch welche die bürgerliche Gesell-
schaft heranwächst, anderseits aber auch die Werkzeuge, mit denen die infirmitates peccati 
geheilt werden sollen. 
Und so entsteht — irgendwann und letztendlich — der (Trug-)schluß: Je mehr und umfassen-
der dieses Mi ttel eingesetzt werden kann, desto größer die Befreiung. Und so entsteht eine 
neue Relation: 

Die Natur als Mittel 
Mit Nikolaus von Kues (1401-1464) strebt die Natur nicht mehr nur nach ihrer (aristoteli-
schen)  „Form",  sondem nach „Vollkommenheit". Sie verbindet sich mit dem Schöpfer-
geist, und ihre Einheit wird erzeugt durch die Convenientia, eine Beziehung, die auf Ähn-
lichkeit beruht. Mit dem nächsten Schritt, mit Marsilius Ficinus (1433-1499), wird die Na-
tur zu einem der Materie innewohnenden Werkmeister. Der Mensch wird zur copula mun-
di, der durch seine Fähigkeit, in die Beziehungen zwischen den himmlischen Kräften und 
der Materie einzugreifen, das Werk unterstützt und vervollkommnet. Arzt-Astrologe und 
Magier verstärken und bringen Wirkungen hervor, die andernfalls latent und unausge-
drUckt bleiben würden. 
Die natürliche Magie wird zum göttlichsten Werk des Menschen, weil sie die miracula Dei 
zum Vorschein bringt. Und nicht nur das: Durch Kombination und Transformation der Ma-
terie wird die Natur zu einem Ort, wo dem Plan des Schöpfers Neues hinzugefügt werden 
kann. Das Wunder wandelt sich von einem übematürlichen Eingriff, der die Ordnung der 
Natur übersteigt und verkehrt, zur Manifestation einer verborgenen Möglichkeit, die schon 
in der Ordnung eingeschrieben ist, oder zu einem kombinatorischen Kunstwerk, das durch 
den Menschen veranlaßt wird. Die Schöpferkraft der Natur wird potentiell unendlich, das 
System der Natur kann durch den Menschen erweitert werden. 

Von Werten und Werken 
Doch damit nicht genug: Die zunächst (z. B. bei Plato) gleichberechtigte bzw. (z. B. bei 
Aristoteles) den Werken des Menschen übergeordnete Physis gewinnt aus diesem Bezug 
auch ihren „Wert". Beginnend mit Plotin wird die Physis als allumfassendes Prinzip zu-
nächst zur „zweiten unteren Weltseele" abgewertet, und schließlich völlig entwertet. Für 
Thomas  von Aquin (1225/26-1274) beispielsweise ist Natur die Totalität der Dinge, insbe-
sondere der vernunftlosen. 
In der Renaissance setzt sich allmählich die Idee durch, daß die handwerkliche und poeti-
sche Tätigkeit des Menschen in sich die Macht hat, die Welt der Erscheinungen zu rekon-
struieren und zu einer „zweiten Schöpfung" der Natur zu gelangen. Die Alchemie versucht 
und verwandelt die Natur in der Absicht, zum magnum opus der endgültigen Vervoll-
kommnung zu gelangen. Für den Alchemisten ist die Natur jenseits der harmonischen Phy-
sis zu suchen, indem man  bis zur letzten Stufe der Schöpfung vordringt, der chaotischen 
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sylva des Mittelalters, der ersten und bloßen Materie, aus der man in einem freien und  

kombinatorischen Spiel neue Formen und neue Eigenschaften evozieren kann. Um die Na-
tur, mit Paracelsus, zu „vollenden".  

Dieser Auffassung folgen die Künstler, Architekten und Ingenieure. Der Mensch wird zum  

Demiurgen, und der Künstler-Demiurg (Leonardo) wird zum (symbolischen) Nachahmer  

der Natur.  
Mit Georg Agricola (1494-1555) ist der Gebrauch der Natur die Verwirklichung des Zie-
les, zu welchem Gott  die Welt geschaffen hat. Und nicht nur das: Durch die Erfindung der  

Maschinen, die der Mensch mit ingenium und artificium baut, kann die Natur — noch bei  

Agricola selbst „schlau" — überlistet, beherrscht und besiegt werden. Und Francis Bacon  

erstellt das Programm: das durch den Sündenfall verlorene Terrain ist wiederzugewinnen.  

Die Berechtigung und sogar Aufforderung dazu gewinnt der Mensch aus der Vorstellung,  

daß seine diesbezüglichen Fähigkeiten als „geistige Keimkräfte" vom Schöpfergott im  

Schöpfungsplan vorgegeben sind. Die Natur ist (nur mehr) untergeordnete Kreatur, die  

Kultur übernimmt endgültig die Herrschaft. Denn mit Desca rtes schließlich wird der Grad-
messer der Kulturhöhe der Grad der Naturunabhängigkeit bzw. Naturbeherrschung, und  

die Gesetze der Maschine werden zu jenen der Natur.  

Diese Entwicklung leitet zu jenem Stadium über, in dem wir uns, allerdings in der H оff-
nung auf Veränderung, immer noch befinden.  

Die Natur als Gegensatz oder:  
Von reiner Vernunft und reiner Wäsche  
Auf der soziologischen Ebene geschieht Ähnliches: Mit dem Naturrechtslehrer S. Pufendorf  

(1632-1694) wird der Naturzustand nicht mehr theologisch als der paradiesische Urzustand  

Adams verstanden, sondem — in Anlehnung an  Hobbes — als ein glückloser Zustand außer-
halb der Gesellschaft . Diesem so verstandenen status naturalis setzte er den status der cul-
tura entgegen. Auch für K ant ist die „ungesellige Geselligkeit des Menschen" ein Angel-
punkt seines Denkens, der nur durch Vernunft und damit Kultur zu begegnen ist.  

Mit der Trennung von „naturhaftem" und „sozialem" Sein wird die Verbindung bzw. Pa-
rallelisierung mit der Natur endgültig aufgehoben. Damit erfährt die Heilsgeschichte des  

Menschen eine Umkehrung: das „Ziel" liegt nicht mehr in der Vergangenheit, ist kein ver-
lorenes, sondern es liegt in der Zukunft und kann durch menschliche Anstrengung erreicht  

werden. „Glück" wird wieder „weltimmanent". „Kultur" wird zum Gegenbegriff der  

„werklosen" Natur — damit der individuellen Sphäre des Einzelnen ent- und auf das  Grip-
penleben bezogen: Kultur wird zum „Solidаrunternehmen" — und kann mit dem „Solidar-
unternehmen" Naturwissenschaft (nach F. Bacon muß die Naturwissenschaft nach „öffent-
lich anerkannten Regeln verfahren, statt in hermetischem Kreise privat gewonnene Prakti-
ken zu üben") eine — unheilige — Allianz eingehen.  

Solange Gott als verbindlich-transzendente Instanz fungiert, bleibt die Natur das „zweite  

Standbein Gottes", auf das sich der Mensch nicht nur beziehen kann, sondem beziehen  

muß. Mit Kant aber wird das transzendentale Ich zu jenem Fix- und Angelpunkt, von dem  

aus die Welt zu erklären ist. Es ist nicht mehr das — außerhalb des Subjekts gelegene — Sy-
stem, das die Normen und Gesetze vorgibt, es ist das — „transzendental" erstarkte — Sub-
jekt. Und „Fortschritt" wird nun zu einem Kriterium der Natur selbst, da sich das Subjekt  

mit dieser ident erklärt. Damit wird er auch lückenlos mit den kulturellen, politischen und  
sozialen Bestrebungen vereinbar.  

120  



Dagegen wäre noch immer nicht allzuviel einzuwenden, wenn dieser „Fortschritt", wie er  

mit Bezug auf Qualitäten wie „Vollkommenheit" etc. auch ursprtinglich gemeint war,  

„qualitativ" verstanden wird. Mit dem Übergang von der (qualitativen) Physik des Aristo-
teles aber zur (quantitativen) Physik des späten Mittelalters wird der Fortschritt, ehedem  

verstanden als Streben nach Vollkommenheit, gemäß der nun einzig legitimen Methode  

ebenfalls in seine quantitative Variante umgeschrieben, und die heißt „Wachstum". So daß  

sich diese Geschichte letztendlich nicht nur als eine des Verlustes erweist, sondern es zeigt  

sich auch, daß die „Ursachen des Wachstums", zumindest zum Teil ,  auf ein fundamentales  
Mißverständnis zurückzuführen sind.  

Anhang:  
Der Regelkreis als Real-Norm  
Wenn man  etwas verändern will, muß m an  handeln; soviel steht fest. Der Bericht des  

„Club of Rome" hat zwar die — quantitativen — Grenzen des Wachstums aufgezeigt, der  

Folgebericht  Ober  die „Neuen Grenzen des Wachstums" (Meadows u. a. 1992) hingegen  
besagt, daß sich (angeblich) seither nicht viel geändert hat. Der Aufruf zu Beschränkung,  

d. h. quantitativer Verminderung von Verbrauch, erscheint als zu schwach, der Ruf nach — 
möglichst sanften — Regulationen wird laut. Unsere — pe гsönlichen und institutionalisier-
ten — Gewohnheiten werden sich aber nur ändem, wenn sich unser Weltverständnis ändert,  

und zwar in einer Weise, daß die Regulative unseres Handelns den Regulativen des uns  

Umgebenden entsprechen. Das mag nun einfach klingen, ist es aber durchaus nicht. Denn,  

wie ausgeführt, leben wir in einer zweigeteilten Welt, die zweierlei Arten von Regulativen  

hervorgebracht hat und anwendet.  
Jedes Handeln bedarf der Anleitung. Werden diese Anleitungen reflektiert, spricht m an  ei-
nerseits von Kategorien, andererseits von Normen. Sie verbinden die Ebene des (alltägli-
chen) Handelns mit jener des übergeordneten Systems, treten also funktionell und struktu-
rell die Nachfolge des Rituals an. Im allgemeinen, und insbesondere seit Kant, versteht  

man  unter Kategorien jene Denk- und Handlungsanleitungen, die dem Handeln gegenüber  

dem (wie immer gedachten) System zugrundeliegen, das das Funktionieren der Dinge zum  

Inhalt hat, während unter Normen jene Anleitungen zu verstehen sind, die sich auf das  

Handeln gegenüber (anderen) Menschen beziehen. Auch diesen liegt eine übergeordnete  

Instanz zugrunde, letztlich eise „Idee". Daher kann man diese Normen „Ideal-Normen"  

nennen.  
Allerdings besteht zwischen diesen beiden Bereichen ein kategorialer Unterschied: Die  

Natur gilt als das „Reich der Notwendigkeit", w as  ein Synonym für „Unveränderlichkeit"  

und „Unerschöpflichkeit" darstellt, der menschliche Bereich als jenes der „Freiheit". Hier  

der Bereich des „Seins", dort jener des „Sollen". Und nur dort, wo es „Freiheit" gibt (w as  
immer das auch wäre), gibt es auch „Werte". Und so erklärt sich auch die Unterscheidung  

zwischen der „wert-losen" Natur und den mit „Werten" behafteten Werken der Menschen.  

Es zählt also heute nur das als Norm, w as  aus dem Bereich der Kultur begründet und be-
wertet werden kann, und sich auch wieder auf Kultur bezieht. Für den Umgang mit der  

„wert-losen" Natur ist mit Kategorien vorlieb zu nehmen. Denn seit der antike Physis-Be-
griff aufgegeben wurde, ist es allein die Kultur mit ihren Interessen, die die Beziehung zur  

Natur regelt.  
Die Einsicht, daß auch unser Verhalten gegenüber der Natur einer „werthaften" Regelung  

bedarf, setzt sich in den Versuchen zu einer „ökologischen Ethik" zwar durch, die Bemii- 
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hungen sind aber zur Zeit noch recht mangelhaft. Denn bisher, so Wilhelm Vossenkuhl  
(1993, 6-19), wurde versucht, die Ansprüche der Natur entweder „analog" oder „relativ zu  
den moralischen Ansprüchen der Menschen" zu verstehen.  
Wie erinnerlich, war das nicht immer so: Das erste „vollständige" Weltmodell, jenes des  
Anaximander, gibt nicht nur an, wie der Kosmos entstanden ist, sondem auch, wie er funk-
tioniert, und zwar auf der Basis eines „moralischen" Gesetzes. Die Stelle lautet (nach Sim-
plicius Diels 6 1985): „Woraus aber  die  Dinge ihre Entstehung haben, darein fmde auch ihr  
Untergang statt, gemäß der Schuldigkeit. Denn sie leisteten einander Sühne und Buße für  
ihre Ungerechtigkeit, gemäß der Verordnung der Zeit." Dieses moralische Gesetz setzt  
sich aus beiden Ebenen zusammen, es besteht — auf der materiellen Ebene — im „Aus-
gleich" der „Dinge", wodurch — auf der moralischen Ebene — „Gerechtigkeit" entsteht.  
Was auffällt, ist, daß die Verknüpfung der uns heute so verschieden erscheinenden beiden  
Ebenen völlig selbstverständlich erfolgt: nur, wenn die Dinge sich im „Ausgleich" befin-
den, d. h. sich in einem „Kreislauf` von Entstehen und Vergehen bewegen, herrscht Ge-
rechtigkeit. Und diese Gerechtigkeit stellt den „Grundwert" dieser Kultur dar. Allerdings  
gilt diese Gerechtigkeit heute nur für das „Reich der Freiheit", wird der Natur also vorent-
halten. Und genau hier liegt der Mangel.  
Denn Zirkularität und Periodizität, die noch für Kepler eine wichtige Rolle spielen, wer-
den, eben mit Kant, zugunsten einer linearen Beziehung zwischen dem „transzendentalen  
Subjekt" und der „Erscheinung" aufgegeben. Mit dem Verzicht auf diese Vorstellung wird  
die Natur zwar, ebenso wie das Subjekt, „autonom"; sie fällt damit aber aus der Moral, und  
damit aus der Verantwortung, heraus. Diese bleibt allein dem Subjekt zugeordnet. Daher  
können ihr auch keine „Werte" mehr zugeschrieben werden. Diese sind nun allem den  
„Werken" des Menschen vorbehalten. Und so nimmt der Fortschritt seinen Lauf.  
Was  wir brauchen, sind also Normen, die den Umgang mit der Natur regeln, und zwar auf  
der Basis eines ihr zugeschriebenen Wertes. Diese sollten daher den Namen „Real-Nor-
men" erhalten — was im gängigen Sprachgebrauch als еin Widerspruch erscheint, aber kei-
ner ist.  
Mit der Evolutionstheorie und der daraus abgeleiteten „Evolutionären Erkenntnistheorie"  
steht uns heute ein Instrument zur Verfügung, von dem wir glauben, daß es einen adäqua-
teren Umgang mit der Welt in ihrer heutigen Problematik ermöglicht. Im biologisch und  
ökologisch orientierten Weltbild, das die Evolutionstheorie anbietet, kehrt die Figur der  
periodischen Erneuerung, wenn auch in veränderter Form, wieder zurück.  
Die Welt wird aus ihrer Statik erlöst. „Veränderung" ist nun nicht mehr  Problem,  wie bei  
beispielsweise bei Aristoteles, sondern das (Haupt-)Thema. Nicht mehr nur der Mensch,  
auch die Natur erhält eine Geschichte. Diese stellt sich als eine „Veränderung der Verände-
rung" dar: nicht mehr nur das Individuum, auch seine Umwelt, ist, und zwar nicht nur ge-
schichtlich, sondern ebenso „strukturell", veränderlich. Das ist nur möglich, wenn man  al-
len  Systemen gewisse „Freiheitsgrade" zuordnet — andernfalls ist ein Prozeß wie „Evolu-
tion" nicht denkbar. Damit erhält die Natur, ebenso wie der Mensch, Anteil an dem, w as  
man „Freiheit" nennen könnte. Dennoch folgt auch diese „Bewegung" einer Regel: zwi-
schen den beiden veränderlichen Polen Mutation (Individuum) und Selektion (Umwelt)  
entspinnt sich ein Geschehen, das sich zwar selbst immer wieder neue Regeln gibt, sich  an 
diese dann aber auch zu halten hat. Die statische, „ewige" Kreisbewegung dadurch wird  
beweglich, wird zum „negativen Regelkreis", zu einem Kreislauf, der — „systemimman-
len" — Regeln folgt.  

a  
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Denn organische Prozesse folgen keinen absoluten Werten, sie bewegen sich uni „So11-
Werte". An die Stelle von „Vollkommenheit" tritt das Gleichgewicht, die „H оmöostase".  
Und nicht mehr nur der Mensch ist für das Funktionieren des Systems verantwortlich, son-
dem jedes einzelne Lebewesen, aber auch die anorganische Natur, tragen zur Aufrechter-
haltung des Systems bei.  
Diese Sicht ist zwar „monistisch", aber nicht materialistisch zu nennen, da von einem  

Schichtenbau sukzessive entstehender qualitativ neuer Strukturen ausgegangen wird. (Im  

sog. Materialismus hingegen setzt sich das System allein aus Strukturen zusammen, deren  

Verschiedenheit durch Form, Anordnung und Lage ihrer elementaren Bestandteile erklärt  

werden.)  
Mit dem Verhalten, das sich ebenfalls als strukturell gegliedert und als in  Anpassung an  
das außensubjektiv Gegebene entstanden erweist (Lo renz 1973), kehrt auch die „mittlere  
Ebene" wieder zurück, und das System wird wieder vollständig. Durch die Evolutionäre  

Erkenntnistheorie, die auf der Einsicht gründet, daß unsere Verhaltens- und Denkmuster  

aus der Auseinandersetzung mit der Natur entstanden sind, schreiben die Kategorien nicht  

mehr, wie bei Kant, der Natur die „Gesetze" vor, sondern sie werden als in Wechselwir-
kung mit ihr entstanden gedacht. Ebenso wie die Prozesse, auf die sie sich beziehen, sind  

diese Muster daher nicht starr, sondern bewegen sich ebenso um „Soll-Werte". Daher kann  

man  sie legitimerweise als Normen bezeichnen. Im Gegensatz zur Tradition wird damit die  

Unterscheidung zwischen „Kategorie" und „Normen" hinfällig, und man könnte von  

„kategorialen Normen" sprechen. Diese können, je nach ihrem Bezug auf das soziale oder  

„natürliche" System, inhaltlich unterschiedlich ausformuliert sein, in ihrem Prinzip sind  

sie jedoch gleich.  
Durch ihre spezielle Struktur sind es allerdings die Lebewesen, die am meisten zur „Verän-
derung der Veränderung" beitragen. Sie sind es, die im eigentlichen Sinn die Evolution  

vorantreiben, das Anorganische immer mehr umstrukturieren. Allerdings ш  einer Weise,  
daß sie ihre eigenen Erhaltungsbedingungen möglichst nicht gefährden. — „Denn: Wer am  

Spiel teilnehmen will, muß sich an die Regeln halten, sonst wird er ausgeschlossen". —  

Und es gilt: wer neue Bedingungen schaffen will, muß auch neue Regeln schaffen.  

Quantitatives „Wachstum" aber folgt keiner Regel, sondem bricht sie. Denn es wird allein  

dadurch möglich, daß negative, homöostatische Regelkreise aufgebrochen, linearisiert  

werden. Das „natürliche" Wachstum, das letztendlich wieder zu Vergehen, zu Vernichtung,  

führt, und damit den Kreis schließt, wird als negativ empfunden. Es soll — und zwar mit al-
len Mitteln — verhindert werden: der Regelkreis soll „positiv" sein, d. h. immer weiter  

eskalieren. Erreicht wird das vor allem dadurch, daß der natürliche (negative) Regelkreis  

von Produzenten, Konsumenten und Reduzenten jeweils auf die Dualität von Produzent  

und Konsument eingeschränkt wird. Auf eine einfache Formel gebracht: das Ziel jedes  

Fortschritts ist die „Reduzentenreduktion", sei es in der Hygiene (Bakterien), der Medizin  

(Krankheitserreger), der Landwirtschaft (Schädlingsbekämpfung) oder der Technik  (Her-
stellung von haltbareren Materialien). Der Einsatz von Energie und Rohstoffen ist, so ge-
sehen, nur Mittel zu diesem Zweck. Was wir an  Abfall und Müll produzieren, ist deshalb  

auch nur zum geringen Teil wieder in das System rückführbar. Und die Bevölkerungszahl  

explodiert.  
Die „verborgenen Möglichkeiten" in Form der Ressourcen aber sind in keinen „ewigen  

Schöpfungsplan" eingesenkt, sondem beschränkt und endlich.  
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C2 
Bedingungen 

Bedingungen, also jene Größen, die aller Differenzierung des 
Wachstums zugrundeliegen, und im Prinzip, aber wohl nur 
im Prinzip noch zu beeinflussen wären, kann m an  nach zwei 
Aspekten darstellen. Einmal ist es jene Eigendynamik, die 
den Verbrauch an Energie und materiellen Giitem in die Höhe 
treibt, und den man  zunächst einmal nur mengenmäßig zur 
Kenntnis nehmen muß; Kapitel B. Und davon abgesetzt ist es 
die Erfindung speicherbarer Macht, das Geld, und seine Fol-
gen, Zins und Profit, die als ein in sich geschlossenes System 
das Wachstum angetrieben haben und weiter antreiben; Kapi-
te19. 



KAPITEL  8 

Das Verbrauchswachstum der Menschheit 
Hans Peter Aubauer*  

Wie keine Tierart verbraucht die Menschheit scheinbar unbegrenzbar mehr und immer  
mehr Energie, mehr Stoffe und beansprucht sowohl immer mehr des Lebensraumes als  
auch der Nahrungsbasis der übrigen Arten. Bereits 40% der Biomasse, die Pflanzen mit-
tels Photosynthese und der Sonne produzieren, wird allein von der Menschheit genutzt  
(Vitousek 1986). Diese pflanzliche Produktion bildet die Basis der Nahrungsketten der  
alles Leben tragenden Ökosysteme. Ihre Begrenzung schränkte zunächst auch alles Leben  
ein.  
Als sich daher die Menschheit vor 3 bis 5 Millionen Jahren aus dem Tierreich heraus ent-
wickelte, blieb ihre „Naturgesellschaft" anfangs immer noch in die Natur und deren Oren-
zen eingebunden und auf eine Population von ca. 20 Millionen beschränkt (Livi-Bacci  
1993, Ehrlich 1972). Erst die etwa 10.000 v. Chr. beginnende und ca. 1800 n. Chr. weitge-
hend abgeschlossene „Landwirtschaftliche Revolution" ermöglichte den Übergang von ei-
ner „Natur-" zu einer „Agrargesellschaft" von rund 1 Milliarde (Mrd.) Menschen. Wobei  
deren individueller Verbrauch immer noch weitgehend auf das Existenzminimum begrenzt  
blieb: Täglich verbrauchten sie nicht mehr als etwa 3 kg feste Stoffe, 12 kg Luft, 20 kg  
Wasser und eine energetische Leistung unter 300 Wa tt  (I1FF 1995). Ihr Gesamtverbrauch  
blieb im wesentlichen durch die Produktion an Biomasse sowie die Sonneneinstrahlung  
begrenzt. Die Ausbeutung begrenzter fossiler Ene гgievorräte durchbrach diese Grenze:  
Seit der industriellen Revolution stieg in der „Industriegesellschaft" nicht nur die Anzahl  
an  Menschen auf bisher 5,8 Mrd. Menschen (PRP 1996). Auch der mittlere zur Befriedi-
gung ihres „Wohlstandes" erforderliche Verbrauch nahm in den reichen Industrieländern  
sehr rasch auf täglich etwa 100 kg fester Stoffe, 150 kg Luft, 1,5 Tonnen Wasser und eine  
energetische Leistung um 6 kW zu (1IFF 1995, Simons 1994). Weltweit ist der gesamte  
Energie- und Stoffverbrauch damit seit der Steinzeit um etwa vier Größenordnungen oder  
ca. einen Faktor von 10 000 gewachsen, und er nimmt rasch beschleunigend weiter zu.  
Was sind die Ursachen fUr dieses in der Geschichte des Lebens auße гgewöhnliche  Wachs-
turn?  Im folgenden soll gezeigt werden, daß für die Menschheit nach wie vor dieselben  
Grenzen der ökologischen Tragfähigkeit gelten, die die Natur bisher dem Wachstum jeder 
Art  setzte. Wegen der erstmaligen massiven Ausbeutung begrenzt vorhandener natürlicher 
Vorräte, insbesondere fossiler und mineralischer Rohstoffe, und der Zeitverzöge гung zwi-
schen der menschlichen Einwirkung auf die Natur und deren Rückwirkung, kann die 
Menschheit diese Grenzen jedoch vorübergehend überschreiten. Dies sind die wesentli- 

* Hans Peter Anbauer ist Physiker, 1939 in Graz geboren, aufgewachsen auf einem Bergbauernhof,  

Studium der Experimentalphysik an  der Tech. Univ. Wien, der Theoretischen Physik an  der Univ. Chi-
cago USA, Forschungen am Max-Pl anck-Institut für Metallforschung in Stuttgart BRD, Habilita tion  
über Festkörperphysik.  
Zugang zum Thema über Erfahrungen in ertragsarmer Landwirtschaft und in lebensfeindlichen Groß-
städten, Forschung und Lehre an  Univ. Wien über die komplexen Mensch-Natur-Wechselwirkungen,  

Zusammentreffen mit Konrad Lorenz in Tübingen und  den  Biologen in Wien, Engagement in österrei-
chischen und internationalen Umweltkonflikten.  
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chef Ursachen des Wachstums ihrer Population und ihres mittleren individuellen Verbrau-
ches an  Energie und Stoffen sowie der Beanspruchung von Lebensraum:  

Wachsen gegen und über die Grenzen der „ökologischen Tragfähigkeit"  

Es kann in der Natur studiert werden: Um 1800 setzten australische Siedler Schafe auf der  

Insel  Tasmanien  aus. Solange deren Herde noch klein war, wuchs sie exponentiell oder so,  
als ob sie sich auf einer grenzenlosen Weide befände (Davidson 1938). Je größer die  

Schafherde aber wurde, umso mehr machte sich für jedes Schaf die Konkurrenz der ande-
ren Schafe bemerkbar. Seine Nachkommenschaft verminderte sich, und das Wachstum der  

Herde nahm ab. Bei einer Нетdепgrößе  von 1,6 Mill. verschlechterten sich die Lebensbe-
dingungen eines einzelnen Schafes schließlich so, daß es am Existenzminimum dahinve-
getierte und im Mittel nur mehr einen Nachkommen hatte. Das Wachstum  der  Herde war  
zu Ende. Tasmanien konnte dauernd nicht mehr als 1,6 Mill. Schafe еmähren. Eine Her-
dengröße von 1,6 Mill. ist seine „ökologische Tragfähigkeit" für Schafe.  

Wieso soll dann aber das doppelt so große Österreich mehr als das Vierfache seiner we-
sentlich weniger genügsamen Bürger dauernd und ohne Hilfe von außen emähren können  

und das, obwohl 90% der Nahrung verloren gehen, wenn sie ausschließlich von Schafen  

lebten?  
Wenn zu Beginn nicht nur wenige, sondem mehr als die 1,6 Mill. Schafe auf die tasmani-
sche Weide gebracht worden wären, die die tasmanische Weide tragen kann, dann wären  

sie verendet, bis ihre Population wieder die Tragfähigkeit von 1,6 Mill. erreicht hätte.  

Dementsprechend ist es möglich, daß die Population einer Tierart über die Tragfähigkeit  

ihres Biotopes hinaus wächst, jedoch nur vorübergehend. Dann, wenn die naturbelasten-
den Folgen des Wachstums erst mit einer Zeitverzögerung auf dieses zurückwirken  (Ha-
berl u. Aubauer 1992). Je größer diese Zeitverzögerung ist, umso weiter wächst die Popu -
latini  über die Tragfähigkeit hinaus, um danach umso tiefer unter diese zusammenzubre-
chen. Tatsächlich können die Zeitverzögerungen zwischen der Schadwirkung der Mensch-
heit auf ihre Umwelt und deren Rückwirkung auf die Menschen ganz besonders groß sein:  

So könnten sich die Störungen des klimatischen Gleichgewichtes oder die Zerstörung der  
Biodiversität möglicherweise erst nach Jahrzehnten bis Jahrhunderten nachteilig auswir-
ken. Das Überschreiten von Wachstumsgrenzen ist nicht direkt erfahrbar.  

Beispielsweise vermehren sich die Lemminge Kanadas zunächst über die Tragfähigkeit  

der polaren Weide hinaus, um danach katastrophal innerhalb zirka eines Jahres unter ein  

Tausendstel ihrer ursprünglichen Population zusammenzubrechen (Shelford 1943). Erst  

etwa vier Jahre später, nachdem sich die Weide von ihrer Überweidung erholt hat, ver-
mehrt sich die Lemmingpopulation wieder. Wieder wächst sie lawinenartig über die Trag-
fähigkeit hinaus, um danach abermals zusammenzubrechen und dies zyklisch wiederkeh-
rend immer wieder (May 1980).  
Nicht mehr und nicht weniger als die Existenz derartiger Wachstumsgrenzen innerhalb ei-
nes abgeschlossenen Biotopes hat Malthus schon im 18. Jh. vermutet (Malthus 1798).  

Dennoch wird ihm immer wieder entgegengehalten, daß sich seither nirgends Wachstums-
grenzen gezeigt haben. Seine Argumente trafen aber auf das damals wirtschaftlich abge-
schlossene Irland vor dessen wirtschaftlicher Öffnung durch einen seither stetig anschwel-
lenden Handel völlig zu. Seine Argumente stimmen aber auch heute für unseren nach au-
ßen abgeschlossenen Planeten, wie in den folgenden Abschnitten gezeigt werden kann.  
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Die natürlichen Grenzen des Naturverbrauches  
Welche Tragfähigkeitsgrenze ist dem Leben auf diesem Planeten gesetzt? Ist die Mensch-
heit an  sie gebunden oder kann sie vorübergehend überschritten werden, wie von den 
Lemmingen? 
Leben benötigt Sonnenlicht. Es dient Lebewesen, wie den Pflanzen (oder dem Phyto-
plankton) zum Wachstum. Mit seiner Hilfe binden sie mittels Photosynthese Stoffe, wie 
den Kohlenstoff der Luft, um ihre Biomasse aufzubauen. Menschen wie Tiere leben im 
Gleichgewicht indirekt von der Sonnenenergie, indem ihnen diese Biomasse oder von ihr 
lebende Tiere als Nahrung dienen. Der Biomassebildung und damit allem Leben auf die-
sem Planeten ist daher eine auf Dauer unüberwindliche Grenze gesetzt: Das durch Ökosy-
steme verwertbare Angebot an Sonnenenergie. Es bestimmt die ökologische Tragfähigkeit. 
Paradoxerweise war gerade die Existenz dieser engen Grenze eine wesentliche Ursache 
der Hochentwicklung des Lebens: Jede A rt  versuchte sich so weit als möglich zu vermeh-
ren und zu wachsen, wie die Menschheit derzeit auch. Nur wollten das die anderen Arten 
auch, so daß sie sich gegenseitig konkurrierten und damit begrenzten. Denn nach dem 
„Кonkurrenzausschlußprinzip" der Ökologie können innerhalb eines Biotopes zwei Arten 
nicht dauernd überleben, wenn sie einander konkurrieren (Herder 1994). 
Alle Arten zusammen stoßen damit an die Grenzen der Biomassebildung, die der ökologi-
schen Tragfähigkeit zugrunde liegt. Riedl formuliert (Riedl 1993): ,,... keine Spezies, ob 
Tier oder Pflanze, ist auf die Grenzen ihres Wachstums ausgelegt. Im Gegenteil: Die Be-
grenzung der Vergrößerung der Populationen scheint lediglich durch die Grenzen der Res-
sourcen, durch spezifische Räuber beziehungsweise durch konkurrierende Arten gegeben 
zu sein ..  255.".  
Die Vermehrung einer Tier-  oder Pflanzenart bzw. das Wachstum ihrer gesamten arteige-
nen Biomasse kann daher nur auf zwei Weisen geschehen: 
A) Entweder durch „siegreiche" Konkurrenz auf Kosten anderer Arten. Dies verringert 
die Artenanzahl, ohne daß die Effizienz der Nutzung der Sonnenenergie zur В iomassebil-
dung dabei zunimmt. 
B) Oder durch die Entdeckung zusätzlicher Möglichkeiten der Sonnenenergienutzung, 
ohne dabei mit anderen Arten in Konkurrenz zu geraten. Die Adaptation und Spezialisie-
rung auf derartige Möglichkeiten war der Anstoß zur Entstehung neuer Arten in eigenen 
„ökologischen Nischen": Die Artenvielfalt, die Symbiosen zwischen den Arten und damit 
die Effizienz der Sonnennutzung stieg dabei. 
Diese letztere Variante B dominierte die Geschichte des Lebens. Der nach Wachstum stre-
bende „Gruppenegoismus" der Arten war damit die treibende Kraft hinter der wunderba-
ren Evolution einer großen Vielfalt aufeinander eingespielter  Tier-  und Pflanzenarten, die  
in weitgehender Symbiose miteiiiander leben und so zwischenartliche Konkurrenz vemiie-
den. Nach Millionen von Jahren der Optimierung waren alle ökologischen Nischen weit-
gehend besetzt und die maximal mögliche Umwandlungseffizienz von Sonnenenergie in 
Biomasse praktisch erreicht. Es entstanden die vielfach miteinander venetzten Ökosyste-
me. Aber nur weil allem absolute Grenzen des Ressourcenangebotes, insbesondere des an 
Sonnenenergie gesetzt waren. 
Wie konnte die Menschheit dieses dynamische Gleichgewicht durcheinanderbringen und 
auf Kosten aller anderen Arten entsprechend der Variante A scheinbar grenzenlos wach-
sen? Vor allem weil sie nicht nur die momentan, sondern auch die in der Vergangenheit 
eingestrahlte Sonnenenergie in Form „fossiler Energie" nutzen lernte. 
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Die „Naturgesellschaft"  
Als vor etwa vier Millionen Jahren die ersten noch affenähnlichen Primaten die Savan-
nen Afrikas eroberten, erlangten sie mit der Entwicklung des Gehirnes, des Werkzeugge-
brauches, mittels von der Fortbewegung befreiten Hä пdеn sowie mit der Sprache eine 
derartige Überlegenheit, daß sie allen anderen Arten Konkurrenz machen konnten, ohne 
daß dies ihr Überleben direkt gefährdete. Ihre Ausbreitung konnte durch tierische Kon-
kurrenz nicht mehr begrenzt werden. In der Folge drangen sie seither in nahezu alle Bi o-
tope ein und verdrängten mehr oder weniger als Faunenverfälscher weitgehend die dort 
heimischen Arten. 
Obwohl die Menschheit von ihrem Anfang an die Natur effizienter nutzte als die anderen 
Tierarten, war sie dennoch zunächst wie diese immer noch restlos in die ökologischen Sy-
steme und deren Grenzen eingebunden. Die Naturgesellschaft der Jäger, Sammler oder Fi-
scher konnte dementsprechend über eine Bevölkerungsdichte von 0,6 Personen p ro  Qua-
dratkilometer kaum hinauswachsen (Cipolla 1972). Sie war unfähig, mehr als 3,2 Millio-
nen der insgesamt vorhandenen 9,3 Millionen Quadratkilometer Festland zu nutzen. Ihre 
Gesamtgröße blieb auf 20 Millionen begrenzt. 
Die Geburtenrate der Bevölkerung war hoch. Ihre Dichte war dennoch klein, denn ihr 
Wachstum wurde durch Hunger, Krankheiten, Kriege und Kindesmorde limitiert  (Kuc-
zynski  1934), wie dies Malthus beschrieb (Malthus 1798). Obwohl ansteckende Krankhei-
ten wegen der niedrigen Bevölkerungsdichte noch selten waren, konnte die Bevölkerung 
nur soweit wachsen, als die durch sie genutzten Pflanzen und Tiere von selbst nachwach-
sen konnten. 

Die „Landwirtschaftliche Revolution"  
Diese Begrenzung wurde durch den Übergang zu Ackerbau und Viehzucht durchbrochen. 
Erstmalig griffen Menschen gezielt in ökologische Systeme ein, um sie sich dienlich zu 
machen. Ihr Gehirn befähigte sie zu beobachten, zu experimentieren und ihre Welt zu ver-
stehen. Dies unterschied sie von den anderen Arten. Irgendwann nach dem zehnten vor-
christlichen Jahrtausend begann diese „neolithische oder landwirtschaftliche Revolution" 
im Vorderen Orient und breitete sich zunächst in  den  Osten und schließlich über die ganze 
Welt aus. 
Mit der Domestikation von Tieren und Pflanzen und ihrer Einbettung in künstliche Ökosy-
steme konnte der jährlich nutzbare Biomassezuwachs vermehrt werden. Dadurch stieg die 
Weltbevölkerung bis Ch risti Geburt auf einen Wert von ca. 300 Millionen, um danach na-
hezu eineinhalbtausend Jahre l ang, bis etwa 1500 n. Chr., nur wenig um diesen We rt  zu 
schwanken. Soweit feststellbar, waren sowohl die Geburten-, als auch die Todesraten die-
ser Agrargesellschaften sehr hoch: 35 bis 50 Geburten auf 1000 Einwohner standen 30 bis 
40 Sterbefällen gegenüber (Sieferle 1982). Daß die Bevölkerung dennoch nicht anstieg, 
lag an immer wieder auftretenden Sterblichkeitsgipfeln mit 150 bis 300 und sogar 500 T o-
desfdllen je 1000 Einwohner. Kriege, Seuchen und Hungersnöte, o ft  in der Folge klimati-
scher Schwankungen, reduzierten die Bevölkerung immer wieder, wenn sie zu weit Uber 
300 Millionen hinauswuchs. Die Höhe und Häufigkeit der Todesgipfel regelte den Um-
fang der Agrargesellschaften, analog der Diskussion im zweiten Abschnitt. So etwa ergriff 
die Pest im 13. Jh. gleichzeitig alle dicht besiedelten Regionen, wie Europa, Indien und 
China und halbierte die Weltbevölkerung innerhalb weniger Jahrzehnte. 
Zwischen 1500 und 1800 verdreifachte sich dann aber die Bevölkerung von 0,3 auf 1 Mrd. 
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Menschen. Wodurch? Um 1500 waren die Kulturen mit hoher Siedlungsdichte auch durch  

eine besonders weit entwickelte Pflug- und Dreifelderlandwirtsch аft gekennzeichnet  
(Braudel 1985). Im dünn besiedelten Rest der damaligen Welt existierten primitive Kultu-
ren der Nahrungserzeugung, wie Jäger, Fischer, Sammler, Nomaden und Hackbauer.  

Nach 15001öste die „Eroberung der Meere" mit Segelschiffen, also die Nutzung der Win-
denergie, ein Wachstum des Handels aus. Er und der geistige Aufbruch durch die Renais-
san ce und spätere Aufklärung förderten die Verbreitung des Wissens der fortschrittlichen  

Landwirtschaft über die ganze Welt. Wenn man dies berücksichtigt, kann sie bis 1800 etwa  

die 1 Mrd. Menschen ernähren. Möglicherweise war erst dann die um ca. 10 000 v. Chr.  

beginnende „Landwirtschaftliche Revolution" abgeschlossen.  

Es ist nicht sicher, ob die dabei erreichte Steigerung der Nahrungsproduktion dauernd auf-
recht erhalten werden kann, sobald die begrenzten Energievo пäte nicht mehr ausgebeutet  
werden können. Denn die Zunahme des landwirtschaftlichen Ertrages baut auf intensiven  

Eingriffen, Zerstörungen und auf einer Zurückdrängung der ökologischen Systeme auf.  

Möglicherweise sind diese dadurch gar nicht mehr ausreichend anpassungsfähig bzw.  

„elastisch", um die künftigen wechselnden Anforderungen, wie Klimaänderungen, überle-
ben zu können (Penings 1995). So wurden beispielsweise schon frühzeitig Wälder zum  

Schiffbau und aus Energiemangel so weitgehend abgeholzt, daß die Epoche vom Spätmit-
telalter bis in das 18. Jahrhundert als Periode der Waldverwüstung gilt (Schubert 1989).  

Vor allem läßt sich aber der landwirtschaftliche Ertrag vermutlich nicht dauernd oder  

nachhaltig über den Wert hinaus steigern, der um 1800 erreicht wurde. Denn alle danach  

erreichten landwirtschaftlichen Erntezuwächse erfordern Naturgüter, die nur begrenzt vor-
handen sind, wie fossile oder mineralische Rohstoffe. Zukünftig stehen diese nicht zur  

Verfügung. Daraus läßt sich ableiten, daß die 1 Mrd. Weltbevölkerung um 1800 vermutlich  

auch die maximale Größe ist, die die Ökosysteme dieses Planeten dauernd tragen können,  

und zwar auf dem sehr niedrigen materiellen Niveau der damaligen Zeit. Diese Abschät-
zung der ökologischen Tragfähigkeit könnte eine sehr konservative sein: Denn die Tragfä-
higkeit wurde seither sicherlich vermindert, etwa über die Bodenversiegelung, Bodenero-
sion oder über die Verminderung der Biodiv еrsität bzw. der Anzahl der Nutztierrassen und  

Nutzpflanzensorten, die ohne energie- und rohstoffintensive Pflege auskommen können.  

Die „Industrielle Revolution"  
Die weitgehende Beschränkung der Energiequellen auf Pflanzen und Tiere setzte jegli-
cher Wachstum in der Agrargesellschaft die Grenzen des Angebotes an  Sonnenenergie  
und Bodenfläche. Diese Grenzen können in der Industriegesellschaft durch die Ausbeu-
tung begrenzt vorhandener Energievorräte vorübergehend durchbrochen werden. Die pe-
riodischen Todesgipfel sind seither verschwunden. Hungersnöte sind durch energieintensi-
ve Landwirtschaft und H andel sehr selten geworden. Medizin und Hygiene dämmen Seu-
chen ein.  
Der Beginn der Industriellen Revolution hängt eng mit dem Abbau von Kohle zusammen.  

Deren massive Ausbeutung begann etwa 1800 und verdoppelte sich etwa alle 25 Jahre.  

Das durch die Ausbeutung ermöglichte industrielle Wachstum nahm daher Ende des 18.  

Jh. aus vielerlei Gründen gerade in England seinen Ausgang (Dur ant 1967): England hatte  
große Kriege auf dem Kontinent gewonnen, ohne selbst verwüstet zu werden. Es sicherte  

sich die Herrschaft auf den Meeren und damit über Kolonien, die Rohstoffe lieferten und  

bearbeitete Güter kauften. Seine Heere, Flotten und die wachsende Bevölkerung stellten  
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einen expandierenden Markt für industrielle Produkte dar. Das in einem ausgedehnten  

Handel verdiente Kapital suchte nach gewinnbringenden Investitionen. Die Verdrängung  

des Ackerbaus durch Weidewirtschaft trieb die Bauern in die Städte, wo sie zu billigen A т-
beitskгäften der Industrialisierung wurden.  

Vor allem trafen gerade im damaligen England eine Verknappung von Holz (Mann 1986),  
die Verfügbarkeit großer Kohlelager und das Vorhandensein sehr aktiver Unternehmer-
gruppen zusammen; Unternehmer, die aus einem Zeitalter des Handels und der Seefahrt  

hervorgegangen waren. Mitte des 19. Jh. erfaßte der durch den Kohleverbrauch ausgelöste  

Umbruch nicht nur Frankreich und Belgien, sondern auch Deutschl and, die Vereinigten  
Staaten, Schweden und Norditalien. Rußland und Japan folgten bald nach. Heute erobert  

die von einem wachsenden Ölverbrauch abhängige Industrielle Revolution „Schwellen-
ländеr"  in  Asien und Südamerika.  
Die industrielle Wende baute auf dem im 16. und 17. Jh. erworbenen Wissen auf und wur-
de vor allem durch die Entwicklung der Dampfmaschine ausgelöst (Sieferle 1982). Sie  

war zunächst angestrebt worden, um das bei der Förderung der Kohle mit zunehmender  

Tiefe in die Schächte drängende Wasser zu heben. Dies war mit Muskelkraft nicht mehr  

möglich. Zum Wasserpumpen sollte die in der Kohle enthaltene Wärmeene гgie nach ihrer  
Umwandlung in mechanische Energie dienen. Aufbauend auf dem pneumatischen Tem-
peltüröffner des  Heron  von Alexandria aus dem 1. Jh. v. Chr. (Jischa 1993) wurde 1712 die  

„atmosphärische Feuermaschine" von Newcomens entwickelt. Ihr ging der Ruf voraus,  

zur Entwässerung einer Grube zwei weitere Gruben zu benötigen — eine Erzgrube, um sie  

zu bauen und eine Kohlengrube, um die enormen Brennstoffmengen zu liefern: Mit der  

Verfügbarkeit großer Energiemengen begann damit auch deren Verschwendung. Erst Ende  

des 18. Jh. entwickelte James Watt eine effizientere, „marktfähige" Dampfmaschine. Am  

Übergang zum 19 Jh. waren 181 Wattdampfmaschinen in Baumwollspinnereien und -we-
bereien, in Kupfer- und Kohlengruben, Hüttenwerken und in Brauereien installiert (Sonne-
mann 1987).  
In der Folge nahm der Kohleverbrauch rasch zu. Immer mehr ersetzte er Muskelkraft und  

erneuerbare Energiequellen und erschloß neue Quellen chemischer Energie. Dies ermög-
lichte  
• den  bisher unbegrenzten Zuwachs der Weltbevölkerung: Denn vor allem mit епergiе in-
tensiven Agrarchemikalien und Bodenbearbeitungsmethoden konnte der landwirtschaftli-
che Ertrag vervielfacht werden. Zunächst „explodierte" die europäische Bevölkerung zwi-
schen 1800 und 1930 von 200 Millionen auf 700 Millionen und steigerte ihren Anteil an  
der Weltbevölkerung damit von 20 auf 35% (Kuczynski 1934). Säe wurde zur Auswande-
rung gezwungen und förderte damit die weltweite Ausbreitung der Industriellen Revolu-
tion. Gegenwärtig findet die „Bevölkerungsexplosion" vor allem in „unterentwickelten"  

Ländern durch ein Absenken der Ste гblächkeätsraten statt, ohne daß dort eine Auswande-
rung oder eine Begrenzung des Bevölkerungszuwachses durch eine Industrialisierung wie  

in Europa möglich wäre. Denn es existieren nicht genug Naturressourcen, um die Indu-
strialisierung auch auf die Entwicklungsländer zu übertragen.  

• eine unbeschränkte Verschwendung  von  Stoffen und die Nat иrschädigипg durch deren  
Emissionen: Mit der „Befreiung" der Menschen aus der Arbeit in der überlebensnotwendi-
gen landwirtschaftlichen Primärproduktion und mit dem scheinbar unerschöpflichen Ener-
gieangebot verschwanden die Beschränkungen, begrenzte Stoffressourcen aus der Natur  

abzubauen und sie nach ihrem „Verbrauch" als Schadstoffe oder Abfall wieder an sie zu- 
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nick zu geben. So lange beispielsweise ausschließlich Holz zur Eisenverhüttung eingesetzt  
werden konnte, war diese durch das Holzangebot begrenzt. Erst die Bewältigung der che-
mischen Probleme des Kohleeinsatzes zu diesem Zweck am Ende des 19. Jh. beseitigte  
diese Grenzen. Auch Stahl wurde weitgehend verfügbar und ermöglichte den Bau von  
Produktionsmaschinen und Fahrzeugen, die mit Dampfmaschinen in Bewegung gehalten  
wurden. Der Kohle- und der Stahlverbrauch jagten einander gegenseitig hoch.  
• einen ständig steigenden Verkehr von Gütern und Personen: Beginnend mit der raschen  
Ausbreitung der Dampfeisenbahnen und Dampfschiffe sanken Aufwand und reale Kosten  
des energieintensiven Verkehrs durch den Energieiiberschuß immer mehr ab. Verknappun-
gen der Versorgung,  die  regional irgendwo auftraten, wurden durch vermehrten Transport  
ausgeglichen. Der regionale Verbrauch mußte nicht mehr an die ökologische Tragfähigkeit  
der Region angepaßt werden, wie dies für Ökosysteme charakteristisch ist. „Tragfähigkeit  
konnte und kann importiert" und „Umweltschäden exportiert" werden. Die Ökonomie 1ö-
ste sich immer mehr von ökologischen Begrenzungen.  Die  Massenproduktion und  interre-
gionale  sowie internationale Arbeitsteiligkeit der Wirtschaft wuchsen, was die Mobilität  
weiter förderte. Die Ver- und Entsorgung wurde und wird immer mehr zentralisiert.  
In dem Ausmaß, in dem ungestörte Naturlandschaften oder Naturprodukte selten wurden  
und werden, werden sie auch attraktiv und laufen Gefahr, „verbraucht" zu werden. Denn  
wegen der niedrigen Transportkosten werden sie einer sehr großen Konsumentenzahl zu-
gänglich und wegen der Informationsexplosion bekannt: Die letzten intakt gebliebenen  
Landschaften werden durch Übernutzung zerstört — die letzte Schildkröte bis zur Ausrot-
tung gejagt, um etwa in Nobelrestaurarits verspeist zu werden.  
• den Wandel vom Tausch- zum Geldhandel: Die Mobilitätszunahme und die „Monetari-
sierung" der Wirtschaft begünstigten einander. Geld war nicht nur für den rasch wachsen-
den Handel unentbehrlich. Seine Verzinsung beschleunigte die Akkumulation von Finanz-
kapital und dementsprechend Natu гzerstörungspotential. Letzte Grenzen einer Naturaus-
beutung verschwanden. Zerstörungen von Naturkapital wurden und werden als belanglos  
eingeschätzt, da man es durch Finanzkapital ersetzbar hält.  
Ein über alle Maßen gewachsenes finanzielles Kapital konnte und kann seinen Wert nur  
erhalten, wenn es „ausreichend gewinnbringend investiert wird", um so zumindest seine  
Inflationsrate zu erwirtschaften. Dies erzwingt eine ständige Ausweitung des Naturver-
brauches, auch auf Kosten zukünftiger Gewinnmöglichkeiten.  
Auch die Verzinsung entwertet die Zukunft: Es erscheint billiger, erst in die Beseitigung  
von Umweltschäden zu investieren, nachdem sich das dafür erforderliche Geld auf einer  
Bank ausreichend verzinst hat. Das Wachstum nicht behobener Schäden, aber auch die po-
tentiell vieltausendjährige Zukunft der Menschheit werden in der Ökonomie ignoriert, wie  
die Existenz der Natur überhaupt. So werden nur Kapital und Arbeit als Produktionsfakto-
ren berücksichtigt, den knappsten, die Natur, kennt man nicht.  

Zusammenfassend wurde die Industrielle Revolution und damit das in der Geschichte der  
Menschheit einzigartige Wachstum des Energie- und Stoffverbrauches, wie der Bodennut-
zung, durch die Ausbeutung begrenzter fossiler und mineralischer Vorräte möglich. Sie  
führte zu einem Wachstum der Bevölkerung wie i hres individuellen Verbrauches weit über  
die Grenzen der ökologischen Tragfähigkeit, aber auch zu deren Abbau. Dies löste einen  
„Erfolgsrausch" der industriellen Gesellschaft aus, der über seine zeitliche Endlichkeit  
hinweg täuscht: Sobald die begrenzt vorhandenen Naturgüter nicht mehr nutzbar sind,  
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bricht das Produkt aus Bevölkerungszahl und individuellem Naturverbrauch auf diese im-
mer weiter sinkende Tragfähigkeit zusammen. Bei einer Fortsetzung der gegenwärtigen  

Lebensweise kommen die „Todesgipfel" notwendigerweise wieder, nur in einem in der  

Menschheitsgeschichte bisher unbekannten Ausmaß an Schrecklichkeit. Die Ursachen des  

Wachstums weisen drohend auf dessen Endlichkeit. Eine Behauptung, die im folgenden  

genauer untersucht werden soll:  

Die ökologische Tragfähigkeit und der Bodenertrag  

Auf Dauer kann die Menschheit nur von dem leben, was der Boden bzw. die von ihm ge-
tragenen Ökosysteme liefern (Wackernagel 1994). Dieser dauernd mögliche Boden- bzw.  

Gewässerertrag ist der ökologischen Tragfähigkeit  proportional.  Denn die Ausbeutung be-
grenzt vorhandener Naturvo гг  te, wie fossiler oder mineralischer Rohstoffe, ist grundsätz-
lich nur vorübergehend möglich und sollte rasch beendet werden, da sie die Tragfähigkeit  

unabänderlich senkt. Wie hoch ist diese aber?  
Allgemein wird angenommen, daß es der Menschheit wie in der Vergangenheit mit Hilfe  

von Wissenschaft und Technik auch in Zukunft gelingen werde, natürliche Begrenzungen  

der Naturausbeutung zu überwinden und damit die ökologische Tragfähigkeit mehr oder  

weniger beliebig weit anzuheben: Beispielsweise argumentiert Marche tti, daß unter Ver-
wendung des verfügbaren Kernenergiepotentiales, der Stoffvorräte und zu erhoffender  

wissenschaftlicher „Fortschritte" auf der Erde 10 12  oder tausend Milliarden Menschen  
„dauernd" bei einem Verbrauchsniveau leben könnten, das dem der USA entspricht  

(Marchetti 1978). Um den Lebensraum für Flora und Fauna zu bewahren, könnte diese  

Menschenmasse auf 10% der  Land-  oder Wasserfläche in Städten mit gigantisch in die  

Höhe und in die Tiefe gebauten Hausern konzentriert werden, sodaB die restlichen 90%  

der Fläche „unberührte" Landschaft/Gewässer bzw. praktisch ohne Umweltbelastung  

blieben.  
Abgesehen davon, daß noch so große Kemenergievorräte dennoch endlich wären und sich  

Nahrung künstlich in Retorten sicherlich nicht lange herstellen ließe, ignoriert Marchetti  

vor allem folgenden gravierenden Widerspruch: Einerseits soll 90% der Erdoberfläche  

„unberührt" bleiben. Andererseits soll sie total und immer wieder umgegraben werden, um  

aus ihr jene unglaubliche Menge an  Energie und Stoffen zu holen, die für die dauernde  

Versorgung von 1000 Mrd. Menschen erforderlich wa re .  
Der massive Stoffumsatz und Kemenergieeinsatz würde die lebende Natur und damit die  

ökologische Tragfähigkeit allein mit Emissionen rasch und restlos zerstören. Eine Weltbe-
völkerung von 1000 Mrd. Menschen würde damit sicherlich wesentlich kürzer als ein Pro-
mille der Zeit überleben, die für 1 Mrd. Menschen zur Verfügung stünde — nur ware deren  

Lebensqualität wesentlich niedriger. In der Summe würden daher bei einer Dichte von 1  

Mrd. Menschen gewiß mehr Menschen überleben, als bei der tausendfachen Dichte, und  

dies mit einem wesentlich höheren materiellen Standard und mehr Lebensqualität.  

Warum soll aber die landwirtschaftliche Ertragssteigerung der Vergangenheit und damit  

das Verbrauchswachstum nicht weitergehen? Die Industrialisierung der Landwirtschaft  

konnte den landwirtschaftlichen Ertrag während der „grünen Revolution" vervielfachen —  

aber um den Preis des Einsatzes nicht erneuerbarer fossiler Energie, einer hochentwickel-
ten chemischen Kontrolle und hochgezüchteter und damit krankheitsanfälliger Pflanzens-
Orten: Eine Verdoppelung des Ertrages erforderte etwa die zehnfache Menge an Düngemit-
teln, Pestiziden und Energie (TWFP 1967). Beispielsweise erzielt die industrialisierte  
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Landwirtschaft (u. a. in Japan) den vierfachen Ernteertrag je Hektar der ausschließlich 
durch Mensch und Haustier betriebenen (wie in Indien), erfordert aber hundertmal so viel 
Hilfsmittel und Energie (Odum 1983). Wenn die zur Steigerung des landwirtschaftlichen 
Ertrages eines Hektars Boden erforderlichen Rohstoffe auf diesem Hektar selbst produ-
ziert werden müßten, wäre der Ertrag wesentlich niedriger, als wenn auf diese Rohstoffe 
von vorne herein verzichtet worden wäre! So benötigen in der Landwirtschaft eingesetzte 
Pferde große Flächen zur Gewinnung ihres Futters. Ein dabei verwendeter Traktor benö-
tigt zur gleichen Arbeitsleistung jedoch wesentlich mehr Fläche zu seiner Herstellung, sei-
ner Entsorgung und für seine Kraftstoffen. 
Darüber hinaus sinkt der mit zusätzlicher Energie erreichbare Emteertragsgewinn immer 
mehr, weil die Ökosysteme immer mehr beeinträchtigt werden. Schließlich wird der Er-
tragsgewinn sogar negativ, weil etwa die Böden degenerieren und dies unabänderlich. So-
bald daher die begrenzte externe Energie nicht mehr verfügbar wäre, sänke der Ernteertrag 
unter ein Fünftel, oder unter den Ertrag zu Beginn des vorigen Jahrhunderts, als die Welt-
bevölkerung etwa 1/5 des gegenwärtigen Wertes oder 1 Milliarde Menschen betrug. Wenn 
die Energie- und Stoffvorräte nicht mehr genutzt werden können, müßte die Еrdоberflä-
che, wie in der Agrargesellschaft, nicht nur die Nahrung, sondem auch alle Energie und al-
le Stoffe produzieren und es müsste genug davon als Le bensraum für die wildlebenden Ar-
ten vorhanden bleiben. 
Aber die über  den  Wüsten- und Meeresflächen eingestrahlte Solarene гgiemeпge ist doch 
besonders groß und bisher ungenützt! Sie könnte doch ohne Beeinträchtigung von Ökosy-
stemen genutzt werden und eine ertragreiche Intensivlandwirtschaft weiterhin und dau-
ernd mit Energie versorgen! Es sind jedoch nicht genug Stoffe verfügbar, um diese großen 
Flächen mit geordneten technischen Strukturen überziehen und nutzen zu können. O ber-
dies müßten diese Stoffe wiederum auf knappen Böden produziert werden. 
Könnten die großen, mit sehr viel Sonnenenergie bestrahlten Meeresflächen aber nicht mit 
lebendigen Systemen, etwa Blaualgen genutzt werden? Dies scheitert an einer anderen 
Knappheit: Meere sind sehr nährstoffarm. Nachhaltig wären leider nicht genug Energie 
und Stoffe verfügbar, um Nährstoffe von den Küsten in die Meere zu transportieren, dort 
zu verteilen und an der lichtreichen Oberfläche zu halten. 
In einer konservativen Annahme könnte daher davon ausgegangen werden, daß die ökolo-
gische Tragfähigkeit etwa um 1800 erreicht wurde. Damit ist gemeint, daß eine Weltbevöl-
kerung von nicht mehr als 1 Mrd. Menschen beim damaligen materiellen Verbrauchsni-
veau auch ohne Ausbeutung begrenzter fossiler und mineralischer Rohstoffe dauernd übe г-
lеbeп  könnte — allein getragen von biogenen Rohstoffen. Konservativ, da der Eingriff in 
die Natur um 1800 möglicherweise bereits so groß war, daß die Weltbevölkerung wieder 
unter 1 Mrd. sinken würde, wenn sie wieder allein von Tieren und Pflanzen leben müsste. 
Übereinstimmend mit dieser Schätzung gibt Sabata die globale ökologische Tragfähigkeit 
mit den 870 Millionen Menschen des Jahres 1790 bei de rem damaligen Verbrauch an (Sa-
bata 1994). 
Analoges folgt aus dem Konzept der „Ökologischen Fußabdrücke" (Wackemagel 1996): 
Ihnen zufolge wäre die zur dauernden Bereitstellung des Verbrauches der Holländer aus 
nachwachsenden Rohstoffen erforderliche Fläche etwa vierzehn Mal so groß wie die Flä-
che Hollands. Demnach müßten die Hollände г  entweder ihren Verbrauch oder ihre Anzahl 
auf ein Zehntel reduzieren, wenn sie dauernd überleben wollen (oder eine Kombination 
davon). Dabei geht Wackemagel von einer energieintensiven industriellen Landwirtschaft 
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aus, die somit nicht völlig nachhaltig ist. Wenn dies korrigiert wird, ergibt sich wieder die  

obige Tragfähigkeit.  
Ursache des in ihrer Geschichte einmaligen Wachstums der Menschheit und ihres Verbrau-
ches seit der industriellen Revolution über  die  ökologische Tragfähigkeit ist daher vor al-
lem die Steigerung des Bodenertrages mittels Ausbeutung erschöpflicher Naturgüter.  

Optionen der Menschheit  
Aus den Ursachen des vergangenen Wachstums der Weltbevölkerung läßt sich auf ihre  

mögliche zukünftige Entwicklung schließen: Entscheidend dabei ist der künftige Ver-
brauch begrenzter Energien, ob fossilen oder nuklearen Ursprunges. Je mehr  die  Energie-
vorräte ausgebeutet werden und je weiter  die  Bevölkerung sowie ihr materieller Verbrauch  

über die ökologische Tragfähigkeit angehoben werden, umso katastrophaler brechen sie  

danach zwangsläufig zusammen, denn umso größer ist die dauernd wirksame Beeinträch-
tigung der Tragfähigkeit. Ein späterer, aber noch dramatischerer Zusammenbruch der  

Weltbevölkerung ergibt sich, wenn zusätzlich die im zweiten Abschnitt diskutierte Zeitver-
zögerung zwischen der Einwirkung der Menschheit auf die Natur und deren Rückwirkung  

wirksam wird. So wirken Störungen der Gleichgewichte der Atmosphäre, der Meere oder  

Böden ja erst nach vielen Jahrzehnten auf die Tragfähigkeit zurück.  

Die durch die Ausbeutung beschränkt vorhandener Bodenschätze möglich gewordene in-
dustrielle Technik und Lebensweise hat  die  Relevanz ökologischer Gesetze für das  
menschliche Leben nur scheinbar und nur vorübergehend außer Kraft setzen können.  

Langfristig kann die Menschheit, wie jede andere Tier- oder Pflanzenart auch, nur in einer  

eigenen ökologischen Nische überleben. Denn auf Dauer kann sie ausschließlich von jener  

Flora und Fauna getragen werden, die sie gegenwärtig schädigt. Die Flora und Fauna kiln-
nen aber nur iibeтlеbеп , wenn ihnen die Menschheit keine Konkurrenz macht, also ohne  

fortgesetzte Beeinträchtigung ihrer ökologischen bzw. genetischen Vielfalt  (Herder  1994).  
Rückzug in eigene ökologische Nischen bedeutet die rasche Absenkung des Verbrauches  
an  Energie und Stoffen sowie der Bodennutzung bzw. Naturbelastung auf die ökologische  

Tragfähigkeit.  
Nach der Periode des durch den Abbau begrenzter Naturgüter ermöglichten Konsumrau-
sches wird die Menschheit, konkret die Menschen innerhalb der verschiedenen Regionen  
sonst wiederum auf die kärgliche Versorgung durch die lokalen Ökosysteme dieser Re-
gionen zurückgeworfen werden. Die Versorgung von außen, wie auch die Entsorgung  

nach außen, werden wie vor der Industriellen Revolution wieder eine untergeordnete  

Rolle spielen. Denn der Warentransport benötigt relativ viel Energie. Das dann allein ver-
fügbare sehr knappe Angebot an sich erneuernden Energiequellen würde allein zur Be-
friedigung wichtigerer menschlicher Grundbedürfnisse, wie der Herstellung von Nah-
rung oder einer ausreichenden Raumwärme zur Verfügung stehen. Warentransporte wtir-
de es wie in der menschlichen Geschichte auch über sehr lange Distanzen geben. Aber  

nur für sehr wertvolle Güter, die in keiner Weise in der eigenen Region hergestellt wer-
den können.  
Die Zukunft ist damit notwendigerweise wieder eine Agrargesellschaft, die sich von der  

geschichtlichen allein durch die Anwendung des seither gewonnenen und inzwischen wie-
der verschwindenden Wissens unterscheidet: Alle für eine nachhaltige Landwirtschaft und  

auch sonst erforderlichen Energien und Rohstoffe müßten von der Sonne bzw. aus dem  

Boden oder Gewässem kommen. Der Boden und unbeschädigte Ökosysteme würden da- 
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mit langfristig zu knappsten Gütern. Der Gesamtverbrauch wa re  sehr klein. Der mittlere  
individuelle Wohlstand könnte dennoch hoch und höher als gegenwärtig sein, wenn die  

Bevölkerungsdichte ausreichend niedrig und somit der auf einen einzelnen entfallende Na-
turraum ausreichend groß wäre.  

Je länger damit der gegenwärtige Pfad des Verbrauchs- bzw. Wirtschaftswachstums fortge-
setzt wird, umso tiefer ist das nachhaltige Niveau des Verbrauches, auf das  die  Menschheit  
entweder katastrophal heruntergezwungen wird, oder auf das sie sich geordnet zurückzie-
hen muß. Daher bleiben nur zwei Optionen:  
1. Option — der gezielte Obergang von der Industrie- in eine Agrargesellschaft: Konkret  
der geordnete Rückzug des gegenwärtigen Gesamtverbrauches an  Energie und Stoffen, so-
wie der Bodennutzung auf ihre dauernd aufrecht erhaltbaren Werte innerhalb einer optima-
len Periode. Optimal insofern, als gegenwärtige Gewinne maximiert werden, jedoch nicht  
auf Kosten künftiger. Dabei müßte auf die Nutzung der Kernenergie und eines Großteils  

der fossilen Enегgievorräte verzichtet werden.  

2. Option — der katastrophale Zusammenbruch von einer dazwischen geschobenen Ker-
nenergiegesellschaft in eine Agrargesellschaft: Das Beibehalten des Wachstums des Ver-
brauches durch vollständige Ausbeutung der fossilen und möglicherweise auch nuklearen  

Energiеvoгäte und sein katastrophaler Zusammenbruch auf einen erzwungenen We rt  sehr  
weit unter dem der ersten Option. Damit geht es gar nicht um die Frage, ob die Menschheit  

langfristig im Einklang mit der Natur leben bzw. überleben kann oder wird. Beides ist si-
cherlich der Fall . Fraglich ist nur auf welchem Niveau. Ware  es ein tierhaftes Dahinvege-
tieren einiger Überlebender in vereinzelten begünstigten Regionen nach einem katastro-
phalen Zusammenbruch, oder ein würdevolles Leben Weniger nach einem rechtzeitigen  

und damit naturschonenden Übergang in die Nachhaltigkeit?  

Verschärfung der Situation durch zunehmende Ungleichheit  

Als in der industriellen Revolution erstmalig auch der individuelle Naturverbrauch  drama-
tisch zunahm, geschah dies keinesfalls in einer für alle Menschen gleichen Weise. Je mehr  

die einen verbrauchten, umso weniger blieb far die übrigen. Gegenwärtig verbrauchen 20%  

der Weltbevölkerung etwa 80% der Ressourcen, und die Kluft zwischen den „Armen" und  

den „Reichen" wächst: 1960 betrug das Einkommensverhältnis zwischen den 20% der  

„äпnsten" und den 20% der „reichsten" 1 zu 30. 1991 lag das Verhältnis bei 1 zu 60 (Bericht  

über die menschliche Entwicklung 1994). Beispielsweise liegt der Mittelwert des Energie-
verbrauches aller Menschen bei 2,1 Kilowatt/Kopf (kW/Kopf), der der meisten Staaten je-
doch darunter. Die reichsten 5% der Weltbevölkerung verbrauchen über 10 Kilowa tt, wäh-
rend die ärmsten 50% weniger als 1 Kilowatt p ro  Person verbrauchen. Weiters nehmen die  
80% der  „Armen"  in den „Entwicklungsländem" wesentlich rascher zu als die „Reichen" in  
den „Entwickelten Staaten", wodurch die vorhandenen Konflikte rasch wachsen und Vertei-
lungskriege drohen: So werden derzeit etwa zwanzigmal so viele Kinder in eine arme Um-
gebung hinein geboren als in eine reiche, wobei das Verhältnis rasch wächst.  

Der Weltbevölkerungszuwachs von gegenwärtig (Mitte 1996) jährlich 1,5%/a findet damit 
vor allem in den armen Ländern statt, u. a. in Afrika mit seinem Zuwachs von 2,8%/a. Der 
Bevölkerungszuwachs kann aber in den armen nicht wie in den reichen Ländern durch 
Wohlstandswachstum während eines „demographischen Überganges" gesenkt werden. 
Dies zeigt eine einfache Überlegung: Ein Bevölkerungszuwachs von 0,1%/a und eine Be-
völkerung von 1,171 Mrd. in den Industrieländern stehen einem Zuwachs von 1,9%/a und 
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einer Bevölkerung von 4, 6 Mrd. in den Entwicklungsländem gegenüber (PRB 1996). Ei-
ne Anhebung des Bruttosozialproduktes pro Einwohner der Entwicklungsländer von 1 090  

US$/C auf das der Industrieländer von 18 130 US$/C würde den Zuwachs der Weltbevöl-
kerung im besten Fall erst bei einer Verdoppelung beenden. Dazu wäre aber eine Veracht-
fachtung des weltweiten Bruttosozialproduktes erforderlich, aus der auch eine Veracht-
fachtung der globalen Umweltzerstörung und Ressourcenverbrauches drohen. Denn Ober-
all sind die beiden bisher stärker gewachsen als die Wirtschaft. In den armen Ländem  

müßten sich das Bruttosozialprodukt und die Umweltzerstörung verdreißigfachen, was  

aber keineswegs ein Ende deren Bevölkerungszuwachses erzwingen müßte. Denn die  

weltweit höchsten Zuwachsraten finden sich gerade in reichen Ölstaaten, wie in Lybien  

mit 3,7%/a oder dem Om an  mit 4,9%/a (PRB 1996). Nordamerika hat einen Zuwachs von 
0,6%/a gegenüber E uropa mit —0,1%/a, obwohl sein Bruttosozialprodukt pro Kopf doppelt  

so hoch wie das Europas ist. Die Übertragung des gegenwärtigen industriellen Wohl-
standskonzeptes auf die ganze Menschheit würde diese zerstören.  

Auswege  
• Eine gezielte rasche Absenkung des Naturverbrauches pro Kopf, also des individuellen  
Energie- und Stoffverbrauches, sowie des individuellen Beitrages zur globalen Ökosy-
stembelastung in den reichen „Industrieländern" zunächst auf den Weltdurchschnitt und  

dann auf Werte, die autark und allein von  den  heimischen Ökosystemen getragen werden  

können. Dies innerhalb einer optimalen Periode von nicht mehr als dreißig Jahren. Daraus  

folgt eine Absenkung des Energie- und Stoffverbrauches der Industrieländer um jährlich  

mindestens 5%/a und eine der Bodennutzung um mindestens 2%/a. 
• Eine gezielte Absenkung der Geburtenrate und Bevölkerungsdichte dort, wo ein in die 
Welt gesetztes Kind während seines Lebens mehreren Kindern zukünftig die Existenz-
chance nimmt bzw. ein Mensch mehreren anderen die Daseinsmöglichkeit raubt. Dies 
trifft auf viele „arme", aber auch auf Industriestaaten zu. Daraus folgt eine Begrenzung der 
Bevölkerungsdichte und damit der Einwanderung, solange die regionale ökologische 
Tragfähigkeit durch zu viele Menschen sinkt (Milbrath 1989). 
• Ein Ersatz des bisherigen obersten Zieles der Wirtschaft, ihres Wachstums durch eines 
des Wachstums des Bruttosozialproduktes pro Kopf und die Unterordnung dieses modifi-
zierten Zieles unter die Naturverbrauchsreduktion als Restriktion oder Nebenbedingung. 
• Änderungen der finanziellen und rechtlichen Rahmenbedingungen, damit es im indivi-
duellen und betrieblichen Eigeninteresse liegt,  die  angezielte Naturverbrauchsreduktion 
durchzufijhren. Die Ausarbeitung der Details dieser Änderungen und die Weiterführung 
vielfach vorhandener Vorschläge (u. a. Aubauer 1995, Pemthaler 1992) wa re  eine wertvol-
le Aufgabe für Ökonomen und Juristen. Denn die Reduktion des Naturverbrauches könnte 
auch dann Gewinn bringen, wenn sie von einem Staat allein durchgeführt würde. Ein ge-
winnbringender Alleingang eines Industrielandes würde inte rnational sicherlich nachge-
ahmt und könnte eine globale ökologische Evolution auslösen. 
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KAPITEL  9 

Zins, Geld, Profit und Kapital:  

Ein theoriegeschichtlicher Abriß  

Heinz D. Kurz*  

Der Zins — ein Streitgegenstand  

Die Frage nach der moralischen Berechtigung, den Ursachen und der Höhe des Zinses ist  

alt. Mit einer gewissen Übertreibung kann gesagt werden, daß der Unterschied zwischen  

der modernen, auch „bürgerlich" oder „kapitalistisch" genannten Gesellschaft und der al-
ten, antiken bzw. mittelalterlichen Gesellschaft sich darauf zuspitzen läßt, ob die Zinsnah-
me als billig und nützlich angesehen wird oder nicht. Während in  der Antike und im Mit-
telalter die Auffassung vorherrschte, daB es sich beim Zins um eine widernatürliche bzw.  

Gott nicht gefällige Angelegenheit handelt, wird er in der modernen Gesellschaft gemein-
hin als nicht weiter zu hinterfragende Selbstverständlichkeit akzeptiert. Bis es jedoch zur  

Hinnahme des Zinses als quasi naturwüchsiges Phänomen kam, war ein weiter, verschlun-
gener Weg zurückzulegen. Seine Merkmale sind heftige Debatten und die gelegentliche  

Anwendung von Gewalt, wenn Argumente ihre Wirkung verfehlten, die Zuweisung beson-
derer sozioökonomischer Rollen an bestimmte Gruppen der Bevölkerung, die in Gestalt  

des Antisemitismus ihre Schatten bis in die Gegenwart wirft, soziale Umstürze und Revo-
lutionen. Sozialismus und Kommunismus sind ein Versuch, sich dieser Tendenz der Mo-
derne entgegenzustemmen. Gelegentlich wiederholt sich die Geschichte: Die in islami-
schen Ländern wiederbelebte Zinsgegnerschaft erinnert stark an die Zeit der Scholastik  

und das kanonische Zinsverbot.  
Die für und wider den Zins ins Feld geführten Argumente besitzen daher eine lange Ge-
schichte, und es ist vielleicht nicht uninteressant, einige der wichtigeren Stationen darin in  

Erinnerung zu rufen. Dies soll im folgenden geschehen. Angesichts der wenigen aufs The-
ma verwendeten Seiten wird der Leser weder Vollständigkeit noch Griindlichkeit der Dar-
stellung der zur Sprache gebrachten Ansätze erwarten. Will er sich п iihег  mit der Materie 
beschäftigen, kommt er um die Lektüre der einschlägigen, umfänglichen Literatur nicht 
herum. 
Die ersten großen kritischen Gesamtdarstellungen der jeweils verfiigbaren kapital- und 
zinstheoretischen Literatur in deutscher Sprache stammen von Karl Marx und Eugen von 
Böhm-Bawe гk. Die Rede ist von dem von Marx urspriinglich als vierten Band des „Kapi-
tals" konzipierten „Theorien über den Mehrwert" (1861-1863) sowie Böhm-Bawerks als 
Erste Abteilung von „Kapital und Kapitalzins" vorgelegten „Geschichte und Kritik der 

* Heinz D. Kurz ist Wirtschaftstheoretiker, 1946 in Pfaffenhofen an der I1m (Baye rn) geboren, Studium 
der Volkswirtschaftslehre und der Politischen Wissenschaften an der Univ. München, Assistent am 
Inst. für Theoretische Volkswirtschaftslehre an der Univ. Kiel, Forschungen а  der Univ. Cambridge 
England, Univ.-Prof. an  der Univ. Bremen, derzeit an  der Univ. Graz, Gastprofessuren in Europa und 
USA.  
Zugang zum Thema über Forschungen, Einzelarbeiten und Bücher zu  den  Themen Wirtschaftstheorie, 
Theoriengeschichte, Theorie der Produktion, Beschäftigung und programmgesteuerte Arbeitsmittel, 
Kapital, Verteilung und Wachstum, zuletzt über erschöpfbare und emeuerbare natürliche Ressourcen 
im Rahmen dynamischer Input-Output-Modelle. 
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Kapitalzins-Theorien" (1884). Beide Autoren wurden jedoch nicht vorrangig von einem  

theoriegeschichtlichen Interesse angetrieben. Die Aneignung des historischen Mate rials  
war für sie lediglich der erste Schritt auf dem Weg der Entwicklung je eigener Erklärungen  

von Profit und Zins. Die eigenen Lehren fäгbеп  auch ihre Einschätzungen früherer Auto-
ren und verzerren deren Auffassungen gelegentlich bis zur Unkenntlichkeit. Trotz dieser  

Einseitigkeiten und Fehler zählen die beiden Werke bis auf den heutigen Tag zu den wich-
tigsten Stücken der kapital- und zinstheoretischen Literatur. (Vgl. jedoch auch Schumpeter  

1954, Lutz 1956, Spiegel 1983 und Ku гz/Salvadori 1995.)  
Ich beginne mit einer kurzen Zusammenfassung einiger der Hauptargumente gegen den  

Zins, wie sie von Aristoteles und den scholastischen Autoren vorgetragen worden sind  

(Teil 2); die Aufmerksamkeit konzentriert sich auf die Sphäre der Zirkulation, des Um-
schlags von Waren, nicht auf diejenige ihrer Produktion, und auf das Konsumtivdarlehen.  

Danach wende ich mich den Gründen für die schleichende Erosion des kanonischen Zins-
verbots zu (Teil  3).  Es folgt eine kurze Skizze einiger in der frühen ökonomischen Litera-
tur anzutreffenden Überlegungen über Zinsursache und -höhe (Teil  4).  Im Anschluß daran  
kommt es zu einer ausführlicheren Diskussion der in der klassischen politischen Ökono-
mie vertretenen Auffassungen zum Thema (Teil 5), die  die  Sphäre der Produktion in den  
Mittelpunkt rücken: Zunächst wird das für die folgende Entwicklung zentrale Konzept ei-
nes gesellschaftlichen „Mehrprodukts" als stofflicher Grundlage aller Nichtarbeitseinkom-
men vorgestellt, wie es von den Physiokraten formuliert worden ist; dann werden nachein-
ander  die  Beiträge von Adam Smith und David Ricardo gewürdigt. Der folgende Teil gibt  
einen Überblick über „zinsfreundliche" Auffassungen im Anschluß an  die ökonomische  
Klassik (Teil 6); zur Sprache kommt u. a. die „österreichische Kapital- und Zinstheorie"  

Eugen von Böhm-Bawerks. Der nächste Teil gilt den „zinsfeindlichen" Auffassungen ver-
schiedener sozialistischer Strömungen (Teil  7);  im Zentrum steht die Marxsche Mehrwert-
und Profittheorie. Die Arbeit endet mit einigen abschließenden Bemerkungen (Teil  8).  
Vorweg sind einige Klarstellungen vonnöten. Unter „Zins" versteht m an  die Vergütung,  
die ein Darlehensnehmer an  den Darlehensgeber für die zeitweilige Benutzung einer We rt-
summe zahlt. Die Wertsumme kann „Geld"form haben, sie muß es aber nicht. Sie kann  

auch Güterforen haben; der Zins entspricht dann der Differenz zwischen der geliehenen  

Menge eines Gutes und der zurtickerstatteten Menge desselben Gutes. In Geldwirtschaf-
ten, in denen eine spezifische Ware wie z. B. Gold oder Silber als Geld zirkuliert, ist der  

Geldzins gleich dem betreffenden Warenzins. Der „Zinssatz" ist gleich dem Verhältnis des  

Zinses zur fraglichen Wertsumme. Unter „Kapital" verstehen wir im folgenden produzierte  

Produktionsmittel im Unterschied zu den natürlich vorhandenen Produktionsmitteln wie  

z. B. Grund und Boden. Der Produktionsprozeß wird begriffen als die mittels menschli-
cher Arbeit unter Zuhilfenahme der beiden Arten von Produktionsmitteln erfolgende Er-
zeugung von Gütern bzw. Dienstleistungen. Dabei werden Güter (bzw. Waren) in Güter  

(bzw. Waren) umgewandelt. Da es sich beim Kapital um einen Komplex verschiedenarti-
ger Produktionsmittel (Maschinen, Werkbänke, Computer usw.) handelt, kann man ein ge-
gebenes Kapital, bestehend aus gewissen Mengen verschiedener konkreter Kapitalgüter,  

insgesamt nur als „Wert"summe ausdrücken, d. h. als Summe der mit ihren jeweiligen  

Preisen bewerteten physischen Kapitalgüter. Werden die Preise in einer Geldeinheit ge-
messen, dann kann das fragliche Kapital in einer Summe Geldes ausgedrückt werden. Un-
ter „Gewinn" bzw." Pro fit" versteht man die Differenz zwischen Erlös und Kosten der  

Produktion. Bezieht man den Profit auf den  Wert  des eingesetzten Kapitals, so erhält m an  
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die „Kapitalertrags-" oder „Profitrate". Unter Geldkapital versteht man im allgemeinen ei-
ne Summe Geldes, die gehortet, verliehen oder angelegt, d. h. in physisches Kapital oder  

in Finanzaktiva (Wertpapiere, Schuldverschreibungen und dergleichen) investiert werden  

kann. Diese Bemerkungen deuten bereits an, daB die Frage nach Zins und Pro fit nicht un-
abhängig von derjenigen nach den Preisen der verschiedenen Waren beantwortet werden  

kann, und diese nicht unabhängig von der Frage nach den Gesetzen der Produktion. Die  

Aspekte der Produktion, der Zirkulation und der Verteilung des gesellschaftlichen Reich-
tums bilden daher eine unauflösbare Einheit. Die Einsicht in diese Tatsache sollte im Lauf  

der Zeit allerdings erst langsam reifen.  

Zins und Wucher: Aristoteles und die Kirchenväter  

Im mittelalterlichen scholastischen Denken wird „Wucher" begriffen als die Absicht des  

Geldverleihers, mehr an Geld zurückzuerhalten, als er im Darlehen hingegeben hat (vgl.:  

Spiegel 1983, 63 ff, Langholm 1984). Dies bedeutet, daß grundsätzlich jegliche positive  

Zinsnahme als Wucher aufgefaßt und als solche geächtet wurde. Das Zinsverbot betraf zu-
nächst den Verkehr kirchlicher Institutionen untereinander und wurde schließlich auch auf  

den nichtklerikalen Bereich ausgedehnt.  

Zur Begründung des Verbots berief m an  sich auf zinskritische Stellen in der Bibel, „Poli-
tik" und „Nikomachische Ethik" des Aristoteles' (384-322 v. Chr.) sowie das römische  

Recht. Irri ersten Buch der „Politik" unterscheidet Aristoteles zwischen „naturgemäßer"  

und „unnatürlicher" Erwerbskunst. Letztere zielte auf den bloBen Handelsgewinn ab und  

sei gegen die Natur; ihre schlimmsten Formen seien das Wuchergeschäft und Zinswesen.  

Im einzelnen argumentiert er wie folgt. Die Kunst des Gelderwerbs entwickelt sich aus  

dem Tauschhandel, dessen Aufgabe darin besteht, für eine bessere Güterverteilung zu sor-
gen. Das Geld wird eingeführt, um die wirtschaftlichen Transaktionen zu erleichtern; es  

dient als Recheneinheit und als Tauschmittel. Bald jedoch „bildete sich eine andere A rt  der  
Erwerbskunst, das Handelsgeschäft, ... darauf gerichtet, wie und mit welchen Mitteln  

man  beim Umsatz möglichst viel Gewinn machen könne" („Politik", I.9.3.( с)). Parallel  
hierzu entstand die Fehlmeinung, die Erwerbskunst schlechthin und nicht bloB ihre perver-
tierten Formen seien auf die Gewinnerzielung aus. Tatsächlich unterscheiden sich die bei-
den Typen von Erwerbskunst grundlegend: Während die eine in den Dienst der notwendi-
gen Daseinsvorsorge als Voraussetzung für das „gute Leben" gestellt ist, also ein Ziel und  

eine Grenze vor Augen hat, ist das Ziel der anderen schrankenlos. Wer sich der widernatür-
lichen Erwerbskunst verschreibt, trachtet danach, sein Geld „bis ins Grenzenlose zu ver-
mehren” („Politik", L9.4.(b)). Aristoteles faßt zusammen:  

„Wenn nun aber die Erwerbskunst, wie gesagt, eine doppelte ist, teils eine auf den bloBen  

Handelsgewinn, teils eine auf die Zwecke der Hausverwaltung berechnete, und nur die  

letztere notwendig und lös ich ist, die erstere aus dem bloBen Umsatz gezogene dagegen  

mit Recht getadelt wird, weil sie nicht auf die Natur gegründet ist, sondem die Menschen  

diesen Gewinn voneinander ziehen, so ist mit dem größten Recht das Wuchergeschäft  

(obolostatiké) verhaßt, weil dieses unmittelbar aus dem Gelde selber  den  Erwerb zieht und  
nicht aus dem, wofür das Geld doch allein erfunden ist. Denn nur zur Erleichterung des  

Tausches kam es auf, der Zins (tokos) aber vermehrt es an sich selber. Daher denn auch der  
Name für „Zins" soviel wie „Junges” bedeutet, denn das Junge pflegt seinen Erzeugern  

ähnlich zu sein, und so ist auch der Zins wieder Geld vom Gelde. Und diese A rt  der Er-
werbskunst ist denn hiernach die widernatürlichste von allen." (Politik, 1.10.2).  
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Geld sei jedoch selbst „unfruchtbar", könne also keine „fungen hecken". Was in einem  

Geldgeschäft der eine gewinne, sei daher immer der Verlust eines anderen. Zins bedeute  

notwendig Übervorteilung, Ausbeutung.  

Das scholastische ökonomische Denken hat keine alle wirtschaftlich relevanten Aspekte  

umfassende, systematische und homogene Doktrin hervorgebracht. Ökonomische Fragen  

werden vielmehr eher beiläufig im Kontext theologischer und moral- sowie rechtsphiloso-
phischer Untersuchungen erörtert. Gewisse Konzepte der Moderne sind im scholastischen  

Schrifttum gar nicht oder allenfalls in embryonaler Ausprägung anzutreffen, so das Kon-
zept des „Fortschritts".  Die  damalige Gesellschaft war anders als die heutige vorwiegend  

auf „Status" und nicht auf „Vertrag" gegründet. Statt an einer besseren Zukunft orientierte  

sich das damalige Denken am mehr oder weniger großen Spannungsverhältnis zwischen  

der aktuellen geschichteten mittelalterlichen Gesellschaft einerseits und einem in der Ver-
gangenheit georteten goldenen Zeitalter. Nicht eine neue Zukunft war zu gewinnen, son-
dem alle Anstrengungen des Christenmenschen sollten der Wiederherstellung dieser Ver-
gangenheit gelten. Das Denken des Zeitalters kreiste um die Rettung der Seelen in der  

nächsten Welt und nicht um die Einrichtung der Gegenwart in möglichst paradiesischer  

Form: Für den gefallenen und von der Ursünde gezeichneten Menschen war Vollkommen-
heit keine diesseitige Angelegenheit.  

Ein wesentlicher Unterschied zur Moderne zeigt sich im Umgang mit dem  Problem  der  
Knappheit. Hiermit angesprochen ist das (Miß-)Verhältnis zwischen menschlichen Be-
dürfnissen einerseits und den Mitteln zu ihrer Deckung andererseits. Während Aristoteles  

und mit ihm die scholastische Tradition Mäßigung als Beitrag zu dessen Lösung predigen,  

d. h. die Anpassung der Bedürfnisse an  die vorhandenen Möglichkeiten ihrer Deckung,  
sieht die moderne Ökonomik als Lösung die Steigerung der Produktion von Gütern, d. h.  

die versuchte Anpassung des Güterangebots an die Bedürfnisse. Da letztere einer weitver-
breiteten Auffassung nach jedoch unbegrenzt sind, bedeutet dies der Tendenz nach ständi-
ge wirtschaftliche Exp ansion, Wachstum. Der Mensch lebe, wie es ein neuzeitlicher Öko-
nom ausgedr(ickt hat, unter dem „kalten Stern der Knappheit". Diesem ist der genannten  

Sicht zufolge offenbar auch nicht dadurch zu entkommen, daß m an  es sich auf Erden  
warm  — genauer: immer wärmer — einzurichten weiß.  

Die Institution des Privateigentums war den Sсholastikem selbstverständlich bekannt und  
wurde von ihnen bejaht. Allerdings unterschieden sie zwischen Eigentum einerseits und  

dessen Verwendung andererseits. Diese Unterscheidung kann zuriickgeführt werden auf  

die Tradition gemeinschaftlichen Eigentums  in  der frühen Kirche. Von allergrößter Bedeu-
tung war die Frage der Verwendung. Das Eigentum sollte so eingesetzt werden, daß es  

dem allgemein Guten diente. Mit anderen Worten, auf dem Eigentum des Einzelnen lastete  

eine soziale Hypothek. Der Handel wurde zunächst in Anlehnung an die Bibel und Aristo-
teles kritisch bzw. abschätzig beurteilt. Später setzte sich in  Anlehnung an Augustinus  
(354-430) folgende Unterscheidung durch: Der Handel als solcher, weil grundsätzlich  

nützlich im Sinn des Transports und der Lagerung von Gütern, sei moralisch neutral. An-
ders verhalte es sich mit dem Händler, sofern er Gewinne macht und diese nicht für mildtä-
tige Zwecke oder öffentliche Belange einsetzt. Gewinne aus Handelsgeschäften als solche  

waren danach zulässig, vorausgesetzt sie wurden nicht einbehalten.  

Im Zentrum des scholastischen ökonomischen Denkens st and die Lehre vom „gerechten  
Pre is" (justum praetium). Da der Preis in einer arbeitsteiligen Wirtschaft das Medium ist,  
mittels dessen Einkommensansprüche durchgesetzt werden, enthielt die fragliche Doktrin  
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vor allem eine Aussage über die rechtmäßige Verteilung des erzeugten Produkts auf die  

verschiedenen Mitglieder der mittelalterlichen Gesellschaft. Beim gerechten Preis handelt  

es sich um eine Preisnorm, wie sie von einer zu einem gerechten Urteil befähigten Person  

für einen gegebenen Ort zu einer gegebenen Zeit festgelegt werden würde. Da in einer ar-
beitsteiligen Gesellschaft die einzelnen Produzenten nicht alles selbst erzeugen, w as  sie in  
Form von Produktions- oder Unterhaltsmitteln benötigen, müssen sie zu anderen Produ-
zelten in Tauschbeziehung treten. Gefragt ist daher nicht nach einem einzelnen Preis, son-
dem einem Satz von Preisverhältnissen zwischen verschiedenen Waren. Diese Preisver-
hältnisse haben ein Doppeltes zu erfüllen: Zum einen müssen sie den Produzenten erlau-
ben, die Kosten ihrer jeweiligen Produktion zu decken; zum anderen müssen sie ihnen  

Einkommen in einer Höhe gewähren, die es ihnen erlaubt, ihrer gesellschaftlichen Stel-
lung gemäß zu leben. Das Thema war — in der Terminologie Aristoteles' — die ,,kommuni-
kative" oder Tauschgerechtigkeit. Die Tauschverhältnisse der Waren hatten in letzter In-
stanz der „goldenen Regel" zu gehorchen: Tue anderen nur das, w as  du selber willst, daß  
sie dir tun. Zur Erklärung aktueller Preise und ihrer Ursachen steuerten die Kirchenmänner  

nur wenig bei; das Konzept des Wettbewerbs ist ihrem Denken noch weitgehend fremd —  
wenig verwunderlich angesichts einer Welt, die charakterisiert ist durch Privilegien des  

Königs, Adels und schließlich auch der Kirche, auf Fürstengunst beruhende Monopole und  

Regalien sowie den Markt regulierende Zünfte und Innungen.  

Die Doktrin vom justum praetium wird unter anderem von Thomas von Aquin (1225-
1274) ausgebaut und vertreten, dem wohl bedeutendsten Theologen des Hochmittelalters.  

In der zwischen 1265 und 1273 geschriebenen „Summa Theologica" kommt er im Kontext  

von moralphilosophischen Überlegungen auch auf wirtschaftliche Fragen zu sprechen.  

Sem Augenmerk gilt  den  Regeln und Normen, die das Verhältnis zwischen den einzelnen  

Mitgliedern der Gesellschaft gestalten sollen, und der Verankerung der Normen in einem  

Konzept von Gerechtigkeit. Hinsichtlich des Geldes wiederholt Thom as  im wesentlichen  
die Auffassung des Aristoteles, daß das Geld grundsätzlich nur zwei Funktionen habe,  
nämlich Recheneinheit und Tauschmittel zu sein. Den Zins begreift er als Vergütung für  

das bloBe Verstreichen der Zeit. Da Gott letztere jedoch allen Menschen gleichermaßen  

geschenkt habe, die Zeit also nicht das alleinige Privateigentum der Geldverleiher sei, kön-
ne die Zinsnahme keine Billigung finden. Zins sei Wucher und daher zu verdammen. Tho-
mas  erkennt jedoch an , daß im Fall von mit Verspätung zurückerstatteten Gelddarlehen  

dem Gläubiger vom Schuldner eine Zahlung für möglicherweise entstehende Schäden ge-
bührt. Die Behandlung des Problems der Rückerstattung und Kompensation ebnet den  

Weg für die von späteren Theologen vorgenommene Anerkennung des lиcrиm cessans und  
dатпиm emergens als Grundlagen für die rechtmäßige Einhebung eines positiven Zinses.  
Schließlich bezogen sich die kanonistischen Gegner des Zinses auf gewisse Traditionen  

des römischen Zivilrechts. Anknüpfungspunkt war der Unterschied zwischen vertretbaren  

und nicht vertretbaren Gütern. Bei ersteren handelt es sich um bewegliche Güter, die ge-
wogen und gemessen werden können und im Verlauf ihrer Nutzung verbraucht werden.  

Das Hauptaugenmerk galt Konsumgütern wie z. B. Nahrungsmitteln oder Brennstoffen  

und entsprechend Konsumtivdarlehen. Die Kirchenväter verboten die Zinsnahme auf Dar-
lehen für derartige Güter u. a. aus  den  folgenden Gründen. Wer sich derartige Güter auslei-
he, trage bereits das volle Risiko des Verlustes der Güter, d. h. er müsse das Darlehen  

selbst dann in vollem Umfang zurückzahlen, wenn ihm die Güter ohne eigenes Verschul-
den gestohlen werden oder auf sonstige Weise abhanden kommen. Im Fall der vertretbaren  
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Güter fallen Gebrauch und Konsum der Güter zusammen; eine Vergütung der Nutzung 
über die Zuruckerstattung der konsumierten Güter hinaus würde eine zweifache Bezah-
lung für ein und dieselbe Sache bedeuten. Schließlich: Wer sich derartige Güter ausleihe, 
tue dies im allgemeinen nur in einer Notlage, und es wäre seitens des Darlehensgebers un-
moralisch, hieraus Vorteil zu schlagen. Die Zinsnahme laufe daher den christlichen Grund-
sätzen der Nächstenliebe und der Gerechtigkeit zuwider, obendrein befinde sie sich in Wi-
derspruch zum Naturrecht. 

Die schleichende Erosion des kanonischen Zinsverbots  
Das kanonische Zinsverbot vermochte die Praxis des Zinsnehmens offenbar nicht zu un-
terbinden. Das Verbot setzte vor allem auf die Gewissenspein der Gläubigen, die fürchten 
mußten, in Sünde zu sterben und nicht kirchlich beerdigt zu werden. Doch trotz aller ange-
drohten himmlischen und irdischen Strafen wurde weiterhin Zins verlangt und entrichtet: 
Die wiederholten Proklamationen des Verbots legen beredt Zeugnis ab von der Kraft der 
Versuchung, denen der Christenmensch ausgesetzt war. Schlimmer noch, der Teufel in 
Menschengestalt tat auch in diesem Fall, w as  man von ihm aus anderem Zusammenhang 
her bereits kannte: Er zog alle Register seiner verderbten und verderbenden Raffiniertheit. 
So wird berichtet, daß ein Mitglied der Gemeinde, seine wahre Identität verbergend, den 
heiligen Bernhard von Siena inständig ersucht haben soll, noch inbrünstiger gegen den 
Wucher zu predigen. Wie sollte Bernhard ahnen, daß es sich bei dem gottesfürchtigen 
Mann um den größten Geldverleiher der Stadt handelte, der auf diese Weise seine Konkur-
renten auszuschalten trachtete. 
Unter den im großen und ganzen stationären wirtschaftlichen Bedingungen des frühen 
Mittelalters handelte es sich beim typischen Darlehen um ein Кonsumtivdarlehen. Erst mit 
dem Aufbltihen der Städte und dem damit einhergehenden wirtschaftlichen Aufschwung 
gewann das Darlehen für Produktions- und Investitionszwecke an Bedeutung. Wirtschaft-
liches Wachstum bedeutete zugleich, daß sich wegen des entstehenden und vergrößernden 
Mehrprodukts die Voraussetzungen dafiir verbesserten, daß nicht nur das Darlehen,  son-
dem ein Betrag darüber hinaus, Zins, zurückgezahlt werden konnte. Das kanonische Zins-
verbot wurde immer weiter ausgehöhlt und blieb schließlich als leere Hülle zurück. Sein 
vollständiger Fall war nur eine Frage der Zeit. Einige der das Verbot unterminierenden 
Praktiken und Begriindungen verdienen es kurz erwähnt zu werden. 
In Kriegszeiten wurde es seit alters her als erlaubt angesehen, Zins sozusagen als Waffe ge-
gen den Feind, zumal den un- oder andersgläubigen Feind — einzusetzen. So wurden zur 
Zeit der Kreuzzüge  den  Sarazenen nach ihrer Unterwerfung für gewährte Darlehen grund-
sätzlich Zinsen abverlangt. Im normalen Geschäftsleben bürgerten sich Zinsen auf Darle-
hen zunächst als eine A rt  angedrohte Strafe ein, die  den  Schuldner davon abhalten sollte, 
das Darlehen nicht oder nicht rechtzeitig zurückzuzahlen. Ein weiteres Argument zugun-
sten von Zinsen lautete, daß der Gläubiger bei Zahlungsunfähigkeit des Schuldners einen 
Schaden erleide, der ihn möglicherweise dazu zwinge, sich selbst bei Dritten zu verschul-
den; der Zins sei nichts anderes als die Kompensation des möglichen Schadens. Durch die 
Vereinbarung sehr kurzer Laufzeiten der Darlehen, die vom Schuldner im Bewußtsein in 
Kauf genommen wurden, daß er den Rückzahlungstermin nicht würde einhalten können, 
kam es zur Vortäuschung von Vertragsbrüchen und der Verhängung von Konventionalstra-
fen. Bei diesen handelte es sich indes um nichts weiter als um eine verdeckte Form der 
Zinszahlung, die jedoch allmählich dazu beitrug, den Zins gesellschaftsfähig zu machen. 
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Ein wieder anderer Grund zugunsten von Zsеn lautete, daß der Geldverleiher während  
der Verleihfrist keine einträglichen Geschäfte machen könne. Der Zins sei die Vergütung  

für entgangene Vorteile. So konnte jemand, der eine Summe Geldes alternativ an andere  

verleihen oder in seinem eigenen Gewerbe investieren konnte, argumentieren, daß der bei  

der ersten Alternative verlangte Zms nichts anderes darstelle als einen Ersatz für die da-
durch entgangenen Gewinne. Alternativ zur Aufnahme eines Darlehens konnten andere  

Formen finanzieller Transaktionen gewählt werden, die in der einen oder anderen Form  

faktisch die Existenz von Zins beinhalteten, ohne daß dies unmittelbar sichtbar war. So  

konnte sich beispielsweise der Darlehensgeber für eine bestimmte Zeit, nämlich für die  

Laufzeit des Kredits, als legaler Partner am Geschäft des Darlehensnehmers beteiligen, mit  

genau festgelegter Aufteilung der entstehenden Gewinne (bzw. Verluste). (Von einigen Au-
toren wird die Auffassung vertreten, daß eine der bedeutenden Wirkungen des kanoni-
schen Zinsverbots darin bestand, Geldmittel in Beteiligungsinvestitionen statt in Darlehen  

zu lenken und auf diese Weise zur Herausbildung von unternehmerischem Geist und Wa-
gemut beizutragen, welche  den  Gang in den Kapitalismus erleichterten und den Fall des  

Zinsverbots beschleunigten.) Da jedes Darlehen in gewissem Umfang riskant ist, konnte  

der Zins als generelle Risikoprämie begründet werden. W as  das Bankgewerbe anbelangt,  
so wurden Zinsen auf Spareinlagen in der Anfangszeit des Depositengeschäfts häufig als  

„Geschenke" getarnt. Schließlich konnten Zinsen auch über dazwischengeschaltete Aus-
landsgeschäfte ins Spiel gebracht werden. So konnte ein Wechsel auf einen Ort im Aus-
land ausgestellt und ein Wechselkurs zwischen heimischer und fremder Währung verein-
bart werden, der dem Darlehensgeber einen finanziellen Vorteil verschaffte.  

Im Lauf der Zeit wuchs die Gegnerschaft der kanonistischen Lehre. Mit der Verbreitung  

des Laisser faire-Gedankens wurde letztere schließlich obsolet. Die zu Beginn des neun-
zehnten Jahrhunderts vom irischen Klerus von Rom erwünschte Auskunft darüber, w as  
mit Gläubigen zu geschehen habe, die — im Einklang mit den geltenden weltlichen Geset-
zen ihres Landes — Zinsen genommen hatten, wurde dahingehend beantwortet, daß m an  es  
ohne Strafe auf sich beruhen lassen solle. Priester, die gegen diesen Spruch aufbegehrten  

und auf der Befolgung der alten Gesetze gegen den Wucher beharrten, wurden von ihrem  

Dienst suspendiert. Im Jahr 1917 wurde die Zinsnahme im Kodex des Kanonischen Geset-
zes für rechtens erklärt; 1983 schließlich wurde sogar verfügt, daß eine Pflicht zur Zins-
zahlung für Verwalter von Kirchengütern bestehe, auf denen Schulden lasten.  

Seit der Mitte des sechzehnten Jahrhunderts wurde die weltliche Gesetzgebung immer la-
хer. Nach dem Bruch mit Rom wurden zum Beispiel in England per Gesetz im Jahre 1546  
Zinssätze von bis zu zehn Prozent erlaubt. Später wurde die gesetzliche Zinsobergrenze  

allmählich gesenkt. Im Jahr 1854 wurden die Gesetze gegen den Wucher schließlich samt  

und sonders abgeschafft. Katholische Länder hinkten im allgemeinen hinter der englischen  

Entwicklung her. Die staatliche Zinsgesetzgebung Frankreichs st and lange Zeit hindurch  
im Ruf, die strengste in Europa zu sein. Noch Ludwig XIV erneuerte das Zinsverbot und  

dehnte es auf Handelszinsen aus. Nur der Lyoner Markt war von dieser Maßnahme ausge-
пonunen. Erst die Französische Revolution räumte damit auf: Per Gesetz wurde im Okto-
ber 1789 das Zinsverbot aufgehoben und ein Zinssatz von fünf Prozent festgelegt.  

Die vorstehende Skizze ist um folgenden Aspekt zu ergänzen. Die christliche Gesellschaft  

des Mittelalters diskriminierte Juden bekanntlich in vielfältiger Weise. Sie beschränkte  

insbesondere deren Möglichkeiten des Einkommenserwerbs, indem sie sie von zahlrei-
chen Berufen ausschloß. Da die Juden nicht vom kanonischen Gesetz betroffen waren, be- 
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deutete dies zugleich, daß sie in das Geldgeschäft gedrängt wurden — als Besitzer von 
Pfandhäusem oder als Financiers von Königen und Päpsten. 

Die frühe ökonomische Literatur 
hi seiner 1769 verfaßten, aber erst zwei Jahrzehnte später publizierten Schrift „Mémoire sur 
les prêts d'argent" sowie dessen 1766 geschriebenen und 1769-1770 veröffentlichten „Ré-
flexions sur la formation et la distribution des richesses" verteidigt Robe rt  Jacques Turgot 
(1727-1781) den Darlehenszins und spricht sich flir die Abschaffung der Gesetze gegen den 
Wucher aus. Eines seiner Argumente lautete, wer Privateigentum befürworte, könne nicht 
gegen den Zins sein. Das Eigentumsrecht des Geldbesitzers an seinem Geld berechtige die-
sen, die Konditionen, eventuell einschließlich eines Zinses, zu fixieren, zu denen er es aus-
zuleihen bereit ist. Finde sich jemand, der diese Konditionen akzeptiert, ohne getäuscht oder 
zum Vertrag gezwungen worden zu sein, dann handele es sich offenbar um ein für beide 
Parteien vorteilhaftes Geschäft, gegen das sich schwerlich einwenden lasse, daß der Gläubi-
ger  den  Schuldner übervorteilt. Ein weiteres Argument besagt, wer den Zins ablehne, müsse 
konsequenterweise auch die Grundrente ablehnen. Denn wie kann dem Darlehensgeber die 
Zinsnahme verboten werden, wenn der Darlehensnehmer sich mit dem geliehenen Geld ein 
Stück Lan d kaufen und dies verpachten kann? Während der Laufzeit des Darlehens erzielt 
letzterer ein Einkommen in Form von Grundrente; gegen Ende der Frist kann er das L and 
wieder verkaufen und seine Schuld zurückzahlen. W as  schließlich die Zinshöhe anbelangt, 
gibt Turgot zu bedenken, daß das Zinsverbot genau das Gegenteil von dem bewirke, w as  es 
beabsichtige: Dadurch, daß es das Geld- und Kreditangebot verringere, treibe es  den  Zins-
satz in die Höhe, trage also erst zu den Wucherzinsen bei, die die Befürworter des Zinsver-
bots beklagen. Mit der Aufhebung des Verbots verschärfe sich der Wettbewerb unter den 
Geldverleihern, was  eine zinssatzsenkende Wirkung habe. 
Im Jahr 1787 veröffentlicht Jeremy Bentham (1748-1832) seine in der Form von Briefen 
verfaßte Streitschrift „Defence of Usu ry". Die Schrift richtet sich vor allem gegen die Auf-
fassung von Adam Smith, des führenden Ökonomen der Zeit, der sich in seinem Haupt-
werk über den „Wohlstand der Nationen" (1776) dafür ausgesprochen hatte, eine gesetz-
lich festgelegte Obergrenze für  den  Zinssatz beizubehalten. Smith begründet die Zinsober-
grenze damit, daß ohne sie vor allem Hasardeure die knappen Mi ttel erhalten würden, die 
über hohe Zinsversprechen streng kalkulierende Geschäftsleute aus dem Markt verdrän-
gen und das Kapital fehllenken würden. Bentham geht jedoch auch auf Aristoteles, den  Er-
finder  der Lehre von der Sterilität des Geldes ein, und macht sich im zehnten Brief über 
diesen wie folgt lustig: Aristoteles habe trotz größter Anstrengung und forscherischer Ge-
wissenhaftigkeit bei der Untersuchung von Geldstücken an diesen „niemals irgendwelche 
Organe entdecken können, die zur Erzeugung anderer solcher Stücke hätten dienen kön-
nen." Substantiell greift Bentham die bei Aristoteles und in der kanonistischen Lehre  anzi-
treffende Vorstellung von der Neutralität der Zeit an . Es sei falsch, anzunehmen, daß die 
Bedeutung einer gegebenen Gütermenge für einen Menschen unabhängig vom Zeitpunkt 
der Verfügbarkeit sei. Vielmehr sei mit der gleichen Gütermenge im allgemeinen ein umso 
geringerer Nutzen verbunden, je später sie verfügbar sei. Der „We rt" von Lustgefühlen 
sinke mit der zeitlichen Entfernung ihres erwarteten Auftretens. Dieses Argument sollte 
später vom österreichischen Nationalökonomen Eugen von Böhm-Bawerk (1851-1914) 
aufgegriffen und mit anderen Argumenten zu einer Doktrin verwoben werden, die als 
„österreichische Kapital- und Zinstheorie" bekannt ist (vgl. Abschnitt 6(e)). 
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Die klassische politische Ökonomie  
Die klassische politische Ökonomie mit ihren bedeutendsten Repräsentanten Adam Smith 
(1723-1790) und David Ricardo (1772-1823) baut vor allem auf den Arbeiten von Willi-
am Petty (1623-1687), John Locke (1632-1704), Richard Cantillon (1697-1734) und der 
Lehre der Physiokraten, zumal eines François Quesnay (1694-1774), auf. Zu ihren charak-
teristischen Merkmalen zählen: Im Brennpunkt des Interesses steht die Sphäre der Produk-
tion, die im scholastischen und merkantilistischen Schrifttum mit dessen Konzentration 
auf die Sphäre des Tausches und der Zirkulation weitgehend v еmachläßigt wurde. Das 
zentrale Konzept der Analyse ist dasjenige des gesellschaftlichen Überschußprodukts oder 
Surplus. Letzterer ist gleich der Differenz zwischen der während eines Jahres in einer 
Wirtschaft insgesamt erzeugten Menge an Waren abzüglich der in ihrer Erzeugung aufge-
wendeten Produktionsmittel (Rohstoffe, Abnutzung von Masch еrie usw.) einerseits so-
wie der notwendigen Unterhaltsmittel der dabei beschäftigten Arbeitskräfte andererseits. 
Produktions- und Unterhaltsmittel bilden die physischen realen Kosten der Produktion. 
Das Übe гschußprodukt stellt die stoffliche Grundlage für alle in der Wirtschaft gezahlten 
Nichtarbeits- oder Besitzeinkommen dar. Während in  früheren Analysen noch nicht streng 
zwischen verschiedenen Arten von Besitzeinkommen unterschieden wird, finden wir im 
klassischen Schrifttum eine funktionale Scheidung in  Grundrente, Profit (bzw. Gewinn) 
und Zins. Angesprochen sind damit die unterschiedlichen Rollen der Bezieher der ver-
schiedenen Einkommensarten im Prozeß der Produktion, Verteilung und Verwendung des 
gesellschaftlichen Reichtums. Die genannten Autoren waren darüber hinaus übereinstim-
mend der Auffassung, daß es sich beim Zins um ein vom Profit abgeleitetes Einkommen 
handelt und folglich beim Zinssatz um eine der Profitrate untergeordnete Größe. Die Er-
klärung der letzteren steht daher im Vordergrund der klassischen politischen Ökonomie. 
Ich beginne mit einer knappen Zusammenfassung der physiokratischen Doktrin, von der 
zahlreiche klassische Überlegungen ihren Ausgang nehmen. 

(a) Das „produit net" der Physiokraten: ein Geschenk der Natur? 
„Physiokrate" bedeutet „Herrschaft der Natur". In dieser Bezeichnung druckt sich die Vor-
stellung eines François Quesnay und seiner Anhänger aus, daß ein Mehrprodukt als Grund-
lage aller Besitzeinkommen ein pur don de la nature sei — ein reines Geschenk der Natur. 
Diese Vorstellung bildet das Herzstück der Analyse. Es findet seinen Ausdruck im beriihm-
ten  ,,Tableau  Économique" (1758), dem ersten systematischen Versuch der Abbildung des 
Prozesses der Produktion, Verteilung und Verwendung des gesellschaftlichen Reichtums in  
einem Kreislaufschema der Erzeugung von Waren mittels Waren. Das Tableau enthält eine 
zusammenfassende Darstellung der quantitativen Verhältnisse in einer Wirtschaft mit  den  
beiden Wirtschaftszweigen Urproduktion (insbesondere Landwirtschaft) und Verarbeiten-
des Gewerbe. Besonderes Augenmerk gilt  den  verschiedenen, in jeder Produktion erforder-
lichen Vorschüssen an  mehr oder weniger dauerhaften produzierten Produktions- und Sub-
sistenzmitteln, d. h. dem „fixen" und „zirkulierenden Kapital". Ersteres umfaßt alle Investi-
tionen in die Verbesserung des Bodens, darüber hinaus landwirtschaftlich genutzte Gebäude 
sowie Arbeitstiere und Werkzeuge, letzteres Roh- und Betriebsstoffe sowie die Unterhalts-
mittel der Landarbeitskräfte. Das System werfe wegen der mehr oder weniger ausgeprägten 
Großzügigkeit der Natur ein mehr oder weniger großes Mehrprodukt ab: In der Landwirt-
schaft werde mehr an landwirtschaftlichem Produkt (z. B. Getreide) erzeugt, als landwirt-
schaftliches Produkt direkt oder indirekt —  in  Form von Saatgut und als Lebensmittel der in 
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der Landwirtschaft Beschäftigten — in seiner Erzeugung aufzuwenden sei. Nur die Natur, 
d. h. die Landwirtschaft (und andere Sparten der Urproduktion), sei produktiv, während die 
Industrie die von der Urproduktion netto gelieferten Stoffe nur weiterverarbeite, d. h. in eine 
Fassung bringe, die auf die menschlichen Вedümisse zugeschnitten sei. Handwerk und 
Handel seien deshalb „unfruchtbar", d. h. trtigen nicht zur wirtschaftlichen Wertschöpfung 
bei. Das Mehrprodukt bildet die stoffliche B asis der Grundrente. Letztere geht — den Boden-
besitzverhältnissen des damaligen Frankreich gemäß — an König, Adel und Klerus. 
Der zuvor erwähnte Turgot ist, wie bereits gesagt, ein Autor des Übergangs von der Phy-
siokratie zur ökonomischen Klassik. Seine Idee, daß unter Bedingungen der freien H an-
delbarkeit von Grund und Boden die Besitzer von Geldvermögen durch den Erwerb von 
dann verpachteten Grundstücken einen Teil des Su гplus an  sich ziehen können, führt 
schließlich zur Vorstellung, daß unter Wettbewerbsbedingungen alles Kapital, einschließ-
lich des in Grundstücken angelegten, zu tendenziell einheitlicher Rate verzinst werde. In 
dieser Deutung ist die Grundrente nur eine der Formen, in der das gesellschaftliche Mehr-
produkt angeeignet werde. 

(b) Adam Smith 
Diese Sicht wird von Adam Smith kritisch aufgegriffen und weiterentwickelt (vgl. Ku rz  
1991, sowie den zweiten Beitrag von Kurz in diesem Band über die Theorie des wirt-
schaftlichen Wachstums, Teil 2a). Seine vielleicht wichtigste Korrektur: Er weist den ein-
geschränkten Produktivitätsbegriff der Physiokraten zurück. Was für die Landwirtschaft 
gesagt werden könne, gelte auch für das Verarbeitende Gewerbe: Es erzeuge mehr als es 
verbrauche. Jedenfalls wertmäßig, und nichts anderes könne von der Landwirtschaft ge-
sagt werden: Da die Landwirtschaft vom Verarbeitenden Gewerbe u. a. Werkzeuge (z. B. 
Pflüge) beziehe, sei eine Behauptung ihrer Produktivität nur wertmäßig, nicht aber rein 
physisch zu fassen. Der Wert bzw. P reis des Produkts müsse größer sein als die in seiner 
Erzeugung insgesamt anfallenden Kosten. Profit und Zins treten fortan an die Seite der 
Grundrente und teilen sich mit dieser das gesellschaftliche Mehrprodukt. Was bestimmt 
dessen Höhe und was seine Verteilung? 
Die Quelle allen gesellschaftlichen Reichtums ist produktive menschliche Arbeit — nicht 
der Handel, wie die Merkantilisten behauptet hatten, und auch nicht die Natur, wie die 
Physiokraten lehrten. Dies ist eine der Kernthesen in Adam Smiths epochalem, 1776 ver-
öffentlichtem Werk über  den  „Wohlstand der Nationen". Der nationale Wohlstand ist das 
Produkt des Fleißes und der Geschicklichkeit der Klasse der Arbeiter. Gleichwohl ist ihre 
eigene Situation eher beklagenswert: Sie sind auch in der von den Fesseln des Feudalsy-
stems befreiten, sich allmählich herausbildenden liberalen Gesellschafts- und Wirtschafts-
ordnung gezwungen, das Produkt ihrer Arbeit mit den besitzenden Klassen,  den  Grundher-
ren und Kapitaleignern, zu teilen. Die Hauptursache hierfür ist folgende: Steigt der Lohn 
über ein historisch und sozial gefaßtes Minimum hinaus, dann beginnt die Arbeitsbevölke-
rung wegen der verbesserten medizinischen und sonstigen Versorgung zu expandieren 
(Verringerung der Kindersterblichkeit, Erhöhung der Lebenserwartung). (Diese Formulie-
rung drückt bereits aus, daß Smiths Lohnkonzept sehr flexibel war und keinesfalls mit ei-
ner physiologisch gefaßten Existenzminimumthese des Lohnes identifiziert werden darf. 
Wir werden weiter unten sehen, daß Smith zufolge ein geschwindes Wachstum der Wi rt-
schaft vorteilhaft für die Löhne ist.) Mit einer gewissen zeitlichen Verzögerung führt dies 
zu einer Ausweitung des Arbeitsangebots, welche eine senkende Wirkung auf den Lohn- 
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satt ausübt. Die über die skizzierte Bevölkerungsdynamik sich ergebende Tendenz zum  

Angebotsübe тschuß auf dem Arbeitsmarkt verhindert also, daß die Löhne solange steigen,  

bis sie das gesamte Produkt der Arbeit ausschöpfen. Ein zweites Argument lautet: In Ar-
beitskämpfen und Lohnkonflikten sitzen die Arbeiter am kürzeren Hebel. Die Untemeh-
mer, gering an Zahl, können sich nicht nur leichter organisieren und absprechen, im Unter-
schied zu den mittellosen Arbeitern erlaubt es ihnen ihr Vermögen auch, in derartigen Aus-
einandersetzungen länger durchzuhalten. Schließlich ist die (damalige) Gesetzgebung und  

Politik ganz der unternehmerischen Seite verpflichtet. Wir wissen nun, warum gemäß  

Smith ein Mehrprodukt und damit Besitzeinkommen anfällt. Wir wissen noch nicht, wie es  
sich auf Grundrente und Profit (bzw. Zins) verteilt.  

Ober die Grundherren weiß Smith wenig Erfreuliches zu sagen: „Sie ernten, wo sie nie ge-
sät haben," und verlangen fUr die Nutzung des Bodens eine A rt  Monopolpreis: die Grund-
rente. Diese sei um so höher, je „freigiebige?' die Natur — ein fernes Echo der physiokrati-
schen Lehre im Smithschen Werk — und je konzentrierter der Grundbesitz seien. Bei der  

Grundrente handelt es sich um Besitzeinkommen pur — um einen ersten „Abzug" vom Er-
trag der Arbeit. Obendrein neigten die Grundbesitzer dazu, die Rente in feudaler Manier  

zu verprassen, statt zu sparen und in Bodenverbesserungen zu investieren. Sie vereitelten  

damit Chancen für Wachstum und Entwicklung.  
Smiths Einschätzung der aufstrebenden Klasse der Geld-, Handels- und Industriekapitali-
sten ist ambivalent. Einerseits sieht er in ihnen die eigentlichen Triebkräfte des wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Fortschritts. Andererseits warnt er vor ihrer Selbstsucht. Der  

Gesetzgeber müsse sich hüten, ihnen zuviel Gehör zu schenken. Ihre Vorschläge kommen  

von einer „Gruppe von Menschen, deren Interesse niemals genau mit dem öffentlichen In-
teresse übereinstimmt und die im allgemeinen darauf aus sind, die Öffentlichkeit zu täu-
schen". Hinsichtlich des Einkommens der Kapitaleigner, des Profits, räumt Smith mit der  

gängigen Vorstellung auf, es handele sich dabei um eine A rt  Unternehmerlohn. Tatsächlich  
stelle der Profit „etwas völlig anderes dar" und werde unter den Bedingungen freier Kon-
kurrenz, d. h. der Abwesenheit nennenswerter Markteintritts- und Marktaustrittsschran-
ken, „ganz und gar durch den Wert des angelegten Kapitals bestimmt und ist im Verhältnis  

zum Umfang dieses Kapitals größer oder kleiner". Die Suche nach den gewinnträchtigsten  

Anlagemöglichkeiten des Kapitals führt Smith zufolge unter Wettbewerbsbedingungen der  

Tendenz nach zu einer einheitlichen Profitrate. Die Untersuchung der Bestimmungsgründe  

dieser „allgemeinen Profitrate" und des ihm zugeordneten Systems der „natürlichen" oder  

„normalen" Preise sollte im Zentrum der gesamten folgenden ökonomischen Theoriebil-
dung stehen.  
Smith verstrickt sich beim Versuch der Bestimmung der Profitrate und der Erklärung ihrer  

langfristigen Tendenz in mehrere Widersprüche, auf die wir nicht eingehen müssen. Wir  

wenden uns vielmehr gleich seiner Begründung dafür zu, warum Profit und Zins keine an  

sich verdammenswerten Tatsachen der modernen Gesellschaft sind. Kapitalprofit ist, wie  

wir gehört haben, gleich der Grundrente Besitzeinkommen und basiert wie diese auf einem  

Abzug vom Arbeitsertrag. Aber anders als im Fall der Grundrente ist der zur Debatte ste-
hende Besitz, das Kapital, nicht natürlich vorhanden, sondern das Ergebnis eines sozial  

nützlichen Tuns: des Sparens und Investierens. Und der Profit ist seinerseits die Haupt-
quelle weiterer Kapitalbildung mit dem Ziel noch größerer Profite. „Der Profit ist Stachel  

wie Treiber der Akkumulation", liest man  später bei Marx. Den Kapitaleignem kommt der  
Smithschen Vorstellung zufolge vor allem wegen ihrer Art der Einkommensverwendung  
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die nützliche Rolle zu, über die Anhäufung von Kapital den nationalen Wohlstand zu meh-
ren, an  dem alle, auch die Arbeiter, teilhaben.  

Dem Schicksal der Arbeiter gilt Smiths besondere Aufmerksamkeit. Denn worin sollte der  

Beweis für die Überlegenheit der modernen, kapitalistischen Gesellschaft gegenüber  ande-
rei  sozialen Organisationsformen bestehen, wenn nicht in einer Verbesserung der Lage der  

zahlenmäßig bei weitem größten Klasse, der sich „abrackernden Armen"? Außer ihrer Ar-
beitskraft besitzen sie (fast) nichts. Ihre Teilhabe am gesellschaftlichen Reichtum hängt  

daher davon ab, ob und zu welchem Preis sie das einzige, was sie besitzen, verkaufen kön-
nen — ob sie Beschäftigung fmden und zu  welcher  Lohn. Zu zeigen ist daher, daß die  
kommerzielle Gesellschaft genügend Beschäftigungsmöglichkeiten bei ausreichend hohen  

und gegebenenfalls steigenden Lohnsätzen bereitstellt.  

Dreh- und Angelpunkt von Smiths Theorie der ökonomischen und sozialen Dynamik ist  

die Arbeitsteilung. Sie mehrt den nationalen Wohlstand, interna tional ist sie der Schlüssel  
zu einer prosperierenden Weltwirtschaft. Arbeitsteilung ermöglicht Spezialisierungsge-
winne und induziert technologische Neuerungen: neue Produktionsverfahren und neue  

Produkte. Sie steigert die Produktivität der Arbeit und bewirkt einen Anstieg im durch-
schnittlichen realen Pro-Kopf-Einkommen — Smiths MaB für gesellschaftlichen Reichtum.  

Arbeitsteilung ist für ihn gleichbedeutend mit ökonomischem Fortschritt schlechthin. Wie  

sie fördern?  
Die gesellschaftliche Teilung der Arbeit wird von der Größe des belieferten Marktes be-
schränkt. Der erste und wichtigste Schritt zu dessen Ausweitung besteht im Abbau von  

Handelshemmnissen aller Art : Freihandel lautet die Devise. Sodann hängt die Größe des  

Marktes aufs engste mit der Güte und Sicherheit des Kommunikations- und Transportsy-
stems zusammen. Öffentliche Investitionen haben eine funktionstüchtige Infrastruktur  

(Straßen, schiffbare Flüsse, Hafenanlagen usw.) bereitzustellen, eine effiziente Polizei und  

Justiz die Eigentumsrechte der Bürger zu schützen. Sind diese Bedingungen erfüllt, so be-
stimmt die private Kapitalakkumulation das Wachstum der Märkte. Je mehr in einer Na-
tion gespart und investiert wird, desto schneller wächst der Kapitalstock und mit ihm der  

Markt, um so größer sind die Chancen für eine immer tiefer gegliederte Teilung der Arbeit  

und um so schneller steigen das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen und schließlich  

auch der Reallohn. Ein schnelles Kapitalwachstum ist jedoch nicht nur vorteilhaft für die  

Lohnentwicklung, es wirkt sich auch positiv auf die Beschäftigung aus.  

Alles hängt also von der Geschwindigkeit ab, mit der Kapital akkumuliert wird. Smith ver-
tritt die Auffassung, und fast alle Ökonomen folgen ihm darin, daß deren Hauptbestim-
mungsgrund die Höhe der Profitrate ist: Je größer diese, desto größer jene. Um über die  

langfristige wirtschaftliche Dynamik eines ökonomischen Systems Aufschluß zu erhalten,  

ist zu untersuchen, wie sich die Kapitalverzinsung säkular entwickelt. Sie ist eine der  

Schlüsselgrößen der modernen Gesellschaft. Ihre Bestimmungsgründe sollten fortan im  

Zentrum des Interesses der politischen Ökonomie stehen.  

(c) David Ricardo  
David Ric ardo folgt Smith zwar in wichtigen Bezügen, weist jedoch zugleich mehrere  

von dessen Auffassungen zurück (vgl. Kurz 1993, 1995 а , sowie den zweiten Beitrag von  

Kurz in diesem Band über die Theorie des wirtschaftlichen Wachstums, Teil 2b). In sei-
nen erstmals 1817 veröffentlichten „Grundsätzen der politischen Ökonomie" (Riedl  

1995) benennt er als Hauptaufgabe des aufblühenden neuen Faches das Studium der Ge- 
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setze, die langfristig die Verteilung des Jahresprodukts auf Grundrente, Kapitalprofit und  

Löhne regulieren.  
Das „natürliche" Lohnniveau sieht Ric ardo, der sich auf die Malthusianische Bevölke-
rungslehre stützt, ähnlich wie Smith durch ein historisch und sozial gefaßtes Unterhaltsmi-
nimum bestimmt: Es ermöglicht der Arbeitsbevölke гung gerade, sich und ihre Arbeitskraft  
zu reproduzieren. Damit die Arbeitsbevölkerung wächst, muß der Lohnsatz über dieses  

Minimum steigen, und er tut dies, wenn die Wirtschaft und mit ihr die Nachfrage nach Ar-
beitskräften schnell expandieren. Die Erklärung der Nichtarbeitseinkommen (Rente und  

Profit) kreist, wie in der Physiokratie und bei Adam Smith, um das Konzept des gesell-
schaftlichen Übeгschußprodukts.  
Die Smithsche Erklärung der Rente als Monopolpreis lehnt  Ricardo  ab. Genauer: Seiner  
Auffassung nach gibt es Rente selbst dann, wenn der Bodenbesitz hinreichend zersplittert ist  

und unter den Eigenttimem Wettbewerb herrscht. In diesem Fall entsteht eine Rente nur  

dann, wenn der Boden bester Güte knapp ist, d. h. der gesellschaftliche Bedarf an landwirt-
schaftlichem Produkt (z. В . Getreide) größer ist als jener, der mittels der Bewirtschaftung  

nur des besten Bodens gedeckt werden kann. Der beste Boden ist dabei jener, dessen  Be-
wirtschaftung mit den geringsten Kosten je Einheit des erzeugten landwirtschaftlichen Pr o-
dukts verbunden ist. Unter Konkurrenzbedingungen, so die klassische Lehre, sind die ein-
zelnen Produzenten zur Kostenminimierung gezwungen, wollen sie im Geschäft bleiben.  

Sehen wir zunächst von der Grundrente ab, unterstellen also der Einfachheit halber, daß  

Boden bester Güte in ausreichender Menge vorhanden ist. Dann kann, so Ricardo, keine  

Grundrente entstehen — „aus demselben Grund, aus dem nichts für den Gebrauch von Luft  

und Wasser oder jedes andere Geschenk der Natur bezahlt wird, das in unbeschränkter  

Menge vorhanden ist." Die Bodenbesitzer, um Pächter bemüht, würden sich wechselseitig  

unterbieten und so die Pacht gegen Null hinunterkonkurrieren. Nehmen wir des weiteren  

(äußerst) vereinfachend an , daß mittels des Bodens nur ein Produkt, Getreide, erzeugt  

wird, und zwar durch Aufwendung von Arbeit und Getreide als Saatgut und sonst nichts.  

Bei dieser Konstruktion handelt es sich um Ricardos ,,Kornmodell". Gesetzt, um 10 Dop-
pelzentner (dz) Getreide zu erzeugen, seien insgesamt 2 dz Getreide als Saatgut und insge-
samt 6 Arbeitstunden von der Aussaat bis zur Ernte nötig. Nehmen wir schließlich an , daß  
der Lohn, in Getreide bemessen, am Anfang der Produktionsperiode entrichtet wird und  

pro Arbeitstunde 0,5 dz Getreide beträgt.  Darin  beläuft sich der gesamte Kapitalvorschuß  
des Farmer-Kapitalisten auf 5 dz = 2 dz (Saatgut) + 3 dz (Löhne). Zieht man diesen Betrag  

vom Produktionsergebnis (10 dz) ab, so verbleiben als Überschuß bzw. Profit 5 dz. Setzt  

man  den Profit (5 dz) ins Verhältnis zum Kapitalvorschuß (ebenfalls 5 dz), so erhält m an  
die Profitrate, die in unserem einfachen numerischen Beispiel gleich 1 bzw. 100% ist.  

Auf diese höchst einfache Weise gelingt es Ricardo, die beiden seiner Auffassung nach  

wichtigsten Bestimmungsgründe der Profitrate aufzudecken: die Lohnhöhe und die verfiig-
bare Technik. Zunächst zum Lohn. Nehmen wir an, der Stundenlohn betrage nicht 0,5, son-
dern 1 dz je Stunde. In diesem Fall wäre der Kapitalvorschuß ingesamt gleich 8 dz = 2 dz  

(Saatgut) + 6 dz (Löhne), der Überschuß bzw. Pro fit betrüge nur noch 2 dz und die Profitrate  
2/8 = 1/4 oder 25%. Je höher für gegebene technische Bedingungen der Produktion der rea-
le Lohnsatz, desto niedriger die Profitrate, und umgekehrt, lautet Ricardos erste bedeutsame  

Schlußfolgerung. Nun zur Technik. Angenommen, mit  den  genannten Aufwänden an Saat-
gut (2 dz) und Arbeit (6 Stunden) können nicht 10, sondem auf Grund eines verbesserten  

technischen Verfahrens 20 dz Getreide erzeugt werden. in diesem Fall ergäbe sich bei einem  
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Lohnsatz von einem halben (bzw. einem ganzen) dz Getreide eine Profitrate in Höhe von  

300% (bzw. 150%). Je höher für gegebenen realen Lohnsatz die Produktivität der Arbeit, 

desto größer die Profitrate, lautet Ricardos zweite bedeutsame Schlußfolgerung. Und da der 
Geldzinssatz der Profitrate folgt, ist auch er innerhalb gewisser Grenzen bestimmt. 
Bisher haben wir von der Knappheit natürlicher Ressourcen wie Grund und Boden abgese-
hen. Sie wird ш  einem zweiten Schritt der Ricardoschen Überlegungen ins Spiel gebracht. 
Sieht man  von technischem Fortschritt ab, so kommt es im Zuge der Akkumulation von Ka-
pital und des Wachstums der Bevölkerung notwendig zu einer Sitaution, wo der gesamte 
Boden bester Güte zur Gänze bewirtschaftet wird. Eine Ausdehnung der Produktion ist nur 
dann möglich, wenn schlechterer Boden unter den P flug genommen wird. (Alternativ hierzu 
könnte der beste Boden intensiver bewirtschaftet werden, ein Fall, den Ricardo gleichfalls 
diskutiert. Wir werden auf diesen Fall in Abschnitt 6(a) kurz zu sprechen kommen.) 
Auf letzterem sind jedoch die je dz Ertrag an  Getreide nötigen Aufwendungen an Saatgut 
und/oder Arbeit höher. Die mit dem schlechteren Boden für gegebenen Reallohnsatz ver-
einbare Profitrate ist entsprechend niedriger. Und da unter Bedingungen der Konkurrenz 
eine Tendenz zum Ausgleich der Profitrate über alle Kapitalanlagen in der Wirtschaft be-
steht, können auch die Pächter des Bodens bester Qualität nur die neue, niedrigere Profi-
trate erzielen. Die verbleibende Differenz zwischen dem auf dem Boden bester Güte anfal-
lenden Überschußprodukt und den daraus jetzt fließenden Profiten wird zur Grundrente 
der Eigentümer des besten Bodens. Allgemeiner gesagt, ist die Grundrente Ausdruck der 
Knappheit der besseren Böd еп  und hängt für jeden derartigen Boden von der Differenz 
zwischen den Produktionskosten je dz Getreide auf dem schlechtesten aller bebauten Bö-
деп , dem sogenannten Grenzboden, und jenen auf den besseren Bodenqualitäten ab. Die 
Existenz von Grundrente sei keß Zeichen der „Freigiebigkeit der Natur", wie Adam Smith 
meinte, sondern im Gegenteil ein Zeichen ihres „Geizes". 
Dies ist Ricardos Theorie der Grundrente, die aufs engste mit seiner Sicht der langfristigen 
Entwicklung der Profitrate bei Abwesenheit von technischem Fortschritt verbunden ist. 
Wird die Getreideproduktion ausgedehnt, so steigt zwar das gesamtwirtschaftliche Ü ber-
schußprodukt, aber ein wachsender Teil davon fließt an die Grund-, ein schrumpfender  an  
die Kapitaleigentümer. Es kommt zum Fall der Profitrate. Sie ist die Schlüsselgröße des 
Systems und entscheidet über die Akkumulationsdynamik. 
Wie Smith vor ihm und zahlreiche Autoren nach ihm sieht  Ricardo  Tendenzen am Werk, die 
über  den  Fall der Profitrate zu einem stationären Endzustand des Systems führen. Er sieht 
indes auch gegenläufige Momente. So könne dem Profitratenfall kurzfristig durch die Be-
seitigung aller Beschränkungen der Einfuhr billiger Subsistenzmittel entgegengewirkt wer-
den.  Ricardo  verficht daher vehement den Abbau der zur Zeit der Napoleonischen Kriege in 
England eigeführten (und erst 1846 wieder aufgehobenen) Getreidezölle. Beseitigt man  
diese, so sinken die Preise der Grundnahrungsmittel und in  Folge davon die Geldlöhne (oh-
ne daß die realen Löhne fallen müssen); die schlechtesten der genutzten inländischen Böden 
können aufgegeben werden, die Grundrenten fallen; die Profitrate steigt, und mit ihr die 
Neigung und Fähigkeit zu weiterer Akkumulation. Wie  Ricardo  betont, laufen die Interes-
sen der Grundbesitzer denjenigen der anderen Klassen zuwider: „Für die einen ist es von 
Vorteil, wenn die Nahrungsmittel teuer sind, für alle anderen, wenn sie billig sind." Länger-
fristig könne der Fall der Profitrate nur durch stetige Innovationen in jenen Sektoren abge-
wendet werden, die direkt oder indirekt (über Vorleistungen) an  der Produktion von Lohn-
gutem beteiligt sind. Ob es dazu komme, darüber lasse sich a p riori  nichts sagen. 
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In kritischer Auseinandersetzung mit den Schriften der ökonomischen Klassiker kommt es  

im neunzehnten Jahrhundert zur Herausbildung verschiedener kapital- und zinstheoreti-
scher Erklärungen, die nach einer Systematik Eugen von Böhm-Bawerks (1884) wie folgt  

eingeteilt werden können. Auf der einen Seite fmden sich Profit- und Zinstheorien, die dem  

Kapital bzw. seinem Bildner — ganz analog zur Arbeit bzw. dem Arbeiter — wertschöpfende  

Potenz zusprechen, welche im Pro fit bzw. Zins ihre Vergütung finde: Die „Produktivitäts-
theorien" versuchen das Kapitaleinkornmen aus der die Produktivkraft der Arbeit steigern-
den  Wirkung des Kapitals abzuleiten. Die „Nutzungstheorien" begreifen den Zins als Preis  

eines neben dem Kapitalgut selbst v еrfiigbaren gesonderten Gutes, welches in der Nutzung  

des Kapitalgutes bestehe. Für die „Abstinenztheorien" stellt der Zins die Entschädigung für  

ein gebrachtes „Opfer", den Konsumverzicht bzw. -aufschub, dar. Die „Arbeitstheorien"  

schließlich deuten  den  Zins als besonderen Lohn für eine vom Kapitaleigner bzw. Unter-
nehmer geleistete Arbeit. Die „Agio-Theorie" Böhm-Bawerks schließlich führt den Zins auf  

die Nichtneutralität der Zeit zurück. Auf der anderen Seite finden sich jene Theorien, die  

den Zins als Ausdruck gesellschaftlicher Machtverhältnisse — als „Ausbeutung" — begreifen.  

Die bedeutendste darunter ist die Marxsche Mehrwerttheorie.  
Im folgenden Abschnitt soll von der ersten Gruppe von Theorien die Rede sein, im näch-
sten dann von der zweiten; Böhm-Bawerk spricht von „zinsfreundlichen" bzw. „zinsfeind-
lichen" Ansätzen. Knappe Skizzen des Kerns des jeweiligen Arguments müssen genügen  
(vgl. zum folgenden auch  Kurz  1994).  

„Zinsfreundliche" Lehren  

(a) Produktivitätstheorien 
Sie basieren auf der Beobachtung, daß die Arbeit unter Zuhilfenahme von produzierten Pro-
duktionsmitteln im allgemeinen ein größeres Produktionsergebnis zustandebringt, als ohne  

diese. Genauer gesagt, handelt es sich hierbei um die Verallgemeinerung des klassischen  

Prinzips der intensiv abnehmenden Ertragszuwächse und der damit begründeten Intensitäts-
rente. Dieses Prinzip besagt in seiner einfachsten Variante, daß der Ertrag je Hektar inner-
halb gewisser Grenzen um so größer ist, je intensiver der Boden bewirtschaftet wird, d. h. je  

mehr Arbeit je Hektar von der Aussaat bis zur Ernte aufgewandt wird. Steigert man den Ar-
beitsaufwand, so steigt das Produktionsergebnis, aber jede zusätzliche Einheit Arbeit bringt  

einen immer geringeren Ertragszuwachs. Diese Vorstellung wird von Autoren wie Johann  
Heinrich von Thiinen (1785-1850) auf die Produktion von Waren mittels Arbeit und „Kapi-
tal" übertragen (vgl. hierzu  Kurz  1995c): Eine Erhöhung des Einsatzes von Kapital je Arbei-
ter erhöhe  den  Ertrag, aber mit abnehmendem Zuwachs. Der Zins, so Thiinen, sei gleich je-
nem Produktionszuwachs, der dem „zuletzt angelegten Kapitalteilchen` geschuldet sei.  

Später bürgert sich der Begriff der „Grenzproduktivität" des Kapitals ein.  

Von hier ist es nur ein Schritt zur Behauptung der universellen Anwendbarkeit des klassi-
schen Prinzips der Intensitätsrente zur Erklärung aller Arten von Einkommen, egal, ob es  
sich dabei um Lohn, Profit (Zins) oder Grundrente handelt. Dieser Schritt wird in der Folge-
zeit von Autoren wie Léоn Walras (1834-1910), Alfred Marshall (1842-1924) und I rv ing  
Fisher (1867-1947) getan. Das klassische Prinzip wird zum einen von der Landwirtschaft  

auf die Sphäre der Produktion schlechthin und schließlich alle zur Produktion beitragenden  

Faktoren übertragen. (Es ist zu erwähnen, daß das Prinzip der intensiv sinkenden Ertragszu-
wächse schließlich auch auf die Sphäre der Konsumtion übertragen wird und dort in Analo- 
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gie zum Begriff des Grenzprodukts zu demjenigen des „Grenznutzens" führt [vgl. hierzu  

Kurz 1995d, 166.]) Auf diese Weise kommt es zur Behandlung der Arbeit und des Kapitals  

in völliger Analogie zu homogenem Boden. Lohn, Zins (Profit) und Grundrente werden un-
terschiedslos auf intensiv sinkende Erträge zurückgeführt, wie sie sich unterstelltermaßen  

bei einer isolierten Ausdehnung der Einsatzmenge des jeweiligen Faktors — Arbeit, Kapital  

bzw. Boden — und Konstanz der Einsatzmengen der beiden anderen ergeben. Der Endpunkt  

dieser Entwicklung ist die „Grenzproduktivitätstheorie" der Einkommensverteilung.  

Diese Theorie besticht durch ihre scheinbare logische Geschlossenheit und die Erklärung  

aller Verteilungsgrößen aus einem einzigen Prinzip heraus: demjenigen der relativen  

Knappheit eines Faktors. Lohnsatz, Profitrate und Grundrente wurden so in symmetrischer  
Weise bestimmt: Je reichlicher eine Wirtschaft mit einem Faktor im Verhältnis zu den bei-
den  anderen ausgestattet sei, desto geringer das Gre пzpюodukt dieses Faktors und desto ge-
ringer die Vergütung der Faktorleistung an den Eigentümer des Faktors.  

Angesichts dieser Vorzüge verwundert es kaum, daß der Grenzproduktivitätstheorie ein  

schneller Siegeszug in unserem Fach beschieden war. Verwunderlicher ist die Tatsache,  

daß sie bis auf den heutigen Tag die meisten Ökonomen zu ihren Anhängern zählt, ob-
gleich seit Knut Wicksell (1851-1926) bekannt ist, daß ihre Behandlung des Kapitals in  

völliger Analogie zur Arbeit und zum Boden unhaltbar ist. Wie eingangs festgestellt, kön-
nen heterogene Kapitalgüter nur als Wertsumme dargestellt werden — anders als die Arbeit  

und der Boden, die in ihren jeweiligen technischen Einheiten gemessen werden können.  

Zur Bewertung der verschiedenen Kapitalgüter benötigt m an  Preise, die jedoch im allge-
meinen nicht unabhängig von der Profitrate (bzw. dem Zinssatz) sind. Will m an  nun letzte-
re über die Grenzproduktivität des Kapitals bestimmen, so unterliegt man — worauf Wick-
sell hinweist — unweigerlich einem Zirkelschluß: Um die Profitrate zu bestimmen, muß ich  

die Preise keimen, ohne die die „Kapitalmenge" nicht zu ermitteln ist, deren relative  

Knappheit über die Höhe der Profitrate entscheidet, die Kenntnis der Preise setzt aber die  

Kenntnis der Profitrate voraus — das Argument dreht sich im Kreis.  

(b) Nutzungstheorien  
Sie unterstellen, daß das Kapital zwei voneinander getrennte Güter mit We rt  darstelle: zum  
einen die konkreten Kapitalgüter selbst, zum anderen deren Gebrauch oder Nutzung. Die  

Preise der mittels produzierter Produktionsmittel erzeugten Produkte umfassen demnach  

sowohl  den  Wert der aufgewendeten Mittel als auch den Wert der „Kapitalnutzung". Letz-
terer entspreche dem Zins. Diese Auffassung wurde in verschiedenen Fassungen u. a. von  

Jean  Baptiste Say (1767-1832), Lord Lauderdale (1759-1839), F riedrich Benedikt Wil-
helm Hermann (1795-1868) und dem Begründer der sogenannten „Österreichischen Wirt-
schaftstheorie", Carl Menger (18411-1921), vertreten. Gegen diese Theorien wurde einge-
wandt, daß sie auf einer Doppelzählung beruhen. Tatsächlich sei der Preis eines Kapital-
guts, von der Seite seiner Verwendung her betrachtet, gleich dem We rt  aller zukünftigen  
Nutzungen desselben. Für die Erklärung des Zinses sei somit nichts gewonnen.  

(c) Abstinenztheorie  

Diese vor allem vom englischen Ökonomen Nassau William Senior  (1790-1864)  verfoch-
tene Theorie sieht  den  Zins als Vergütung der konsumtiven Enthaltsamkeit des Kapitali-
sten. Die abstinence trete als dritter ursprünglicher Produktionsfaktor zur Arbeit und zu  

den Naturkräften hinzu, während das Kapital selbst als Resultat des Zusammenwirkens  
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dieser drei Faktoren zu begreifen sei. Die Entschädigung für das „Opfer", das angeblich im  

Genußveгzicht bzw. -aufschub liegt, sei Bestandteil der Produktionskosten und letztlich  

des Preises eines Gutes. Gegen diese Lehre ist u. a. folgendes vorgebracht worden. Wer  

spare  und Kapital bilde, verzichte nicht auf Genuß schlechthin, sondern entscheide sich  

nur für eine andere Art  von GenuB: Er finde Gefallen daran, ve пnögend und mächtig zu  
werden. Ein „Lohn der Enthaltung" lasse sich somit nicht begründen. Überdies komme es  

nicht auf die Empfmdungen der Kapitalbildner an, sondern auf das wirtschaftliche Ergeb-
nis ihres Tuns. Aber selbst wenn man  die Abstinenzidee als solche gelten lassen wollte, sei  

die Theorie abzulehnen: Eine Erklärung der allgemeinen, tendenziell einheitlichen  

Kapitalertragsrate könne sie schon aus dem Grund nicht leisten, weil sich schwerlich argu-
mentieren lasse, daB das „Opfer" proportional dem erzielten Profit (bzw. Zins) ist. Die  

Theorie tauge also nichts. Sie diene — so der Vorwurf der Sozialisten — keinem wissen-
schaftlichen, dafür aber einem apologetischen Interesse.  

(d) Arbeitstheorien 
Nicht viel besser bestellt ist es um die Arbeitstheorien, die den Kapitalzins als den Lohn ei-
ner besonderen, vom Kapitalisten geleisteten Arbeit auffassen. Hinsichtlich der Spezifika-
tion dieser besonderen Arbeit weichen die Deutungen verschiedener Autoren voneinander  

ab. Aber was  immer diesbezüglich gesagt wird, die Ansätze kranken an derselben Schwä-
che wie die Abstinenztheorie: Profit bzw. Zins wird unter Wettbewerbsbedingungen im  

Verhältnis zum Wert  des eingesetzten Kapitals gezahlt. Dieser Wert steht indes in  keiner  
erkennbaren Beziehung zur vom Kapitaleigner oder Unternehmer erbrachten Arbeit. Profit  
und Zins sind daher weder das Entgelt einer spezifischen „funktionellen Leistung" des Ka-
pitalisten noch eine Art  Unternehmerlohn. Der Kapitalzins ist, wie Böhm- Вawerk in Ober-
einstimmung mit Marx insistierte, kein Arbeits-, sondem ein Besitzeinkommen.  

(e) Die „österreichische" Kapital- und Zinstheorie 
Die von Вöhm-Bawerk in der „Positiven Theorie des Kapitales" (1889) gegebene eigene  

ZиΡserklärung kreist um die Vorstellung der Nichtneutralität der Zeit. Der Zeitfaktor be-
treffe sowohl die Seite des Konsums als auch diejenige der Produktion. Auf der Konsum-
seite sprechen Böhm-Bawerk zufolge zwei Gründe für einen positiven Zinssatz: (a) die  

Verschiedenheit des Verhältnisses von Bedarf und Deckung in  verschiedenen Zeiträumen,  
wobei im allgemeinen mit günstigeren Verhältnissen, d. h. einem höheren Einkommen in  
der Zukunft gerechnet werde; (b) die Kurzsichtigkeit des Menschen, der wegen der End-
lichkeit seines Lebens und Unsicherheit bezüglich seiner Zukunft ein heute verfügbares  

Gut einem erst morgen verfügbaren vorzieht. Aus diesen beiden Gründen folge eine positi-
ve Zeitpräferenz der Konsumenten: die „Höhenschätzung der Gegenwartsbedürfnisse ge-
gentiber den Zukunftsbedürfnissen". Dies bedeutet, daß eine gegebene Gütermenge heute  

nur gegen ein Aufgeld — ein agio, d. h. eine größere Gütermenge morgen — hingegeben  

werde. Dieses Aufgeld sei der Zins. Bei ihm handele es sich um jenen P reis, der zu zahlen  
ist, um ein Individuum dazu zu veranlassen, sein Einkommen nicht gänzlich für Gegen-
wartskonsum zu verausgaben, sondern wenigstens zum Teil zu sparen, d. h. für Zukunfts-
konsum vorzuhalten. Da jedoch mit jeder zusätzlichen Einkommenseinheit, die gespart  

werde, ein höherer gegenwärtiger Nutzenentgang verbunden sei, als mit der jeweils davor-
liegenden, sei nur mit einem höheren Zinssatz eine höhere Sparsumme möglich.  

Der dritte Grund (c) bezieht sich auf die Produktionsseite. Die Produktion sei ein zeitrau- 
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bender Prozeß der Umwandlung von Leistungen der ursprünglichen Faktoren, Arbeitskraft  
und Natur- bzw. Bodenkraft, r  genußreife Güter. Wähmmnd der Produktion müssen die Be-
sitzer dieser Faktoren, zumal die Arbeiter, unterhalten werden. Böhm-Bawerk ist nun der  
Auffassung, daß das physische Resultat der Produktion, der Output, um so größer sei, je  län-
ger unter sonst gleichen Umständen die von Beginn des Produktionsprozesses bis zu dessen  
Ende verstreichende Zeitspanne ist. Er spricht vom „Gesetz der Mehrergiebigkeit längerer  
Produktionsumwege". Die zugrundeliegende Idee veranschaulicht er an Beispielen wie dem  
folgenden: Ein Fischer kann ohne jegliche Hilfsmittel, d. h. „kapitallos", Fische fangen; der  
tägliche Fang wird entsprechend dürftig ausfallen. Er kann statt dessen aus wildwachsen-
dem Hanf zunächst ein Netz knüpfen und mit diesem dann Fische fangen. Setze man den  
sich dann ergebenden Fang ins Verhältnis zur gesamten, also auch für die Netzerzeugung  
aufgewendeten Arbeitszeit, dann werde sich zeigen, daß sich der Produktionsumweg über  
das Netz gelohnt hat: Die Fangleistung je Stunde sei im Fall der „kapitalistischen" Produk-
tion größer als im Fall der „kapitallosen". Allgemeiner gesagt, sei das Produktionsergebnis  
je geleisteter Arbeitsstunde umso größer, je kapitalistischer die Produktion, d. h. je länger  
der Produktionsumweg. Allerdings nehme der Ertragszuwachs mit jeder weiteren Verlänge-
rung des Produktionsprozesses ab. Es gelte ein Gesetz sinkender Ertragszuwächse.  
Diese beiden Momente — die Zeitpräferenz im Konsum und die zeitbedingte Mehrergie-
bigkeit in der Produktion — bilden die beiden Pfeiler der Böhm-Bawerksch еn Kapitalzins-
erklärung. Während die Konsumenten auf Grund ihrer positiven Zeitpräferenz grundsätz-
lich eine Vorliebe für kurze Produktionsprozesse haben, in denen die aufgewendete Arbeit  
schnell zu genußfähigen Produkten ausreift, sind die am Gewinn interessierten Produzen-
ten für möglichst lange und ertragreiche Produktionsprozesse. Der Zinssatz hat Böhm- Ва-
werk zufolge die Aufgabe, die beiden einander zunächst widersprechenden Interessen zum  
Ausgleich zu bringen: Dieser habe sich auf einer solchen Höhe einzustellen, daß die bei  
ihm getätigten Ersparnisse genau so groß sind, wie sie von den Produzenten zum Einschla-
gen eines Produktionsumwegs benötigt werden, dessen Mehrergiebigkeit an der Grenze  
gerade gleich dem Zinssatz ist. Der „gleichgewichtige" Zinssatz spiegelt demnach sowohl  
psychologische als auch technische Faktoren wider. Das letzte Glied in Böhm-Bawerks  
Konstruktion ist der Versuch des Nachweises, daß in einer Wettbewerbswirtschaft der  
Marktzins die Tendenz habe, zu diesem gleichgewichtigen Niveau hinzustreben.  
Die „östeпeichische" Zinstheorie hat um die Jahrhundertwende zahlreiche Ökonomen be-
eindruckt und wurde von ihren Anhängern, darunter Fried rich August von Hayek (1899-
1992), als große Errungenschaft gefeiert (vgl. Kurz 1995b). Die genauere kritische Be-
schäftigung mit ihr ergab indes, daß keiner der von Böhm-Bawerk genannten Gründe einer  
Überprüfung standhält. Der erste Grund (vgl. (a)) lag mit der Annahme eines wachsenden  
Pro-Kopf-Einkommens, w as  nur unter Bedingungen technischen Fortschritts möglich ist,  
quer zur ansonsten unterstellten Bedingung gegebener technischer Alternativen der  Pro-
duktion. Den zweiten Grund (vgl. (b)) klassifizierte bereits Böhm-Bawerks Lehrer Carl  
Menger als auf einer unzulässigen Annahme beruhend. Der dritte Grund schließlich (vgl.  
(c)) wurde von Joseph Alois Schumpeter (1883-1950) als „schlichter Unsinn" abgetan  
(Schumpeter 1954).  
Böhm-Bawerk hatte seine eigene Kapital- und Zinstheorie ausdrücklich als Gegenentwurf  
zur sozialistischen „Ausbeutungstheorie" konzipiert, w as  ihm bei Schumpeter den Titel ei-
nes „bürgerlichen Marx" eintrug. Wie steht es nun um die Lehre der Sozialisten und vor al-
lem um diejenige von  Marx?  
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„Zinsfeindliche” Lehren 

(a) Die Ricardianischen Sozialisten 
Die Vorstellung, daß Profit und Zins auf „Ausbeutung" beruhen, läßt sich — wie gezeigt —
auf Aristoteles zurückführen und findet im scholastischen Schrifttum ein Echo. Griindli-
chere Versuche, den „ausbeuterischen" Charakter aller Besitzeinkommen nachzuweisen, 
finden sich bei den sogenannten „Ricardianischen Sozialisten" in der Mitte des vorigen 
Jahrhunderts. Ausgangspunkt von Autoren wie William Thompson (1785-1833) und Tho-
mas  Hodgskin (1787-1896) ist die Lehre Ricardos, daß sich der We rt  einer Ware  nach der 
zu ihrer Produktion direkt und indirekt notwendigen Arbeitsmenge bestimmt, bekannt 
auch als „Arbeitswertlehre". Arbeit, so die daraus gezogene Schlußfolgerung, sei die einzi-
ge wertschaffende Potenz (eine Auffassung, die man bei  Ricardo  vergeblich suchen wird). 
Wenn der Arbeiter mittels des ihm gezahlten Lohns nicht das gesamte Produkt erwerben 
könne, so werde ihm offenbar ein Teil des von ihm geschaffenen Werts vorenthalten, er 
werde ausgebeutet. Die kapitalistische Wirtschaftsordnung verletze das Recht der Arbeiter 
auf den vollen Arbeitsertrag. Diese Auffassung begegnet uns im Lauf der Zeit in wechseln-
den Formen. Einmal in die Welt gesetzt, scheint sie über ein langes Leben zu verfügen: 
Die „utopischen Sozialisten" Frankreichs hängen ihr ebenso an wie zahlreiche Vertreter 
„anarchistische?' Vorstellungen, und auch in der Gegenwart ist die Auffassung keineswegs 
nur noch von ideengeschichtlichem Interesse. 

(b) Karl Marx 
Karl Marx (1818-1883) lehnt die These vom Recht auf  den  vollen Arbeitsertrag in der ge-
nannten Deutung ab und distanziert sich von den Ricardianischen und utopischen Soziali-
sten. Er verwirft auch die Lehre des deutschen Sozialisten Johann Karl Rodbertus (1805-
1875). Gleichwohl geht auch  Marx  im 1867 veröffentlichten ersten  Band  von „Das Kapi-
tal" von der Arbeitswerttheorie aus, wenngleich er eine andere Begründung hierfür liefert 
als Ricardo. (Die beiden anderen Bände werden posthum von Friedrich Engels herausge-
bracht.) In gut aristotelisch-scholastischer Tradi tion wirft  Marx  die Frage auf, worauf sich 
die im Tausch bestimmter Mengen zweier Waren zum Ausdruck kommende Gleichset-
zung beziehe, worin das „Gemeinsame" der beiden Warenmengen bestehe. Seine Antwort 
lautet, daß Waren Arbeitsprodukte seien und im Tauschakt gleiche Qu anta „abstrakt 
menschlicher Arbeit" zum Austausch kämen. Der nächste Schritt führt Marx von der We rt-
theorie zu seiner Lehre vom „Mehrwert" (Marx 1968). Hervorstechendes Merkmal der ka-
pitalistischen Gesellschaft sei der Warencharakter der Arbeitskraft. Der Arbeiter sei in ei-
nem doppelten Sinne „frei": Er unterliege keinen feudalen Banden mehr, die ihn, wie z. B. 
im Fall der Leibeigenschaft oder der Schollenpflicht, an  seinen Herrn bzw. dessen Grund 
ketten, und er sei frei von Arbeitsmitteln wie Boden und Werkzeugen, die es ihm wie dem 
mittelalterlichen Handwerker oder Bauer erlauben würden, sich selbsttätig seinen Lebens-
unterhalt zu sichern. Er müsse das einzige, was er besitze, verkaufen: seine Arbeitskraft. 
Der Wert  dieser besonderen Ware unterliege indes dem gleichen Gesetz wie der We rt  aller 
anderen Waren und richte sich nach  den  Produktions- bzw. Reproduktionskosten der Ar-
beitskraft. Der Wert der Ware Arbeitskraft — der Lohn — ist demnach gleich dem Wert der 
zu ihrer Reproduktion notwendigen Lebensmittel. Der Arbeiter erhalte genau das, was in 
einer kapitalistischen Warengesellschaft normalerweise für eine Wa re  gezahlt werde: de-
ren Wert. Insofern gehe alles mit rechten Dingen zu. 
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Der springende Punkt kommt im Anschluß daran. Er besteht — so Marx — im Unterschied 
zwischen dem „Gebrauchswert" der Ware Arbeitskraft einerseits und ihrem We rt  ande-
rerseits. Der Gebrauchswert sei jener We rt, den der Arbeiter während eines Tages schaffe, 
und der in das Eigentum des Kapitalisten übergehe. Stecken in den pro Tag vom Arbeiter 
(und seiner Familie) konsumierten Lebensmitteln z. B. sechs Stunden Arbeit (gleich dem 
Wert  der Arbeitskraft), arbeite der Arbeiter jedoch pro Tag insgesamt zehn Stunden 
(gleich dem Gebrauchswert der Arbeitskraft), so erzeuge er einen „Mehrwert" in Höhe 
von vier Stunden. Dieser Mehrwert bilde die Grundlage von Nichtarbeitseinkommen: 
Profit (Zins und Grundrente). Dann und nur dann, wenn der Arbeiter über die Zeit hinaus 
arbeite, die nötig sei, um seine notwendigen Lebensmittel zu reproduzieren, könne Profit 
entstellen. Die Existenz von „Mehrarbeit" ist demnach die Voraussetzung für die Exi-
stenz von Profit. 
Was aber zwingt den Arbeiter dazu, langer zu arbeiten als es nötig wäre, um einen We rt  
zu erzeugen, der dem We rt  seines Reallohnwarenkorbs entspricht? Marx zufolge sind es 
die Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt. Ähnlich wie vor ihm die klassischen Ökonomen 
sieht er eine Tendenz zu einem Oberschußangebot: Die Konkurrenz der Arbeiter um ei-
nen Arbeitsplatz zwinge diese, ungünstige Arbeitsbedingungen zu akzeptieren, darunter 
einen langen Arbeitstag. Die Begründung jedoch, die Marx zugunsten asymmetrischer 
Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt anführt, sind nicht die gleichen wie bei den klassi-
schen Ökonomen. Das Malthusianische Bevölkerungsgesetz verwirft er als groben Un-
fug. Der AngebotsüberschuB auf dem Arbeitsmarkt sei nicht die Folge einer angeblichen 
Neigung der Arbeitsbevölkerung, sich grenzenlos zu vermehren, sondern ein Ergebnis 
der kapitalistischen Dynamik. Der Wettbewerb zwinge die einzelnen Kapitalisten „bei 
Strafe ihres Untergangs" dazu, ständig organisatorische und technische Neuerungen 
durchzuführen, um die Kosten zu senken. In letzter Konsequenz laufe dies auf die Ein-
sparung von Arbeit hinaus. Technischer Fortschritt habe unter kapitalistischen Bedingun-
gen eine arbeiterfreisetzende Wirkung — er erzeuge eine „industrielle Reservearmee". 
Diese halte die Ansprüche der beschäftigten Arbeiter in Schach und sei die unmittelbare 
Ursache für die Existenz von Mehrarbeit. 
Auf ein besonderes  Problem  des Marxschen Entwurfs ist abschließend kurz aufmerksam 
zu machen. Wie angedeutet, produziert lediglich die „lebendige" Arbeit Mehrwert, nicht 
jedoch die „tote" oder „vorgetane", in produzierten Produktionsmitteln aufgespeicherte. 
Für gegebenen Reallohnsatz und gegebene L ange des Arbeitstages wird Mehrwert direkt 
im Verhältnis zur in einem Wirtschaftszweig beschäftigten Arbeiterzahl erzeugt. Der We rt  
des je Arbeiter eingesetzten physischen Kapitals ist jedoch in verschiedenen Wirtschafts-
zweigen sehr unterschiedlich. Entsprechend unterschiedlich sind die Verhältniszahlen zwi-
schen dem in einem Zweig erzeugten Mehrwert und dem darin eingesetzten Kapital. Dies 
bedeutet aber, daß sich auf der Grundlage der Marxschen Werttheorie sektoral unter-
schiedliche Profitraten ergeben würden. Dies widerspreche jedoch, wie  Marx  anmerkt, der 
sich unter Konkurrenzbedingungen ergebenden Tendenz zum Ausgleich der Profitraten. 
Die Preise der Waren müssen daher im allgemeinen von deren Arbeitswerten abweichen. 
Marx versucht dieser Notwendigkeit mittels des Konzepts der „Umwandlung der Werte in 
Produktionspreise" Rechnung zu tragen. Die Lösung dieses als „Transformationsproblem" 
bekannten Problems ist ihm jedoch nicht gelungen. Aus diesen und anderen Gründen ist 
sein arbeitswerttheoretischer Entwurf zurückgewiesen worden. 
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Schlußbemerkung  
Es braucht kaum wiederholt zu werden, daß die kapital- und zinstheoretische Literatur mit 
dem Vorgestellten nicht erschöpfend behandelt worden ist. Gerade auch das zu Ende ge-
hende Jahrhundert hat eine Fülle von Beiträgen und Kontroversen zum Thema beigesteu-
ert, und es ist zu vermuten, daß es sich im nächsten Jahrhundert nicht anders verhalten 
wird. Auf die neuere Literatur kann aus Platzgründen nicht eingegangen werden (vgl. des-
halb z. B. Kurz/Salvadori 1995, Kap. 14). Dies ist gewiß ein Versäumnis, das sich hinsicht-
lich des Adressatenkreises dieser Arbeit allenfalls wie folgt rechtfertigen läßt. Ohne g гöße-
re Übertreibung kann behauptet werden, daß die in jüngerer Zeit vorgestellten kapital- und 
zinstheoretischen Ansätze nichts genuin Neues enthalten, sieht man von wenigen Ausnah-
men ab. Man könnte sagen: Alte Bekannte kommen maskiert zum Feste. Geläufige Ideen 
werden neu und raffinierter gefaßt, logische Inkonsistenzen frilierer Formulierungen ver-
mieden, von der Mathematik wird als Hilfsmittel üppig Gebrauch gemacht. Der Gewinn 
an  logischer Stringenz ist gewiß zu begrüßen und erleichtert die Kommunikation mit dem 
Experten, erschwert jedoch diejenige mit dem Laien. Festzustellen ist auch, daß sich die 
Diskussion auf einen kleinen Satz von Ideen konzentriert. So ist, wie bereits erwähnt, die 
in der Nationalökonomie heute dominierende Auffassung ein Abstämmling der Produkti-
vitätstheorie und begreift den Profit bzw. Zins als Knappheitspreis eines Faktors, genannt 
„Kapital". Wie auch erwähnt, steht es um diese Theorie nicht besonders gut, aber da sie 
zahlreiche würdige Häupter zu ihren Anhängem zählt, wird sie so falsch nicht sein — so an-
scheinend der Glaube vieler. Selbst der mit überlieferten Denkgewohnheiten brechende 
John  Maynard  Keynes (1883-1946) hängt ihr bis zu einem gewissen Grad an . 
Nur auf zwei Beiträge will ich abschließend kurz aufmerksam machen: zum einen auf den 
des gerade erwähnten Keynes, zum anderen auf denjenigen seines Cambridger Kollegen 
Piero Sraffa (1898-1983). Die Arbeiten der beiden haben wie wenig andere neue Wege be-
schritten und sich von der dominierenden Auffassung in der Wirtschaftstheorie, dem main-
stream, abgewandt und diesen kritisiert. Die Diskussion über die Bedeutung ihrer Arbeiten 
hält an. 
Interessanterweise lobt Keynes in seiner „General Theo ry  of Employment, Inte rest and 
Money" (1936) die Kanonisten dafür, daß sie den Zins niedrig zu halten trachteten. Da sei-
ner eigenen Auffassung nach mit zunehmender Reife einer Wirtschaft, gemessen an dem 
in ihr angehäuften Kapital je Kopf, die Kapitalertragsrate zu sinken tendiert, sind niedrige 
(genauer: sinkende) Geldzinsen die Voraussetzung daftir, daß weiterhin investiert wird. 
Die Höhe der Investitionen wiederum entscheidet über Einkommen und Beschäftigung 
(vgl. hierzu auch meinen anderen Beitrag in diesem B and). Was den Geldzins anbelangt, 
argumentiert Keynes wie folgt: Der Zins sei nicht der Preis, der die Nachfrage nach inve-
stierbaren Fonds mit dem Angebot an solchen (welches gleich der Ersparnis ist) zum Aus-
gleich bringt, wie traditionellerweise behauptet werde, sondern der P re is für die Aufgabe 
von Liquidität. Das Halten von Geld habe den Zweck, sich gegen Unwägbarkeiten der Zu-
kunft zu schützen. Mit dieser Auffassung wendet sich Keynes gegen die seit David Hume 
und Adam Smith vertretene Auffassung, daß das Horten von Geld irrational sei: Statt es 
brachliegen zu lassen, könne das Geld mit der Aussicht auf Zinsen oder Dividenden in 
festverzinsliche We rt- oder Beteiligungspapiere investiert werden. Dies treffe zwar zu, so 
Keynes, aber ob die Anlage des Geldes in derartige Papiere von Vorteil sei, hänge nicht nur 
vom vereinbarten Zins oder der Dividende ab, sondern auch von der Entwicklung der Kur-
se der betreffenden Papiere. Erwarte der potentielle Anleger einen Kursfall, dann sei es ge- 
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gebenfalls von Vorteil, Kasse zu halten, d. h. das Geld nicht anzulegen. Die Liquiditätsvor-
liebe sei ein Versuch, sich vor möglichen Kursverlusten zu schützen. Herrsche in weiten  

Kreisen des Publikums eine pessimistische Sicht bezüglich der zukünftigen Kursentwick-
lung, dann sei die Vorliebe für Liquidität groß und der Geldzinssatz entsprechend hoch.  
Ein hoher Geldzinssatz wirke sich aber nachteilig auf die Investitionstätigkeit aus und ha-
be daher eine geringe gesamtwirtschaftliche Aktivität mit niedriger Beschäftigung zur Fol-
ge. Die Pointe des Keynesschen Entwurfs besteht im Versuch der Integration real- und  

geldwirtschaftlicher Aspekte, eine Integration, die bisher noch keiner Theorierichtung er-
folgreich gelungen ist und als Aufgabe fortbesteht.  

Abschließend sei auf ein 1960 erschienenes Werk Piero Sraffas aufmerksam gemacht, das  

die klassische, insbesondere ricardianische Tradition aufgreift und weiterentwickelt. Sraffa  

(1960) gelingt der allgemeine und logisch konsistente Nachweis, daß für ein gegebenes  

System der Produktion von Waren mittels Waren die allgemeine Profitrate gegenläufig mit  

dem Reallohnsatz variiert: Steigt letzterer, so sinkt diese, und umgekehrt. Was schließlich  

die Höhe der Profitrate anbelangt, so vertritt er die Auffassung, daß diese als vom Niveau  

der vom Rankensystem festgelegten Geldzinssätze bestimmt begriffen werden kann. Be-
treibt die Notenbank eine persistente Niedrig- oder Hochzinspolitik, so paßt sich über kurz  

oder lang die Kapitalertragsrate an das vorgegebene niedrige oder hohe Zinsniveau an. An-
ders als bei Smith oder Ricardo reguliert demnach nicht die Profitrate den Geldzinssatz  

(auf langfristige Darlehen), sondern der Geldzinssatz reguliert umgekehrt die Profitrate.  

Sraffa verdanken wir auch eine (z. T. nur implizite) Kritik der Grenzproduktivitätstheorie  

der Einkommensverteilung, d. h. der dominierenden Lehre. Die Frage nach den adäquaten  

produktions-, preis- und verteilungstheoretischen Grundlagen der Nationalökonomie ist  

daher aufs Neue gestellt. Man wird sehen, welche Antworten hierauf die Zukunft bereit-
hält.  
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C3 
Institutionen 

Die Institutionen der industrialisierten Wirtschaftswelt schei-
nen uns heute die sichtbarsten Antriebe des Wachstums. Aber 
sie bilden nur einen zentralen Knotenpunkt des Systems. Er-
stens sind sie befördert durch die besprochenen Bedingungen 
und Vorbedingungen, zweitens überbaut von den noch zu be-
sprechenden Obersystemen, von welchen sie selbst wieder 
nur ein Teil sind. Diese Institutionen auseinanderzunehmen 
hat natürlich etwas Künstliches, denn sie sind auch miteian-
der verflochten. Dennoch kann es die Übersicht fördern, 
wenn zuerst die Antriebe durch die Industrie dargestellt wer-
den, Kapitel 10, dann jene durch die unterlegte Wirtschafts-
theorie, Kapitel 11, durch Mobilität und Verkehr, Kapitel 12, 
und endlich durch M anagement und Wirtschaftspolitik, Kapi-
tel 13. Vielfach muß man  auch zurtick in die Geschichte grei-
fen, um verständlich zu werden. 



KAPrreL 10 

Die Ursachen wirtschaftlichen Wachstums  

Klaus Woltron*  

Ich verfolge  in den nachstehenden Überlegungen das Ziel, die Ursachen für wirtschaftli-
ches Wachstum ganzheitlich darzustellen. Die dargelegten Zusammenhänge grilnden sich 
sowohl auf langjähгige praktische Erfahrungen in Wirtschaft und Industrie als auch auf 
theoretische Studien und Überlegungen. Auf die Darstellung von AbhilfemaBnahmen für 
viele der aufgeführten Fehlentwicklungen wurde gemäß der Themenstellung des Projekts 
bewußt verzichtet. 

Nomaden  
Vor einigen zehntausend Jahren lebte der Mensch als Nomade; er versorgte sich aus den 
Vortäten einer stetig wechselnden Umwelt. Waren die Ressourcen eines Aufenthaltsortes 
erschöpft und die Aussicht auf Nachschub gering, so zog die  Horde,  mit geringem Gepäck, 
weiter. Eine solche Lebensweise gestattet weder die Anhäufung von Gütem noch eine be-
sondere Spezialisierung einzelner Individuen. Arbeit w ar  Jagd, Aufschlagen des Lagers, 
Verteidigung gegen wilde Tiere und feindliche Artgenossen (vgl. de Ch ardin 1964). Im 
wesentlichen mußte jeder Mann und jede Frau alles können, was mit Jagd, Waffen, Werk-
zeugen, Behausung sowie Nahrungszubereitung und Kaderpflege zu tun hatte. Es gab 
kein Geld, die Wirtschaft w ar  auf Tauschhandel im engsten Umkreis limitiert (vgl. Bins-
wanger 1991). Alles, was brauchbar erschien, wurde verwertet, ungenutzte Abfälle und 
bleibende Vergewaltigung der Umwelt gab es praktisch nicht. Macht hatte jener, der kör-
perlich und geistig überlegen w ar, der die Rangordnungskämpfe  in der Horde am besten 
bestehen konnte und  in der Lage war, am effizientesten für Nahrung, Bekleidung und Wär-
me zu sorgen.  Die  materiellen Voraussetzungen für den Erwerb von Macht waren noch un-
wesentlich. Es gab das, was m an  heute Vermögen nennt, praktisch nicht. Jedes Individuum 
muBte seinen Platz in der Gesellschaft im Laufe se ines Lebens für sich allein immer neu 
erkämpfen (vgl. Darwin 1856). Dies scheint unsere Vorfahren nicht wirklich zufriedenge-
stellt zu haben. Denn schon bald änderten sich die Verhältnisse. Das Gepäck — im tibertra-
genen Sinn — wurde so schwer, daß sie es nicht weitertragen wollten. Sie wurden seßhaft. 

Seßhaftigkeit  
Mit Beginn der Seßhaftigkeit ändem sich die Verhältnisse. In einem Dorf lebt es sich völ- 
lig anders als unterwegs als Jager und Sammler. M an  lebt lange, oft  viele Generationen 
lang, an einem Ort. Hütten, Höhlen, Pfahlbauten werden kultiviert, Acker angelegt, Haus- 

* Klaus Woltron ist Verfahrenstechniker und Industriemanager, 1945 in Weis (Obe гöstегг.) geboren, 
studierte Montanistik, promovierte an der Univ.  Leihen, arbeitete im Maschinenbau, Projektleiter in 
Nukleartechnik, und an der Space Simulations Chamber (Moskau), Produktionsleiter von Siemens 
(Rio), im Vorstand der Simmering-Graz-Раukег,  Generaldirektor  von ABB ASEA, Geschäftsführer 
der MINAS-Management. 
Zugang zum Thema über Einzelpublikationen und Bücher zum Problem Industrie, Management und 
Umwelt, bemüht um sanfte Regulative, die Nutzung überwindb arer Schwellen und die Pragmatik von 
Methoden der Gegensteuerung, Kolumnist des „New Business". 
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tiere gehalten. Güter häufen sich an, die Vorteile der Vo пatswirtschaft werden genutzt. Der 
Winter verliert seine Schrecken, Kinder können in geschützter Atmosphäre aufgezogen,  

Nahrung gehortet werden. Das lang andauernde und organisierte Zusammenleben von 
mehreren Menschen schuf die Möglichkeit der Spezialisierung. Einzelne Talentierte ent-
wickelten ihre Fähigkeiten besonders, wurden Spezialisten für die Errichtung von Bauten, 
Experten für die Herstellung von Waffen, Medizinmänner, Bauern, K rieger. Der ProzeB 
der Arbeitsteilung begann. Das Rad — als erstes Maschinenelement — wurde erfunden. Es 
vervielfachte mit einem Schlage die Möglichkeiten des Umganges mit Materie. 

Akkumulation von Gütern  
Mit diesem Prozeß konnte auch eine grundsätzlich neue Qualität in die Welt der Menschen 
kommen: Die Akkumulation von Arbeit und materiellen Gütem. Aufgesparte Anstrengung 
bietet eine erhöhte Ch ance zum Überleben, die B asis der materiellen Macht. Das Spei-
chern von Nahrung und Gütern (Waffen, Bekleidung, Hausrat) in größerem Stil, und damit 
von Macht über die Elemente und andere Menschen, begann (vgl. For rester 1969). 
Im Tierreich wird diese Chance von vielen vorratshortenden Arten genutzt. Bienen, Ham-
ster, Eichhörnchen, um nur einige zu nennen, sorgen für schlechte Zeiten vor und überle-
ben so den Winter. 
Diese Lebewesen neigen aber, im Gegensatz zum Menschen, nicht dazu, aus dem von den 
Jahreszeiten, begrenztem Aktionsradius und ihrem Instinktinstrumentarium limitierten 
Verhalten auszubrechen. Der Mensch ist anders. Er geht bis an die Grenzen des jeweils 
Möglichen, gleichgültig, ob die Spätfolgen seiner Handlungen für ihn günstig sind oder 
nicht. Er ist homo sapiens im Denken, homo ludens in der Tat (vgl. Riedl 1982). Während 
Denken meist ohne unmittelbare Folge bleibt, kann das Spielen oft auch recht prekär aus-
gehen. Spielen ist die Wurzel des Forschens. Forschen wiederum ist, verbunden mit Ge-
dächtnis und systematischem Vorgehen,  die  Wurzel der zunehmenden Macht des Men-
schen über  seine  Umwelt. Die gezielte Anwendung dieses Forschens wurde vom Men-
schen aber erst viel später, im industriellen Zeitalter, in einer Weise genutzt, welche ihm 
Macht über Energie und Materie verlieh. Sehr lange blieb Forschen auf die Erkundung 
theoretischer Zusammenhänge, auf Gedankengebäude, beschränkt und hatte keine dingli-
chen Auswirkungen auf die Umwelt (vgl. Lo renz 1973). 

Arbeitsteilung . 
Eine ganz wichtige und einschneidende Dynamisierung erfuhr der Arbeitsteilungsprozeß, 
als man  dazu überging, den beschwerlichen und vielfach limitierten Tausch von Gütern 
gewissermaßen indirekt, über einen We rt-Mittler, eine neutrale Chiffre für We rt , ein 
Gleichnis für den Wert von Rohstoff und Arbeitsleistung abzuwickeln — als m an  das Geld 
einführte. Gleichgültig, ob es sich um materiell in sich werthaltige Chiffren — wie etwa 
Gold oder Kauri-Muscheln — handelt oder das für die Hintergründigkeit des ganzen Sy-
stems viel charakteristischere Papiergeld, Schecks, Schuldverschreibungen etc. — mit dem 
Geld erfolgte der endgültige Durchbruch zur langfristigen Speicherung von materiellen 
und in materiellen Gütern. Erst die Chiffre Geld ermöglicht den Super-Hamster, das Me-
ga-Eichhörnchen, die effizienteste Мachtakkumulations-Spezies: die Menschheit. Geld 
wurde zu gefrorener Macht. 
Langsam begann der Güteraustausch zwischen Menschen großräumigere Dimensionen 
anzunehmen. Kurzlebige Gleichgewichte zwischen Anbot und Nachfrage entstanden, als 
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Produktion und Verbrauch örtlich auseina пderdriftete. Was mit den Möglichkeiten der  

Speicherung von Nahrung, Rohstoffen, Bekleidungsstücken, Waffen begonnen hatte, wur-
de über die zusätzlichen Akkumulationspotentiale der Seßhaftigkeit verstärkt und durch  

die Einführung einer universellen Chiffre für We rt  — das Geld — perfektioniert: das System  

der Ansammlung von materieller und physischer Macht (vgl. Brown et. al. 1990).  

Mit der Zunahme der Zahl von Individuen stieg auch die Wahrscheinlichkeit feindlicher  

Auseinandersetzungen. Zu Zeiten der Jäger und Sammler war jede Horde Todfeind der an-
deren. Die kleinen Gruppen waren in der Regel aber so weit voneinander entfernt, daB  

Kontakte sporadisch und selten blieben. Die Seßhaftigkeit vervielfachte die Wahrschein-
lichkeit des Überlebens einzelner, die Bevölkerungszahl stieg, und damit auch die Wahr-
scheinlichkeit des Aufeinandertreffens von Feinden. Dazu kam, daß die Seßhaftigkeit noch  

den Zwang zur Verteidigung und zum Schutz des angesammelten Besitztums nach sich  

zog, das ja im Kriegsfall nicht mehr schnell in Sicherheit gebracht werden konnte.  

Die Stadt  
Diese Notwendigkeit schuf die Stadt: eine befestigte, leicht verteidigbare und durchorgani-
sierte Ansammlung von Menschen und deren Behausungen.  Die  Stadt wiederum ist der  
ideale Nährboden und auch der Markt far weitere Spezialisierung. Die auf dem Dorf noch  

unvollkommene Arbeitsteilung wird weiter verfeinert. Das komplizierte Bauwesen einer  

befestigten Stadt verlangt nach lange und sorgfältig ausgebildeten Baumeistern und  Mau-
rem,  die Notwendigkeit der schnellen Versorgung vieler Menschen und die Gefahren hygie-
nischer Mißstände erzwingen die Herausbildung von Spezialisten in der Emährung. Die  
Verteidigung braucht ausgebildete hauptberufliche Krieger, und die Zeit der Administration,  

der Verwaltung und damit der institutionalisierten Macht ist endgültig angebrochen.  

Die Spezialisierung im Handwerk steigt weiter. Die Macht liegt in den Händen jener, die  

es verstanden haben, über lange Zeit hinweg materielle Güter anzuhäufen, Vasallen zu ge-
winnen, Soldaten zu bezahlen und damit aufgespeicherte Arbeit und Güter in Beherr-
schung des Produktions- und Verteilungsapparates umzusetzen. Macht kann über Genera-
tionen hinaus, ohne an individuelle Leistung gebunden zu sein, vererbt, verliehen, verkauft  

werden.  
Menschliche Macht fußt auf Intelligenz, physischer Kra ft  und aufgehäuften materiellen  

Gütern sowie den damit gewonnenen Vorteilen in vielen Beziehungen:  
• Informations- und Ausbildungsvorsprung  
• Autorität  
• Manipulationsmöglichkeiten  
• militärische Macht  
• Arbeitgebermacht  
• Repressionsmöglichkeiten.  
Nicht zu vergessen ist die erotische Anziehung von Macht, Geld und Ansehen und damit  

auch ein gewisser biologischer Vorteil für die Nutznießer materieller Güter. Kluge, phanta-
sievolle und/oder reiche, mächtige Manner haben eine höhere Anziehungskraft für Frauen  

als dumme, stumpfe, arme und unterlegene — und umgekehrt.  

Die treibenden Kгäfltе  
Der wesentliche Motor für die steigende Spezialisierung, den zunehmenden Organisa- 
tionsgrad, die immer stärker wachsende Interdependenz der Menschen, die zunehmende  
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Komplexität menschlichen Zusammenlebens ist daher, nach all dem bisher Gesagten, der  

Trieb zur Sicherung der eigenen Existenz mittels Speicherung materieller Güter, zur Um-
setzung der in guten Zeiten erworbenen Mi ttel in langfristig gesicherte Macht.  
Dieser Wille zur Macht entspringt sicherlich einer ganzen Reihe von Motiven. Paradoxer-
weise ist das Sicherheitsbedürfnis des einzelnen, der in guten Zeiten, in Perioden der Kraft  

und Fülle, so weit wie möglich für die Phasen des Mangels, des Alters, der Unsicherheit  

vorsorgen will, eine der Hauptursachen für Aus ейandersetгung, Krieg und Zerstörung.  
Für jede ausufernde, sich ins Extreme erstreckende Entwicklung gibt es in der Regel zwei  

Hauptmechanismen: eine starke, langanhaltende Ursachenkomponente und eine damit  

verbundene positive Rückkopplung, eine Selbstverstärkung der treibenden Kraft.  

Im Falle des Wachstums ökonomischer Systeme liegt dies in höchstem Maße in dem  

Macht- und Sicherheitsstreben des Menschen, als einem zutiefst biologisch verwurzelten  

Antrieb, begründet. Machtakkumulation hat mehrere Ursachen:  

• Streben nach Ansehen und Prestige  
• Ausbreitung der eigenen Denk- und Handlungsmuster (Kulturdominanz)  
• Sicherheitsbedürfnis  
• Stabile Arbeitsteilung  
Die für mich sichtbare tiefste Wurzel all dieser Antriebe liegt im Bedürfnis nach Sicherung  

der individuellen Existenz und — mittelbar — jener der menschlichen Gattung. Wie alle po-
sitiv rückgekoppelten Phänomene beginnt allerdings ab einer gewissen Entwicklungsstufe  

dieses Motivationsgefüge außer Tritt zu geraten und sich selbst zu gefährden, wenn nicht  

eine neue Komponente hinzukommt.  

Industrialisierung und Fließbandarbeit  
Im 19. Jahrhundert trat durch die Nutzbarmachung der fossilen Energie, der Wasserkräfte  

und die Verwendung von Maschinen in  großem Stil eine m assive Multiplikation der bisher  
geschilderten Effekte ein. Die Möglichkeiten des Menschen, aktiv zu werden, vervielfach-
ten sich, ebenfalls die Zahl der Individuen. Alle die in den  bisherigen Überlegungen ange-
zogenen Erscheinung treten nun noch deutlicher hervor.  

Die Anzahl der Individuen steigt weiter, damit auch die Zahl und Größe von Städten. Die  

gegenseitige Bedrohung und Aggressivität nimmt zu, Kriege werden immer furchtbarer  

und verlustreicher, damit auch das Sicherheitsbedürfnis und die Abhängigkeit von  mate-
riellen Gütern. Die Motiva tion, diese Spirale der gegenseitigen Abhängigkeit weiterzudre-
hen, wächst — eine typisch positive Rückkopplung, ein Teufelskreis.  

Die Spezialisierung steigt weiter, denn innerhalb eines Spezialgebietes, einer perfekt er-
lernten Fertigkeit, wächst die Fähigkeit zu fehlerloser und höchst effizienter Produktion.  

Die Arbeit in den mittlerweile hoch spezialisierten Fabriken wird atomisiert, in einzelne  

Handgriffe zerlegt und für den Arbeiter in  ihrer Gesamtheit nicht mehr tiberblickbar. Da-
mit wird der notwendige logistische, wirtschaftliche und politische Organisationsgrad wie-
derum komplexer. Immer größere, geographisch umfassendere und kompliziertere Struk-
turen müssen funktionsfähig erhalten werden. Gleichzeitig steigt die Ch ance, immer mehr  
Mitarbeiter, Produktionsmittel und Informationen anzusammeln, für jene, die bereits  

Macht und materielle Güter angehäuft haben.  

Durch diesen Prozeß entsteht ein neues Phänomen: das vom Kapital abhängige P roletariat.  
Die Arbeitsteilung schafft, neben zunehmendem Spezialistentum, auch eine auf Besitz und  

finanzieller Macht basierende Klassifikation von Menschen, welche jene aus der Tradition  

167  



und feudalen Strukturen resultierende abzulösen beginnt (vgl. Lekachman 1966). Der indi-
viduelle Erfolg der Anhäufung von Giitem beginnt ins Riesenhafte zu steigen — auf Kosten 
vieler Ausgebeuteter und einer zunehmend beschädigten Umwelt. 
Die Gefahren bei Destabilisation derartig umfassender Systeme sind natürlich unver-
gleichlich größer als in kleinräumigen Strukturen: M an  vergleiche das Ausmaß der Kata-
strophe des Zusammenbruchs des kommunistischen Systems (K rieg am Balkan , in den 
Randgebieten Rußlands, Verelendung und Massenflucht in Kuba etc.) mit den Folgen ei-
ner Führungskrise einer urzeitlichen Horde! 

Akkumulation von Gütern als kulturelles Phänomen 
Eine der wichtigsten Fragen im Zusammenhang mit der Schicksalhaftigkeit der Wi rt-
schaftsgeschichte der Menschheit ist die folgende: 
Ist der Zwang zur Akkumulation von Gütern eine direkte und unvermeidliche Folge des 
individuellen Egoismus oder eine indirekte der Domestikation der Menschen und ihres 
Seßhaftwerdens? 
Wie der Augenschein der Lebensweise von Indianern, Eskimos und frei lebenden Noma-
denvölkern in Afrika lehrt, ist es offensichtlich nicht so. Jene nutzen nur diejenigen Güter 
aus ihrer Umwelt, die sie für ihr Überleben brauchen, sammeln nur das an , was  sie trans-
portieren können und betrachten Land keineswegs als persönliches Eigentum. 
Erst das Seßhaftwerden und damit das Hervortreten der Möglichkeit, Güter dauerhaft und 
sicher anzuhäufen und die damit verbundene Entdeckung der Vorteile, die dann eintreten, 
schuf den Beginn des Kapitalismus. Er ist damit zum allergrößten Teil ein kulturelles Phä-
nomen. Mit dieser Feststellung aber geht die Erkenntnis einher, daß er, so wie alle kulturel-
len Phänomene, abtrainierbar sein müßte. Alles, was einer Gesellschaft antrainiert werden 
kann — und dauert es auch Generationen — kann auch wieder abtrainiert werden. 

Die Auswirkungen 
Ursprünglich fand Konkurrenz zwischen Individuen im direkten physischen Kampf, im 
Wettbewerb um Nahrung und Sexualpartner statt. Erst in  der arbeitsteiligen Gesellschaft 
tritt die Konkurrenz der Spezialisierten wesentlich hinzu, der Wettkampf um den Broter-
werb verlagert sich auf Spezialgebiete. Der Bäcker wetteifert mit anderen Bäckern, um 
sein Einkommen zu sichern, um seine Werkstatt, die er, vielleicht mit geborgtem Geld, ge-
baut hat, auszulasten und seine Gesellen bezahlen zu können. 
Aus dieser Wettbewerbssituation entsteht wiederum eine neue Qualität: Der Angebots-
markt. Wenn nicht mehr Nachfrage allein die Produktion lebensnotwendiger Güter regelt, 
sondern die vom Verbraucher getrennten Produzenten auf  den  Verkauf derjenigen Produk-
te angewiesen sind, auf welche sie sich irgendwann einmal spezialisiert haben (ganz 
gleich, ob diese Produkte wirklich noch gebraucht werden), so entsteht Druck auf den Ab-
satz. Unser Bäcker wird vieles unternehmen, um seine Waren an  den  Mann  zu bringen: Er 
wird die Qualität verbessern, günstige Preise bieten, neue Backwaren erfinden, Reklame 
machen, die Herstellungsmethoden revolutionieren. 
Die Produktion von Backwaren wird nach und nach, wegen des Drucks der Konkurrenz an-
derer Bäcker, eine eigene differenzierte Wissenschaft; Technologien entwickeln sich neu 
(Dampföfen, Treibmittel, Rührmaschinen); die Produkte werden verfeinert (Zuckergüsse, 
Brezel, To rten etc.) und die Verteilung raffiniert ausgefeilt (ausgeklügelte Vertriebssysteme, 
Werbesendungen in Radio und Fernsehen etc.). Dies alles kommt natürlich auch dem Ver- 
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braucher zugute, der sich einem steigenden Anbot an  Waren gegenübersieht. Ohne die Kon-
kurrenz zwischen vielen Spezialisten wäre all diese Vielfalt aber gar nicht zustandegekom-
men, wie uns die bereits gescheiterten Planwirtschaften ja drastisch vor Augen gefiihrt ha-
ben. In diesen wurde durch den vollständigen Mangel an  Konkurrenz letztendlich der ganze 
Produktions- und Innovationsprozeß paralysiert und brach vollständig zusammen. 
Dies alles ware  niemals geschehen, wä re  nicht die Bäckerkunst zu einem Spezialwissen, 
einem Beruf geworden. Die Absonderung aber zwingt zu steter Anstrengung. Der beste 
Bäcker wird sicher überleben, der zweitbeste auch. Die letzen paar aber werden immer 
vom Markt verschwinden, wenn eine Krise, ein Einbruch im Absatz oder Ähnliches sich 
ereignet. Und daher versuchen die meisten, vorne zu sein, größer zu werden, um Geld für 
schlechte Zeiten zu sparen oder ihre Konkurrenten unmittelbar zu überflügeln. Wer auf 
seinen Lorbeeren ausruht, se ine Macht nicht relativ zu den anderen, Vorwärtsdrängenden 
zumindestens gleich erhält, fällt zurück, wird kleiner und schwächer und verschwindet 
letztendlich vom Markt. Damit verliert er seine Existenzgrundlage und kommt mitsamt 
seiner Familie in wirtschaftliche Probleme. Und wer will das schon? Hier sieht m an  den 
Zwang zum Wettbewerb, der zwangsläufig Wachstum erzeugt, wiederum sehr deutlich. 
Die Wurzel all  dessen aber ist und bleibt der Drang zur Macht, zur Akkumulation von Ka-
pital als der haltbarsten Konserve dieser Macht. 

Verkehr  
Die zunehmende Arbeitsteilung, die damit verbundene Konzentration von Arbeitsplätzen in 
Fabriken, die wachsende durchschnittliche Unternehmensgröße hat weitere Auswirkungen: 
Die Entfernung zwischen Arbeitsplatz und Wohnung wurde fair Millionen Menschen immer 
größer. In der Ökonomie des Mittelalters wohnte m an  nicht mehr als einen Kilometer vom 
Arbeitsplatz entfernt, und den legte m an  zu Fuß zurück. Heute wälzen sich Menschenmas-
sen von den Vorstädten in die Fabriken, Geschäfte und Büros, und am  Abend  wieder zurück. 
Ganze Stadtviertel sind zu gewissen Tageszeiten menschenleer oder überfüllt. Dazwischen 
sind die Straßen und Verkehrsmittel verstopft. Auch dieser Effekt ist zum großen Teil auf die 
Zerlegung des Arbeitsprozesses in Untereinheiten, die Arbeitsteilung, zurückzuführen. Um-
gekehrt ermöglichten erst die modernen Verkehrsmittel eine weitere Entwicklung der Ar-
beitsteilung — und jene ist durch die Einfiihnung der Geldwirtschaft beschleunigt worden. Es 
nimmt nicht wunder, daß dieses Teufels- und Hexenelixier, welches alle diese Entwicklun-
gen möglich machte, die gefrorene Macht: das Geld, für viele Menschen zum МаВ  aller 
Dinge wurde. Dies führt so weit, daß m an  heute schon selbstverständlicherweise versucht, 
für alles und jedes eine Investitionsrechnung, eine feasibility-Studie anzustellen und die 
Amortisation in Geldwert auszudrücken. Dies geht hin bis zur Festlegung des Wertes eines 
Menschenlebens in der volkwirtschaftlichen Gesamtrechnung. 

Industrielle Landwirtschaft  
Alle Entwicklungen, welche in der Güterproduktion zu Arbeitsteilung, Vergrößerung der 
Einheiten, zunehmendem Energieverbrauch und Entfremdung sowie Überangebot führten, 
sind auch in der Landwirtschaft zu beobachten. Die Konsequenzen sind dort ähnlich, ha-
ben aber noch zusätzliche Auswirkungen: Monokulturen führen zu Bodenverarmung und 
Erosion, der Einsatz von großen Mengen an  künstlichem Dünger und Schädlingsbekämp-
fungsmitteln bewirkt langfristig Bodenverderbnis, Artensterben sowie eine Grundwasser-
verschmutzung höchsten Ausmaßes. Andererseits beginnt die um den P re is dieser Ausbeu- 
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tung erkaufte Überproduktion die Finanzsysteme ganzer Länder und die weltweiten Preis-
relationen durcheiranderzubringen, denn die großen Mengen an Getreide und Fleisch  
müssen zu Schleuderpreisen verkauft, die urbar gemachten Flächen durch Einsatz von  
Sonderprämien stillgelegt werden. Die durch Massenproduktion erwirtschafteten Gewinne  
fließen zum Großteil in Preisstützung und Stillegungsprämien sowie in die Unterstützung  
verarmter Kleinbauer. Ein tatsächlich skurriler Umweg, der den kollektiven Unsinn an-
schaulich zeigt.  

Konzerne  
Logische Konsequenz des Zwanges zur Vergrößerung, der aus den Vorteilen der Kapital-,  
Wissens- und Ressourcenakkumulation erwuchs, war die Bildung weltumspannender wirt-
schaftlicher Einheiten, der internationalen Konzerne. Diese Einheiten erwirtschafteten zu  
Beginn der Entwicklung, als die puren economies of scale noch einer der wichtigsten  
Wettbewerbsfaktoren waren, enorme Gewinne. Sie erreichten einen wirtschaftlichen Ein-
fluß, der es ihnen ermöglicht, Staaten unter Druck zu setzen mit dem Argument der Ar-
beitsplätze, Investitionen und Steuerleistungen (vgl. Postman 1992).  
Das änderte sich aber, als es sich im Zuge einer Trendwende im Verbraucherverhalten, ei-
ner zunehmenden Marktsättigung für traditionelle Produkte und schnell variierender Rah-
menbedingungen herausstellte, daß viele von ihnen zu träge waren, um sich schnell anzu-
passen. Es kommt in den letzten Jahren im Wettbewerb nicht mehr so sehr auf die Vorteile  
der puren Kostendegression in der Produktion (Schaffung größerer Produktionseinheiten,  
Standardisierung, hohe Stückzahlen), sondern zusätzlich noch auf eine hohe Innovations-
fähigkeit, schnelle Anpassung an geänderte Marktverhältnisse und große Kundennähe an .  
Es schien über längere Zeit, als wäre die Zeit der Giganten vorüber und die Renaissance  
der Kleinen, die Phase des „small is beautiful" gekommen.  
Auf vielen Gebieten — insbesondere dort, wo prinzipiell Neues geboten werden muß —  

stimmt das auch. Irn überwiegenden Falle aber habe die Großen nach wie vor die Vorteile  
der Macht, wenn sie sich rechtzeitig im Inneren subsidiär organisieren. Die Klugen und  
Schnellen unter den Großen nutzen geschickt die Kombination einer limitierten inneren  
Flexibilisierung mit den Vorteilen einer — jetzt etwas verdeckten — Macht der Größe. Das  
System ist aber im Prinzip das gleiche geblieben. Es hat sich lediglich gegenüber einer kri-
tischer werdenden Welt mündiger gewordener Mitarbeiter etwas besser organisiert.  

Dezentralisation — Das Kleine im Großen  
Um die Nachteile zentralistischer und damit starrer St гukturen zu mildem, werden Profit-
centers geschaffen, Kleinfemen in den großen Multis, welche die Vorteile der Kleinheit  
(Flexibilitt , Überschaubarkeit, Innovationskraft, Kundennähe) mit jenen der Machtkonzen-
tration verbinden helfen. Durch diese Maßnahmen gelingt es tatsächlich, auch sehr große  
Organisationen, zumindestens eine Zeit lang, flexibel und schlank zu erhalten. Allerdings  
fällt dieses System sofort wieder in seinen alten, zentralistischen Zustand zurück, wenn es  
stärker unter äußeren Druck gerät oder Menschen an die Spitze gelangen, die den föderali-
stischen Gedanken nicht verstehen können oder wollen, und das ist recht oft der Fall. Daher  
ist die Domäne großer Konzerne in der Regel ein Portfolio reifer, nicht wesentlicher Innova-
tionen bedUrfender Produkte (Öl und Benzin, Elektrotechnik, Automobile etc.). Die innova-
tionsträchtigen Sparten werden schwerpunktmäßig von kleinen, wendigen Firmen besetzt,  
die erst später entweder selbst wachsen oder von einem Großen ubemommen werden.  
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Die Virtual Company 
Moderne Konzerne umgeben sich mit einem Planetensystem von kleinen Zulieferfirmen, 
welche sie sich mit langfristigen Verträgen verpflichten und abhängig erhalten. Unwesent-
liche Aktivitäten werden ebenfalls an Dritte ausgelagert (Verpflegung, Tr an sport, Halbfer-
tigprodukte, Teile der Administration). Sie erweitern ihren Machtbereich, verfügen tiber 
schnell reagierende, innovative Zulieferer und verbinden so Größe mit Flexibilität. Ihre 
Macht wächst, ohne durch Schwerfälligkeit gefährdet zu werden. 
Um jene Kombination von Größe und damit Macht mit der nötigen Beweglichkeit zu er-
zielen, nutzt man  ein altbewährtes Prinzip, jenes der Subsidiarität. Die Leitung großer 
Konzerne erarbeitet ein Regelwerk für die wesentlichen Teile der Politik, überläßt aber im 
Rahmen dieser Richtlinien einen großen Teil des Handelns und der Disposition nachgeord-
neten Unternehmensstrukturen. Diese können weitgehend frei agieren und bieten daher 
auch kritischen und kreativen Mitarbeitern lohnende und interessante Betätigungsmög-
lichkeiten. Nach meinen Erfahrungen ist dieser Zustand vorübergehend, bald nisten sich in 
einer solchen Struktur wieder machtorientierte, den Föderalismus gefährdende Individuen 
ein und stören das Wechselspiel zwischen Orientierung und Freiraum. Föderalistische 
Strukturen geben großen Konzernen neue Möglichkeiten der Machtakkumulation, die aber 
wieder an  Grenzen stößt. Wie diese neuen Grenzen bewältigt werden und man in neue Di-
mensionen der Machtentfaltung vorstößt, wird die Zukunft zeigen. Es wird aber mit ziem-
licher Sicherheit geschehen. 

Der Dimensionskonflikt 
Jedes Organ  eines Lebewesens und jede Organisation der Zusammenarbeit von Individuen 
muß in einer gewissen Weise ein Abbild der Aufgabe darstellen, die zu bewältigen ist. So 
wie das Auge sonnenhaft erscheint, weil es ein Bild der Sonne und der von ihr beschiene-
nen Dinge erzeugt (Goethe), ist die Flosse des Fisches, der Flügel des Adlers und  die  Auf-
bauorganisation eines Konzerns ein Algorithmus der zu bewältigenden Aufgabe. Folge-
richtig ruß die Komplexität, die Vielschichtigkeit der Struktur menschlicher Organisatio -

nef stets jener der zu bewältigenden Aufgabe entsprechen (vgl. C. F. Weizsäcker 1972). 
Je schneller sich die Umwelt und das Wirkungsfeld einer wirtschaftlichen oder politischen 
Einheit ändert, umso flexibler und vielschichtiger ruß der Reaktionsapparat, die Struktur 
dieser Einheit reagieren und organisiert sein. Dem entgegen steht das instinktive Gruppen-
verhalten des Menschen. Dieses ist, abgesehen von dem vielfältigen anerzogenen und kul-
turell bedingten „Lack", in seinem tiefsten Grund aufgebaut auf dem Gesetz der Horde. 
Dieses wiederum ist letztendlich primitiv und zweidimensional; es spiegelt das Prinzip des 
Leithammels und der „Unterführer", das militärische Pyrarnidenprinzip wider, das für so 
viele menschliche, insbesondere männlich dominierte, Strukturen charakteristisch ist (vgl. 
Malik 1986). Vergleicht man  die symbolischen Darstellungen für Aufgabe und Instrument, 
so leuchtet sofort ein, daß das relativ p rimitive Organigramm menschlicher Gruppen un-
möglich ausreichen kann, um sehr komplexe Aufgaben dauerhaft und schnell zu lösen. 
Dies ist wohl in kleinen, elitären, emotional sehr stark aufgeladenen Gruppen für eine kur-
ze Zeit möglich (hochmotivierte Projektgruppen, politische Zellen, begeisterte For-
schungsteams, religiös inspirierte Verbindungen), nicht aber in der jahrelangen Routine 
großer Firmen, politischer Parteien oder staatlicher Serviceorganisationen. 
Obwohl große Organisationen versuchen, das Subsidiaritätsprinzip und dessen große Vor-
teile zur Überbrückung dieses Konflikts zu nutzen, bleibt der Ansatz Stückwerk. 
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Die Bewältigung der Komplexität gelingt nur ansatzweise (vgl. Beer 1979). Es tritt eher 
ein umgekehrter Effekt ein: Das Werkzeug wird zum dominierenden Element, die Wirk-
lichkeit wird vergewaltigt. Das System zwingt der Umwelt seine relative Primitivität auf 
und macht sie dadurch selbst primitiv. Ein sehr gutes Beispiel hiefür ist das alleinige Diktat 
der Ökonomie, der Betriebswirtschaft, der Kosten, welches in hypertropher Form alle Le-
bensbereiche zu überwuchern beginnt und trotzdem von niemandem gebremst wird. Es ist 
dieser Effekt ein schönes Beispiel dafür, wie ein komplexes Werkstück durch Bearbeitung 
mit primitiven Werkzeugen beschädigt werden kann — als ob man ein feines Uhrwerk mit 
einem Hammer reparieren wollte. 
Durch die mangelnde Fähigkeit der menschlichen Organisationsform, komplexere und 
schnell wechselnde Aufgaben wirkungsvoll lösen zu können, stellt sich weiterem material-
lem Wachstum  in  zunehmender Intensität ein Faktor entgegen, der das System von innen 
her destabilisiert und hemmt. Der gleiche Faktor allerdings hindert es auch daran, sich an 
Ziele, die von Vernunft und Einsicht vorgegeben werden, rechtzeitig anzupassen. Welche 
der beiden Auswirkungen mehr Vor- oder Nachteile mit sich bringt, sei einmal dahinge-
stellt. 

Kreativitätsdefizit 
Große wirtschaftliche Unternehmen — Konzerne — sind in der Regel wenig erfinderisch 
(vgl. Kohr 1986). Selten bringen sie fundamental neue technische Entwicklungen hervor. 
Ihre Innovationskraft wird in  der Regel davon in  Anspruch genommen, ihre Größe organi-
satorisch zu bewältigen und die Macht zu stabilisieren. Sie entwickeln auch beachtliche 
Leistungen in der Perfektionierung und Ausfeilung derjenigen Produkte, die sie groß ge-
macht haben. Dies gilt gleichermaßen für den organisatorischen, technischen und logisti-
schen Bereich. Prinzipiell Neues hingegen wird von großen Konzernen fast nie hervorge-
bracht (vgl. Sinnig 1989). Sie kompensieren diesen Mangel dadurch, indem sie versuchen, 
Innovationen und Neuentwicklungen anzukaufen oder anders zu übernehmen. In der Re-
gel gelingt es ihnen dadurch, ihre fehlende Erfindungskraft soweit zu kompensieren, daß 
sie ihre dominierende Stellung aufrechterhalten und ausbauen können (vgl. Drucker 1985). 
Schiere Macht kann auch Kreativität schlicht und einfach kaufen. Geschieht es einem ganz 
Großen doch einmal, daß er an mangelnder Erfindungskraft wirtschaftlich schwer leidet, 
wird er von einem anderen, schnelleren, Großen übernommen und stärkt wiederum dessen 
Macht. 

Motivationsvakuum 
Ein ernstes  Problem  kann für große Konzerne die Motivationsfrage der Mitarbeiterschaft 
werden. Je besser ausgebildet und je selbständiger die Mitarbeiter sind, und das ist in stei-
gender Maße notwendig, je anspruchsvoller die Leistungen des Konzerns sein wollen, 
umso kritischer und distanzierter stehen sie einem zentralistischen, bevormundenden Mo-
loch gegenüber. Längere Zeit litten internationale Großunternehmen unter diesem sehr 
hinderlichen Effekt, bis sie lernten, sich im Inneren aufzugliedern und föderalistisch zu or-
ganisieren. Diese MaBnahrne fördert die Motivation außerordentlich und läßt die Mitarbei-
ter vergessen, in einer großen, nach einer gemeinsamen Idee gesteuerten Firma zu arbei-
ten; es kann sogar, wenn die Idee gut „verkauft" wird, zu einer Ersatzheimat und -ideolo-
gie werden, in einer derart geführten Firma zu arbeiten und zu leben. 
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Erosion der Disziplin und Verlust einer homogenen Kultur  
Je komplexer und vielschichtiger die Aufgaben werden, desto wichtiger wären Verläßlich-
keit, Disziplin und idealistische Grundeinstellung der Mitarbeiter gegenüber den Zielen 
und der Kultur einer großen Gemeinschaft. Steigender Ausbildungsgrad und Informa tions-
stand, ein Rückgang an  institutioneller Macht und die Zunahme des individuellen Egois-
mus bewirken, daß jeder sich selbst immer mehr der Nächste wird. Die Loyalität gegen-
fiber Unternehmen, insbesondere gegenüber großen Unternehmen, sinkt. Hiedurch er o-
diert die Selbststeuerung wesentlicher Verhaltensweisen in den Organisationen, was zu ei-
ner bedeutenden Reduktion ihrer Verläßlichkeit und Belastbarkeit insbesondere in Zeiten 
des Wandels und der Krise führen kann. Dieser Effekt,  den  man zusammenfassend als eine 
relative Zunahme des Egoismus gegenüber idealistischen Grundhaltungen beschreiben 
kann, scheint mir der stärkste Faktor im Zusammenhang mit der Bremsung wachsender 
Strukturen zu sein. Außerdem nimmt seine Bedeutung stetig zu. Er kann allerdings auch in 
ganz anderer, durchaus altruistischer Form auftreten. 

Abwendung von materiellen Werten  
Das Anwachsen von Bewegungen, die sich zu geistigen Werten hinwenden, die Zunahme 
individualistischer Strömungen und eine starke Tendez zur „Selbstve тwirklichung", zur 
Flucht vor dem Diktat rein ökonomischer Zwänge, ist unübersehbar. Diese Tendenzen tre-
ten überall dort besonders massiv auf, wo hoher Ausbildungsstand, ein hoher Sockel an  
materiellem Wohlstand und eine gute Gesamtinfrastruktur vorhanden sind. Sie gehen ein-
her mit einem Aufblühen künstlerischer, ethischer und auch, im weitesten Sinne, spirituel-
ler Aktivitäten. Diese Bewegungen sind Nährboden für eine Harmonisierung zwischen Ar-
beits- und Privatsphäre, einer Berücksichtigung von ökologischen Fragen in allen Berei-
chen der Gesellschaft und einer Umwertung der Werte in Richtung auf eine Betonung des 
Nicht-Ökonomischen. 

Der Wachstumszwang im Kapitalismus  
Relativ einfach nachvollziehbare theoretische Überlegungen erhellen zweifelsfrei, daß un-
ser derzeitiges System von Kapital, Zins und Zinseszins sowie Gewinn nur dann reibungs-
los arbeiten und bestehen kann, wenn die Möglichkeit zu andauerndem Wachstum gege-
ben ist. Die diesem Mechanismus zugrundeliegende Ursachenkette lautet wie folgt: 
Überschüssiger Wert (Gewinn) wird in Investitionsgüter investiert; deren gegenwärtiger 
Wert liegt in der zukünftigen Nutzung als Güterproduzent. 
Investitionsgüter müssen sich rentieren, ansonsten wird ihr We rt  Null und das eingesetzte 
Kapital wäre  verloren. 
Der Ertrag der Investitionsgüter muB die Abschreibungen (ihren Wertverlust durch Abnut-
zung), sowie den Zins für den Wert des Investitionsgutes als auch Gewinn erbringen. 
Da Gewinne prozentuell im Durchschnitt etwas höher liegen als der Zinssatz für das Kapi-
tal, wird ein Teil des Gewinnes nicht entnommen und wieder in Investitionsgüter verwan-
delt, das gesamte Kapital wächst und muß sich weiter amortisieren. 
Der Kreis ist geschlossen. 
Die betriebswirtschaftlich-monetäre Ursache für Wachstum liegt also darin, daß der Kapi-
talist gezwungen ist — sollte er nicht gegenüber der Konkurrenz zurückbleiben wollen —, 
einen Teil seiner Gewinne zu reinvestieren und so das gesamte eingesetzte Kapital immer 
wieder zu vergrößem. Schon eine Stagnation auf einem einmal erreichten Niveau, ein s o- 
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genanntes „Nullwachstum", würde einen Kapitalverlust (eine Abwertung des Wertes der  

Investitionsgüter) und damit eine sehr große Gefährdung der wirtschaftlichen Stabilität  

herbeiführen. Die Prämissen dieser Überlegungen umfassen aber nicht eme Verlagerung  

der Wertschöpfung auf immaterielle Güter, also auf Aktivitäten, die weniger ökologisch  

relevante Auswirkungen haben, sowie auf Effekte, die durch Verteuerung von Rohstoffen  

und Emissionen aller Art  zurückzufiihren sind. Sie sind aufgebaut auf der Extrapolation  

von Erfahrungen, die bisher in  einer Ökonomie, die den Wert  der Natur mit Null ansetzte,  
gemacht worden waren. Jene zusätzlichen Effekte sind zwar theoretisch angedacht, aber  

praktisch nicht erprobt und daher unerforscht. Zieht m an  die hohe Komplexität allen öko-
nomischen Geschehens ins Kalkül, muß man  zugeben, daß die Auswirkungen einer  Korn-
bination von (z. B.)  
• künstlicher Verteuerung von Rohstoffen  
• Forcierung der Wiederverwertung von Abfallstoffen  

• Subventionierung von erneuerbaren Energien und Rohstoffen  

• Betonung immaterieller Leistungen  
• stärkerer Einbindung von Arbeitskräften in  soziale Dienste, Landschaftsschutz und öko-
logische Tätigkeiten  
für das traditionelle fiskalische System eigentlich nicht wirklich vorausgesagt werden kön-
nen.  

Das Wachstum technischen und organisatorischen Wissens  

Wachstum von menschlicher Macht über die Natur, Akkumulation von Gütern und „gefro-
rener Macht" — nämlich Geld — wurde in höchstem Мaße möglich durch die Entwicklung  
der Technik (vgl. Fo rrester 1969). Dieses Faktum ist so klar, daß es einer auch nur phäno-
menologischen Beschreibung an diesem Orte nicht bedarf. Wo aber liegen die Ursachen,  

die treibenden Kräfte dieser Lust am Experimentieren, Forschen, Entwickeln? Woher  

kommt der Trieb, stets neue Methoden, Werkzeuge und Techniken zu finden, die einerseits  

bestehende Aufgaben lösen, andererseits aber viele neue schaffen?  

Die Ursachen für diesen Effekt sind so alt wie das Leben selbst. An die Stelle ziellosen  

Probieren und des „Übrigbleiben" offensichtlich zweckmäßen Verhaltens (trial and er-
ror) trat nach und nach zielgerichtetes Versuchen und Forschen (vgl. Popper 1977).  

Es liegt auf der Hand, daß ein Individuum, das ein Werkzeug entwickelt hat, welches ande-
ren noch nicht zur Verfügung steht, Wettbewerbsvorteile besitzt, die ihm Überlegenheit ge-
ben. Dies gilt für einen Hakenpflug genauso wie für ein Kampfflugzeug. Auch in diesen  

Fällen bewahrheitet sich die oft und oft angetroffene Gesetzmäßigkeit, daß individuell erar-
beitete Vorteile sich, werden sie exzessiv angehäuft, gegen das Kollektiv wenden können,  

wenn keine Stabilisationseffekte auftreten. Im Gegensatz zur Akkumulation von Gütern ist  

der Trieb zur Forschung, zur Anhäufung von Wissen ein zutiefst menschlicher, ja dem Le-
ben selbst zugrundeliegender, und somit primär, also praktisch nicht beeinflußbar. Wird er  
in die richtige Richtung gelenkt, so vermag er sehr viel zu leisten, um dem Menschen aus so  

mancher Sackgasse herauszuhelfen und ist somit auch ein Leuchtturm der Hoffnung — ob-
wohl gerade er es war, der uns in so manche dieser Sackgassen hiiieingeftihrt hat.  

Forschung als Produktionsmittel  
Ursprünglich war der ungesteuerte Spieltrieb und Wissensdrang Motor für Forschung und  

Entwicklung (vgl. Maturana/Varela 1980). Die Arbeitsteilung, der Zwang zur Auslastung  
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großer Kapazitäten und des eingesetzten Kapitals weisen der Forschung aber nun völlig 
neue Aufgaben zu. Sie wird systematisiert und vom unmittelbaren Arbeitsleben abge-
trennt. Sie erhält die Aufgabe, neue Produkte und Dienstleistungen zu entwickeln, und 
zwar nicht, um bestehende Bedürfnisse zu befriedigen, sondem neue zu erfinden und da-
mit neue Geschäftsmöglichkeiten zu schaffen. Geld, das ursprünglich ein Hilfsmittel war, 
um den Güteraustausch zu erleichtern, erhält damit eine neue Qualität: Es spannt  den  
schöpferischen Geist ein, um sich selbst zu vermehren. Ab einem gewissen Punkt wird 
aber insgesamt keine neue Wohlfahrt mehr geschaffen, sondern nur eineBeschleunigung 
der Zins- und Systemknechtschaft (vgl. Malik/Stelter 1990). Je perfekter und feiner das 
vom Menschen geschaffene System der Arbeitsteilung und Geldwirtschaft wird, desto we-
niger vermag er, aus dem selbstgesponnenen Netz ohne große Erschütterungen zu entkom-
men. Das Mi ttel wird zum Zweck (vgl. Meadows 1974). 

Kollektivismus 
Die Planwirtschaft sollte die von den Propheten des Kommunismus — Feuerbach, Marx, 
Engels, Lenin — und ihren politischen Jüngern vertretenen Idee der Verstaatlichung der 
Produktionsmittel und damit die Unterbrechung des Kreislaufes der Güterakkumulation 
verwirklichen. Der Grundgedanke war gut und das Ziel hehr. Der als Wurzel des Übels er-
kannte Anhäufungstrieb sollte durch die Regel, daß niemand außer seinen persönlichen 
Besitztümern Güter ansammeln darf, gebändigt werden. Diese Regelung zeitigte katastro-
phale Folgen und bewies schlagend, daß die positiven, lebenserhaltenden und auch sozial 
stabilisierenden Auswirkungen des Macht- und Sicherheitsstrebens im Kapitalismus 
grundsätzlich unentbehrlich, aber hypertroph waren, daß die seßhafte Gesellschaft keines-
falls auf Wettbewerb und Egoismus verzichten kann. Sind diese Antriebskräfte unterbun-
den oder zu stark gehemmt, so brechen die Motivationskräfte zusammen und das gesamte 
System versagt vollständig. Die Pleite des Kommunismus zu Beginn der 90er Jahre liefer-
te dafür  den  schlagenden und unwiderlegbaren Beweis. Eine erfolgreiche Modifikation 
des Zusammenlebens von Menschen im Einklang mit der Natur kann offensichtlich nur 
unter Beachtung und sinnvollen Nutzung seiner egoistischen Urinstinkte erfolgen. 

Das Ende des traditionellen Kapitalismus 
Der Kollektivismus kommunistischer Bauart hat ganz offensichtlich versagt. Der schran-
kenlose, nur durch grundlegende moralische Werte (die aber in einem Erosionsprozeß be-
findlich sind) gedämpfte Kapitalismus ist ganz offensichtlich auch nicht mehr in der Lage, 
die Folgeschäden seiner Erfolgsgeschichte selbst zu bewältigen. In wenigen Jahren wer-
den die Nebenwirkungen des entfesselten Egoismus genau das zerstört haben, w as  er so 
effizient aufzubauen wußte: Sicherheit, Vorräte und Macht. 
Insbesondere der weltweite Liberalismus im H andel, der nichts anderes bewirkt, als daß 
Güter — von wenigen Ausnahmen abgesehen — dort produziert werden, wo dies am billig-
sten möglich ist, wird weitere schwere soziale Konflikte in den entwickelten Länder und 
Umweltprobleme in den Schwellenländern hervorrufen. 
Dieses Prinzip besagt letztendlich nichts anderes, als daß jeder Mensch unabhängig von 
seiner sozialen Entwicklungsstufe, seiner Kultur, seinem Lebensstandard mit jenem Men-
schen ökonomisch konkurrieren ruß, der gerade in der günstigsten Kostenstruktur arbeitet 
(vgl. OAF 1993). Transport-, Rohstoff- und Technologiekosten spielen fast keine Rolle ge-
genüber jenen der menschlichen Arbeitskraft. Was dieses Prinzip, wenn es nicht durch 
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höchst unliberale und dirigistische Maßnahmen gebändigt wird, anrichten wird, läßt sich 
leicht vorstellen: Ein Angestellter in München mit einer 100 m 2-Wohnung, einem komfor-
tablen mittleren BMW, einem Ferienhäuschen und zwei studierenden, stipendiumunter-
stützten Kindern hat nun einmal andere soziale Kosten als ein Koreaner, der auf 30 m 2  
wohnt, dessen vier Kinder neben ihrem Studium noch abends Aushilfsarbeiten verrichten 
und der mit der Straßenbahn zur Arbeit fährt, die genauso qualifiziert ist wie jene des 
Münchners, nur um 75% billiger. Sie bauen aber beide vielleicht das gleiche Auto, das 
weltweit verkauft wird. Hier wird man mit Liberalismus allein, nur weil es angenehm ge-
recht klingt, nicht wirklich weiterkommen. Die durch eine derartige Konfrontation von 
Kulturen, geschoren über den monodimensionalen Kamm „Arbeitskosten" heraufbe-
schworenen sozialen und ökonomischen Konflikte werden weiter, in verschärfter Form, 
wesentlicher Bestandteil der weltweiten politischen Auseinandersetzung sein. Sie werden 
sich aber nicht verhindern lassen. 
Es zeigen sich eine ganze Reihe von Problemen, die durch das Hauptprinzip des Kapitalis-
mus grundsätzlich nicht lösbar sein können: 
• Die Einstellung eines stabilen Fließgleichgewichtes zwischen Mensch und Natur. 
• Das stabile friedliche Nebeneinanderleben verschiedenener Kulturen. 
• Die  Hypertrophie alles Ökonomischen gegenüber kulturellen, zwischenmenschlichen, 
sozialen und künstlerischen Werten und Betätigungen. 

Fünf grundsätzliche Fragen  
I. Kann der Kapitalismus, als die derzeit einzig wirklich erfolgreiche Form  des Wirtschaf-
tens, so modiñziert werden, daß ein stabiler sozialer und ökologischer Zustand erreicht 
wird? Ist dies überhaupt möglich? 
II. Werden die derzeit bestehenden Konflikte durch Zusammenbrüche von Teilsystemen 
(soziale Spannungen, Kriege, ökologische Katastrophen) und damit revolutionär, oder 
М . durch einen evolutionären Selbstregelungsprozeß, von innen heraus, der eine Folge 
und Verarbeitung der früher geschilderten Bremseffekte darstellt, oder 
IV. durch eine Umkehr im Grundsätzlichen, durch Begründung einer neuen Weise, zu 
wirtschaften und zu leben, gemildert? 
V. Wie könnte eine derartige Form neuen Wirtschaftens beschaffen sein? 

Versuch einer Antwort  
Das Grundprinzip der Notwendigkeit des Wachstums (zwecks Aufrechterhaltung des Wer-
tes des eingesetzten Kapitals) läßt erwarten, daß jeder künstliche abrupte Bremseffekt hef-
tige und zum Teil unerwartete Reaktionen des Systems hervorrufen wird. Da die Interak-
tionen im wirtschaftlichen Geschehen aber außerordentlich komplex und multikausal sind,  
kann angenommen werden, daß eine stufenweise Abschnürung des Wirtschaftskreislaufes  

vom ökologischen Rese rvoir auf jeden Fall einen ersten und wirksamen Schritt darstellt,  

eine Systemänderung zu provozieren und daß das System „lernen" wird, sich mit den neu-
en Verhältnissen und Wettbewerbsbedingungen abzufinden. Voraussetzung ist, daß die Än-
derungen nicht allzu schnell eingeführt werden und berechenbar sind, sodaß sich das Sy-
stem langfristig darauf einstellen kann.  

Es ist anzunehmen, daß die Kollision zwischen Ökonomie und den Rückwirkungen auf  

die Ökosphäre bereits in den nächsten zehn Jahren weitere Teilsystemzusammenbrüche  

auslösen wird, wenn nicht überlegte äußere Bremseffekte den inneren, selbststeuernden  
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Kräften überlagert werden. Es kann sicher nicht wünschenswert sein, diese Zusammenbrü-
che als alleiniges Regulans wirksam werden zu lassen, da viele ihrer Auswirkungen unum-
kehrbar sind. 

Die inneren stabilisierenden Kräfte  
• Dimensionskonflikt, 
• Кreativitätsveraгmung, 
• Motivationsverlust, 
• Loyalitätsabnahme und 
• Abwendung vom Materialimus 
müssen durch zusätzliche Mechanismen, welche den wirtschaftlichen Wettbewerb lang-
sam vom Ressourcen- und Umweltraubbau ablenken und die Fähigkeiten und Randbedin-
gungen hiezu zu einem neuen allgemein verpflichtenden Wettbewerbsfaktor machen, er-
gänzt werden. Als Maxime für alle in diesem Zusammenhang sinnvollen Maßnahmen muß 
gelten: 
Jede Entnahme von Rohstoffen und Energie aus der Natur und jede Rückführung von Ab-
fallen  in die Natur muß mit einer, der Einzigartigkeit bzw. Schädlichkeit dieser MaBnahme 
angepaßten, Abgabe verknüpft werden. 
Das Steuersystem muß stufenweise so entwickelt werden, daß eine Entlastung menschli-
cher Arbeitskraft durch eine Belastung von Ressourcenverbrauch und Umweltbelastung 
kompensiert wird. Dieser ProzeB muß, so weit irgend möglich, in  Summe aufwandsneutral  
erfolgen.  
Es ist offensichtlich, daß ein solcher Prozeß mit erheblichen Übergangsproblemen behaftet  

sein wird. Jeder Schritt in diese Richtung führt zu anderen Bewertungsmaßstäben für riesi-
ge bereits bestehende Investitionen und damit Änderungen in der Kapitalstruktur ganzer  

Volkswirtschaften. Insbesondere die Grundstoffindustrien, welche rohstoff- und kapitalin-
tensiv sind (Stahl, Chemie, Papier, Zellstoff) werden von diesen Änderungen anfangs stark  

betroffen sein. Andererseits werden große Zweige der Wirtschaft und Gesellschaft (Infor-
mationstechnologie, Service, Software, Freizeit, Bildung, Ausbildung, Körperpflege, Tou-
ristik, Kunst, Literatur, soziale Dienste, Architektur, Altbausanierung), also alle Bereiche,  

die wenig Rohstoffe und Energie, aber viel menschliche Arbeit, insbesondere schöpferi-
sche und geistige, organisatorische Tätigkeiten verlangen, begünstigt werden. Wertschöp-
fung wird weiter möglich sein, aber mit stark reduzierten Auswirkungen auf  die  Ökosphä-
re. Das Kapital wird sich andere Wirkungsbereiche suchen, wo es sich weiter verzinsen  

kann. Dazu aber braucht es Zeit und eine rechtzeitige Indikation, wohin es sich zu orientie-
ren hat. Es ist mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit anzunehmen, daß die Me-
chanismen der Geldwirtschaft sich nach einer Phase der Instabilität und Unsicherheit an  

die neuen menschengemachten Spielregeln gewöhnen und zu einem neuen Gleichgewicht  

finden werden. Diese Umstellung scheint weniger tief in gewachsene Strukturen einzu-
greifen als die Transformation des kommunistischen Systems zu einem marktwirtschaftli-
chen — eine Notwendigkeit, die heute jeder als selbstverständlich ansieht. Warum also  

nicht beginnen?  

Die Vision eines ökologischen Kapitalismus  

Die nachhaltige Wirtschaft im ökologischen Kapitalismus gehorcht folgenden Grundprin-
zipien:  
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• Sie erfolgt innerhalb einer demokratischen Staatsform. 
• Die Wirtschaftsordnung ist durch klare Gesetze, die subsidiär geordnet sind, geregelt. 
• Die Einhaltung dieser Gesetze wird sorgfältig und gerecht kontrolliert. 
• Energieverbrauch wird, in Relation zum Schadstoffausstoß und propo rtional zur ver-
brauchten Menge, hoch besteuert. Diese Steuer wird periodisch erhöht, nach einem Plan, 
der über mehrere Jahrzehnte im voraus tr an sparent ist. 
Jede Entnahme von Rohstoffen aus der Natur wird, im Verhältnis zum Grad an  Seltenheit 
des Rohstoffs und der Beschädigung der Ökosphäre, mit einer Abgabe besteuert. Dies gilt 
auch für den endgültigen Entzug von Grund und Boden aus der natürlichen Nutzung (Ver-
bauung). Diese Steuern werden ebenfalls, nach einem langfristigen Pl an , periodisch erhöht. 
Praktisch läuft diese Regelung darauf hinaus, daB die Wirtschaft der Natur, deren Treuhän-
der der Staat ist, Pacht für die Überlassung ihrer Nutzung bezahlt,  die  so hoch ist, daß 
a) möglichst ökonomisch mit ihr umgegangen wird und 
b) die Pacht zur Korrektur angerichteter Schäden verwendet wird. 

Das Sozialsystem 
Soziale Einrichtungen wie Krankenvorsorge, Spitäler, Schulen, Altenbetreuung werden, 
unter staatlicher Kontrolle der Grundprinzipien, privatisiert und damit neue, wirkungsvolle 
Arbeitsplätze geschaffen, die privater Ini tiative Raum geben. 
Durch diese Parameter wird erreicht, daß einerseits ein Zuwachs an weiterer Wertschöp-
fung — Voraussetzung für das Funktionieren der Gesetze von Zins und Zinseszins — und an-
dererseits eine Abwendung dieser Wertschöpfung vom rein Materiellen und Energeti-
schen, vom Verzehr an  Natur, erfolgt. Wachstum und  die  dahinterliegende menschliche 
Arbeit, die wiederum das Sicherheits- und Machtstreben als Motor besitzt, wendet sich an-
deren Zielen zu: Gestaltung, Erziehung, Weitergabe von Wissen, Pflege der materiellen In-
frastruktur, Forschung, kultureller Betätigung, ästhetischen Anliegen, Reparatur von öko-
logischen Schäden, Wiederaufarbeitung von Abfällen. 

Die Summe der Zugzwänge 
Die langsame und in sich verfilzte Entwicklung einer myriadenfachen Vielfalt von inneren 
Zusammenhängen im wirtschaftlichen und kulturellen System hat im Laufe der Zeiten zu 
einer insgesamt gegenüber Reformversuchen sehr widerstandsfähigen Situation geführt. 
Das System scheint aufgrund seiner inneren Geschlossenheit im Detail nicht mehr angreif-
bar und einer Reform unzugänglich zu sein. Die A rt , in welcher der Kommunismus trotz 
offensichtlichen Augenscheines des Verfalles nur durch einen Gesamtzusammenbruch be-
endet werden konnte, unterstützt diese Auffassung. Trotzdem scheint es möglich, durch ein 
Zusammenspiel von 
• klaren langfristigen Zielsetzungen, 
• unermüdlicher Arbeit im Detail des Systems, orientiert an den gemeinsamen Zielen und 
• eiserner Konsequenz 
eine langfristige Stabilisierung zu erreichen. 

Die Kernfrage: Kann kulturelle Wertschöpfung materielles Wachstum ersetzen? 
Zum ersten: Es wird auch in einer Gleichgewichtswirtschaft noch sehr viele Tätigkeiten 
geben, die sich in materiell relevanter Form manifestieren: Systemerhaltung, Landschafts-
pflege, Ersatz und Reparatur, Verschönerung und Verbesserung der Qualität. 
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Zum zweiten: Eine langsame Zunahme der Arbeitsplätze im Sozialsystem, der Ausbil-
dung, in Lehre und Forschung, wird den Verlust jener in der reinen Produktionswirtschaft  

wettmachen können, wenn man dem System Zeit gibt, sich langsam anzupassen, wenn  

langfristige Rahmenbedingungen geschaffen werden, die man konsequent einhält, und  

wenn es möglich ist, den politischen Willen unabhängig von wechselnden Regierungen  

über viele Jahrzehnte in diesen  fur  die Menschheit überlebensnotwendigen Fragen kon-
stant zu halten. Die Aufgabe ist enorm schwierig, ihr Ausgang ungewiß. Der Ausgang un-
seres jetzigen Weges aber ist mit Sicherheit kein guter. Warum also nicht die günstigere  

Option versuchen?  
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KAPгтer. 11  

Wirtschaftliches Wachstum — Fetisch oder Notwendigkeit?  

Heinz D. Kurz 

Zum  Problem  
Vor beinahe dreißig Jahren hielt Erich Preiser, einer der groBen Nationalökonomen Nach-
kriegsdeutschlands, einen Vortrag zum Thema „Wirtschaftliches Wachstum als Fetisch 
und Notwendigkeit" (Preiser 1967). Ich habe den Titel mit zwei Änderungen übem оm-
men: Aus dem ,,und" ist ein „oder" geworden und aus einer Feststellung eine Frage. 
Ein derartig flagranter Diebstahl bedarf der Begründung. Diese ist recht einfach: Mir ist 
kein besserer Titel eingefallen. Die vorgenommenen Änderungen erklären sich wie folgt. 
Als Preiser seinen Vortrag hielt, war erst wenig Zeit verstrichen, seit das Ziel eines „ange-
messenen und stetigen" Wiтschaftswachstums Eingang in den Katalog wirtschaftspoliti-
scher Zielsetzungen der Bundesrepublik gefunden hatte und fast gleichberechtigt an  die 
Seite der drei Oberziele — Geldwertstabilität, Vollbeschäftigung und Zahlungsbilanzgleich-
gewicht — getreten war. Ähnliches trug sich annähernd zur gleichen Zeit in allen nichts-
ozialistischen Industrieländem zu. Diese holten in gewisser Weise nach, was in sozialisti-
schen Ländern längst Praxis war. eine Politik mit dem ausdrücklichen Ziel der Forcierung 
des wirtschaftlichen Wachstums. Die Hoffnung darauf, daß die Verelendung der Arbeiter-
massen im Kapitalismus die Weltrevolution unausweichlich machen würde, hatte sich 
nicht erfüllt. Vielmehr durchlebte der Kapitalismus nach dem zweiten Weltkrieg eine an-
haltende Phase ökonomischer Prosperität. Unter den geänderten Bedingungen mußte die 
Weltrevolution auf andere Weise angestrebt werden: durch den Nachweis der ökonomi-
schen Überlegenheit des Sozialismus. Dieser Nachweis war letztlich nur an  Hand einer 
Größe zu leisten: der Höhe der durchschnittlichen jährlichen Wachstumsrate des Sozial-
produkts. Nach anfänglichen beachtlichen Erfolgen der sozialistischen Lander, zumal der 
Sowjetunion, nahm der Westen die Herausforderung an . Neben dem Rüstungswettlauf, 
dem Wettlauf in Raumfahrt und Sport trat er schließlich auch in den Wachstumswettlauf 
ein. Es war die Zeit, in der bereits die Verlangsamung der Zunahme der gesamtwirtschaft-
lichen Produktionstätigkeit und nicht erst deren absoluter Rückgang mit sorgenvoller Mie-
ne betrachtet wurde. Wachstumsraten, die einen bestimmten positiven Wert unterschritten, 
führten zu politischen Turbulenzen. So manch eine Regierung wurde zu Fall gebracht, 
weil sie dafür verantwortlich gemacht wurde, daß das Wachstumsziel verfehlt worden war, 
eine Verantwortung, die politische Parteien zu Wahlkampfzeiten gerne und leichtfertig auf 
sich nahmen. Kurzum: Es handelte sich um eine Zeit, in der Wachstum zugleich Fetisch 
und Notwendigkeit war. 
Seither haben sich die Verhältnisse geändert. Die unerwünschten Nebenwirkungen des 
Wirtschaftswachstums — allen voran die Verschlechterung der Lebensbedingungen infolge 
verseuchten Bodens, verschmutzten Wassers und schadstoffhaltiger Luft — sind ins allge-
meine Bewußtsein gerückt. Ehedem hehres Ziel, ist Wirtschaftswachstum heute in den Au-
gen mancher nichts weiter als eine verdammenswerte Tatsache der Industriegesellschaft. 
Einst die Hoffnung der Armen und Einkommensschwachen, ist Wirtschaftswachstum heu-
te für viele die Quelle allen Übels. Ginge es nach deren Meinung, so sollte die Devise nicht 
langer Beschleunigung des Wachstums lauten, sondern vielmehr Verringerung mit dem 
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Ziel seiner Beendigung. Und auch die internationale Situation hat sich zuungunsten des 
Wachstums geändert: Die Herausforderung durch den Sozialismus ist entfallen und eine 
neue Herausforderung des Kapitalismus durch eine andere Wirtschafts- und Sozialord-
nung ist nicht in Sicht. Die Zeichen, so will es scheinen, stehen nicht gut für Wirtschafts-
wachstum. Vor die Titelfrage gestellt, würde die Antwort zahlreicher Zeitgenossen wohl 
lauten: Fetisch ja, Notwendigkeit nein. 
Die Wirklichkeit der letzten zwei- bis dreihundert Jahre weist demgegenüber das wirt-
schaftliche Wachstum als Tatsache aus, die allen politischen, sozialen und kulturellen  Um-
br(ichen zu trotzen scheint. Auch gegenwärtig expandieren die meisten Ökonomien der 
westlichen Welt, wenn schon nicht in jedem Jahr, so doch im längerfristigen Trend. Und 
auch die postsozialistischen Länder bemühen sich mehr oder weniger erfolgreich darum, 
nach den tiefen Produktionseinbrüchen der letzten Jahre wieder auf einen wirtschaftlichen 
Expansionspfad zu gelangen. Wirtschaftliches Wachstum ist anscheinend gemäß weitver-
breiteter Auffassung nach wie vor das angemessene Beförderungsmittel aus dem Reich der 
Notwendigkeit in dasjenige der Freiheit. Von Fetisch keine Spur. 
Die Zunft der Wirtschaftswissenschaftler als Ganze gesehen tendiert wohl überwiegend 
zur letztgenannten Ansicht. Zwar ist der naive Wachstumsoptimismus der fünfziger und 
sechziger Jahre verflogen — allzusehr haben sich Fälle von Umweltzerstörung im Bewußt-
sein festgesetzt — ,  verblieben ist indes eine „aufgeklärte" Variante desselben. Betrachtet 
man jedoch die Vertreter des Spezialgebietes der Wachstumstheorie und empirischen 
Wachstumsforschung innerhalb der Nationalökonomie — eines Gebietes, das im letzten 
Jahrzehnt einen beachtlichen Wiederaufschwung erlebt hat, nachdem es im davorliegen-
den Jahrzehnt eine Randexistenz geführt hatte —, so stellt man fest, daß dort mehrheitlich 
eine betont wachstumsoptimistische Sicht anzutreffen ist. Angesichts des versammelten 
Expertenwissens dürfte die fragliche Sicht schwerlich als „naiv" bezeichnet werden, selbst 
wenn sie im Ergebnis einiges mit dem alten Wachstumsoptimismus gemein hat. Aber sie  
ist ungleich besser fundiert als dieser und dahe г  auch schwerer anzugreifen. 
Im folgenden werde ich versuchen, einen knappen theoriegeschichtlichen Abriß wachs-
tumstheoretischer Vorstellungen seit der ökonomischen Klassik, d. h. seit Adam Smith, zu 
geben. Ich werde dabei, soweit dies möglich ist, auf Fachterminologie verzichten und 
mich auch nicht der Mathematik, einer unverzichtbaren Hilfskraft in wachstumstheoreti-
schen Überlegungen, bedienen. Die Absicht besteht darin, dem Nichtfachmann wachs-
tumstheoretische Überlegungen näherzub гingen. Auf diese Weise, so ist zu hoffen, wird ei-
ne Brücke der Kommunikation zu den Vertretern anderer Disziplinen und zu interessierten 
Laien geschlagen. Ich beginne mit einem kurzen Oberblick über die sehr reichhaltigen 
Überlegungen eines Adam Smith und David  Ricardo  zum Thema (Abschnitt 2), wende 
mich dann den von der „Keynesianischen Revolu tion" ausgelösten wachstumstheoreti-
schen Vorstellungen zu (Abschnitt 3), gehe in der Folge auf die „neoklassische" Antwort 
ein (Abschnitt 4) und behandle danach die Ansätze der sogenannten „neuen" Wachstums-
theorie, wie sie seit Mitte der achtziger Jahre entwickelt worden sind (Abschnitt 5); einige 
Schlußbemerkuпgen stehen am Ende der Arbeit (Abschnitt 6). (Vgl. hierzu auch Ku гz/Sa1-
vadori 1995b.) 
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Wachstumstheoretische Vorstellungen in der ökonomischen Klassik 

(a) Adam Smith 
In der Einleitung zu seinem grandiosen Werk über den „Wohlstand der Nationen" (1776) 
schreibt Adam Smith, daB das Pro-Kopf-Einkommen — sein Maß für gesellschaftlichen 
Reichtum — von zwei Faktoren abhänge: erstens von den Fähigkeiten und Fertigkeiten so-
wie der Sorgfalt und Urteilskraft der Arbeitskräfte und zweitens vom Anteil der produktiv 
Beschäftigten an  der Gesamtzahl der Arbeitsfähigen. Die Steigerung des  Pro-Kopf-Eiii-
kommens setzt demnach die Steigerung einer der beiden oder beider Bestimmungsgründe 
voraus. Da langfristig gesehen der Erhöhung des zweiten Faktors Grenzen gesetzt sind, 
kommt alles auf die Erhöhung der Produktivkraft der Arbeit an. Eine Untersuchung der 
Ursachen der Steigerung  der  Arbeitsproduktivität ruckt deshalb ins Zentrum der Smith-
schen Analyse. 
In deren Verlauf stellt unser Autor fest, daB der Schlüssel zur Steigerung der Arbeitspro-
duktivität die gesellschaftliche Arbeitsteilung ist. Letztere hat Smith zufolge vor allem drei 
Wirkungen: (a) sie ermöglicht Spezialisierungsgewinne und erhöht so das Produktionser-
gebnis je Beschäftigten; (b) sie spart Zeit, weil der Wechsel von einer Tätigkeit zur  ande-
ren entfällt, und erlaubt gleichzeitig die bessere Nutzung dauerhafter Kapitalgüter (Werk-
zeuge usw.); und — auf längere Sicht wohl am bedeutendsten — (c) sie induziert die Erfm-
dung neuer Maschinen, mittels derer Menschen- durch Maschinenkraft ersetzt werden 
kann. Die Neigung zur Arbeitsteilung sieht Smith dabei in der biologischen Erstausstat-
tung des Menschen verankert — seiner Befähigung zu Vernunft und Sprache und damit zur 
Kommunikation —, einer Kommunikation, die sich u. a. der Ins titution des Marktes be-
dient. Auf die natürliche Erstaustattung des Menschen verweist Smith auch, wenn er auf 
die Ursachen des wirtschaftlichen Wachstums zu sprechen kommt. Alle Menschen seien 
bestrebt, „ihre Lebensbedingungen zu verbessern, — ein Verlangen, das uns vom Mu tter-
schoß an begleitet und bis zum Grab nicht mehr verläßt." Während zu Zeiten des Feudalis-
mus nur eine kleine Schicht der Gesellschaft diese angeborenen Neigungen und Fähigkei-
ten des Menschen ausleben konnte, schaffe die bürgerliche Gesellschaft, die Smith als 
commercial socie ty  begreift, die Voraussetzungen dafür, daß grundsätzlich alle Menschen 
sozusagen „artgerecht" leben können. Das Ergebnis ist ein auf wirtschaftliche Expansion 
hin konditioniertes Sozialsystem. 
Smith ist nicht der Auffassung, daß der Mensch in der bedingungslosen Verfolgung seiner 
materiellen Interessen seinem Glück näher kommt. Er warnt vielmehr, daß derjenige, der 
in der Jagd nach Reichtum  den  Schlüssel zum guten Leben wähnt, letztlich einer Täu-
schung unterliege. Doch, heißt es weiter, „es ist gut, daß die Natur uns in dieser Weise be-
trugt. Denn diese Täuschung ist es, die  den  Fleiß der Menschen weckt und in steter Bewe-
gung hält " In dieser Formulierung deutet sich ein Thema an, das zur Zeit Smiths weithin 
unter Moralphilosophen und politischen Ordnungstheoretikern diskutiert wurde und in 
Mandevilles berühmter Formel „privates Laster — öffentliche Wohltat" seinen kürzesten 
Ausdruck gefunden hatte. Ist individuell selbstsüchtiges Verhalten immer sozial schädlich, 
wie von weltlichen und kirchlichen Autoritäten behauptet wurde, oder gibt es Grund zur 
Annahme, daß es sozial nützliche Wirkungen zeitigt? Smith bejahte diese Frage und mit 
ihr die Frage danach, ob eine auf Selbstsucht gegründete Gesellschaft überhaupt lebensfä-
hig sei. Zwar verlange ein wohlgeordnetes und prosperierendes Sozialwesen mehr als die 
Freiheit des einzelnen, sein Glück in der Anhäufung von Reichtum zu suchen, aber ohne 
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diese Freiheit sei es um das Sozialwesen unter sonst gleichen Umständen gewiß schlechter  

bestellt.  
Um die Snaithsche Übersetzung individueller Selbstsucht in soziale Wohltat zu verstehen,  

müssen wir uns näher mit seiner Sicht der Kapitalakkumulation beschäftigen. Derjenige,  
der spare und investiere, d. h. Kapital akkumuliere, sei — ohne dies zu beabsichtigen und  

ohne sich dessen bewußt zu sein — ein „öffentlicher Wohltäter". Es ist darauf hinzuweisen,  

daß Smith sowohl die Akkumulation von Real-  als auch diejenige von Humankapital im  
Auge hat. Beides ist für den Wachstumsprozeß wichtig.  

Der Nichtverbrauch von Teilen des Einkommens erhöhe das individuelle Vermögen. Zu-
gleich werde damit die Voraussetzung für die Erhöhung der Produktionskapazität und Ver-
größerung der Märkte geschaffen. Letzteres sei indes die Vorbedingung für eine Ausdeh-
nung und Vertiefung der Arbeitsteilung und damit eine Erhöhung der Arbeitsproduktivität.  

Damit schließe sich der Kreis zwischen den Vermögenden und den Vermögenslosen, d. h.  

insbesondere der großen Zahl der sich „abrackernden Armen", gemeint ist die „Klasse"  

der Lohnarbeiter. Für die Arbeiter bringe das Wachstum der Märkte und die zunehmende  

Arbeitsteilung steigende Löhne und steigende Beschäftigung. Im „System der natürlichen  

Freiheit", wie Smith es nennt, werde den Arbeitern, wie in anderen Gesellschaftssystemen  

auch, zwar ein Teil des Ertrags ihrer Arbeit vorenthalten und fließe in Form von Gewinnen  

(bzw. Grundrenten) an die Eigentümer von Kapital (bzw. Grund und Boden). Von diesem  

Teil werde indes relativ mehr zu neuem, zusätzlichem Kapital, und entsprechend schneller  

wachse das Gesamtprodukt: „Es ist die immense Vervielfachung der Produktion all der  

verschiedenen Wirtschaftszweige infolge  der  Arbeitsteilung, die in einer gut regierten Ge-
sellschaft zu allgemeinem Wohlstand führt, der bis in die untersten Schichten des Volkes  

reicht." Den Arbeitern gehe es im Durchschnitt zwar schlechter als den Mitgliedern der an-
deren Klassen, aber unter den Bedingungen einer „liberalen Ordnung von Gleichheit, F re i-
heit und Gerechtigkeit" besser als in anderen Gesellschaftssystemen. Mit der materiellen  

Besserstellung eröffne sich ihnen zugleich eine Chance, die sonst einer kleinen Schicht  

von Aristokraten und Kirсhenmänпеm vorbehalten bleibt: die der Verfeinerung der Le-
bensart und der ethischen Gefühle. So werde die Selbstsucht der Besitzenden wundersa-
merweise zur Quelle gesellschaftlichen Fortschritts.  

Auf die Frage nach  den  Grenzen des wirtschaftlichen Wachstums gibt Smith keine eindeu-
tige Antwort. Es finden sich in seinen Schriften jedoch Hinweise darauf, wo diese allen-
falls zu suchen sind. Das Wachstum kann sich verlangsamen und schließlich ganz versie-
gen, (a) wenn das Arbeitsangebot nicht wächst bzw. schrumpft, (b) wenn sich die Endlich-
keit der vom Menschen genutzten Natur bemerkbar macht, und (c) wenn der Akkumula-
tionstrieb erschlafft.  
Die erste Möglichkeit spielt bei Smith deshalb keine Rolle, weil er — wie zahlreiche seiner  
Nachfolger — der Auffassung war, daß sich das Arbeitsangebot endogen an  die mit der Ka-
pitalakkumulation steigende Arbeitsnachfrage anpaßt: Wächst die Nachfrage nach Händen  

schneller als das Angebot, so steigt der Reallohnsatz. Dies führt zu einer besseren medizi-
nischen und sonstigen Versorgung der Arbeitsbevölkerung und senkt in der Folge die Kin-
dersterblichkeit. Auf diese Weise kommt es zu einer Beschleunigung des Bevölkerungs-
wachstums und Anpassung des verfügbaren Arbeitsvolumens an die Bedürfnisse der Kapi-
talakkumulation. Auch von der Begrenzheit der Natur rührt Smith zufolge — jedenfalls in  

der Zeit, in der er schreibt — keine merkliche Schranke des Wachstums her. Zwar sieht er,  

daß das Wachstum die allmähliche Ausbeutung von Rohstofflagern zur Folge hat und in- 
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folgedessen „nützliche Fossile und Mineralien der Erde usw. sich mit dem Fortschritt der  

Gesellschaft verteuern" kö мΡeп , aber dieser Effekt verlangsamt allenfalls die Rate der  

ökonomischen Expansion, nicht aber die Expansion als solche.  

Es verbleibt die Schwächung des Akkumulationstriebs. Dieser ist umso stärker, je größer  

die bei Kapitalakkumulation winkenden Gewinne, d. h. je größer die zu erwartende Ver-
zinsung des Kapitals — die „Profitrate" in der Terminologie der klassischen Ökonomen.  

Gerade aber letztere weist Smith zufolge mit dem Fortgang von Akkumulation und  

Wachstum eine sinkende Tendenz auf. Smiths Begründung eines Fallgesetzes der Profitra-
te braucht uns hier nicht weiter zu interessieren — sie enthält mehrere Widersprüche und  

Schwachstellen, auf die im einzelnen einzugehen hier kein Platz ist (vgl. deshalb  

Kurz/Salvadoгi 1995a, 469-472). Festzuhalten bleibt jedoch, daß Smith e иΡer der ersten  
Autoren war, der das Versiegen der Wachstumskräfte als das endogen erzeugte Resultat  

der freien Entfaltung ebendieser Kräfte begriff: Die Befreiung des Prometheus von den  

Ketten der Feudalordnung emanzipiert diesen nicht von den Schranken  seiner  selbst. Die  
moderne Wirtschaft wächst, aber nicht grenzenlos. Über  den  Fall der Profitrate komme es  
auf lange Sicht zur Lähmung der ökonomischen Dynamik der bürgerlichen Gesellschaft.  

(b) David Ricardo  
David  Ricardo  greift  in  seinen „Grundsätzen der Politischen Ökonomie und Besteuerung"  

(1817) die Smithschen Überlegungen auf und versucht sie soweit nötig zu korrigieren und  

soweit möglich weiterzuentwickeln. Hinsichtlich der säkularen Entwicklungstendenzen  

konzentriert sich  seine  Aufmerksamkeit wie diejenige seines Vorgängers auf die langfristi-
gen Bestimmungsgr(inde der Profitrate. Fällt sie, dann sei  in  der Tat mit einer Schwächung  
der Kapitalakkumulation und über diese einer solchen des ökonomischen Wachstums zu  

rechnen. Smiths Begründung einer fallenden Tendenz der Profitrate verwirft Ricardo aus  

insgesamt überzeugenden Gründen und stellt fest, daß die Profitrate nur dann falle, wenn  

einer der beiden folgenden Fälle gegeben sei: (a) für gegebene technische Bedingungen  
der Produktion steigt der Reallohnsatz und (b) für gegebenen Reallohnsatz verschlechtern  
sich die technischen Bedingungen der Produktion.  

Der erste Fall spielt in der kurzen Frist eine bedeutende Rolle, wenn infolge großer Akku-
mulationstätigkeit die Arbeitsnachfrage das Arbeitsangebot übersteigt und der Reallohn-
satz in die Höhe getrieben wird. Ein höherer Reallohnsatz bedeutet bei unveränderter  

Technologie jedoch notwendig einen Fall der Profitrate: Die Verteilung des erzeugten Ku-
chens ändert sich zugunsten der verknappten Arbeitskraft. Der zweite Fall hingegen be-
trifft die lange Frist, genauer: die Entwicklung auf lange Sicht unter der Annahme, daß von  

jedwedem Zuwachs des technischen Wissens abgesehen wird. Ricardo spricht diesbezüg-
lich vom natürlichen Lauf der Dinge. Diese Konstruktion dient ihm lediglich dazu, analy-
tisch die Wirkungen des technischen Fortschritts von denjenigen sich verknappender na-
türlicher Ressourcen zu trennen. Was  also, so fragen wir mit Ricardo, wären die Folgen der  
Kapitalakkumulation, des wirtschaftlichen Wachstums und der Bevölkerungsexpansion,  

wenn keinerlei Produkt- und Verfahrensinnovationen stattfinden würden? Die Antwort  

liegt auf der Hand. Im Zuge der Expansion des ökonomischen Systems muß ein immer  

größerer Teil des einer Gesellschaft verfügbaren Bodens für landwirtschaftliche, indu-
strielle und sonstige Zwecke genutzt werden und es müssen in immer größerem Umfang  

die verfügbaren Rohstofflager ausgebeutet werden. Unter der Annahme, daß die Konkur-
renz die einzelnen Produzenten zur Kostenminimierung zwingt, werden zu Beginn der  
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ökonomischen Entwicklung nur die besten Böden und die am leichtesten abzubauenden 
Rohstofflager genutzt werden. Später müssen hingegen auch schlechtere Böden und Lager 
bewirtschaftet werden, und dies bedeutet steigende Stückkosten und letztlich steigende 
Preise der landwirtschaftlichen Produkte und der Rohstoffe. Die Knappheit der besseren 
Böden und Lager bedeutet, daß die Produktionsbedingungen sukzessive ungünstiger wer-
den.  Für einen gegebenen Reallohnsatz verschlechtert sich die Profitabilität des Kapital-
einsatzes. Und da wegen der Konkurrenz der Tendenz nach überall die gleiche und jetzt 
niedrigere Kapitalverzinsung zum Tragen kommt, wird die Kostendifferenz zwischen der 
Produktion auf dem schlechtesten der jeweils genutzten Bodenqualitäten bzw. Rohstoffla-
ger und den besseren von den Besitzern der besseren Ressourcen in Gestalt einer mmd-
oder Bergwerksrente eingestrichen. So ist der Fall der Profitrate im „natürlichen" Verlauf 
des Akkumulations- und Wachstumsprozesses unabwendbar: Der „Geiz der Natur" verhin-
dert, daß Bäume und Wirtschaft in  den  Himmel schießen. 
Ricardo gelingt es mit diesem Argument, Smiths Vorstellung von der endogenen Aufhe-
bung der Voraussetzungen des Wachstums über den Fall der Profitrate auf eine solide 
Grundlage zu stellen. Das System stößt an  seine natürliche Grenze — diese verhindert, daß 
sich der Prozeß des Wachstums unbehindert ad infinitum fortsetzen kann. Soviel zu  den  
Verhältnissen, wie sie sich in der hypothetischen Situation eines über die Zeit unveränder-
ten technischen Wissens ergeben würden. Die Wirklichkeit ist anders, was Ricardo nicht 
entgeht. Immer wieder kommt es zu technologischen Neuerungen, zu Innovationen. Tat-
sächlich fallen diese mit Fortgang der Entwicklung nicht zufällig an, sondern werden sy-
stematisch erzeugt, worauf bereits Smith aufmerksam gemacht hat. Die Wissenschaft wird 
im Zuge der industriellen Revolution allmählich in  den  Dienst der Wirtschaft gestellt. In 
Forschungs- und Entwicklungsabteilungen von Unternehmen und Universitäten wird rast-
los nach ökonomisch Verwertbarem gesucht. Ricardo hat die sich allmählich herausbilden-
de Symbiose von Wirtschaft und Wissenschaft selbst nicht mehr erlebt, aber Hirn verdan-
ken wir bedeutende Einsichten in deren Folgen. Wenn, wie Smith argumentiert hatte, im 
Zuge der Kapitalakkumulation über die sich verbessernde Teilung der Arbeit die Arbeits-
produktivität steigt, dann hat dies für gegebenen Reallohnsatz eine die Profitrate erhöhen-
de Tendenz. Von einer steigenden Profitrate gehen jedoch akkumulations- und wachstums-
stimulierende Wirkungen aus. Technischer Fortschritt stellt daher eine dem Geiz der Natur 
entgegenwirkende Ursache dar. Der eine Faktor erhöht die Profitrate der Tendenz nach, 
der andere senkt sie. Welcher Faktor in einer je gegebenen Situation überwiegt, ist eine 
empirische Frage. Jedenfalls ist nicht damit zu rechnen, daß die beiden Faktoren einander 
immer gerade die Waage halten, die allgemeine Profitrate damit konstant bleibt und sich in 
der Folge hiervon ein „angemessenes und stetiges" Wirtschaftswachstum einstellt. Histo-
risch gesehen kam es tatsächlich zu einer Abfolge sich beschleunigenden und sich verlang-
samenden Wachstums. Ebensowenig gibt es Grund zu der Annahme, daß der wachstums-
lähmende Faktor den Trend der Entwicklung bestimmt und das System in absehbarer Zeit 
in einen stationären Endzustand einmünden läßt. Die Zukunft ist offen, so lautet die Quint-
essenz der Ricardoschen Überlegungen. Welche Seite langfristig die Oberhand behält, ist 
nicht mit Bestimmtheit zu sagen. Wie es in einem arabischen Sprichwort heißt: Wer vor-
gibt, die Zukunft vorhersagen zu können, ist ein Lügner, selbst wenn ihm der Lauf der 
Dinge Recht geben sollte. 
Bevor wir mit unserem theoriegeschichtlichen Streifzug fortfahren, sind folgende Ergän- 
zungen des Gesagten angebracht.  Ricardo  begreift —ähnlich wie Smith — eine ökonomisch 
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nutzbare neue Erfindung als „öffentliches Gut". Öffentliche sind im Unterschied zu priva-
ten Gütern wie folgt charakterisiert: (a) Die Nutzung des Gutes durch eine Person rivali-
siert nicht mit der Nutzung desselben Gutes durch eine andere (sogenannte „Nichtrivali-
tät" im Konsum). Während ein von einem Konsumenten verzehrtes Mittagessen, ein pri-
vates Gut, von einem anderen Konsumenten nicht mehr verzehrt werden kann, handelt es 
sich beim Rad, der Dampfmaschine oder dem Besserer-Verfahren um Erfindungen, die, 
einmal ins Leben gerufen, von beliebig vielen Personen beliebig o ft  genutzt werden kön-
nen. (b) Einmal in der Welt, ist das Wissen um das Rad, die Dampfmaschine oder das Bes-
semer-Verfahren mehr oder weniger schnell Allgemeingut, d. h. andere können von die-
sem Wissen nicht dauerhaft ausgeschlossen werden („Nichtausschließbarkeit"). Eine in 
der Forschungs- und Entwicklungsabteilung einer Unternehmung gemachte, ökonomisch 
zu nutzende Erfindung verbessert danach zunächst zwar nur die Marktsituation der fragli-
chen Unternehmung, mehr oder weniger schnell steht das erzeugte zusätzliche Wissen je-
doch (über Imitation usw.) auch vielen (im Extremfall: allen) anderen Unternehmungen 
zur Verfügung und erhöht auf diese Weise die Produktivität des Gesamtsystems. Individu-
ell erzeugtes neues Wissen kommt über kurz oder lang allen zugute, wird zum öffentlichen 
Gut. 
Die zweite Ergänzung betrifft die Tatsache, daß verschiedene Formen des technischen 
Fortschritts zu unterscheiden sind, von denen unterschiedliche Wirkungen auf Beschäfti-
gung, Einkommensverteilung und Wachstum ausgehen. So gibt es  Ricardo  zufolge eine 
Form des technologischen Wandels, die kurz- und mittelfristig zu größerer Arbeitslosigkeit 
führen kann, weil sie die Arbeitsproduktivität merklich und sprunghaft erhöht. Abhilfe 
kommt wieder vor allem von der auf Grund der gestiegenen Profitabilität des Kapitalein-
satzes stimulierten Akkumulationstätigkeit: Das System beginnt schneller zu expandieren 
und beseitigt auf diese Weise die entstandene technologische Arbeitslosigkeit. 
Drittens ist darauf hinzuweisen, daß Ricardo wie die meisten Ökonomen seiner Zeit nur ei-
nen Aspekt des Stoffwechsels zwischen menschlicher Wirtschaft und „Natur" thematisiert: 
die Entnahme von Rohstoffen aus der Natur, nicht jedoch (oder nur beiläufig) die Entsor-
gung von Schadstoffen in diese. Einer naiven Sicht zufolge, die in der Wirtschaftswissen-
schaft nicht wenige Anhänger hatte und hat, handelt es sich bei der Umwelt, der Natur, zu-
gleich um ein „Füllhorn”, das füт  den Menschen einen unerschöpflichen Fluß an nutzbaren 
Rohstoffen bereithält, und um ein „Faß ohne Boden", das in unbegrenzter Menge die „Ex-
kremente der Produktion und Konsumtion" (Marx), Abfall, aufnimmt.  Ricardo  und seine 
Zeitgenossen haben den ersten Teil des Märchens verworfen, am zweiten hingegen impli-
zit festgehalten. Die aktuellen Verhältnisse boten jedenfalls keinen Anlaß, der Fragwürdig-
keit der betreffenden Annahme größere Aufmerksamkeit zu schenken. Es ergibt sich das 
Bild einer Wirtschaft, deren Expansionsdrang allenfalls von den versiegenden Geber-, 
nicht aber von den Nehmerqualitäten der Natur gezügelt wird. 
Die klassische Analyse wird in der Folge u. a. von Karl Marx ausgebaut, der insbesondere 
der technologischen Dynamik der „bürgerlichen Gesellschaft" große Aufmerksamkeit 
schenkt und mit seinem Konzept der „sozialen P тoduktivkräfte" das Verständnis des tech-
nologischen Fortschritts als Angelegenheit mit öffentlichem Charakter vertieft. Zugleich 
macht Marx darauf aufmerksam, daß die Akkumulation von Kapital, das Wachstum der 
Wirtschaft und die Revolutionierung der Technologie nicht reibungslos und stetig und zum 
allseitigen Vorteil vonstatten gehen. Vielmehr erfolgt die Bewegung eruptiv und zyklisch, 
mit Phasen geschwinder Exp ansion, Krisen und anhaltenden Depressionen. Vor allem das 
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letzte Thema wird später von Joseph Alois Schumpeter aufgegriffen, von dem auch der 
Begriff der „schöpferischen Zerstörung" stammt — gemeint ist die Tatsache, daß neues 
Wissen häufig der Feind des alten ist und daher im allgemeinen den von Innovationen pro-
fitierenden Akteuren solche gegenüberstehen, die dabei verlieren — ihren Arbeitsplatz, Tei-
le ihres Einkommens, ihre Firma. 

Wachstumstheorie nach Keynes 
Um das  Problem  des wirtschaftlichen Wachstums ist es mit dem Siegeszug der Grenznut-
zentheorie im letzten Drittel des vorigen Jahrhunderts relativ still geworden. Die Aufnerk-
samkeit der großen Mehrheit der Ökonomen konzentrierte sich f(ir beinahe sechs Jahr-
zehnte auf Fragen der Allokation gegebener produktiver Ressourcen auf alternative 
Zwecke, nicht auf solche des Wachstums der Ressourcen und des Sozialprodukts. Zwar 
gab es rühmenswerte Ausnahmen von der Regel, aber sie blieben zur damaligen Zeit weit-
gehend unbeachtet und wurden erst später wiederentdeckt. Zu einer intensiven Neube-
schäftigung mit wachstumstheoretischen Fragen kam es erst wieder nach der Weltwirt-
schaftskrise und im Anschluß an  die Veröffentlichung der „General Theo ry  of Employ-
ment, Interest and  Money"  von John Maynard Keynes (1936). Die Erfahrung mit negati-
ven Wachstumsraten des Sozialprodukts entfachte ein neues Interesse an den Ursachen 
und Bedingungen positiven Wachstums. 

(a) John Maynard Keynes 
Die Keynes'sche Erklärung von Prosperitäts- und Depressionsphasen zielt vorwiegend auf 
die kurze Frist ab, und deshalb ist seine Theorie nicht ohne jede Berechtigung als Theorie 
des Einkommens und der Beschäftigung, nicht aber der längerfristigen wirtschaftlichen 
Entwicklung und des Wachstums bezeichnet worden. Es sollte jedoch nicht übersehen 
werden, daß es ihm in letzter Instanz um die Oberlebenschancen einer im Ke rn  liberalen 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung, basierend auf dem Privateigentum an Produk-
tionsmitteln, ging. Diese Ordnung war zwei ernsthaften Bedrohungen ausgesetzt: durch 
die Weltwirtschaftskrise und ihre sozialen und politischen Folgen von innen, durch die rus-
sische Oktoberrevolution und den Aufstieg des Sozialismus von außen. Die Frage lautete, 
ob die liberale Ordnung überhaupt eine Zukunft besitze. Keynes bejahte diese Frage unter 
der Voraussetzung, daß es gelinge, das die Grundfesten der Ordnung erschütternde Be-
schäftigungsproь l em zu lösen. Dies sei jedoch nur mittels gewisser institutioneller Refor-
men und einer aktiven Stabilisierungpolitik seitens der Notenbank und des Staates mög-
lich. In traditionell liberaler Sicht waren Eingriffe vor allem des Staates in den Wirtschafts-
ablauf nicht nur verzichtbar, weil das privatwirtschaftliche System angeblich aus sich her-
aus zu einem Gleichgewicht bei voller Nutzung aller produktiver Ressourcen einschließ-
lich der Arbeit strebte, sondern schädlich, weil sie das freie Spiel der Kräfte störten und 
knappe Ressourcen fehlleiteten. 
Keynes hält diese Auffassung nicht nur für falsch, sondern für gefährlich, weil sie, wi rt-
schaftspolitische Abstinenz predigend, die Existenz gerade jener Ordnung aufs Spiel setzt, 
die zu verteidigen sie vorgibt. Das privatwirtschaftliche System tendiert von sich aus nicht 
zur vollen Ausschöpfung seiner Produktionsmöglichkeiten, sondern läßt diese zum Teil 
ungenutzt. Es gibt einen wirtschaftspolitischen Handlungsbedarf, der sich wie folgt be-
gründet. Wie wir gesehen haben, hatte Adam Smith denjenigen, der spart und damit Ver-
mögen bildet, als „öffentlichen Wohltäter" bezeichnet. Hier hakt Keynes ein: Ersparnis be- 
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deutet, daß Teile des Einkommens nicht zum Kauf von Konsumgütern verwendet werden.  
Wer spart, fragt keine Güter nach. Ersparnis bedeutet daher Nachfrageausfall und wirft das  

Problem  eines ausreichenden Absatzes seitens der Unternehmungen auf. Eine privat nütz-
liche Tätigkeit (im Sinne der angestrebten (Geld-)Vermögensbildung) — das Sparen — mag  

sich sozial als schädlich erweisen, weil wirksame Nachfrage ausfällt und die Wirtschaft in  

eine allgemeine Krise schlittern kann. Nicht der Sparer ist ein öffentlicher Wohltäter, son-
dem derjenige, der den durch die Ersparnis bedingten Nachfrageausfall wettmacht: der In-
vestor. Er fragt Investionsgüter nach und gibt den diese Güter erzeugenden Unternehmun-
gen daher Absatzmöglichkeiten. Auf  die  Nettoinvestitionen kommt es daher vorrangig an,  
nicht auf die Ersparnisse.  
In einem zweiten Schritt kehrt Keynes die Kausalität von Sparen und Investieren um:  

Nicht das Sparen geht der Investition voraus, sondem umgekehrt die Investition dem Spa-
rеп . Tatsächlich ist Keynes der Auffassung, daß sich die Investitionen die Ersparnisse  

„selbst schaffen". In einem modernen Geld- und Kreditsystem, so das Argument, können  

Investitionen finanziert werden, ohne daß vorgängig in entsprechendem Umfang Erspar-
nisse angesammelt worden sein müssen. Die dadurch entfaltete Nachfrage nach Investi-
tionsgütern führt zu Produktion und Beschäftigung in den diese Güter herstellenden Indu-
strien. In der Herstellung dieser Güter werden Einkommen gezahlt — Löhn е , Gehälter, Ge-
winne usw. — die ihrerseits zum Teil nachfragewirksam werden: Es werden Konsumgüter  

nachgefragt. In deren Erzeugung wiederum kommt es zur Zahlung von weiteren Einkom-
men, die ihrerseits zum Teil nachfragewirksam werden, d. h. zu einer zusätzlichen Nach-
frage nach Konsumgütern fuhren, usw. Kurzum: Eine gesamtwirtschaftliche Investitions-
nachfrage einer gegebenen Höhe bewirkt eine ganze Reihe von Akten der Einkommens-
und Nachfrageschöpfung und führt schließlich zu einem gesamtwirtschaftlichen Einkom-
men, das gerade so groß ist, daß  die  daraus getätigten Gesamtersparnisse gleich dem ange-
nommenen Investitionsvolumen sind. Die Investitionen schaffen sich die entsprechenden  

Ersparnisse über die Bestimmung des gesamtwirtschaftlichen Produktionsniveaus bzw.  

Einkommens und der dazugehörigen Beschäftigung. Dies ist die der Keynes'schen Multi-
plikatortheorie zugrundeliegende Idee des Einkommenseffektes der Investitionen. Von den  
Investitionen hängt alles ab: Sind sie hoch (niedrig), dann ist die gesamtwirtschaftliche  

Nachfrage hoch (niedrig) und mit ihr die Auslastung der verfügbaren Produktionskapazitä-
ten und der Beschäftigungsgrad. Die Investitionen sind das aktive Moment, die Ersparnis-
se das passive. „Es ist der langfristige Investor", nicht der Sparer, „der das Allgemeinwohl  

am meisten fördert".  
Wovon hängt nun die Investitionstätigkeit ab? Keynes thematisiert im wesentlichen zwei  

Faktoren: die erwartete Profitabilität einer Investition — er spricht diesbezüglich von der  

„Grenzeffizienz des Kapitals" — und der P reis für die Aufnahme von Fremdkapital, sprich  
der Geldzinssatz. Je mehr Investitionsobjekte in einer gegebenen Situation eine Ertragsrate  

erwarten lassen, die größer ist als der Zinssatz, desto größer die gesamtwirtschaftliche In-
vestitionstätigkeit, desto größer das sich ergebende Volkseinkommen sowie die Gesamtbe-
schäftigung. Sind die Profitabilitätserwartungen ungünstig und ist der Geldzinssatz hoch,  

dann sind die gesamtwirtschaftlichen Investitionen niedrig und mit ihnen Gesamteinkom-
men und Beschäftigung.  
Soviel in aller Kürze zum investitionstheoretischen Kern  der Keynes'schen Analyse. Wie  
sind nun Keynes zufolge die langfristigen Entwicklungschancen des ökonomischen Sy- 
stems einzuschätzen? Keynes ist insgesamt gesehen der Auffassung, daß sich das  Problem  
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der Sicherung eines hohen Beschäftigungsgrads und Einkommens im Lauf der Entwick-
lung verschärft und zwar im wesentlichen aus drei Gründen: Erstens werde mit Zunahme  

des in einer Wirtschaft angehäuften Kapitalbestandes jede weitere Erhöhung dieses Be-
standes immer schwieriger, weil die verbleibenden Investitionsprojekte immer weniger  

rentabel seien.  In  dem Maß, in dem der Faktor Kapital reichlicher verfügbar werde, büße  

er relativ zur Arbeit an „Knappheit" ein und entsprechend verringere sich seine Vergütung.  

Als Folge der sich verschlechternden Profitabilitätserwartungen sinke die Investitionsnei-
gung. Zweitens habe der Geldzinssatz nicht (zumindest nicht im gleichen Ausmaß) die  

Tendenz zu sinken, es sei denn es komme zu einer grundlegenden Änderung der Geldpoli-
tik (was  Keynes mit seinem Argument zu bewirken trachtet). Die Investitionsfähigkeit im  

Sinne der Finanzierungsmöglichkeit von neuen Investitionen verbessert sich daher nicht in  

dem laB, wie es nötig wäre, um die sich verringernde Investitionsneigung in ihrer läh-
menden Wirkung auf die Investitionstätigkeit zu kompensieren. Die Lage wird Keynes zu-
folge durch einen dritten Faktor verschärft. Je höher nämlich d лs Einkommen einer Gesell-
schaft, desto größe г  im allgemeinen der Anteil des Einkommens, der gespart werde, desto  

größeг  also der sparbedingte Nachfrageausfall. Das System findet sich daher in der folgen-
den  Zwickmühle: Die Investitionsneigung sinkt, nötig wäre aber gerade eine steigende In-
vestitionsneigung, um der von einer Erhöhung der Sparneigung ausgehenden depressiven  

Tendenz entgegenzuwirken. Die Schlußfolgerung lautet: Je reicher eine Gesellschaft po-
tentiell ist, d. h. je mehr Kapital in ihr bereits angehäuft worden ist, umso schlechter steht  

es um die Realisation des Reichtums. Letztere hängt von den aktuellen Investitionen ab,  

d. h. der Bereitschaft, weiteres Kapital zu bilden, aber gerade hier hapert es zunehmend.  

Die Gefahr liegt darin, daß sich „zur Reichlichkeit des Kapitals diejenige des Outputs ge-
sellt", — gemeint sind brachliegende, ungenutzte Teile des Kapitalstocks und eine wegen  

Absatzmangels gedrosselte Produktion. Es ergibt sich das Paradox einer (potentiell) rei-
chen Gesellschaft, die arm ist. In der modernen Gesellschaft, so Keynes, sind starke Stag-
nationstendenzen am Werk, die nur durch eine geschickte Geld- und Fiskalpolitik llber-
wunden werden können. Ziel dieser Politik ist in letzter Instanz die Stärkung der Investi-
tionsneigung.  

(b) Die Keynesianer  
Keynes war, wie wir wissen, mit seinem Entwurf äußerst erfolgreich, und zwar sowohl  

was  seinen Einfluß auf die Entwicklung der Wirtschaftstheorie als auch diejenige der Wi rt-
schaftspolitik anbelangt. Hier soll uns nur ersterer interessieren. Wie wir gesehen haben,  
sind positive und ausreichend hohe Nettoinvestitionen nötig, um eine gesamtwirtschaftli-
che Nachfrage zu erzeugen, die ausreicht, um das bei Vollbeschäftigung sich ergebende  

Sozialprodukt abzunehmen. Investitionen haben, wie wir oben gesagt haben, einen Nach-
frage- bzw. „Einkommenseffekt". Sie haben des weiteren einen Kapazitätseffekt. Wer in-
vestiert, der schafft neue Produktionsanlagen und erhöht auf diese Weise das Produktions-
potential. Diesem Kapazitätseffekt der Investitionen hat Keynes in seiner kurzfristigen An-
alyse keine Aufmerksamkeit geschenkt. Erst die Nachfolger von Keynes haben diese Liik-
ke geschlossen. Die Vernachlässigung des Kapazitätseffektes hat gravierende Folgen, wie  

sich an folgendem Gedankenexperiment zeigt. Würden die Nettoinvestitionen im Zeitab-
lauf, d. h. von Jahr zu Jahr, auf gleicher Höhe verharren, so ergäbe sich die folgende un-
haltbare Lage: Der Einkommenseffekt und mit ihm die Gesamtnachfrage blieben gleich,  

die Produktionskapazität und mit ihr das mögliche Gesamtangebot würden jedoch stetig  
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zunehmen. Die Folge hiervon wäre ein ständig sinkender Grad der Kapazitätsauslastung, — 
ein Sachverhalt, der von den Unternehmungen nicht tatenlos hingenommen werden wür-
de. Ein Sachverhalt überdies, der dem Keynes'schen Menetekel einer reichen Gesellschaft 
in Armut nur noch grellere Züge verleiht: Die Gesellschaft ist nicht nur (potentiell) reich, 
sie wird sogar (potentiell) immer reicher, bleibt aber tatsächlich immer gleich arm. Sie ist 
zwar grundsätzlich zur Erzeugung eines immer größeren Sozialprodukts und damit zu ei-
ner immer besseren Güterversorgung fähig, verwirklicht aber stets das alte Niveau: Die 
Kluft zwischen Möglichkeit und Wirklichkeit wächst zusehends. 
Um derartiges auszuschließen, genügt es offenbar nicht, daß die während eines Jahres ge-
samtwirtschaftlich getätigten Nettoinvestitionen positiv sind. Diese müssen von Jahr zu 
Jahr vielmehr immer größer werden, damit der wachsenden gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktionskapazität eine gleichschrittig wachsende gesamtwirtschaftliche Nachfrage gegen-
übersteht. Nur wenn die Nettoinvestitionen und mit ihnen der Kapitalstock mit einer genau 
bestimmten Rate — gleichsam „auf des Messers Schneide" — wachsen, entwickeln sich 
Einkommens- und Kapazitätseffekt im Gleichklang. Die Rettung der liberalen Wi rt-
schafts- und Sozialordnung — Keynes' Hauptanliegen — verlangt daher in dieser Perspekti-
ve zuallererst die Sicherung eines ausreichenden Wachstums der (privaten und öffentli-
chen) Investitionen. Wer diese Gesellschaftsordnung befürwortet, der kann sich der Forde-
rung nach Schaffung eines wachstumsfreundlichen Klimas nicht verschließen. Aber selbst 
wenn ein derartiges Klima vorhanden sein sollte, so die Keynesianer, wäre im allgemeinen 
nicht damit zu rechnen, daB die unabhängig voneinander getroffenen, d. h. unkoordinier-
ten Investitionsentscheidungen der vielen Unternehmungen einer Wirtschaft in jeder Pe-
riode genau jenes Investitionsvolumen ergeben würden, welches nötig wäre, um die wach-
sende Produktionskapazität stets voll auszulasten. 
Letzteres wäre purer Zufall. Im allgemeinen werden die Unternehmungen insgesamt ent-
weder weniger oder mehr investieren, als für eine gleichgewichtige Expansion von Pro-
duktionspotential und wirksamer Nachfrage gerade nötig wäre. In beiden Fällen würden 
die zum Zeitpunkt der Investitionsentscheidung bestehenden Erwartungen der Unterneh-
mungen enttäuscht werden. Investiert wird ja nicht zuletzt in Erwartung wachsender 
Märkte, die man  gewinnbringend bedienen will. Im ersten Fall, so läßt sich zeigen, bleibt 
der Einkommenseffekt der Investitionen hinter dem Kapazitätseffekt zurtick, im zweiten 
Fall verhält es sich gerade umgekehrt. Entsprechend könnten die Unternehmungen ange-
sichts unausgelasteter Kapazitäten der Auffassung sein, daß ihre Absatzerwartungen zu 
optimistisch waren, und angesichts von Überstunden und Extraschichten, daB sie zu pessi-
mistisch waren. Sie könnten ihre Investitionsplanungen in Folge hiervon nach unten bzw. 
nach oben korrigieren. Diese einzelwirtschaftlich durchaus rationalen Reaktionen würden 
die Situation gesamtwirtschaftlich jedoch nur noch verschlimmern. Im ersten Fall käme es 
über kurz oder lang zu einem wirtschaftlichen Abschwung, und es ist nicht ohne weiteres 
klar, daß das System aus eigener Kraft einen Wiederaufschwung schafft. Im zweiten Fall 
käme es mehr oder weniger schnell zu einer konjunkturellen Überhitzung mit überausgela-
steten Kapazitäten, Überbeschäftigung sowie auf breiter Front steigenden Preisen. Das Sy-
stem stößt an seine Grenzen und wird von diesen zurückgestoßen, wenn es nicht schon 
vorher von einer sich um die Geldwertstabilität sorgenden Zentralbank abgebremst und 
auf eine Talfahrt geschickt worden ist, deren Ende ungewiß ist — sieht m an  von finanz- und 
geldpolitischen Wiederbelebungsversuchen ab. Aktive Wirtschaftspolitik, und das heißt in 
letzter Konsequenz Wachstumspolitik, ist demnach eine ständige Aufgabe, um die von der 

191 



Instabilität der Marktwirtschaft für die liberale Ordnung ausgehenden Gefahren einzudäm-
men und stagnativen Tendenzen entgegenzuwirken.  
Bevor wir zur „neoklassischen" Wachstumstheorie übergehen, ist folgendes festzuhalten.  

Im Ansatz von Keynes wie auch der Keynesianer ist die natürliche Umwelt als Vorausset-
zung menschlicher Produktions- und Entsorgungsprozesse weitgehend dem Blick en-
triickt. Selbst der von Keynes eingenommene säkulare Standpunkt ändert daran im Grunde  

nichts. Die langfristige Entwicklung des Kapitalismus — so der sich ergebende Eindruck — 
stößt auf gänzlich andere Hemmnisse als jene, die von Ricardo thematisiert worden sind,  

von dem Problem der Beseitigung unerwünschter Nebenprodukte ganz zu schweigen.  

Nicht anders verhält es sich hinsichtlich der neoklassischen Wachstumstheorie, wie sich  

gleich zeigen wird. Auch sie hält zumindest in ihrer am weitesten verbreiteten Variante —  

dem Modell Robert  Solows (1956) — am Begriff der Natur als Füllhorn einerseits und Faß  

ohne Boden andererseits fest. Analytisch gesagt, bedeutet dies ein Doppeltes: (a) Produk-
tions- und Konsumtionsprozesse werden als Aktivitäten begriffen, in deren Verlauf keiner-
lei Dinge entstehen, die niemand will und die sich gegebenenfalls schädlich auf zukünftige  

Produktions- und Konsumtionsprozesse auswirken. (b) Alle natürlichen Ressourcen mit  

Ausnahme der menschlichen Arbeit werden letztlich dem „Kapital" subsumiert und verlie-
ren mithin ihre eigenständige Existenz. So kennt die neoklassische Wachstumstheorie des  

genannten Typs nur noch zwei sogenannte „Produktionsfaktoren": einen „originären" oder  

„primären" Faktor, menschliche Arbeit, und einen im Unterschied zur Arbeit akkumulier-
bareп  Faktor, Kapital.  

Die neoklassische Wachstumstheorie  
Die neoklassische Wachstumstheorie ist in erster Linie eine Reaktion auf das von Keynes  

und den Keynesianem behauptete Funktionsversagen der marktwirtschaftlichen Ordnung.  

Die Marktwirtschaft, so die zentrale neoklassische Botschaft, sei von sich aus stabil, d. h.  

beseitige alle Abweichungen von einer gleichgewichtigen Entwicklung, es sei denn, sie  

werde von außen her daran gehindert. Komme es beispielsweise aus welchen Gründen  

auch immer zu Arbeitslosigkeit, so würde diese schnell beseitigt, vorausgesetzt, die Löhne  

seien flexibel. Die Arbeitswilligen, aber Beschäftigungslosen, würden in diesem Fall mit  

den Beschäftigten um  den  Arbeitsplatz konkurrieren und den geltenden Lohnsatz unterbie-
ten. Die sinkende Tendenz des Lohnsatzes würde dazu führen, daß Unternehmungen zu-
sätzliche Arbeitskräfte gewinnbringend einsetzen könnten. Die Folge wäre eine Steigerung  

der Beschäftigung bis hin zur Vollbeschäftigung. Sich selbst überlassen, so die Vorstel-
lung, gravitiere das privatwirtschaftliche System um einen Pfad, charakterisiert durch Voll-
beschäftigung der Arbeit und Vollauslastung des Kapitalstocks. Nur wenn die Löhne (oder  

Preise) nicht flexibel, sondern administrativ festgelegt seien, könne das System seine Ko-
ordinations- und Anpassungsleistungen nicht erbringen. Eingriffe von außen, vor allem  

staatliche, sind dieser Sicht zufolge die Quelle des Übels.  

Es ist hier nicht der Platz, sich kritisch mit dieser Vision auseinanderzusetzen. Wir wenden  

uns vielmehr gleich der Frage zu, wodurch der neoklassischen Theorie zufolge die Wachs-
tumsrate der Wirtschaft bestimmt wird. Wenn die beiden Faktoren Arbeit und Kapital im-
mer  voll in der Produktion Einsatz finden, dann muß man offenbar auf die zeitliche Ent-
wicklung des gesamtwirtschaftlichen Arbeitsangebots einerseits und des Kapitalstocks an-
dererseits achten, will m an  eine Aussage über die Veränderung des Produktionsvolumens  

treffen. Die Entwicklung des Arbeitsangebots wird von neoklassischen Ökonomen im all- 
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gemeinen von außen vorgegeben, d. h. als Datum behandelt, das der Bevölkerungs- und 
Arbeitsmarktstatistik eines Landes zu entnehmen ist. Zwar wird nicht bestritten, daß auf 
die Entwicklung des Arbeitsangebots neben anderen auch wirtschaftliche Faktoren einwir-
ken, aber im allgemeinen behilft man  sich mit der Annahme einer gegebenen durchschnitt-
lichen Wachstumsrate des Arbeitsangebots, auch „natürliche Wachstumsrate" genannt. Die 
klassische Vorstellung eines sich an die Bedürfnisse der Kapitalakkumulation anpassenden 
Arbeitsangebots (vgl. Abschnitt 2) ist der konventionellen neoklassischen Theorie fremd. 
Über die Entwicklung des Kapitalstocks, des zweiten Produktionsfaktors, entscheidet die 
Sparquote, d. h. der Anteil des Volkseinkommens, der nicht zu Konsumzwecken veraus-
gabt wird. Die Keynes'sche Frage nach dem Verhältnis zwischen Investition und Ersparnis 
wird nicht erörtert. Es wird einfach unterstellt, daß als Ausdruck der angenommenen Stabi-
lität des Systems jedem Akt des Sparens ein volumenmäßig gleich großer Akt der  Investi-
fon  entspricht, so daß das Problem  eines Mangels an wirksamer Nachfrage, der die  Pm-
duktion beschränken könnte, nicht auftaucht. Die Investoren erscheinen somit als willfäh-
rige Erftillungsgehilfen der intertemporalen, d. h. sich über die Zeit erstreckenden Wün-
sche der Konsumenten. 
Von den beiden Faktoren Arbeit und Kapital wird angenommen, daß sie beliebig gegenein-
ander substituierbar sind, d. h. die gleiche Produktion mit unterschiedlichen Einsatzpropor-
tionen der beiden Faktoren hergestellt werden kann: Für gegebene technische Verhältnisse 
lasse sich ein Weniger von dem einen Faktor durch ein genau spezifiziertes Mehr des ande-
ren Faktors wettmachen. Auf der Gmndlage dieser Annahmen läßt sich zeigen, daß das Sy-
stem für eine gegebene Wachstumsrate der Arbeitsbevölkerung und eine gegebene Spar- ali-
as Investitionsquote die Eigenschaft hat, allmählich zu einem Wachstumspfad hinzustreben, 
auf dem der Kapitalstock, das Sozialprodukt, der Konsum, die Ersparnis und die Investition 
alle mit gleicher Rate wachsen — und zwar mit der „natürlichen Wachstumsrate" der Ar-
beitsbevölkerung. Dies bedeutet aber, daß die langfristige Wachstumsrate des Systems eхо-
gen vorgegeben ist, d. h. das Sparverhalten der Akteure keinerlei Einfluß darauf hat. Egal, 
ob die gesamtwirtschaftliche Sparquote zehn oder zwanzig Prozent beträgt, in beiden Fällen 
würde die Wirtschaft langfristig mit zwei Prozent wachsen — vorausgesetzt, die Arbeitsbe-
völkerung nimmt jährlich um zwei Prozent zu. Dies ist ein auf den ersten Blick verblüffen-
des Resultat, selbst wenn m an  zur Kenntnis nimmt, daß es bis zum Erreichen dieses langfri-
stigen Pfades ein weiter Weg sein kann, auf dem zwei Wirtschaften unterschiedlich schnell 
expandieren würden, und zwar die mit der höheren Sparquote zunächst schneller als die an-
dere. Dies bedeutet eine schnellere Rate der Kapitalakkumulation, aber auch die schnellere 
Verringerung der relativen Knappheit des Kapitals. Die Kapitalerträge sinken schneller als 
im Fall einer niedrigeren Sparquote, und es ist dieses Sinken, das die Verlangsamung des 
Wachstums der Wirtschaft mit der höheren Sparquote bewirkt. 
Sollte die Arbeitsbevölkerung li ber die Zeit hin unverändert bleiben oder gar schrumpfen, 
so ergäbe sich entsprechend eine langfristige Wachstumsrate von Null oder von kleiner als 
Null. Festzuhalten bleibt schließlich im Vorgriff auf den nächsten Abschnitt, daß das Mo-
dell jenseits des langfristigen Pfades eine umso höhere Wachstumsrate prognostiziert, je 
niedriger das Sozialprodukt pro Kopf einer Ökonomie in der Ausgangslage ist. Es progno-
stiziert mithin eine Tendenz zum Ausgleich des Pro-Kopf-Einkommens. 
Der Versuch, das neoklassische Modell zur Deutung von tatsächlich beobachteten Wachs- 
tumsprozessen in einzelnen Ländern zu verwenden, führte zu einer großen Überraschung. 
Das auf der Grundlage von Daten über die Entwicklung der Arbeitsbevölkerung und des 
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Kapitalstocks geschätzte Wachstum des Sozialprodukts blieb um bis zu zwei Drittel hinter  

dem tatsächlich beobachteten Wachstum des Sozialprodukts zurück, d. h. das Modell un-
terschätzte die Schubkraft des Systems beträchtlich. Auf der Grundlage des Modells konn-
ten sich beispielsweise zwei Prozent Wachstum des Sozialprodukts im Jahresdurchschnitt  

ergeben, tatsächlich wuchs die Wirtschaft aber um sechs Prozent. Worauf war diese „uner-
klärte Differenz" von vier Prozent zurückzuführen? Die Antwort ließ nicht lange auf sich  

warten. Die Schätzungen gingen von der Annahme gegebener und im Zeitablauf unverän-
derter technischer Verhältnisse aus, tatsächlich änderten sich diese aber infolge technischer  

und organisatorischer Neuerungen. Neben Arbeit und Kapital gab es doch noch einen  

„dritten Produktionsfaktor" — aber nicht den von  den  klassischen Ökonomen ins Spiel ge-
brachten Boden bzw. die natürlichen Ressourcen, sondern den technischen Fortschritt.  
Seine Vernachlässigung war verantwortlich für die unbefriedigenden Schätzergebnisse.  

Aber wie ihn berücksichtigen? Sein е  Wirkung bestand offenbar darin, daß er die Effizienz  
der eingesetzten Arbeit und/oder diejenige des Kapitals im Zeitablauf erhöhte. Aber wie?  

Die einfachste Annahme bestand darin, die un еrklärte Differenz einfach seiner Wirkung  

zuzuschreiben und zu unterstellen, daß er mit konstanter Rate über die Zeit wie ein war-
mer, das Wachstum anregender Regen auf die Wirtschaft herniedergeht. Das Bild vom  

„Manna vom Himmel" machte die Runde. Kritische Zeitgenossen wandten ein, daß diese  

Art  der Behandlung des technischen Fortschritts im Grunde nichts erkläre, sondem ledig-
lich ein „Maß für unsere Ignoranz" darstelle. Gleichwohl basierte ein nicht unbeträchtli-
cher Teil des in den sechziger Jahren boomenden Gewerbes der empirischen Wachstums-
forschung auf dieser Vorgehensweise. Genau gesehen, bestand der Unterschied zum alten  

neoklassischen Erklärungsansatz darin, daß sich die „natürliche Wachstumsrate" jetzt aus  

zwei Komponenten zusammensetzte: der Wachstumsrate der Arbeitsbevölkerung zuzüg-
lich der Rate des technischen Fortschritts, der die Effizienz des Arbeitseinsatzes kontinu-
ierlich erhöht. Würde nur  die  Arbeitsbevölkerung steigen, so ergäbe sich lediglich eis stei-
gendes Volkseinkommen bei Konstanz des Einkommens pro Kopf. Erst der technische  

Fortschritt ermöglicht ein steigendes Pro-Kopf-Einkommen. Beide Komponenten wurden  

als exogene Daten behandelt, d. h. nicht weiter erklärt. Die Folge hiervon war, daß die  

langfristige Wachstumsrate der Wirtschaft (und auch diejenige des Pro-Kopf-Einkom-
mens) nach wie vor von außen vorgegeben war.  Die  Höhe der Sparquote nahm wie bisher  
keinen Einfluß auf sie. Mit einer kleinen Änderung konnte die alte Geschichte aufs neue  

erzählt werden.  
Sie überzeugte viele Ökonomen nicht, und so kam es zu zahlreichen Versuchen, die Ursa-
chen und Folgen des technischen Fortschritts näher zu untersuchen. Auf die damals ent-
standene umfangreiche Literatur kann im Rahmen dieser Arbeit nicht näher eingegangen  

werden. (Vgl. deshalb in theoretischer Hinsicht Burrneister/Dobell 1970 sowie in empiri-
scher Scott 1989.)  
Trotz einiger vielversprechender Ansätze erschöpfte sich nach und nach das Interesse der  

Zunft an der Wachstumstheorie und wandte sich anderen Themen zu. Einer der Gründe für  

diesen Niedergang war eine in den sechziger und siebziger Jahren ausgetragene Kontro-
verse um das kapitaltheoretische Fundament der neoklassischen Theorie,  die  mit einer  
empfindlichen Niederlage der Vertreter dieser Theorie endete. Der Kaiser hatte keine Klei-
der, und man nahm Notiz davon. Um die Wachstumstheorie wurde es allmählich still. Re-
lativ unbeeindruckt hiervon lief das Geschäft der empirischen Wachstumsforschung,  

wenngleich auf kleinerer Flanune und ein wenig verschämt, in alten Bahnen weiter.  
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Die „neue" Wachstumstheorie  
An dieser Situation änderte sich nur wenig bis in die zweite Hälfte der achtziger Jahre hin-
ein, als die Wachstumstheorie und empirische Wachstumsforschung einen plötzlichen und 
bis heute anhaltenden Wiederaufschwung erlebten. Tatsächlich kann gegenwärtig davon 
gesprochen werden, daß kaum ein anderes Problem in der Volkswirtschaftslehre eine ähn-
lich große Aufmerksamkeit auf sich zieht wie das  Problem  des wirtschaftlichen Wachs-
tums. Tausende junger Wissenschaftler haben sich der Sache verschrieben, und die älteren 
kommen nicht umhin, sich damit auseinanderzusetzen, wollen sie der Gefahr vorbeugen, 
zum alten Eisen gezählt zu werden. In der Literatur hat sich der Markenname „neue" 
Wachstumstheorie eingebürgert. Die Rede ist auch von der Theorie des endogenen Wachs-
tums — in Abgrenzung von der Theorie Solows, in der Wachstum, wie gesehen, ausschließ-
lich auf exogene Faktoren zurückgefiihrt wird. Eine gründlichere Beschäftigung mit ver-
schiedenen Varianten der „neuen" Wachstumstheorie ist in diesem kurzen AbriB allerdings 
nicht möglich (vgl. deshalb die umfangreiche Darstellung bei Barr о/Sala-i-Martin 1995 
sowie die kritische Einordnung bei Kurz/Salvadori 1994). 
Als der preußische König F riedrich Wilhelm IV. einmal seiner Berliner Universität einen 
Besuch abstattete, wandte er sich leutselig an  einen der anwesenden Historiker mit den 
Worten: „Was  gibt es Neues, mein Guter?" Trocken fragte der Professor zurück: „Kennen 
Majestät denn schon das Alte?" Fragen wir also mit dem preußischen König nach dem 
Neuen der „neuen" Wachstumstheorie. Wir werden sehen, daß die Frage des namentlich 
nicht bekannten Berliner Wissenschaftlers auch im hier interessierenden Zusammenhang 
ihre Berechtigung hat. 
Ausgangspunkt der neuen Wachstumstheorie ist die Unzufriedenheit mit der Erklärungs-
kraft empirischer Wachstumsprozesse durch die Theorie Solows. Wie wir weiter oben ge-
sehen haben, prognostiziert diese Theorie, daß die Wachstumsrate einer Wirtschaft umso 
größer ist, je niedriger das Sozialprodukt pro Kopf in der Ausgangslage ist. Diese Eigen-
schaft riihrt von der Annahme sinkender Kapitalerträge bei Steigerung des Einsatzverhält-
nisses von Kapital zu Arbeit her: Wirtschaften mit weniger Kapital je Arbeitskraft weisen 
danach eine höhere Profitrate und eine höhere Wachstumsrate auf. Dies würde bedeuten, 
daß sich auf lange Sicht gesehen die Niveaus der Pro-Kopf-Einkommen international aus-
gleichen müßten. Zu dieser Konvergenz ist es jedoch insgesamt gesehen nicht gekommen. 
Zwar ist es verschiedenen wirtschaftlich ehedem wenig industrialisierten Ländern gelun-
gen, den Abstand zu den westlichen Industrienationen zu verringern. Einigen wie Japan ist 
sogar ein vollständiges Einholen und dann Überholen einiger der angesprochenen Lander 
geglückt. Aber allgemein trifft die Voraussage des Solow-Modells nicht zu. So ist z. B. das 
Pro-Kopf-Einkommen der westeuropäischen Industrieländer, der USA, Kanadas und Au-
straliens während des vergangenen Jahrhunderts mit einer durchschnittlichen jährlichen 
Rate von 1,9 Prozent gewachsen, dasjenige einer großen Gruppe von weniger industria li-
sierten Ländern Lateinamerikas und Asiens indes nur um 1,4 Prozent (vgl. Ba по/Sala-i-
Martin 1995, 6). Wäre  das Pro-Kopf-Einkommen in den USA seit dem Jahr 1870 nicht um 
durchschnittlich 1,75 Prozent pro Jahr gewachsen, sondern um ein Prozent weniger, dann 
würden die USA heute nicht zu den reichsten Ländem der Welt zählen, sondem ein P ro -
Kopf-Einkommen wie etwa Mexiko oder Ungarn aufweisen. Statt Konvergenz also viel-
fach Divergenz — ein immer weiteres Auseinanderklaffen im Wohlstand der Bevölkerun-
gen verschiedener Liinder. Ebensowenig trifft die Voraussage des Solow-Modells zu, daß 
die Kapitalertragsrate einer Wirtschaft umso kleiner ist, je größer das Verhältnis des akku- 
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mulierten Kapitalstocks zur Arbeitsbevölkerung ist, d. h. je reichlicher ein L and mit Kapi-
tal ausgestattet ist, oder anders gesagt: je weniger „knapp" das Kapital ist. 
Es ist vor allem die zuletzt genannte Beobachtung, an  der die Beiträge zur „neuen" Wachs-
tumstheorie anknüpfen. Wieso sinkt die Profitrate nicht im Zuge der Akkumulation von 
Kapital? Die Vermutung lag nahe, daß mit der Akkumulation von Kapital im weitesten 
Sinne Wirkungen verbunden sind, die einer sinkenden Tendenz der Profitrate entgegenwir-
ken. Zwei derartige Wirkungen stehen im Vordergrund und bei beiden handelt es sich, wie 
wir sehen werden, um alte Bekannte, die uns bereits иΡ der klassischen politischen Ökono-
mie begegnet sind. Eine knappe Skizze der beiden vielleicht bedeutendsten Erklärungsver-
suche im Rahmen der „neuen" Wachstumstheorie muß genügen. Der eine stammt von Ro-
bert Lucas (1988) und stellt auf die Bildung emer besonderen A rt  von Kapital ab: des 
Нumankapitals. Der andere wurde von Paul Romer (1986) entwickelt und nickt das Resul-
tat von Forschungs- und Entwicklungsinvestitionen  ins  Zentrum der Erklärung: die Schaf-
fung wirtschaftlich verwertbaren neuen Wissens, die Bildung von Wissenskapital. Beide 
Arten von Aktivitäten — die Bildung von Humankapital wie die Erfindung von neuen P ro-
dukten und Produktionsverfahren — erfolgen dabei annahmegemäß aus  rein  egoistischen 
Motiven. Wer  eme  Schule oder Universität besucht, tut dies, um  eme  Qualifikation zu er-
langen, von der er sich verspricht, daß sie ihm im späteren Berufsleben ein höheres Ein-
kommen beschert; er verzichtet während der Ausbildungszeit auf den Erwerb eines Ein-
kommens in der Erwartung eines höheren zukünftigen Einkommens. Er verzichtet mithin 
zum Teil auf Konsum heute zugunsten eines höheren Konsums morgen. Ähnlich eine Un-
ternehmung, die einen Teil ihrer Investitionsmittel nicht  in  die Vergrößerung der Produk-
tionsanlagen steckt, sondem in ihre Forschungs- und Entwicklungsabteilung. Sie tut dies 
in  der Hoffnung, daß sie infolge der dort gemachten Erfindungen in Zukunft auf bekannten 
Märkten ihren Marktanteil ausdehnen oder zumindest halten kann bzw. beim Erschließen 
von gänzlich neuen Märkten mit von der Partie ist. Sie gibt Expansionsmöglichkeiten heu-
te zugunsten größerer Expansionsmöglichkeiten morgen preis. 
Die beiden einzelwirtschaftlichen Kalküle gehen zwar nicht  in  jedem Einzelfall, aber doch 
in  der überwiegenden Zahl der Fälle auf, so die Annahme: Der um den Aufbau seines 
Humankapitals bemühte Akteur wird im allgemeinen einen besser bezahlten Arbeitsplatz 
finden als der ungelernte, und die innovierende Unternehmung wird sich am Markt besser 
behaupten können als die technologisch stagnierende, die längerfristig Gefahr läuft, aus 
selbigem verdrängt zu werden. Aber dies ist nicht alles. Die beiden Arten von Aktivitäten 
weisen, wie der Nationalökonom sagt, „positive externe Effekte" auf: Sie erhöhen nicht 
nur die individuelle „Fitness" jener Wirtschaftseinheiten, die Humankapital bilden bzw. 
neues Wissen erzeugen und anwenden, sondern über kurz oder lang die Fitness bzw. Effi-
zienz der Wirtschaft insgesamt. D. h. auch diejenigen, die in der genannten Hinsicht untä-
tig sind, partizipieren von den Anstrengungen der anderen. So hat die selbst nicht innovie-
rende Unternehmung gewisse technologische Vorteile von den Forschungs- und Entwick-
lungsanstrengungen ihrer Кonkurrentinnen. Dies bedeutet indes nicht, daß diese Vorteile 
ausreichen, um sie langfristig im Markt zu halten: Gegenüber der innovierenden Konkur-
renz fällt sie immer weiter zurück und ruß schließlich aufgeben. 
Positive externe Effekte sind zwar nicht gleichbedeutend mit, weisen aber eine enge Be-
ziehung zu dem bereits in Abschnitt 2 angesprochenen Phänomen des öffentlichen Gutes  

auf. Es ist letztlich der Öffentliche-Gut-Charakter des technischen Wissens, der verhin-
dert, daß im Zuge der Kapitalakkumulation die Profitrate fällt. Dies ist die Hauptbot- 
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schaft der „neuen" Wachstumstheorie — eine Botschaft mithin, die so neu nicht ist, son-
der sich, wenngleich anders ausgedrückt, bereits in den Schriften der klassischen Öko-
nomen findet. 
Eine zweite Botschaft der „neuen" Wachstumstheorie lautet, daß es wegen des Charakters 
des Wissens als öffentliches Gut auch in diesem Fall die Gefahr des Marktversagens gibt. 
Dieses wird mit folgenden eng miteinander verbundenen Argumenten begründet. Eigenin-
teressierte Akteure beziehen bei ihren Entscheidungen nur  die  durch ihre Handlungen zu 
erwartenden eigenen Vor- bzw. Nachteile, nicht aber die Vor- bzw. Nachteile, die anderen 
aus diesen Handlungen erwachsen, mit ein. Es kommt daher der Tendenz nach zu einer 
Unterversorgung mit Gütem, die positive externe Effekte aufweisen. Hier ist die Nichtri-
valität im Konsum der Grund für die Unterversorgung. Das zweite Argument stellt auf die 
Nichtausschließbarkeit ab: wenn die Erträge der Anstrengungen eigeninteressierter Akteu-
re nicht nur diesen zugutekommen, sondern ganz oder zum Teil an  Dritte fließen, entfällt 
oder vermindert sich der Anreiz der ersteren, diese Anstrengungen auf sich zu nehmen. 
Folglich unterbleiben diese entweder ganz oder werden nur in  geringerem Umfang unter-
nommen. Genau diese Situation liegt aber im genannten Fall der extemen Effekte vor, wo 
die gesamte Gesellschaft am Nutzen aus den Aktivitäten einzeh ег  teilhat. Infolgedessen 
bestehe in einer Marktwirtschaft die Tendenz, zu wenig in die Bildung von Humankapital 
und die Entwicklung neuer Technologien zu investieren. Dem Staat komme folglich die 
Aufgabe zu, dieses Hemmnis zu verringern oder zu überwinden — durch öffentliche Aus-
bildungseinrichtungen (Schulen, Fachhochschulen, Universitäten), ein  die  Ansprüche der 
Erfinder zumindest zeitweise schützendes Patentwesen, technologiepolitische Maßnah-
men usw. (Als Beispiel für den Erfolg einer derartigen Politik wird häufig das japanische 
Super-Мinisterium MITI genannt.) 
Fassen wir zusammen: Anders als im Mode ll  Solows wird die langfristige Wachstumsrate 
in den Ansätzen der „neuen" Wachstumstheorie endogen bestimmt. Die Sparquote als 
Ausdruck der Neigung, zusätzliches Human- und Wissenskapital zu bilden, wird zu einem 
der Hauptbestimmungsgrtinde für wirtschaftliche Dynamik. Die Entscheidungen der ein-
zelnen Akteure nicken ins Zentrum der Analyse. Gesellschaften sind und bleiben vor allem 
dann relativ arm, wenn und weil ihre Mitglieder wenig sparen, d. h. zu keinen größeren 
Konsumverzichten in  der Gegenwart bereit sind. Die Akkumulationsneigung ist die 
Schlüsselgгöße für wirtschaftliche Prosperität. Daneben sind die Effektivität, mit der jede 
Einheit Konsumverzicht in einen Zuwachs an  Humankapital oder an  technischem Wissen 
übersetzt wird, sowie die den Akkumulationsprozeß fördernde oder hemmende Politik des 
Staates von Bedeutung. Natürliche Ressourcen hingegen spielen in dieser Theorie keine 
oder allenfalls eine vernachlässigbar geringe Rolle. Das gesamte Augenmerk konzentriert 
sich auf akkumulierbare Faktoren der Produktion. Thematisiert werden des weiteren nur 
„positive" externe Effekte, nicht aber „negative", die mit der Produktion und erst recht mit 
einer wachsenden Produktion verbunden sind: die Veränderung bzw. -zerstörung der Um-
welt und dergleichen. (Dies bedeutet nicht, daß negative externe Effekte von der ökonomi-
schen Theorie überhaupt nicht erörtert werden. Tatsächlich kommt ihnen in der Umwelt-
ökonomik ein zentraler Platz zu. Das Konzept des sustainable development — der anhalten-
den wirtschaftlichen Entwicklung — versucht gerade diesem Aspekt Rechnung zu tragen. 
Aus Platzgründen kann hierauf nicht näher eingegangen werden.) 
Wirtschaftliches Wachstum, so das Ergebnis der Theorie des endogenen Wachstums, ergibt 
sich, wenn und weil die Mitglieder einer Gesellschaft dies wollen. Das Wachstum ist unter  
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sonst gleichen Umständen umso größer, je größer die durchschnittliche Spar- und Akku-
mulationsneigung ist. Wirtschaftliche Exp ansion ist der in die Tat umgesetzte Wille von  

über Märkte miteinander kommunizierenden Wirtschaftssubjekten, — in einer privatwirt-
schaftlichen Ordnung mithin eine Notwendigkeit.  

Schlußbemerkung  
Die Absicht der vorliegenden Arbeit bestand darin, einen knappen kritischen Abriß der  

Theorie des wirtschaftlichen Wachstums seit der klassischen politischen Ökonomie bis  

heute zu geben. Dabei hat sich gezeigt, daß der Fortschritt dieser Wissenschaft seit ihren  

Anfängen weit weniger groß ist, als manche ihrer modernen Repräsentanten glauben. Für  

letztere gilt nicht selten, daß sie das Neue zu überschätzen geneigt sind, weil sie das Alte  

nicht mehr kennen. Tatsächlich sind wir über die Einsichten eines Adam Smith oder David  

Ricardo nicht nennenswert hinausgekommen. Es ist eine der Ironien der sogenannten  

„neuen" Wachstumstheorie, daß Wissen als eine auf einer Skala meßbare und — einmal  

vorhanden — in alle Zukunft hin verfügbare, d. h. nicht mehr zu verlierende Angelegenheit  

begriffen wird. Dabei zeigt gerade das Beispiel der „neuen" Wachstumstheorie, daß diese  

Annahme nicht zutrifft, denn was erstere zu bieten hat, ist im wesentlichen lediglich ein  

Satz alter Ideen in neuem Gewand. Die Ideen als solche sind nicht uninteressant, aber sie  

verweisen auf Sachverhalte von einer Кomplexität, die das Leistungsvermögen der Natio-
nalökonomie damals wie heute überfordert. W as  letztere anzubieten hat, ist daher besten-
falls ein analytischer Rahmen, innerhalb dessen man vernünftig mit der Aussicht auf klei-
ne Erfolge, d. h. Einsichten, diskutieren kann.  

Es ist eine weitere Ironie der Geschichte unseres Faches, daß in einer Zeit, in der die nega-
tiven Begleiterscheinungen wirtschaftlichen Wachstums weithin wahrgenommen werden  

können, eine sich als „neu" gebende Theorie diesen Begleiterscheinungen und den sich da-
raus ergebenden Problemen keinerlei nennenswertes Verständnis entgegenbringt. Umso  

erstaunlicher ist die Weitsicht der klassischen politischen Ökonomen, die in einer Epoche,  

in der diese Begleiterscheinungen allenfalls erahnt, aber noch kaum auf breiter Front beob-
achtet werden konnten, der Endlichkeit der vom Menschen genutzten Umwelt große Auf-
merksamkeit schenkten. Auch aus diesem Grund ist die Lektüre der alten Meister häufig  

ergiebiger als diejenige der neuen.  
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KAPTTEL 12  

Ursachen für das Wachstum mechanischer Mobilität  

und seine Folgen  
Hermann Knoflacher*  

Wachstum und Mobilität zunächst aus eingeschränkter Sicht  

Unter dem Obertitel „Verkehrstechnologie — Schlüsselrolle für die Mobilitätssicherung"  

und dem Untertitel „1. Wachstumsimpulse durch Basisinnovationen" beschreibt Professor  
Achim Dieckmann (1995) vor allem aus der Sicht der Automobilindustrie, die auch zur  
dominierenden Sicht vieler Verkehrswissenschaftler und der meisten Verkehrspolitiker ge-
worden ist, dieses  Problem  wie folgt: „In Personen- und Tonnenkilometern ausgedrückt  
hat sich die Verkehrsleistung in Deutschl and je Kopf der Bevölkeгung seit Beginn dieses  
Jahrhunderts mehr als verzehnfacht. Obwohl die „Grundlast" dieser Raumtiberwindungs-
leistung nach wie vor zu Fuß bewältigt wird, stützt sich der steigende Güteraustausch und  
das zeitweise exponentielle Mobilitätswachstum in diesem Zeitabschnitt auf den Einsatz  
von innovativen Verkehrstechnologien, die eine zunehmend arbeits- und standortteilige  
Produktionsweise ermöglichten. Die Innovation bei den Verkehrstechnologien und Pro-
duktionsprozessen hat die gesellschaftlichen Interakti оnsspiel-äume weit Tiber die Grenzen  
der zu Beginn dieses Jahrhunderts noch dominierenden Nationalstaaten hinaus ausgedehnt  
und damit die Grundvoraussetzungen für die wirtschaftliche und politische Integration in  
kontinentale Großräume geschaffen. Dabei haben sich Wirtschafts- und M оbilitätsеnt-
wicklung gegenseitig beflügelt und auf der Grundlage von Basisinnovationen in der Ver-
kehrstechnologie Wachstumsschübe ausgelöst, die in  langen Wellen der Wirtschaftsent-
wicklung moderner Industrienationen nachhaltig prägten. Zumindest lassen sich die Ein-
führung verkehrlicher Basiserfindungen gut mit den Kontradieff-Zyklen verbinden. (Dar-
unter versteht man formale Beschreibungen von Symptomen im Verkehrswesen, die zei-
gen, daß ca. alle 50 Jahre ein anderes Verkehrsmittel die größten Wachstumsraten auf-
weist.)  
Die Anstoßwirkungen, die von neu aufkommenden und sich im Markt etablierten Ver-
kehrsträger-Technologien und deren Lebenszyklen ausgehen, lassen sich an der Nachfra-
geelastizität, bezogen auf die Entwicklung des Bruttoinlandsproduktes, abgreifen. Dabei  

zeigen die diesen Prozeß tragenden Verkehrsträger ganz ähnliche Entwicklungsmuster.  

Der verkehrstechnische Fortschritt hat so das Mobilitätsniv еau immer weiter nach oben  
verschoben. Unauflösbar verknüpft mit dem ProzeB der Industrialisierung ist die Nutzung  

der Dampfmaschine und der Eisenbahn. Mit fortschreitender Industrialisierung ist die  

Bahn, neben der Binnenschiffahrt als ein neues, eigenständiges Verkehrssystem hoher  

* Hermann  Kпоflаchег  ist Stadt- und Verkehrsplaner, 1940 in Kärnten geboren (Bruder von Markus  
K.), studierte Bauingenieurwesen, Geodäsie und Mathematik, promovierte und habilitierte in Gebie-
ten des Verkehrswesens an der Techn. Univ. Wien, Prof. fü г  Verkehrsplanung und Verkehrstechnik,  
Gast an  mehreren ausländischen Universitäten.  
Zugang zum Thema über die Beobachtung einander ausschließender Denkmuster in den Wissenschaf-
ten, namentlich der Technik und der Evolutionsbiologie, die Notwendigkeit eines Verständnisses für  

komplexe Systeme, Kontakte mit  Konrad  Lorenz und  Rupert  Riedl, viele Forschungsprojekte, Einzel-
publikationen, einschlägige Bücher.  
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Massenleistungsfähigkeit ausgebaut worden. Die neue Technologie „depossedierte" wie 
Neumark sich ausdrückte (Neumark 1948) den bis dahin dominierenden Landverkehr zu 
Fuß, per Pferd oder Kutsche auf der Straße. Sie schuf aber zugleich durch die von ihr aus-
gehenden Wachstumsimpulse die Grundlage für einen zweiten grundlegenden Wandel des 
Verkehrswesens, der die Straße nicht nur in ihre alte Bedeutung als der wesentliche L and-
verkehrsträger zuгiiсkfiihrtе, sondern ihr auf der Grundlage der in E uropa nach dem zwei-
ten Weltkrieg einsetzenden Massenmotorisierung  die  Rolle eines Wachstumssektors par 
excellence verschaffte." Dem ist nichts hinzuzufügen, die Sicht auf Mobilität ist hier ein-
deutig — es handelt sich um physische Bewegungen. Noch im alten Brockhaus 1954 findet 
man  unter Mobilität noch nichts vom Autofahren. Mobilität ist definiert als die Zahl der 
Wohnortwechsel, die geistige und die soziale Mobilität. Von allen drei Mobilitätsbegriffen 
ist im obigen Zitat nicht die Rede, sondem offensichtlich ausschließlich die mechanische 
Mobilität angesprochen. Deren Wachstum scheint, wenn m an  den sogenannten ,,Progno-
sen" Glauben schenken wi ll, ungebrochen zu sein und sich noch f ast beliebig weiter fo rt-
zusetzen. Dieses Wachstum scheint nichts zu bremsen. Wi ll  man  sich mit den Fragen der 
Mobilität auseinandersetzen, ist es notwendig einige Grundbegriffe und Wirkungsmecha-
nismen im System näher zu beleuchten. 
Daß Mobilität ein wesentlicher Bestandteil des Lebens überhaupt ist, dürfte kaum zu be-
streiten sein, handelt es sich dabei nicht nur um Stoff- und Energieflüsse, sondem vor al-
lem auch um Informationen. Im folgenden soll in erster Linie die physische Mobilität be-
handelt werden, wozu eine Reihe von elementaren Begriffen abzuklären ist. 

Mobilität —  was man darunter versteht  
Im Sprachgebrauch versteht m an  heute unter „Mobilität" eine physische Form der Bewe-
gung,  die  meist  ari  das Fahrzeug gebunden ist. Diese wächst mit dem Fahrzeugbestand und 
scheint allen Prognosen Lügen zu strafen — der Autoverkehr entwickelt sich  Ober  alle 
Grenzen hinaus, die man vor Jahren als solche glaubte erkannt zu haben. 
Nun ist Autofahren selbst ein Paradoxon bezüglich Mobilität, sitzt doch der Mensch meist 
festgeschnallt in einem Sitz in einer höchst immobilen Form und wird in einer „Blechdose 
auf Rädern" transportiert. Ebenso wenig ist das Automobil tatsächlich „Aut o-mobil", also 
selbstfahrend. Jeder Esel, jedes Pferd, jeder Hund sind wesentlich automobiler — wer es 
nicht glaubt, soll die Probe aufs Exempel machen. Auch bedeutet Autofahren keineswegs 
geistige, soziale oder Wohnungsmobilität, sondern gerade das Gegenteil ist sehr häufig der 
Fall. Ein Arbeitspendler, der mit dem Auto zwischen Wohn- und Arbeitsort hin und her 
fährt erzeugt zwar eine Menge an  Autofahrten, Umweltbelastungen und Lärm, ist aber we-
der sozial mobil, sonst würde er den sozialen Aufstieg möglicherweise in  seiner Wohnum-
gebung schaffen, noch ist er geistig mobil, weil er dann seinen Bürgermeister mit Argu-
menten solange in den Ohren liegen würde, bis dieser dafür sorgt, daß Arbeitsplätze in sei-
ner Wohnungsnähe entstehen. Diese „Inkarnation` von Immobilität wird im Verkehrswe-
sen paradoxerweise als maximale Mobilität bezeichnet. Es ist daher durchaus sinnvoll sich 
um einen Mobilitätsbegriff zu bemühen, der etwas umfassender dieses Phänomen der phy-
sischen Mobilität beschreiben kann. Dazu verwendet die Mobilitätsforschung  die  soge-
nannte Mobilitätsrate, die die Zahl der Wege pro Person und Tag als Durchschnittswert an-
gibt. Wir stellen dabei nun fest, daß sich an dieser Mobilitätsrate in den vergangenen Jahr-
zehnten nur unwesentliches geändert hat, d. h. man kann heute ziemlich sicher von der An-
nahme ausgehen, daß die Mobilitätsrate, also die Zahl der Wege pro Person und Tag unab- 
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hängig von der A rt  des Verkehrsmittels ist und auch durch die Motorisierung nicht beein-
flußt werden kann. Mobilität ist daher weder steigerbar, noch wesentlich verminderbar, 
wenn die Zahl der Bedürfnisse und die Zahl der Aktivitäten des Menschen annähernd 
gleich bleibt. Wenn daher die Zahl der Autofahrer zugenommen hat, dann müssen andere 
Verkehrsteilnehmer weniger geworden sein. Wir wissen heute, daß jede A rt  von mechani-
scher Mobilität aus dem FuBgeherverkehr hervorgegangen ist und daher eine rapide Ab-
nahme der Fußgehermobilität zur Folge hatte. Entdeckt wurde dieser Zusammenhang 
1986 bei der Analyse des Fahrradverkehrs für Wien, als man feststellte, daß der Anteil der 
Radfahrten einer Population abhängig ist vom Angebot an  Radwegen. D. h. die Außenwelt 
(Radwege) verändern das Verhalten (Anteil der Radfahrten an der Gesamtzahl der Wege). 
Da der Mensch seit jeher gewohnt war auf Außenreize zu reagieren, ist damit auch die Er-
klärung dafür geliefert, warum immer mehr Autofahrten entstanden sind: die gesamte Au-
ßenwelt im verbauten Gebiet wurde ja zu Fahrbahnen und privilegierten Räumen für die 
Autofahrer umgewandelt — jeder ist ein Narr, der sich noch in einer anderen Form fortbe-
wegt. D. h. Mobilität in einer bestimmten Form ist kein Naturgesetz, sondern Mobilität 
wird gemacht und muB damit verantwortet werden von Technikern, Ökonomen und Politi-
kern. Es gibt daher keine Prognose eines Mobilitätswachstums, sondern es gibt eine Eigen-
dynamik, die, wenn man sie nicht beeinflußt, zu bestimmten Entwicklungen führt, wenn 
man  sie beeinflußt, andere Entwicklungen ermöglicht. Vom konstanten Mobilitätskuchen 
kann man  daher, je nach Gestaltung der Außenwelt, dem einzelnen Verkehrsteilnehmer 
(fast) beliebige Stücke zuteilen — man muß nur wissen, wie. 

Es gibt keine Zeiteinsparungen durch Geschwindigkeitserhöhung im System 
Selbstverständlich erlebt jeder von uns, wenn er sich schneller von A nach B bewegt, daß 
er weniger Zeit benötigt. Dies wird nun von Ökonomen, Technikern dazu benutzt, die 
Summe der Zeiteinsparungen mit bestimmten Geldbeträgen zu multiplizieren, um daraus 
den „Nutzen" jeder Investition für schnelle Verkehrssysteme zu begründen. Die Osterrei-
cher waren nach dem Krieg vorwiegend zu Fuß unterwegs, heute ist der Großteil unserer 
Bevölkerung im Auto mobil. Geschwindigkeiten sind damit auf mehr als das Zehnfache 
der seinerzeitigen Werte gestiegen, der Staat hat enorme Summen investiert, um schnellere 
Verkehrssysteme zu ermöglichen, jeder einzelne hat sich ebenfalls zum Teil sogar ver-
schuldet, um an diesem schnellen Verkehrssystem teilzunehmen. Wir müssen uns daher 
fragen: „Wo ist denn die Summe dieser eingesparten Zeiten geblieben?". Außerdem müßte 
eine Gesellschaft, die über schnelle Verkehrssysteme verfügt, einen „Zeitüberschuß" ha-
ben, also immer gemütlicher werden. Dies widerspricht sowohl unserer Erfahrung, als 
auch unserem Gefühl. Wir haben uns daher zu fragen, wo denn die „durch Geschwindig-
keitserhöhung eingesparte Zeit" geblieben ist? Auch darauf gibt uns die Mobilitätsfor-
schung eine Antwort: Im System bleibt keine Zeit übrig. D. h., das Verkehrssystem als 
technisches System (als Zwischenschicht über den Menschen eingezogen) hat den  Men-
schen zum reagierenden Teilchen gemacht, der innerhalb dieses Systems diesen Systemei-
genschaften gehorcht — und die sind durch die Konst anz der Mobilitätszeiten bestimmt. 
Nun ist der Glaube an  die eigene Erfahrung auch bei den Fachleuten und in der Politik so 
groß, daß sie dem mehr vertrauen als der längst nachgewiesenen Systemwirkung. Schon 
1889 hat der Oberinspektor Lill (1989) im Rahmen seiner Dissertation an der TU-Wien im 
Rahmen des weltbekannten Lillschen Reisegesetzes nachgewiesen, daß das Verkehrssy-
stem die Zeitkonstanz aufweist (ohne es allerdings explizit anzugeben). Es werden daher 
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sämtliche Investitionen für schnelle Verkehrssysteme mit einer Größe begründet, die gar  

nicht existiert. Die Wirkungen dieses Irrtums sind allerdings erheblich.  

Die Abhängigkeit des Menschen vom Auto  

Warum sind Menschen so vom Auto abhängig? Würde m an  von Fußgängem verlangen,  
daß sie ebenso wie Autofahrer einen Rahmen mit sich herumschleppen, der ihnen den glei-
chen Anteil am öffentlichen Raum und ihre Privatsphäre garantiert, würde man dieses Un-
terfangen als völlig absurd und stumpfsinnig, unsozial und dumm bezeichnen.  
Niemanden würde es einfallen, auch nur einen Groschen zur Förderung dieses Mobilitäts-
verhaltens auszugeben. Im Autoverkehr sind es hunderte Millionen ECU, die zur Verbesse-
rung dieses Systems investiert werden, w as  nur das fundamentale Gesetz „Geld mal Geist  

ist eine Konstante" bestätigt bzw. die alte Volksweisheit, daß Dummheit keine Grenzen hat,  

in mathematisch eleganterer Form zum Ausdruck bringt. Der Erkenntnisweg zur Abhängig-
keit des Menschen vom Auto führt über die Verkehrsplanung, die Bienenforschung und die  
evolutionäre Erkenntnistheorie. Aus der Verkehrsplanung ist bekannt, daß der Mensch Zei-
ten völlig unterschiedlich bewertet, je nachdem, wie er sie verbringt. Es wurde festgestellt,  

daß die Fußwegzeit gegenüber der Fahrzeit überproportional hoch eingeschätzt wird.  

Der Reziprokwert dieses Zeitbewertungsfaktors würde von ihm als Attraktivität bezeich-
net und zeigt eine mit zunehmender Fußwegentfernung abnehmende Akzeptanz dieses  

Fußweges.  
Die gleiche Funktion konnte Karl von F risch (1965) bei der Entzifferung der Bienenspra-
che feststellen, da die Frequenz der Schwänzeltänze auf der Wabe mit zunehmender Flug-
entfernung zu den Futterstellen exponentiell abnimmt.  

D. h. auch hier sinkt die Attraktivität. Beiden Funktionen liegt ein gemeinsamer Erklä-
rungsansatz zugrunde (Knoflacher 1981) —  der körpereigene Energieverbrauch. Im auf-
rechten Gang braucht der Mensch wesentlich mehr Energie, wie bei fast allen Finnen me-
chanischen Transportes. Nun dürfte aber der Energieverrechnungsme сhanismus einer der  
erfolgreichsten evolutionä тen Selektionsmechanismen sein und sehr alt. D. h. es ist ihm  

kaum durch kulturelle und rationale Argumente beizukommen, sondern lediglich durch ei-
ne Änderung der Umgebungsverhältnisse. Der Mensch hat sich mit dem technischen Sy-
stem Auto, das ihm pro Zeiteinheit die Hälfte seiner Körperenergie sparen hilft, ihm aber  

gleichzeitig um das Zehnfache oder mehr weiterbringt, in eine evolutionäre Falle begeben,  

aus der es keinen Ausweg gibt, solange es nicht gelingt, Systeme zu errichten, die den  

Menschen vor dem Zugriff des Auto schützen. Wenn man den öffentlichen Verkehr als  

Maßstab nimmt, dann ist diese Mindestforderung erst dann erfüllt, wenn die Entfernung  

zum geparkten Auto nicht kürzer ist als die Entfernung zur Haltestelle.  

Damit kann ein Wachstumsregulator in die hemmungslose Zersiedlung unserer Strukturen  

bei gleichzeitiger Konzentration eingeführt werden. Die Ursache ist nicht das Auto, son-
dern das Defizit des Menschen in seiner Ausstattung gegenüber  den  Verlockungen dieser  
technischen Produkte.  

Ursachen für das Wachstum  

Ein evolutionär erfolgreiches Prinzip wird zur Falle  
Mit dieser Analyse haben wir die Ursachen des Wachstums im heutigen Verkehrssystem  

aufgedeckt. Das Auto, ein sehr spätes Artefakt hoher technischer Entwicklung, verbindet  
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sich mit einer der ältesten Evolutionsschichten, die bisher immer erfolgreich agiert hat,  
nämlich dem Energieverrechnungsmechanismus des Körpers, in einer verhängnisvollen  
Art  und Weise. Mit weniger als der  Нälftе  der Körperenergie kann die 10-, 20- oder 30fa-
che Geschwindigkeit erreicht werden und damit in gleicher Zeit ein entsprechendes Vielfa-
ches an  Langen zurückgelegt werden. Diesem evolutionären Sprung ist kein Mensch ge-
wachsen. Bisher mußte Einsparung der Körperenergie immer durch einen hohen Aufwand  
erkauft werden — mit der Nutzung der externen Energie ist für unsere Sinne mehr als das  
perpetuum mobile entstanden. Mit einem minimalen Aufwand der Körperenergie können  
wir eine Unmenge externer Energie kaufen, und damit sparen wir nicht nur Körperenergie,  
sondem vor allem geistige Energie, weil wir dieses Defizit durch entsprechende physische  
Mobilität in vielen Bereichen kompensieren können. (Wer hatte noch keinen H an dwerker  
zu Hause, der mehrmals in die Werkstätte fahren mußte, um Werkzeug, Material und son-
stige für seine Tätigkeit notwendige Dinge zu holen, die die H andwerker früher selbstver-
standlich immer mit hatten, weil sie sich vorher den Kopf zerbrechen mußten, was sie  
brauchen.) Auf dieser ältesten und stärksten Ebene, hat sich nun das Auto mit dem Men-
schen (sozusagen im Stammhirn) verbunden und wird durch alle späteren Schichten  evo-
lutiona.rer Entwicklung nicht gebremst, sondern ganz im Gegenteil verstärkt. Die Wissen-
schaftier haben dieses Dickicht nicht durchdrungen, weil sich fast keine der Wissenschaf-
ten (außer der Erkenntnistheorie) mit diesen alten Schichten beschäftigt, sondem suchen  
die Lösungen in viel späteren Evolutionsschichten, wo die Ursachen aber nicht zu finden  
sind. Auch die Therapie ist dort nicht zu finden, da der Lösungsweg dem Entstehungsweg  
folgen muß. Daher sind alle Ansätze in diesem Bereich bestenfalls Symptombeschreibun-
gen.  

Zweite Ursache —  der Preis als treibende Kraft  

Für Bequemlichkeit muß man  normalerweise einen adäquaten Preis entrichten — nicht so  
derzeit im Verkehrswesen. Da die Menschheit der Faszination der technischen Verkehrssy-
steme seit über einem Jahrhundert unterliegt, hat sie in einer A rt  Loslösung von der physi-
kalischen Realität die Transportkosten von diesem einmaligen „evolutionären Vergnügen"  
ferngehalten. Dies gilt für die Benutzung des öffentlichen Raumes ebenso wie für die ko-
stenlose Lärmerregung, Vergiftung und Tötung anderer, wie auch für den immer wieder er-
wähnten Benzinpreis. Würde m an  nur die Einkommens-Preisrelation der 50er Jahre auf  
heute umlegen, müßte 1 Liter Normalbenzin rund öS 70,— kosten. Unter diesen Bedingun-
gen hätten wir ein anderes Verkehrssystem, eine andere Wirtschaftsforen, kaum Autover-
kehrsprobleme, einen bessseren öffentlichen Verkehr, eine größere Vielfalt usw. Es ist et-
wa paradox, daß die am zweckmäßigsten nutzbare Energieform etwa der Treibstoff, spezi-
fisch heute billiger ist als etwa elektrische Energie oder gar Körperenergie.  

Dritte Ursache —  Änderung des Wertesystems  

Durch den „tiefen Zugriff" des Verkehrsmittels Auto auf unsere Evolutionsschichten sind  
auch späte „Wachstumshemmer", wie Wertesysteme, die das Zusammenleben regeln, sehr  
schnell außer Kraft  gesetzt worden. Mit dem Auto darf m an  z. B. töten, wenn man sich nur  
an  die Verkehrsregeln halt, m an  darf anderen Menschen beliebig Le bensraum und Lebens-
qualität wegnehmen, ohne dafiir zur Verantwortung gezogen zu werden, man darf andere  
Menschen krank machen, in dem man kanzerogene, mutagene Stoffe in ihre Atemluft käst  
— in jeder anderen Form ein kriminelles Vergehen.  
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Das Rechtssystem: wurde iiberrollt und kann der Entwicklung nicht mehr folgen 
Da Rechtssysteme meist nur nach rückwärts gewandt sind, sind sie der rasanten Entwick-
lung der Technik auch in diesem Bereich nicht gewachsen. Dies zeigt am deutlichsten un-
ser Verkehrsrecht, bei dem die Justiz noch mit dem „römischen Kurzschwert" unterwegs 
ist, die Realität aber längst mit dem Auto fährt. Verwaltungsgrenzen, also Fußgängerberei-
che von früher, die die Kommunalstrukturen bestimmen, werden mit Leichtigkeit bei ho-
hen Geschwindigkeiten überfahren — das Recht steht diesem Phänomen hilf- und vemständ-
nislos gegenüber. Das heißt, die Bewältigung dieser Entwicklung steckt noch nicht einmal 
in den Anfängen. Wir erkennen damit zwei Faktoren, die das ungehemmte Wachstum des 
Autoverkehrs und die damit zusammenhängenden übrigen Bereiche unseres Lebens beein-
flussen: 
a) das „evolutionäre Wunder", bei geringem Aufwand der Körperenergie eine höhere Lei-
stung, Überlegenheit und gesellschaftliche Anerkennung bis hin zur Bewunderung zu er-
langen, und 
b) den durch diese Faszination entstandenen, in den meisten späteren Schichten der 
menschlichen Zivilisation, Kultur und Gesellschaft erfolgten Abbau aller wachstumshem-
menden Größen. Unter diesen Bedingungen muß sich das System exponentiell entwickeln. 
So wurde (Knoflacher 1994, 1996) nachgewiesen, daß das Verfahren, das heute weltweit 
für die Bestimmung des Bedarfes durch Fahrbahnbauten eingesetzt wird, die Ursache ex-
ponentiellen Wachstums des Autoverkehrs bildet. Überstrukturen пiitzеn diesen Defekt des 
Menschen. Industrie, Wirtschaft, Nationalökonomie, vor allem aber auch die Wissenschaf-
ten, wie das Verkehrswesen, aber auch die Politik haben damit scheinbar ein Eldorado un-
begrenzten Wachstums gefunden, das durch zahlreiche Tabus nach allen Richtungen ge-
schützt wurde. Mit dem Verkehrsmittel Automobil kann m an  kommunale Probleme leicht 
über die Gemeindegrenzen abschieben. Arbeitslose werden durch Verkehrslösungen in die 
nächste Gemeinde, in die nächst größere Stadt, in das nächste Land verschoben und abge-
schoben — das Problem ist aus dem eigenen Verantwortungsbereich verschwunden. Über 
die Medien sorgen die Lobbys der Еrdöl-, Automobil- und Bauwirtschaft für den nötigen 
Applaus für diese Art  von Politik. Es ist erstaunlich, wie bescheiden der Fiskus bisher an  
diesem immer größer werdenden Kuchen „mitnascht". Jeder Finanzminister unserer hoch-
motorisierten Länder könnte in kürzester Zeit seine Budgetprobleme dadurch lösen, daß er 
jene Abgaben im Autoverkehr einführt, die dieser schon längst zu tragen hätte — er wagt es 
nicht: Tabus und die Drohung der Lobbys, ihn über die Medien „fertigzumachen" sorgen 
dafür, daß das ungehemmte und unkontrollierte Wachstum beliebig weitergeführt wird. 
Der Automobilindustrie ist es gelungen, unter dem Begriff „Wirtschaft" sich selbst und 
sonst niemanden in Szene zu setzen. Die geistige Bequemlichkeit aller handelnden  Perso-
nen wird durch diese Art  von Überwindung von Raum und Zeit zu unechten Preisen nicht 
nur nicht erkannt, sondern sogar belohnt. Miserabler Städtebau,  miserable  Kommunal-, 
Regional- und Nationalpolitik und inferiore Umweltpolitik sind abhängig von einer mög-
lichst hemmungslos wachsenden Mobilität, mit welcher man die Menschheit von  den  Pro-
blemen, die sie zu lösen hätte, jederzeit ablenken und wegführen kann. „Wer es nicht im 
Kopf hat, muß es in  den  Füßen haben", sagt der Volksmund und impliziert in dieser Wahr-
heit, daß mit 200 PS in den „Beinen", auch ein Hohlkopf in allen Gebieten reüssieren 
kann.  
Das wohlige Gefühl der Einsparung von Körperenergie und das Eintreten in ein System 
jenseits der menschlichen Dimensionen, gepaart mit Prestige, der fehlenden Erfahrung und 
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zunächst positiven Erfahrungen und Effekten, erzeugen ein Gefühl der Überlegenheit und  

Unverzichtbarkeit. Gestützt wird dieses Empfmden noch dadurch, daß die Wissenschaften  

wegen ihrer Querschnittsorientierung für die Längsschnittwirkung keine Durchsicht ha-
ben. Der Blick ist hier nicht nur vernebelt, sondern durch eine solide Blechkiste, die das  

ehemalige Brett  vor dem Hirn abgelöst hat, völlig verstellt.  

Folgen des Wachstums  

Zersiedlung und Konzentration  
Der Effekt dieser die menschlichen Erfahrungen überschreitenden Systemausweitung über  

die Geschwindigkeit führt aufgrund der Zeitkonstanz zu einer Ausdehnung der Reisewei- 
ten. Die Wege nehmen propo rtional zur Geschwindigkeitssteigerung zu mit zwei Effekten:  

a) der bekannten Zersiedlung, insbesondere deutlich sichtbar bei der Wohnbautätigkeit im  

Umland bestehender Siedlungen und  
b) gleichzeitig stattfmdenden Konzentration bei gleichzeitiger Zerstörung aller kleinen  

Strukturen.  
Die Konzentration fmdet vor allem im H andel statt, wo die Nahversorgung durch Super-
márkte ersetzt wird, aber auch bei Arbeitsplatzstrukturen und sonstigen Wirtschaftskör-
pem. Den Preis dieser Entwicklung bezahlen sämtliche kleinen Strukturen, die keine  

Chancen haben, sich in diesem System zu behaupten, solange die Transportkosten entspre-
chend niedrig sind. Während im ökologischen System die Stabilität durch eine Reihe von  

hierarchisch aufgebauten Schichten gewährleistet ist, wurde durch das mechanische Trans-
portsystem der Durchgriff durch viele ehemaligen Schichten möglich und das System im-
mer zentralistischer und damit von immer weniger Megastrukturen abhängig. Konnte sich  

früher der GreiBler noch aus dem Umfeld versorgen und damit die Summe der Greißler ei-
ne enorme Vielfalt an  Vernetzungen mit den Produzenten herstellen, sind heute die Groß-
strukturen dabei, sich auf  den  Weltmärkten mit jenen billigen Waren zu versorgen, die sie  

dann un-i möglichst teures Geld an die Konsumenten weiterbringen und sie bezeichnen  

dies noch in geschickten Täuschungsmanövern als „Vielfalt des Marktes". Ein weiteres  

Phänomen ist außerdem festzustellen, nämlich das „Schrumpfen des Raumes". Da unsere  

Sinneslеistungen nicht mit den technischen Geschwindigkeiten, die wir heute f ast allen  
Menschen zugänglich gemacht haben, Schritt halten, schrumpft daher der Eindruck eines  

Raumes.  
Die Vielfalt der Lebensräume, insbesondere jener länger besiedelter Strukturen, ist ein Er-
gebnis des Fußgeherverkehrs, also unserer historischen Siedlungen und Städte. Ein Raum,  

zu Fuß durcheilt, ermöglicht  den  Menschen eine enorme Erlebnisvielfalt und kann bei ihm  
das in  Bewegung setzen, w as  man  unter geistiger Mobilität versteht. Mit den hohen Ge-
schwindigkeiten verschwindet diese Vielfalt, und gleichzeitig wird der Raum wesentlich  
kleiner. Diesen Umstand machen sich nun jene Großstrukturen zunutze, die den „Nähr-
wert" bestimmter Gebiete ausbeuten wollen. Sei es, daß sie die Arbeitskraft, die Ressour-
cen der Landwirtschaft, des Bodens oder der Natur nützen wollen, oder sei es daß sie ein-
fach Macht über dieses Gebiet ausüben wollen. Um den We rt  eines Gebietes zu nutzen, sei  

als Beispiel dargestellt, wie durch die „Mundöffnung" eines Konzemes jenes Gebiet cha-
rakterisiert werden soll, das „unter Kontrolle" gebracht wird. In einem langsamen System  

kann daher jemand, der Interesse hat, das Gebiet unter Kontrolle zu bringen, nur ganz klei-
ne Teile „wirtschaftlich oder sonstwie okkupieren". Erhöht m an die  Geschwindigkeit,  
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schrumpft der Raum, und er kann in der gleichen Zeit immer größere Räume für seine  

Zwecke nutzbar machen. Eine Art  Neokolonialismus breitet sich auf diese A rt  und Weise  
aus. Allerdings nicht nur von den Nationalstaaten aus betrieben, sondern von den Groß-
konzernen, für die Nationalstaaten langst zu Beuteobjekten geworden sind. Was diese  

Großkonzerne noch am ungehinderten Zugriff zu den Brieftaschen der Bürger, ihrer Ar-
beitskraft und den Ressourcen gehindert hat, waren bisher nationalstaatliche Grenzen —  

diese müssen abgebaut werden, der Prozeß ist bekannt, m an  erfindet ein Synonym fUr das  

an  sich lebensvernichtende Unterfangen ungehemmten Wachstums von Großkonzernen:  

die EU oder die NAFTA. Mit dem Hinweis auf Kriegsgefahren, die sich durch National-
staaten ergeben, werden naive Politiker zu Fürsprechem dieser zukunftsvernichtenden  

Ideologie.  

Antriebe aus falschen ökonomischen Theorien  

Angetrieben wird dieses System außerdem durch zwei fundamentale Irrtümer aus der  

Ökonomie:  
a) Die „Economy of Scale", die besagt, daß man durch immer größere Produktionseinhei-
ten die spezifischen Produktionskosten und damit die Produktkosten reduzieren könne.  

Dies stimmt nur dann, solange sämtliche Produkte, die an einem Standort erzeugt werden,  

aus Rohstoffen dieses Standortes stammen und von Konsumenten an  diesem Standort rest-
los konsumiert werden. Will man hingegen größere Stückzahlen für einen größeren Raum  

produzieren, dann ist es notwendig dafür ein Transportsystem einzurichten. Tr ansport  ko-
stet nun einiges, sowohl bei der Zulieferung wie auch bei der Ablieferung und schließlich  
auch bei der Müllentsorgung. Nur wenn es gelingt diese Transportkosten der Allgemein-
heit anzulasten, kann  Economy  of Scale über natürliche und sinnvolle Grenzen hinaus be-
trieben werden. Gerade dies ist aber in  den vergangenen Jahrzehnten durch ideologische  

Blockade gerade des kapitalistischen Wirtschaftssystems hervorragend gelungen. Der Ver-
kehr bzw. das Transportsystem wurden aus marktwirtschaftlichen Prinzipien ausgeschlos-
sen. Kein mechanisierter Verkehrsteilnehmer zahlt heute die echten Kosten seiner Т  tig-
keiten und seines Nutzens. Allein das Parken im innerstädtischen Gebiet würde bei An-
wendung marktwirtschaftlicher Prinzipien DM 700,— bis DM 800,—, also öS 5.000,— bis öS  
6.000,— pro Monat kosten — m an  zahlt gar nichts. Kein Wunder, wenn hier unbegrenztes  

Wachstum angesagt ist, wird es doch ständig durch massive Subventionen gefördert, die  

den Menschen überhaupt nicht bewußt sind. Erst wenn der Organismus in der Autoflut er-
stickt, beginnt man  darüber nachzudenken.  
b) Der zweite fundamentale Irrtum, der das wirtschaftliche Geschehen beeinflußt, ist die  

sogenannte Arbeitsteilung oder die dazugehörige Theorie von  Ricardo,  der sogenannten  
„komperativen Kostenvorteile". Auch diese Theorie enthält jene Elemente nicht, auf der  

sie beruht. Wenn man  Arbeitsteilung nicht am gleichen Ort sondern an verschiedenen Stel-
len betreiben will, muß dazwischen ein Transportsystem errichtet werden und gerade auf  

dieses hat auch diese ökonomische Theorie vergessen.  

Beide Theorien, die heute das wirtschaftliche Handeln mit dem wirtschaftlichen Erfolg des  

Systems bestimmen, stehen mit beiden Beinen fest in der Luft. Beide Theorien sind in der  

Form wie sie heute in Anwendung gebracht werden und mit allen Mitteln am Leben erhal-
ten werden, glatter Unsinn. Damit sie sich in der Realität noch einigermaßen durchsetzen,  

müssen die Transportkosten künstlich niedrig gehalten werden. Die Ursachen des Wachs-
tums sind daher auch in dieser Ebene darin zu finden, daß man um jeden Preis versucht, in  
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einem System der Marktwirtschaft die Transportkosten aus den Prinzipien der Marktwirt-
schaft auszugliedern. Über steigende Transportkosten wird nämlich ein Großteil jedes 
Wachstums reguliert und die Vielfalt, die gleichzeitig auch wachstumsbegrenzend wirkt, 
sowie die Konkurrenzfähigkeit geweckt. Die heutigen Systeme fuhren zu Weltmonopolen 
unbegrenzten Wachstums und damit völliger Abhängigkeit der Menschen von wenigen 
starken Produzenten. Bei zunehmenden Transportkosten wird allein der Tr ansport  land-
wirtschaftlicher Produkte über größere Entfernungen völlig unwirtschaftlich, weil dort, wo 
man  diese Produkte hinliefert, in der Regel schon wesentlich billiger produziert werden 
kann. Der Tod unserer Bauern ist daher die Folge dieser absurden ökonomischen Theorien 
gepaart mit der künstlichen Verbilligung des Transportsystems, das jenseits der physikali-
schen Grenzen unseres Universums in einer eigenen „ökonomischen Physik" jenseits der 
Realität betrieben wird. 

Folgen für die Landwirtschaft 
Die Folgen für die Viefalt der Landwirtschaft und die Existenz bäuerlichen Betriebes, sind 
verheerend. Die hohen Geschwindigkeiten zu unechten Preisen ermöglichen eine konzen-
trierte Landwirtschaft einerseits und die f ast unbegrenzte Verteilung der Produkte anderer-
seits. Damit wird der traditionelle kleine Markt des Landwirtes durch große zentrale Ein-
heiten systematisch unterboten und zerstört, weil immer weniger Konsumenten in der La-
ge sind, zwischen „Food" und „Lebensmittel" zu unterscheiden. Bei einer Kostenstruktur, 
die der realen Welt entspricht, wäre es kaum rentabel, Kartoffel  Ober  zig-Kilometer zu 
transportieren, wenn am Ende dieser Strecke wieder ein Kartoffelproduzent steht, weil die-
ser unter fairen Wettbewerbsbedingungen seine Wa re  bei gleicher Qualität wesentlich bill-
ger auf den Markt brächte. Die geringen Transportkosten sind daher jenes Instrument, mit 
welcher die Agrarindustrie ihren Erzfeind,  den  Bauern, liquidiert. Der ProzeB ist so einfach 
wie wirksam. Die physische Liquidation der Bauern ist derzeit nicht üblich, sondern ruß 
indirekt erfolgen. Dies geschieht über von der Öffentlichkeit finanzierte, schnelle Ver-
kehrssysteme einerseits und Markt-Randbedingungen andererseits, die m an  sich in zentra-
len, möglichst weit von den Betroffenen entfernten Entscheidungsgremien beschafft. Zu 
diesem Zweck braucht man nicht nur schnelle und billige Verkehrssysteme, sondern vor 
allem eine Befehlszentrale für die Ausrichtung nationaler Politiken nach den Wünschen 
und Befehlen der Großkonzerne. Das logische Ergebnis dieser Entwicklung ist Brüssel 
und die EU. Damit verbunden ist der Untergang der Vielfalt der europäischen Kleinstruk-
turen des Handwerks, die Entfaltungsmöglichkeit der Landwirtschaft. Gestützt durch ein 
weltweites Informationssystem und Netz kann damit Sorge dafür getragen werden, daß 
das ungehemmte Wachstum dieser Strukturen möglichst ungebremst und ungestört sicher-
gestellt werden kann. Wenn Wachstumsbeschränkungen drohen, wie etwa in der Kuwait-
Krise, schreckt man auch vor offener Gewalt nicht zurück. Mit der durch die schnellen 
Verkehrssysteme gewachsenen Entfernung ist es auch wesentlich leichter möglich, Ent-
scheidungen über die Betroffenen hinweg zu fällen und damit Strukturen zu realisieren, 
deren Unmaßstäblichkeit von der lokalen Bevölkerung unter normalen und fairen Bedin-
gungen niemals akzeptiert würde. 

Die Wissenschaften im klassischem Sinne — kein wirksamer Regulator 
Da es sich beim Phänomen der Mobilität um ein Längsschnittproblem handelt, ist der Zu- 
gang von den einzelnen Disziplinen dazu enorm erschwert. Gerade die evolutionäre Er- 
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kenntnistheorie, gemeinsam mit der Systemtheorie, ermöglichen es aber Wirkungsmecha-
nismen, die bisher als unerklärliche Phänomene im System gegolten haben, aufzudecken 
und damit auch wirksam zu behandeln. Ursachen für das unbegrenzte Wachstum der Wi rt-
schaft, aber auch der Mobilität findet man in f ast allen Ebenen, die den Bereich der Mobi-
lität beeinflussen: 
a) Den unbegrenzten Wunsch, Körperenergie zu sparen — einer Ausstattung des Men-
schen, die durch die Technik f ast beliebig gefördert werden kann — allerdings durch f Ьeт-
proportionаle Naturzerstörung — weil dieses Wachstum extern bezahlt werden muß. 
b) Durch die völlige Verständnislosigkeit der Menschen, denen die sinnliche Ausstattung 
für Systeme fehlt, die über ihren Erfahrungshorizont hinausgehen. 
Sämtliche Geschwindigkeiten, die die Fußgehergeschwindigkeit überschreiten, entziehen 
sich daher unserer sinnlichen Erfahrung und werden nicht verstanden. Dies führt zu völlig 
absurd begründeten Hypothesen, etwa für schnelle Verkehrssysteme, die auf Berechnungs-
annahmen basieren, die im realen System tatsächlich nicht vorkommen. 
c) Weitere Antriebskräfte für unbegrenztes Wachstum sind fundamentale Fehler in grund-
legenden Theorien unseres Wirtschaftssystems, die die Mobilität völlig vernachlässigen, 
obwohl sie auf Mobilität selbst aufgebaut sind. 
d) Die Sozialisierung der Kosten im Verkehrswesen ist einer der g гößteп  Verstärker unge-
hemmten Wachstums. Es ist trivial, daß mit Erhöhung der Kosten die Menge der zurück-
gelegten Kilometer sehr schnell sinken würde. 
e) Die Ausrichtung des Rechtes am Maschinenrecht gegenüber dem Menschenrecht. 1m 
Bereich des Verkehrs hat sich das Recht längst gegen den Menschen und für die Fahrma-
schinen entschieden. Ein erschütterndes Dokument in dieser Richtung stellt das Erkenntnis 
des östeпeichischen Verfassungsgerichtshofes zur Frage des Weiterbaus der Pyhm-Auto-
bahn dar. 
f) Die Umkehr des Wertesystems. Vermutlich durch die Faszination der technischen Mög-
lichkeiten im Transportwesen ist eine in der Menschheitsgeschichte wahrscheinlich ein-
malige Umkehr des Wertesystems entstanden. Der Lebensraum der Kinder wird dem Park-
bedürfnis und dem Mobilitätsbedtirfnis der Autofahrer untergeordnet. Die Lärmempfmd-
lichkeit der Bevölkerung nimmt zu, während gleichzeitig ein Lärmtenor im Autoverkehr 
unglaublichen Ausmaßes fast flächendeckend toleriert wird. Die Nutzung öffentlichen 
Raumes für das Auto ist noch kostenlos, während die Primärbedürfnisse des Wohnens im-
mer teurer werden. 
Während der Lebensraum des Fußgehers durch die Brutalität der Bordsteine laufend ein-
geengt wird, werden die technischen Hilfsmittel, mit denen der Autofahrer zum Einhalten 
einer auch für ihn nützlicher Geschwindigkeiten angehalten wird, als überflüssige und un-
zulässige Schikane empfunden. Systeme, die in einem solchen Umfeld entwickelt werden, 
müssen unbegrenzt wachsen, da der tief im Unterbewußtsein einsetzende positive Regel-
kreis durch alle darüberliegenden, bis in die kulturelle Ebene auftretenden Schichten, wei-
ter verstärkt wird. 
g) Die Vernetzung des Phänomens Mobilität ist mit allen Bereichen von der Biologie über 
die Physiologie zur Psychologie und zur Kultur offensichtlich und läßt sich eindrucksvoll 
im Wechselspiel zwischen geistiger und physischer Mobilität an  vielen Beispielen demon-
strieren. Da das „Fehlen im  Kopf'  grenzenlos ist, ist es nur naheliegend, daß dies allein ein 
unbegrenztes Wachstum physischer Mobilität auslösen ruß. Um sich geistigen und eige-
nen körperlichen Aufwand zu sparen, hat daher die Menschheit heute ein Wachstum der 
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physischen Mobilität ausgelöst, das von vielen als nicht mehr steuerbar betrachet wird und  

von der derzeit dominierenden Wirtschaftsform als eine Segnung und Voraussetzung ange-
nommen wird,  die  jenseits aller realen Möglichkeiten und Grenzen unseres Planeten,  
selbst unseres Universums, liegt. Durch die Erfindung technischer Mobilitätssysteme und  
ihre unkontrollierte Nutzung ist der Mensch selbst in die Position einer „Unterschicht" ge-
langt, die natürlich die Gesetzmäßigkeiten der Oberschicht (Verkehrssystem) nicht verste-
hen kann, weil diese Eigenschaften aufweisen, die in der Unterschicht (Gesellschaft) bis-
her nicht bekannt waren. So ist die Menschheit im Enthusiasmus technischer Erfindungen  

in ihre eigene evolutionär bedingte Fale geraten, die — wenn sie von genügend Menschen  

erkannt wird — auch den Ausweg bietet. Der Ausweg führt über den Menschen und durch  

den Menschen. Nicht nur die Natur zieht durch den Menschen durch, auch seine künstli-
che Umgebung beginnt immer stärker durch den Menschen durchzuziehen — und damit  

wird er selbst zu seinem eigenen Modell. Im Verkehrssystem ist der Beweis erbracht, daß  

der Mensch sich in seinen eigenen technischen Modellen gefangen hat und — wenn er so  

weiter macht, das unkontrollierte Wachstum nie mehr unter Kontrolle bringen wird, so daß  

er gezwungen ist mit ihm selbst zugrunde zu gehen.  
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KлPITEL 13  

Wachstumsantriebe durch Management und Wirtschaftspolitik 
Manfred Sliwk а*  

Erhebliche Wachstumsantriebe gehen vom Wertesystem und dem wirtschaftlichen Verhal-
ten von Führungskräften im Management und von den Verantwortungsträgem für die  
Wirtschaftspolitik aus. Die nachfolgenden Ausführungen basieren auf meiner 30jährigen  
Erfahrung als Berater von Unternehmen und als Dozent für Unternehmensphilosophie und  
Market ing. Beratung geht schon meist von dem Ziel aus — vor allem in der Marketing-Be-
ratung — dem Unternehmen Wachstum zu verschaffen. Schon in der Ausbildungsphase  
wird zukünftigen Führungskräften der Wirtschaft, ob sie nun ins Management gehen oder  
in Institutionen und Behörden wirtschaftliche Prozesse beeinflussen werden, wirtschaftli-
ches Wachstum als Segen und damit als Ziel dargestellt. In dem weltweit bedeutendsten  
Lehrbuch Samuelson/Nordhaus: Volkswirtschaftslehre (Samuelson ist Trager des Nobel-
Gedächtnispreises für Wirtschaftswissenschaft 1970) heißt es: „Wirtschaftliches  Wachs-
turn  gilt allen Ländern seit langem als zentrales wirtschaftspolitisches Ziel ..." und „nur  
wenige würden diese Ziele in Frage stellen und bestreiten, daß der wirtschaftliche Fo rt-
schritt die MLihe lohnt" (1987, Bd. 2: 564).  
Dieses Ziel wird in  der Wirtschaft mit Hilfe der Wachstumstheorie und der Wachstumspo-
litik angegangen, und auch die Theorie des M anagements und des Marketings geht von  
dem Grundgedanken aus, den Unternehmen Wachstum zu verschaffen, neue Märkte zu  
gewinnen, Unternehmen größer werden zu lassen.  
Bedeutende Denker der Nationalökonomie haben Wachstumstheorien entwickelt. Ich nen-
ne nur zwei: Joseph Schumpeter (1883-1950) in seinem Buch „Die Theorie der wirt-
schaftlichen Entwicklung" (1987), in dem er vor allem die Rolle des innovativen  Unter-
nehmers im Wachstumsprozeß darstellt, oder John von Neum ann (1903-1957), der die  
Spiele-Theorie begründete und ein Modell des wirtschaftlichen Wachstums entwickelt hat.  
Wachstum als Ziel ist in der traditionellen Wirtschaftslehre also kaum umstritten und ist fe-
ster Bestandteil der ökonomischen Theorie.  
Auch in der wirtschaftspolitischen Wirklichkeit gilt wirtschaftliches Wachstum als erklär-
tes Wunschziel. Prob еmе  des Ungleichgewichts und Probleme der Arbeitslosigkeit sollen  
durch wirtschaftliches Wachstum gelöst werden. Deshalb ist Wirtschaftswachstum auch  
eines der prominentesten Ziele jeder Wirtschaftspolitik. M an  spricht zwar von dem Ziel  
des wirtschaftlichen Gleichgewichts mit Unterzielen, die m an  gleichrangig nebeneinander  
stellt:  
1. Stabilität des Preisniveaus.  

* Winfred Sliwka ist Unternehmensberater, 1930 in Kinheim an der Mosel geboren, studierte Be-
triebswirtschaft an den  Univ. München und Köln. Promovierte über Meinungsmonopole in Nümberg, 
praktizierte in der Markenartikelindustrie, Seminare für Führungskräfte, eigene Untemehmensbera-
tung in Frankfurt, heute in der Vulkaneifel, Dozent a. d. Techn. Akad. Wuppe rtal . 
Zugang zum Thema über das Studium evolutionärer Prozesse für das Verständnis von Unternehmens-
und Wirtschaftsentwicklung, Evolutionsstrategien für das  Management,  Kontakte mit dem Altenber-

ger Kreis, zahlreiche Studien und Publikationen in „Harvani business m anager", „Die Absatzwirt-

schaft", „Industriekurier" und anderen. 
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2. Hoher Beschäftigungsgrad. 
3. Außenwirtschaftliches Gleichgewicht. 
4. Stetiges und angemessenes Wirtschaftswachstum. 
Aber in  der praktischen Politik hat Wachstum f ast immer Vorrang vor den anderen Zielen. 
Vor allem dann, wenn es zu Zielkonflikten kommt. Symptomatisch dafür und entlarvend 
ist schon die Sprache. Begriffe wie „Nullwachstum" oder sogar „Minuswachstum" sind ei-
gentlich semantischer Unsinn, aber von „Stagnation" oder von „Rückgang" wagt niemand 
zu sprechen. Die öffentliche Meinung und die veröffentlichte Meinung setzen auf Wachs-
tum der Wirtschaft, wünschen Wachstum und erwarten von den Führungskräften der Wi rt-
schaft, daß sie Wachstum produzieren. Wirtschaftswachstum wird mit Wachstum des 
Wohlstandes gleichgesetzt, wobei „Wohlstand" dann nur an  wirtschaftlichen Daten ge-
messen wird.  
Es ist natürlich nicht möglich, nur die Wirtschaft und damit ihre Führungskräfte zum Buh-
mann der Folgen wirtschaftlicher Wachstumsprozesse zu erklären. Die Frage ist zu ver-
netzt und die Forderung zu stellen, Wirtschaft muß aufhören zu wachsen, wa re  zu einfach. 
Die Einflußfaktoren und die Prob eme, die sich aus M anagement und Wirtschaftspolitik 
ergeben, möchte ich im nachfolgenden darlegen: 

Problem:  Die Messung der Wirtschaftsdaten  
Ein erstes großes  Problem  ist die Problematik der Messung der Wirtschaftsdaten. Die Be-
dürfnisse der Menschen sind vielfältig und umfassen neben den wirtschaftlich erfaßten 
Gutem auch die reine Luft, das gute Wasser, den gesunden Wald. Aber wirtschaftsrelevant 
werden Bedürfnisse erst dann, wenn sie zu Umsätzen führen und nur dann werden sie in 
dem volkswirtschaftlichen Datensystem gemessen, erfaßt und als volkswirtschaftliche 
Wertschöpfung dargestellt. 
Dabei werden eine Menge Wertschöpfungen nicht erfaßt. Zum Beispiel die Wertschöpfun-
gen für den eigenen Verbrauch. Wer sich die Möhr е  im eigenen Garten zieht ohne Schäd-
lingsgift und ohne Dünger und sie mit Genuß verzehrt, hat einen Wert geschaffen und ein 
Bedürfnis gestillt. Dieser Vorgang geht allerdings nicht in die wirtschaftlichen Daten ein. 
Auch die sogenannte „Schwarzarbeit" ist nicht erfaßt, obwohl sie sehr viele Werte schafft. 
Ich denke, daß viele Häuser kaum gebaut würden, weil m an  sie sich nicht leisten könnte, 
wenn sie nicht durch Schwaггaтbeit oder sogenannte „Nachbarschaftshilfe", ein Begriff in  
der Grauzone wirtschaftlichen Handelns, zustande kämen. Diese Wertschöpfung geht nicht 
in  die wirtschaftliche Gesamtrechnung ein nut Ausnahme der gekauften Baumaterialien. 
Eine Mutter, die tüchtige K inder großzieht, trägt zum Wertesystem des Lebens ungeheuer 
viel bei. Ihre Leistung wird im wirtschaftlichen Prozeß nicht beachtet. 
Ein schweizer Nationalrat hat einmal im Schweizerischen Parlament über die Problematik 
des Bruttosozialproduktes gesprochen und dabei gesagt: „Wenn ich eine Haushälterin habe 
und ich zahle ihr ein Gehalt, dann geht ihre Leistung in das schweizerische Bruttosozial-
produkt ein. Wenn ich sie dann heirate, bekommt sie kein Gehalt mehr. Sie muß in  der Re-
gel noch mehr leisten, aber jetzt wird ihre Leistung im schweizerischen Bruttosozialpro-
dukt nicht mehr erfaßt". 
Sehr viele öffentliche Werte: reines Wasser, saubere Luft, gesunde Umwelt werden in den  
McBsystemen der Volkswirtschaft als Wertschöpfung also bisher nicht gerechnet, obwohl 
es erste Ansätze dazu gibt. 
Wir sind auch noch unfähig, die durch Steigerung des Bruttosozialproduktes eingetretenen 
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Schädigungen des B гuttosozialvenтnögens gegenzurechnen. Was kostet die Wiederherstel-
lung von 100 ha geschädigten Waldes im Gebirge oder die Regenerierung eines vergifteten 
Flusses? Andererseits gehen viele subjektive Wertsteigerungen in die Wachstumsmessung 
der Wirtschaft ein. Wenn ein kleines blaues Papierblättchen, die Briefmarke „Blaue  Mauri-
tius", gehandelt wird und im We rt  steigt, weil — bei dem beschränkten Angebot — die Zahl 
der wohlhabenden Liebhaber für diese Marke wächst, dann ist der Auktionspreis für die 
Berechnung der wirtschaftlichen Wertschöpfung relevant, obwohl kein wirklich neuer 
Wert  geschöpft worden ist. 
Steuerlich wird zwar manchmal versucht, den Eigenverbrauch zu erfassen, um ihn als Ein-
kommen zu versteuern. Wir haben ein kleines Familien-Erb-Weingut an der Mosel, und 
wir müssen steuerlich den Wein angeben, den wir selbst trinken. Er wird unserem Einkom-
men zugerechnet. 
Von dem Kabarettisten Emil Steinberger gibt es eine witzige Szene, wo er über seiner Steu-
ererklärung grübelt und seinen „Eigenverbrauch" angeben soll. Er sinniert, ob, wenn er sei-
ne eigenen Texte liest, dies sein Eigenverbrauch sei und ob er das nun versteuern müsse. 
Sie sehen an diesen Beispielen, wie рroblemаtisсh diese volkswirtschaftlichen Wertrech-
nungen sind. 

Wachstumsantriebe im Management: Die Notwendigkeit, Märkte zu schaffen  
In einer offenen Marktwirtschaft kann ein Unternehmen nur existieren, wenn es Märkte 
hat. Märkte entstehen aus Bedürfnissen. Märkte sind Bedürfnisfelder. Marktbesitz ist eine 
existenzielle Notwendigkeit für ein Unternehmen in einer offenen Marktwirtschaft. Der 
amerikanische Unternehmensberater Peter F. Drucker (1970: 44) hat es so formuliert: „Es 
gibt aber nur einen einzigen richtigen Unternehmenszweck, nämlich die Schaffung von 
Absatzmärkten." 
Jedes Unternehmen hat also die Aufgabe, Bedürfnisse zu entdecken, Bedürfnisse zu er-
schließen und — die Kritiker der Wirtschaft sagen — Bedürfnisse zu erzeugen. Bedürfnisse 
sind Ansprüche. Wenn Ansprüche wachsen, wachsen Märkte. 
Die Wirtschaft hat sich mit der Marktforschung ein sehr effektives Instrumentarium ge-
schaffen, Bedürfnisse und Ansprüche von Menschen zu untersuchen, um herauszufinden, 
wo es hier Verkaufschancen für neue Produkte oder neue Dienstleistungen geben kann. 
Sie hat sich in dem Instrumentarium der Kommunikation, der Werbung, der Public Rela-
tions, der Markentechnik ein gewaltiges Arsenal an Darstellungsweisen und Verhaltensfor-
men entwickelt, um diese Märkte zu pflegen und aus ihnen wachsende Umsätze herauszu-
holen. In der Bundes republik Deutschland wurden im Jahr 1994 ca. 53 Millionen DM für 
Werbung ausgegeben.  
Ende der fünfziger Jahre entstand für diesen gesamten Komplex der Begriff „Marketing", 
der zu einem ganzen Theoriengebäude ausgebaut wurde und die Verhaltensweisen von 
Unternehmen äußerst stark beeinflußt hat. Marke ting ist heute für fast alle Unternehmen 
eine zentrale Aufgabe. Also Märkte zu entdecken, zu pflegen, auszubauen, Produkte dafür 
zu entwickeln und mit Erfolg zu verkaufen (vgl. Meffert 1986). 
Der „Deckungsbeitrag" ist zu einem entscheidenden Maß dieses Erfolges geworden. Der 
Deckungsbeitrag sagt aus, in welchem Maße ein Unternehmen einen P reis über seine 
Selbstkosten hinaus im Markt durchsetzen kann, wie es ihm also gelungen ist, die Bereit-
schaft des Kunden zu erreichen, für sein Produkt einen guten Preis zu zahlen. Und wievie-
le Kunden dazu bereit sind. Das ergibt dann den Summendeckungsbeitrag. John Kenneth 
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Galbraith hat in seinem Buch „Gesellschaft im Überfluß" schon 1958 zum ersten Mal d а-
rauf aufmerksam gemacht, daß aufwendiges Marketing den privaten Konsum anheize,  

während kein vergleichbarer Mechanismus die öffentlichen Güter unterstütze. Dabei blei-
be  die „soziale Symmetrie" auf der Strecke.  

In einer sehr leistungsfähigen Wirtschaft gilt heute der Marktbesitz als der entscheidende  

Besitz. Das hat einer der stärksten Förderer des Marketing-Gedankens in Deutschland,  

Herbert  Gross, in seinen Veröffentlichungen und Vorträgen bei Marketing-Clubs schon in  

den fünfziger Jahren besonders bewußt gemacht (Gross 1957).  

Bis etwa 1870 (Griinderjahre) waren die Menschen, meist Adelsfamilien, reich, die Urpro-
duktion besaßen: Wald, Landwirtschaft, Kohle- und Erzgruben.  
Dann begann der Aufstieg der Fabrikanten. Es waren die Menschen reich, die Produk-
tionsmittel hatten (die Krupps, die Wittgensteins,  die  Thyssens).  
Seit den fünfziger Jahren dieses Jahrhunderts wurden die Menschen reich, die Märkte be-
saßen. Sie hatten oft keine eigene Fabrik, sondem sie begr'jndeten riesige Handelsunter-
nehmen, wie die Familie Schickedanz mit ihrem Versandhaus „Quelle" oder die Gebrüder  

Albrecht mit ihren „Aldi"-Läden.  

Wachstumsantrieb: Wettbewerb  
Der Kampf um diese Märkte ist hart . In diesen Märkten gibt es einen starken Verdrän-
gungswettbewerb. Nicht wachsen wollen hieBe, dem Wettbewerber das Feld zu überlassen  

und dabei relativ zu verlieren. Manager stehen unter einem permanenten Wachstumsdruck,  

der ihr entscheidender Wachstumsantrieb ist. Das wichtigste Ziel jedes Managers ist die  

Überlebenssicherheit des Unternehmens zu erhöhen. Und dieses Überleben sichern ihm  

nur starke Märkte.  
Es ist aber keineswegs so, daß der Wettbewerb nur unter den gleichen Produkten herrscht.  

Die Marktforscher sprechen heute vom totalen Wettbewerb. Der Autohändler oder die Au-
tomarke steht nicht nur im Wettbewerb mit einer anderen Automarke oder einem anderen  

Autohändler. Das Auto steht im Wettbewerb mit vielen anderen Gütern. Es steht im Wett-
bewerb mit schönen Kleidern oder Möbeln, mit Diamanten und Nobeluhren, mit Weltrei-
sen und Abenteuerurlauben. Die Bedürfnisse in der Familie sind groß, die Kaufkraft ist be-
schränkt. Da werden Kämpfe in den Familien ausgetragen: Bekommt er sein Traumauto  

oder sie ihr Brillantcollier? Oder machen sie beide zusammen eine schöne Weltreise und  

fahren das alte Auto noch zwei Jahre?  

Besonders stark prägt sich die Wettbewerbssituation, der Kampf um die Märkte, im Le-
bensmittelhandel aus. Hier drängen eine Fülle von Produkten in eine hochkonzentrierte  

Handelslandschaft. Das führt zum Kampf um den Regalplatz. Das Schreckwort jedes  Ma-
nagers, der in diesem Marktfeld arbeitet, ist das Wort „Auslistung". Ein Produkt wird von  

den großen Handelsketten „ausgelistet", wenn es eine bestimmte Umschlagsgeschwindig-
keit nicht mehr erreicht. Auslistung kann das Todesurteil für das Produkt bedeuten. Markt-
forschungsinstitute wie etwa die Nielsen-Organisation messen mit dem Nielsen-Index die  
Gre if- und Abverkaufszahlen am Regal. Und das ist eine oft gnadenlose Meßzahl für  den  
Produktanbieter.  

Wachstumsantrieb: Freude am Erfolg  
Es ist aber nicht nur der Druck des Wettbewerbes, der M anager animiert auf Wachstum zu  

setzen. Es gibt auch  den  Wachstumsantrieb „sportlicher Ehrgeiz". Die Wirtschaftspresse  
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veröffentlicht Daten über die Umsätze von Unternehmen und ihre Umsatzzuwächse, über 
ihre Beschäftigtenzahlen und ihre Gewinne. Die Antriebswirkung ist zum Teil ähnlich ei-
ner Sporttabelle oder des Oberliga/Unterliga-Spiels im Fußball. 
Niemand will absteigen. Niemand will sich an den unteren Рlätzеn sehen. Jeder möchte ei-
nen guten Tabellenplatz haben und möglichst Sieger sein. Zeitschriften wie das „Manager-
Magazin" stellen Manager an  den Pranger, die ihrem Unternehmen kein Wachstum be-
scheren oder es in die Verlustzone fahren. Umgekehrt werden von den Wirtschaftsjournali-
sten „Manager des Jahres" gewählt. Zu den Managern des Jahres zu gehören, das heißt: 
auf dem Siegertreppchen zu stehen, wenn die Nationalhymne spielt. 
Wir haben im Januar 1994 die motivierende und vielleicht auch narkotisierende Wirkung 
einer solchen „Erfolgstabelle" im  Konrad-Lorenz -Haus selbst erlebt. Es war bei dem Fi-
schereispiel mit Dennis Meadows — eine Art Monopoly  unter Fischereiunternehmen — bei 
dem sich der Erfolg der einzelnen Spielergruppen in Form von Fischereierträgen, je nach 
Spielstrategie bis zur Vernichtung der Ressourcen (den Fischbeständen) steigerte. Dennis 
Meadows hat  den  „Erfolg" der einzelnen Spielgruppen in einer offenen Tabelle an  der Ta-
fel dargestellt und damit den Erfolgsehrgeiz erheblich angestachelt. Dieses Spiel war für 
uns eigentlich sehr entlarvend. Wir sind dem Reiz dieser Erfolgstabelle unterlegen und ha-
ben nicht mehr gemerkt, was Dennis Meadows uns beweisen wollte: Nämlich, daß unser 
Erfolgsstreben gefährliche Folgen für unsere Ressourcen haben kann und daß unser Ver-
halten — das bestätigt die These von Rupe rt  Riedl — noch nicht genug adaptiert ist, die lang-
fristige Folgewirkung unseres Handelns rechtzeitig zu erkennen und Konsequenzen zu 
ziehen. Wie die wirkliche Situation der Fischbestände in den Weltmeeren aussieht, wird in 
dem Buch „Die neuen Grenzen des Wachstums" (Meadows u. a. 1993, 224ff) geschildert. 
Rupert  Riedl (1994:302) zeigt in „Mit dem Kopf durch die Wand" den Ausweg aus dem 
Dilemma auf, nämlich in einer dritten Evolution, durch die wir „die Limitationen unserer 
sensorischen wie sprachlichen Ausstattung durch Kenntnis übersteigen, um uns dadurch 
selbst aus der Falle zu befreien, in die wir geraten sind". 
Dietrich Dörner (1975) hat in Versuchen mit Studenten, die er eine fiktive deutsche Klein-
stadt regieren ließ, nachgewiesen, daß schon hier die Systeme so vernetzt sind, daß selbst 
hohe Intelligenz und auch Trainingskurse in Managementfähigkeiten und Kreativität das 
richtige Verhalten kaum, in jedem Fall nicht schnell un д  nicht tief genug beeinflußt haben. 
Ich möchte aber hier schon noch Wege aufzeichnen und damit Hoffnung, daß es auch der 
Wirtschaft gelingt, diese Barrieren zunehmend zu überschreiten, ähnlich wie es der Mathe-
matik gelungen ist, mehrdimensionale Räume zu berechnen, die der unmittelbaren An-
schauung unseres Gehirnes nicht vorstellbar sind. 

Wachstumsantrieb: Angst  
Es gibt eine hohe Spannung zwischen Erfolgsfreude und Angst, der Wirtschaftsmanager 
ausgesetzt sind. Es sind heute meist bei Großunternehmen angestellte M anager. Sie ver-
walten ein Kapital, das ihnen nicht gehört. Sie haben einen Aufsichtsrat, der ihnen Vorga-
ben macht, und ihre persönliche Existenz hängt an der Erreichung dieser Vorgaben. Ich 
weiß aus der Beratung und den Gesprächen mit diesen Managern, daß Angst für sie ein 
starker psychologischer Wachstumsantrieb ist. Nicht nur die Angst, die von Personen aus-
geht, z. B. den Aufsichtsräten, die ihnen Wachstumsziele setzen und diese kontrollieren, 
sondern es gibt auch eine sehr reale Gefahr für jedes Unternehmen, das nicht wächst, weil 
die Kosten steigen. 
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Klaus Woltron und Mathi as  Binswanger, beide in diesem Band, machen auf den Zinsdruck 
aufmerksam. Die Gewinne müssen prozentual höher liegen als der Zinssatz für das Kapi-
tal. Gewerkschaften setzen auf permanentes Wachstum von Einkommen. Sie fordern hö-
here  Löhne. Die Steuern steigen. Die politischen Einheiten von der kleinsten Kommune 
bis zur Republik brauchen immer mehr Geld. Die Staatsquote wächst. Die Preise steigen. 
In den wenigsten Volkswirtschaften auf der Erde gelingt es, die In flation einzudämmen. 
Sie sehen an  diesen Beispielen, daß man  das wirtschaftliche Wachstumsproblem nicht al-
lein dem Management anlasten kann. Es ist ein sehr vernetztes Pro blem. 
All diese Daten setzen das Unternehmen und seine Führung einem permanenten Kosten-
druck aus, dem es durch Wachstum nach vom zu entkommen sucht. Ein ganz konkretes 
Beispiel: Wenn wir in unserer Praxis mit unserer Klientel über Wachstumsziel reden, dann 
steht am Anfang schon immer dabei eine Kemaussage: „Wenn wir nicht im nächsten Jahr 
mindestens um drei Prozent wachsen, sind wir nicht gewachsen, weil die Inflationsrate ca. 
drei Prozent sein wird". Ein nominales Wachstum von drei Prozent wäre also ein reales 
Wachstum von Nu ll . 
Manager fühlen sich also gejagt. Von der Politik, von den Gewerkschaften, von der lila-
tion. Wer diese wachsenden Kosten nicht auffangen kann, gefährdet das Unternehmen. 
Hierdurch haben die Chefs oft im Grunde gar keine Wahl, als auf Wachstum zu setzen. 
Ich möchte ein Bild benutzen: Da laufen im Kreise die M anager, die Gewerkschaftsführer, 
die Funktionäre von Industrieverbänden, die Parlamentarier, die Chefs von Behörden. Ei-
ner jagt den anderen, und jeder fühlt sich gejagt. Vielleicht ist dieser Kreis im wahren 
Wortsinn ein Teufelskreis, weil jeder in dem anderen seinen „Teufel" sieht, der ihn jagt. 
Aber keiner weiß, wer der Jäger und wer der Gejagte ist. 

Wachstumsantrieb: Politischer Einfluß und Macht  
Das — man  könnte fast sagen — darwinistische Selektionsinstrument im Überlebenskampf 
der Wirtschaft ist der Konkurs. Er funktioniert in der Regel im mittelständischen Bereich 
ziemlich exakt. Konkurs geht ein Unternehmen, dem es nicht gelingt, Produkte, Dienstlei-
stungen, Verhaltensweisen, kurz ein untemehmerisches Konzept zu fmden, eine Strategie, 
die ihm ein gesundes Kosten- und Ertragsverhältnis beschert und ihm damit sein Überle-
ben im Wettbewerb der Märkte sichert. Ich halte die Konkursordnung für ein sehr wichti-
ges wirtschaftspolitisches Instrument. Sie hält die Wirtschaft gesund, weil sie ökonomisch 
vernünftiges Handeln erzwingt. Darin liegt ihr We rt  und Vorteil für die Wirtschaft, aber 
auch für die Gesellschaft. 
Nun hat sich in der Wirklichkeit der Wirtschaftspolitik der letzten Jahrzehnte zunehmend 
ergeben, daß Unternehmen einer bestimmten Größenordnung diesem Selektionspri пzip 
nicht mehr unterworfen sind. Wenn sie in Not kommen werden sie „politisch" saniert, 
meist weil Arbeitsplätze auf dem Spiel stehen und die Politik nicht mehr wagt, Arbeitsplät-
ze zu gefährden. 
In Bonn hat vor einiger Zeit ein Politiker sinniert, wie m an  wohl ein mittelständisches Un-
ternehmen heute noch definieren könnte. Und er hat eine tiberraschende Antwort gegeben: 
„Ein mittelständisches Unternehmen ist ein Unternehmen, das noch in Konkurs gehen 
kann". 
Zum Teil ist es sogar schon auf kommunaler Ebene so, daß durch die Politik versucht wird, 
im Einzelfall Konkursordnungen außer Kraft zu setzen und mit Biirgschaften und politi-
schem Einfluß Unternehmen zu erhalten, deren Konzept nicht stimmt. 
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Hinzu kommt, daß Großunternehmen durch Lobbyismus Einfluß gewinnen können auf 
politische Entscheidungen und dadurch eine gefährliche Ebenenvermischung stattfindet: 
Das wirtschaftspolitische Spielregelwerk gilt dann nur noch für die, die keinen politischen 
Einfluß haben. Die Spielregeln werden punktuell außer Kraft gesetzt, wo es politisch op-
portun scheint. Hier ist die Verbindung zu ziehen zu den Arbeiten dieses Bandes von Wer-
ner J. Patzelt und Helmut Helsper. 
Hinzu kommt das Spiel mit den Subventionen, manchmal auch der Forschungsgelder. 
Auch diese Gelder werden o ft  nicht nach für alle gültigen Spielregeln verteilt, sondern 
nach politischem Einfluß. 
Je größeг  die Beschäftigtenzahl wird, um so eher kann die politische Ebene von  den  Unter-
nehmen manchmal fast erpreßt werden: „Wenn ich das nicht bekomme, ruß ich Leute 
entlassen". Am stärksten subventioniert werden meist die „Saurier" unter  den  Unterneh-
men. Wenn man  vor 60 Millionen Jahren die Saurier subventioniert hätte, wäre  der kleine 
Affe wohl nie zum Denken gekommen. 
Das führt bis zu solchen Begriffen wie „Bestands- und Entwicklungsgarantie", die ich für 
gefährlich halte, weil sie wirtschaftliche Strukturen stabilisieren, die von ihrem Konzept 
her nicht überlebensfähig wären. Weil das so ist, kann ich Manager sogar verstehen, die ih-
re  Unternehmen so groB und so einflußreich machen wollen, daß, wenn sie in Bedrängnis 
kommen, sie von der Politik nicht fallengelassen werden. 
Konrad  Lorenz (1983: 166 f) schreibt in seinem Buch „Der Abbau des Menschlichen": 
„Wie schon das Sprichwort sagt, ist dafür gesorgt, daß die Bäume nicht in den Himmel 
wachsen. Stammesgеschichtlich festgelegte Grenzen natürlichen Alterns sind nicht vonnö-
ten; rein physikalische Umstände wie die wachsende Schwierigkeit des Flüssigkeitstrans-
portes, der Winddruck u. am. begrenzen das Größenwachstum. Ein menschliches Unter-
nehmen dagegen ist potentiell unsterblich; seinem Wachstum ist nicht nur keine Grenze 
gesetzt, es ist sogar um so weniger störungsanfällig, je größer es geworden ist. Weltum-
spannende Konzerne gehen selten in Konkurs." 
Man  kann natürlich die Frage stellen, ist das wirtschaftsimmanent? Müßte auch bei Wirt-
schaftsuntemehmen nicht irgendwann der Punkt erreicht sein, wo die Vorteile der Größe 
sich schneiden mit den Nachteilen der längeren Leitungsbahn, der schlechteren Kommuni-
kation, der größeren Verwaltung, der schwerfälligeren Entscheidungsprozesse? 
Es ware  so, wenn Groß- und Kleinunternehmen und Kleinstunternehmen wirklich unter 
den gleichen politischen, wirtschaftspolitischen, administrativen Spielregeln leben wür-
den. Es gäbe durchaus endogene Faktoren, die das Wachstum von Unternehmen bremsen! 
Größere Unternehmen haben mehr Verwaltungsaufwand, innerbetriebliche  Informations-
lUsse und die Kommunikation werden oft  wirklich schwieriger. Es können sich Wasser-
köpfe an  Führungen bilden, schwerfällige Führungshierarchien, Privilegien von Führungs-
kräftеn und Mitarbeitern, die zu Grenzen des Wachstums werden (vgl. Blaus Woltron in 
diesem B and). 
In der Realität des politischen Spiels bringt G гöße dann aber die genannten Vorteile in Zu-
gänge zu Subventionen, Forschungsgeldern, administrativen Privilegien. 
Nur ein Beispiel: Unser Beratungsinstitut arbeitet mit sieben Mitarbeitern. Wir sind also 
ein kleines Beratungsinstitut. Ich habe einmal ausgerechnet, daß bei einem großen deut-
schen Konzern einige hundert Steuerprüfer ständig sitzen müßten — nicht mal kommen 
und wieder gehen —, wenn dieser Konzern in der gleichen Intensität steuergeprüft würde, 
wie unser Institut bisher steuergeprüft worden ist. Dieser Aufwand für die Steuerprüfung 
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wächst für die Kleinen sogar überproportional weiter wegen der zunehmenden Unüber-
sichtlichkeit der Steuervorschriften (vgl. Helmut Helsper in diesem  Baud).  
Der Konzern hat also einem mittleren und kleinen Unternehmen gegenüber durchaus erheb- 
liche administrative Privilegien. Und Subventions- und Forschungsgelder habe ich bisher 
auch noch nicht bekommen. Wir mußten uns bisher unsere Mi ttel im Markt selbst verdienen. 

Wachstumsbremsen und Wachstumsgrenzen in der Wirtschaft  
Die Grenzen des Wachstums eines Unternehmens werden im wesentlichen vorgegeben 
durch die Grenzen seiner Märkte und durch die Konkurrenz. Wachstumsgrenzen können 
auch Ressourcenknappheit sein, wobei eine wesentliche Ressource auch „Know-how" 
sein kann. 
Wenn es ein funktionierendes staatliches Spielregelwerk gibt, begrenzen auch diese Spiel-
regeln Wachstum. Als der Manchester- Liberalismus die soziale Frage geschaffen hat, war 
die soziale Antwort die Bildung von Gewerkschaften und das Formulieren von gesell-
schaftlich und staatlich gefundenen und kodifizierten sozialen Bedingungen. 
Als die ökologische Frage aufkam, hat auch hier die öffentliche Meinung zur Bildung neu-
er politischer Кräfte geführt, wie z. B. der Partei „Die Grünen". Und der politische Einfluß 
hat auch hier mittlerweile Gesetze entstehen lassen, die für die Unternehmen Bedingungen 
schaffen, sich ökologischer zu verhalten. Etwa die Auflagen für Rauchgasentschwefelung 
und andere Emissionsgesetze oder die Abfallgesetze. Diese Auflagen verursachen Kosten, 
und Kosten sind Wachstumsbremsen, weil sie Gewinne minimieren, die man wieder für 
Wachstumsinvestitionen nutzen könnte. Das sind exogene Faktoren, die das Wachstum be-
grenzen. 
Die Außenbedingungen, die die Gesellschaft oder der Staat den Unternehmen setzen, kön-
nen aber, wie wir bei Betrachtung der Lobby und der Macht von Großunternehmen und 
Verbänden gesehen haben, von den Unternehmen selbst beeinflußt werden. Das ist diese 
gefährliche Ebenenvermischung, die Ungleichgewicht auslöst und eine schlecht struktu-
rierte Wirtschaft zur Folge hat. 
Ich habe bis hierhin versucht, die Antriebe und Mechanismen darzustellen, die in der Wi rt-
schaft zu „Ursachen des Wachstums" werden. Gibt es Erkenntnisprozesse, in denen  die  
Problematik dieses Wachstumsdenkens gesehen werden und gibt es Verhaltensänderungen 
im Management, die daraus Konsequenzen ziehen? Ich glaube ja. Zunehmend werden in 
den Unternehmen sogenannte „Unternehmensphilosophien" geschrieben, durch die gesell-
schaftliche und ökologische Werte neben den ökonomischen Wertvorstellungen zum Leit-
bild des Managementverhaltens werden. Manchmal sind es — zugegeben — ziemlich allge-
meine Floskeln, die auch nicht viel bewirken. Aber es gibt durchaus eine zunehmende 
Zahl von Unternehmen, bei denen es nicht bei den Floskeln bleibt; wo die Unternehmens-
philosophie zu konkreten Handlungen führt. Und bei denen Eigenverantwortung weit über 
das hinaus geht, w as  der Gesetzgeber erzwingt. 
Ich habe selbst als Moderator mitgeholfen, die Forschungsleitlinien eines großen chemi-
schen Unternehmens zu formulieren, das freiwillig auf die Weiterverarbeitung und den 
Einsatz von FCKW verzichtet hat, ehe das Gesetz es befahl. Hier wurde dann sehr viel 
Energie in die Forschung investiert, Substitutionsprodukte für FCKW zu entwickeln, die 
für die Ozonschicht unschädlich sind. 
Ein Manager, der die langfristige Oberlebenssicherheit seines Unternehmens zum Ziel hat 
und nicht den kurzfristigen Gewinn, hat bei diesen Leitlinien auch gar kein  Problem,  weil 
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er weiß, daß es — in the long run — keinen Widerspruch gibt zwischen den egoistischen Zie-
len des Unternehmens und den Bedürfnissen der Gesellschaft.  Die  Autofabrik, die heute  
schon das schadstoffärmste Auto entwickeln könnte, das nur noch drei Liter Benzin auf  

100 km braucht, würde ökologisch richtig handeln und sich gleichzeitig einen ungeheue-
ren Wettbewerbsvorsprung im Markt sichern. Konrad Lorenz sagt, Leben sei ein erkennt-
nis- und ertragsgewinnender Prozeß in Rückkopplung. Manager erkennen zunehmend,  

daß auch das Leben des Unternehmens am stärksten gesichert wird, nicht nur durch Er-
tragsgewinn, sondern auch durch Erkenntnisgewinn, daß dies ein rückkoppelnder Prozeß  

ist (Lorenz 1980:45).  
Ich halte es für eine sehr wesentliche Forschungsaufgabe der Zukunft, in Betriebswirt-
schaft und Nationalökonomie Meßsysteme für qualitatives Wachstum zu entwickeln. In  

immer mehr Unternehmen wird erkannt, daß m an  das Heil nicht nur im quantitativen  
Wachstum suchen kann. Qualitatives Wachstum wird zunehmend zum Unternehmungs-
ziel. Das  Problem  ist auch hier, daß quantitatives Wachstum sehr viel leichter zu messen ist  

als qualitatives Wachstum. Aber auch hier entwickeln sich Instrumente. Wie z. B. das In-
strument der „Ökobilanzen".  
Frederic Vester (1980:454) sieht darin überhaupt die große Aufgabe, „in einem Um-
schwenken vom selbstzerstörerischen quantitativen Wachstum auf qualitative Umstruktu-
rierung oder, wie es etwas unglücklich heißt, auf qualitatives Wachstum. Dieses Um-
schwenken entspricht in seinen Grundvorgängen (verglichen mit der Lebewelt) dem Um-
schalten von Zellteilung auf Zelldifferenzierung; ein Umschalten, das ... hier wie dort,  

durchaus nicht Verzicht auf Gewinn heißen muß, Verzicht auf Stabilität oder gar Verzicht  

auf Wohlbefinden". Man  hat auch erkannt, daß Größe an sich nicht immer ein Segen ist.  

Es gibt auch Großunternehmen, die zu „kranken Riesen" geworden sind. Sie lösen sich  

heute organisatorisch in einzelne Aktionseinheiten, in sogenannte Profit-Centers auf, die  
wie mittelständische Unternehmen handeln sollen. Damit erhöhen sie ihre „Marktoberflä-
che", was einer sensibleren und diffizileren Anpassung an  Veränderung in den Märkten  
dient.  
Gefordert ist aber dann auch die Wirtschaftspolitik. Sie muß ihre Ziele überdenken und  

kann sicher nicht das Ziel „Quantitatives Wachstum" als Hauptziel halten. Für ein Unter-
nehmen ist eben nicht nur sein Markt sein Lebensmilieu, sondern auch die Wirtschafts-
und vor allem die Steuerpolitik schafft oder v етänдеrt heute in erheblichem Maße für das  

Unternehmen seine Milieubedingungen.  
Ich möchte eine Analogie versuchen zu den Wachstumsprozessen in der Natur. In der Na-
tur ist ein Biotop darin im Fließgleichgewicht, wenn die Nischen, die die größeren Lebens-
einheiten lassen, von kleineren Lebenseinheiten besetzt werden. Die Nischen, die diese  

wiederum lassen, füllen sich mit noch kleineren Lebenseinheiten bis hin zu den kleinsten  

Lebensräumen für die kleinsten Mikroben.  
In einem Gespräch mit einem Statiker hat er dieses Prinzip „die Sied inie" genannt. Man  

kennt es also auch in der Bauwirtschaft. Ein Sand braucht um so weniger Bindemittel und  

führt doch zu einem festen Bau, wenn seine Кörnungsstruktu г  einer guten SieЫinie ent-
spricht. Das heißt: Er enthält große Körner, die, wenn sie sich zusammenlegen, Nischen  

lassen. In diesem Sand mit der idealen Sie Ыinie gibt es dann kleine Кömeг, die sich in die-
se Nischen setzen und wiederum noch kleinere Körner, die die Zwischennischen besetzen  

bis zu  den  kleinsten Staubkörnchen, die das System dicht machen. Die Statiker sagen von  

dieser Sandmischung, sie habe „die ideale SieЫ inie".  
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Diese „Sieblinie" hat ein eindeutig ökologisches Äquivalent. Die gereifte Diversität der  
Biotope hat gegenüber den Monokulturen des Menschen viel stetigere Erhaltungsbedin-
gungen. Sie ist viel elastischer, bei stochastischen Störungen ins Gleichgewicht zuriickzu-
kehren. (Vgl. dazu das Kapitel „Die Ökosystemforschung" in Rupe rt  Riedl „Die Spaltung 
des Weltbildes" [1985: 193 ff1.) Ich möchte diese beiden Bilder von dem idealen Biotop 
und von der idealen Sieb inie auf die Wirtschaft übertragen. Ich glaube, hier steckt eines 
der Kernprobleme heute. Die Sieblinie oder die Biotope unserer westlichen Wirtschaftssy-
steme stimmen nicht.  Die  großen Körner sind zu groß, und  die  Fülle der mittelständischen 
Unternehmen bis hin zum kleinsten einzelarbeitenden H andwerker ist nicht dicht genug, 
die Ressourcen an  Arbeitskräften aufzunehmen und die Arbeitslosigkeit zu vennindem 
oder zu beseitigen. Die Lösung des Arbeitslosenproblems ist meines Erachtens nicht zu su-
chen durch noch größeres Mengenwachstum der Wirtschaft, sondern durch das dichtere 
„Biotop". Und das heißt: Es gilt Bedingungen zu schaffen und Spielregeln, in denen die 
kleinen und die kleinsten Wirtschaftseinheiten gleiche Gedeihensvoraussetzungen haben 
wie die großen. Man  kann keine Gleichheit der Unternehmen schaffen, wohl aber eine 
Gleichheit der Spielregeln für allе  Unternehmen. Unser  Problem  ist nicht eine Frage des 
Noch-mehr-Wachstums, sondern eine Frage des qualitativen Wachstums in die Dichte und 
in das Gleichgewicht. Nicht das Wachstum ist das  Problem,   sondern die Qualität des 
Wachstums. Das ist die eine Aufgabe der Wirtschaftspolitik: Die bessere Sie Ы inie — oder 
das bessere Biotop. Genau das ist die Spielregelfrage und eine Aufgabe der sogenannten 
Ordnungspolitik. Die SpielregeИ  können die Erhaltung oder die Wiedergewinnung der 
Werte fdrdem, die nicht allein ökonomisch meßbar sind. Ich bin überzeugt, daß dies 
marktwirtschaftlich zu regeln ist und vollkommen in das System der Marktwirtschaft paßt, 
wenn man  die gesellschaftlichen und ökologischen Kosten erhebt, wo sie entstehen. Wir 
brauchen also keine Ökodiktatur und keine Abschaffung  der  Marktwirtschaft. 
Auch das habe ich selbst erlebt: In einem Unternehmen hatte ein Produkt zwei Umverpak-
kungen. Als in der Bundesrepublik  die  Verpackungsverordnung kam mit dem „grünen 
Punkt" und damit die Umverpackungen kostenpflichtig wurden, fiel die Entscheidung in 
der Geschäftsleitungssitzung — an  der ich teilnahm — sehr schnell, eine der beiden Umver-
packungen wegzulassen. Das Produkt hat nichts an  Attraktivität im Markt verloren. 
Vorher haben alle in dieser Branche für ihre Produkte diese Doppelverpackung gehabt und 
jeder hatte geglaubt, wenn er nur noch auf eine Umverpackung geht, wäre das für ihn ein 
Wettbewerbsnachteil, solange die anderen bei ihren beiden bleiben. 
Es gab also bei diesen Geschäftsleitungssitzungen eigentlich das klassische Gefangenendi-
lemma nach der Spieletheorie des John von Neumann. Da man nicht weiß, wie sich  die  
Wettbewerber verhalten, wagt m an  nicht eine solche Entscheidung zu fällen aus Angst, 
Marktattraktivität zu verlieren. 
Ich komme noch einmal auf das Fischerei-Spiel mit Dennis Meadows im Konrad-Lorenz-
Institut zurück. Auch hier war jede Gruppe in einem Gefangenendilemma. Wenn sie sich 
zurückgehalten hätten, wer hätte sichergestellt, daß die anderen Gruppen nicht weiter ihre 
Schiffe auf das Meer schicken und bedenkenlos abfischen? Bei diesem Spiel gab es nur 
fünf Spielgruppen. Schon die konnten keinen Konsens zur Selbstbeschränkung finden. 
Normalerweise bestehen Branchen aus sehr viel mehr Unternehmenseinheiten. Es können 
hunderte und es können tausende sein. Und selbst wenn sich dann einige davon auf eine 
Selbstbeschränkung in Wachstum einigen würden, würden sich andere freuen und den 
Markt, den diese aufgeben, sehr gerne übernehmen. 
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Ich glaube also, das  Problem  ist durch unternehmerische Selbstbeschränkung nicht zu 1ö-
sen. Was wir brauchen sind klare gesellschaftliche Spielregeln, die stringent durchgesetzt 
werden. Sie müssen aber ausgeglichene Lebenschancen für alle Unternehmen lassen. Sie 
müssen Gleichbelastung schaffen unabhängig von der Größe. Dann kann m an  auch die 
Kosten für die öffentlichen Güter festlegen und dort erheben wo sie entstehen. 
Ganz wichtig ist aber dann, daß m an  den Unternehmen evolutionäre Anpassungszeiten 
läßt, in denen sie sich mit neuer Kreativität, neuen Ideen und neuen Wegen den neuen Le-
bensbedingungen, die  die  Gesellschaft ihnen setzt, anpassen. Und das werden sie garan-
tiert mit großer Effizienz tun. Unternehmen sind enorm lernfähige Organisationen — wenn 
sie müssen! Da habe ich in  den  Jahren meiner Arbeit mit  den  Unternehmern eine unge-
heuere Achtung gewonnen vor ihrer Anpassungsfähigkeit, vor ihrer Effektivität, der Effek-
tivität ihrer Methoden und ihrer Kreativität. Vielleicht mache ich mir jetzt Ärger, aber ich 
bin überzeugt davon, daß es kaum sonst Systeme gibt, weder staatliche noch öffentlich-
rechtliche, weder im Bildungswesen noch in der Verwaltung,  die  so kreativ, so effektiv und 
so schnell sich neuen Bedingungen anpassen können, wie gutgeführte Wirtschaftsunter-
nehmen. 
Die Lernfähigkeit ist die Kernfähigkeit. Aber: Lerndruck geht von den Außenbedingungen 
aus, ist also milieubedingt. Aber ich wehre mich vehement dagegen, Wirtschaftswachstum 
generell zu verteufeln und die Führungskräfte zu verdammen, die als Ziel das Wachstum 
ihres Unternehmens sehen und verfolgen. Wirtschaftswachstum hat neben  den  Schäden, 
die es durchaus angerichtet hat und die ich nicht verleugnen möchte, Wohlstand für viele 
Menschen gebracht. Alleine in Deutschland ist in den letzten hundert Jahren das Sozial-
produkt um mehr als das Hundertfache gestiegen. Wenn m an den  Wohlstand und die hohe 
soziale Sicherheit heute mit der Aasnut und dem Elend zu Beginn des Jahrhunderts ver-
gleicht, kann man nicht mehr sagen, daß Wachstum an  sich von Übel ist. Daß etwas wach-
sen will und sich ausbreiten möchte, ist — das werden  die  Biologen mir bestätigen — ein-
fach auch ein Naturgesetz. Biologen haben mir gesagt, daß ein Colibakterium in fünf Ta-
gen die ganze Welt beherrschen würde und wohl auch wollte, wenn es keine Grenzen sei-
nes Wachstums in seinen Ressourcen und in seiner Wettbewerbssituation gäbe. In dem 
Wachstumsauftrag liegt also wohl nicht das Prob em, sondern in den Rahmenbedingungen 
unter denen Wachstum geschieht. Das gilt auch für die Wirtschaft. Auch Wirtschaft unter-
liegt einem evolutionären Erke пntпisprozeß. 

Ziel: Entwicklung einer evolutionären Ökonomie  
Es gibt also durchaus Adaptionsmangel der wirtschaftlichen Vernunft. Aber es gibt auch 
Denkansätze, Hoffnungen, diese Adaptionsmangel zu mindern und die Grenzen unserer 
bisherigen wirtschaftlichen Vernunft zu übersteigen. 
Einen der wichtigsten wissenschaftlichen Denkansätze dazu sehe ich in der Entwicklung 
einer evolutionären Ökonomie (vgl. Wi tt  1990). Weltweit bildet sich hier eine Schule, die 
an  diesen Ideen weiterarbeiten wird. Bei der evolutionären Ökonomik werden Denkkate-
gorien und Erkenntnisse aus der Evolutionstheorie hinzugezogen. Eines der wichtigsten 
Paradigmen dieser Denkschule ist, daß wirtschaftliche Prozesse analog oder sogar homo-
log evolutionärer Entwicklungsprozesse verlaufen. 
Ich selbst bin durch meine Arbeit in Unternehmen und mit Führungskräften voll  Ober- 
zeugt, daß das Einbeziehen evolutionärer Denkkategorien in den Wirtschaftsprozeß mit- 
helfen kann, das Wachstumsproblem anzupacken und neue Antworten zu geben. Das geht 
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weit über die o ft  modischen Managementtheorien hinaus. Diese Suche hat mich ja auch in 
diesen Kreis um Rupert  Riedl geführt, weil ich gespürt habe, daß der über die Wirtschaft 
hinausgehende systemische Denkansatz nötig wird, wie er im Konrad-Lorenz-Institut ge-
pflegt wird. 
Eigentlich ist die Evolutionstheorie ja die Urform jeder Managementtheorie (vgl. Sliwka 
1992 a, b). Sie hat sich seit Milliarden Jahren bewährt. Die Natur hat bisher keinen Ko п -
kurs angemeldet. Sie hat zwar Geschäftseinheiten und Profit-Centers stillgelegt (z. В . die 
Saurier). Es ist auch nicht auszuschließen, daß die Gattung Mensch sich als Gattung zum 
Konkurs führt, wenn sie nicht begreift, daß es in der Evolution bei den immer limitierten 
Ressourcen stets um Optimierung des Energie-, um Minimierung des Materialumsatzes 
und um Kumulation von Information (Neg-Entropie) geht. Ich bin persönlich immer wie-
der überrascht, wie m an  mit solchen Gedanken bei klugen Managern und vor allem bei de-
nen, die langfristig denken, offene Türen einrennt. Sie spüren schon, daß Führung ein evo-
lutionärer Auftrag ist, eine Art  „geplante Evolution" und daß nur dann, wenn sie das ist, sie 
dem Unternehmen langfristige Überlebenssicherheit gibt. 
Auch wirtschaftliche Unternehmen und die Menschen, die sie f ihr еn und in ihnen arbei-
ten, sind Kinder der Evolution. Und die Evolution entläßt ihre Kinder nicht. 
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C4  
Obersysteme  

Obersysteme, man könnte auch sagen „Klammersysteme",  

binden die geschilderten Institutionen und deren Wachstums-
prozesse zusammen. Man kann sie aber wieder nicht als die  

Hauptverursacher des Wachstums bezeichnen; denn sie sind  

gleichermaßen eine Konsequenz oder Folge der Institutionen  

und deren Geschichte, die sie zusammenbinden. Ihren Inhalt  

gliedern wir nach einer heute geläufigen Terminologie, wie  

sie sich schon nach Universitätsinstituten und selbst nach Fa-
kultäten trennt: in Nationalökonomie; Kapitel 14, Recht; Кa-
pitel 15, Politik und Staat; Kapitel 16, und Kapital; Kapitel  
17. Und nochmals übersehe man  nicht, daß in unserer Gesell-
schaft keines der vier Systeme ohne die anderen existierte.  

Auch sie sind einander Ursache.  



KAPITEL  14  

Ursachen wirtschaftlicher Wachstumsprozesse 
Peter Hampe*  

1. Zwischen Wachstumsoptimismus und Wachstumskritik  
Wirtschaftswachstum — warum, wieviel, in welcher Form und zu welchem Ende: ein kon-
troverses Thema. Trotz aller wissenschaftlichen, zum Teil auch emotionalen Wachstums-
kritik besteht kein Zweifel daran, wer die überwältigende Mehrheit auf se iner Seite hat: es  
sind die Wachstumsbefürworter. 
In vielen Lander, insbesondere in den sich industrialisierenden Landern, wird Wi rt-
schaftswachstum als Synonym für Entwicklung angesehen. Entwicklung wiederum wollen 
bzw. benötigen sie einerseits, um mit den Problemen wachsender Bevölkerung fertig zu 
werden, andererseits, um Anschluß an die Industrieländer zu finden. 
Die kommunistischen Lander wiederum wollten lange Zeit die Überlegenheit ihres Sy-
stems durch höhere Wachstumsraten demonstrieren. Das Scheit еm des planwirtschaftli-
chen Wirtschaftsmodells hat aber deren Wachstumsinteressen keineswegs vermindert. Im 
Gegenteil: Da der Transformationsprozeß der osteuropaischen Staaten zu marktwirtschaft-
lichen Ordnungsformen zunächst mehr oder weniger dramatische Produktionseinbrüche, 
also Wachstumsverluste, zur Folge gehabt hat, erscheint ihnen Wirtschaftswachstum nun 
erst recht als Gebot der Stunde, um die materiellen bzw. sozialen Folgen der Tr ansforma-
tion zu überwinden und den Abstand zu den Industrieländern zu reduzieren. 
Aber auch in den letzteren gilt weiteres Wachstum als unverzichtbar, heute sogar verstärkt 
wegen der seit etwa zwei Jahrzehnten vielfach zunehmenden Massenarbeitslosigkeit. 
Die Wachstumskritiker haben also — zumindest politisch gesehen — schlechte Karten. Ob 
Wachstumkritik berechtigt ist oder nicht, ist allerdings kerne Frage von Mehrheiten. Für 
die Wissenschaft gilt schließlich die Suche nach Erkenntnis, nach Wahrheit als eigentliche 
Aufgabe, nicht aber das Schielen nach Mehrheiten. M an  muß und kann dann nur hoffen, 
daß (neue) Erkenntnisse der Wissenschaft auch in  die Politik eingehen und schrittweise 
mehrheitsfähig werden. 
Diese Zwischenüberlegung hilft uns aber in  Sachen Wirtschaftswachstum nicht viel wei-
ter, denn die Frage des Für und Wider wird auch wissenschaftlich kontrovers diskutiert. 
Die Wachstumskritik hat vor allem mit Dennis Meadows 1972 veröffentlichten Buch „Die 
Grenzen des Wachstums", dem 1. Bericht an  den Club of Rome, eingesetzt. Der spektaku-
läre Absatzerfolg des Buches — schon in wenigen Monaten eine Millionenauflage in  20 
Sprachen — Bißt sich wohl nicht allein mit geschicktem Verlags-Marketing erkláren. Offen- 

* Peter Hampe ist Volkswirt und Politikwissenschaftler, 1940 in Dohna/Elbe geboren. Studierte Volks-
wirtschaft, Politische Wissenschaften und Öffentliches Recht an  der Universität München, dort an-
schließend wissenschaftlicher Assistent seit 1980 Dozent für Wirtschaftspolitik an der Akademie für 
Politische Bildung in Tutzing und an der Hochschule für Politik in München, Gastprofessor an  der TU 
Dresden. 
Zugang zum Thema  Ober  die Wahrnehmung von Umweltproblemen schon in den 60er Jahren mit ih-
ren theoretischen und politischen Implikationen. Begegnung mit den Arbeiten von Dennis Meadows, 
einschlägige Publikationen bzw. Tagungsorganisationen; Anregungen zur Mitarbeit am vorliegenden 
Projekt durch Werner Patzelt. 
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kundig war es die Krisen-Botschaft selbst, die schon vorhandenes Unbehagen artikulierte  

und daher Resonanz erzielte: Weiteres exponentielles Wachstum der Bevölkerung und der  

Produktion seien auf unserem begrenzten Planeten auf Dauer nicht möglich. Konkreter:  

„Wenn die gegenwärtige Zunahme der Weltbevölkerung, der Industrialisierung, der Um-
weltverschmutzung, der Nahrungsmittelproduktion und der Ausbeutung von natürlichen  

Rohstoffen unverändert anhält, werden die absoluten Wachstumsgrenzen auf der Erde im  

Laufe der nächsten hundert Jahre erreicht" (Meadows 1972, S. 17). Als Lösungsvorschlag  

erregte vor allem die Forderung nach Nullwachstum der Wirtschaft (= keine Nettoinvesti-
tionen) Aufsehen.  
Das Buch hat viele Diskussionen ausgelöst. Und manche allzu einfache These wurde von  

Meadows und anderen Autoren später differenziert und weiterentwickelt (vgl. z. B. Nuss-
baum 1973). Aber gerade die Wissenschaft, zu deren primärem Gegenstand Fragen der  

Produktion und ihrer Entwicklung gehören, die Wirtschaftswissenschaft nämlich, hat sich  

von dieser Wachstumskritik nicht sonderlich beeindrucken lassen. Und wenn sich ihre  

Aufmerksamkeit gerade in der letzten Dekade nach einer Phase der Stagnation wieder ver-
stärkt Fragen des Wirtschaftswachstums zugewendet hat, so dominiert dort eine betont  

wachstumsoptimistische Sicht. Allerdings ist die moderne Wirtschaftstheorie stark modell-
theoretisch ausgerichtet. Modelle müssen aber nolens volens von der Realität abstrahieren  

und vereinfachen. Außerdem konkurrieren unterschiedliche Schulen und Denkansätze. So  

bemerkt Kurz gerade mit Blick auf die Wachstumstheorie ketzerisch, daß „die Lektüre der  

alten Meister häufig ergiebiger (ist) als diejenige der neuen" (vgl.  Kurz, 2.  Beitrag in die-
sem Band).  
Brechen wir diese Analyse zunächst einmal mit dem Befund ab, daB uns auch die Wissen-
schaft keine einhelligen Antworten auf die Fragen nach dem Sinn, der Notwendigkeit  

und/oder der Möglichkeit weiteren Wirtschaftswachstums liefert. Weitere Forschungsbe-
mühungen sind daher angezeigt. Und da jede Therapie — gleich ob sie das Wirtschafts-
wachstum beschleunigen, qualitativ verändern (seit der  Rio-Konferenz von 1992 nehmen  
weltweit die Forderungen nach umweltverträglicherem Wachstum im Sinne von sustaina-
ble development zu) oder verlangsamen will — eine solide Diagnose benötigt, ist die Frage  

nach den Ursachen des Wachstums nicht nur legitim, sondern dringlich.  

2.  Begriffliche, analytische und methodische Probleme  

Die Frage nach Ursache — Wirkungsverhältnissen gilt zumindest seit Thom as  Hobbes auch  
in den Sozialwissenschaften als Konstituens empirisch-analytischer Wissenschaftlichkeit  

(vgl. Hobbes: De Corpore; daß es sich dabei um ein reduktionistisches Verständnis von  

Wissenschaft handelt, ist hier nicht weiter zu diskutieren). Ein Blick in die wirtschaftswis-
senschaftliche Literatur, die sich mit Aspekten des wirtschaftlichen Wachstums beschäf-
tigt, fördert aber zunächst einmal das ijberraschende Ergebnis zu Tage, daß zumindest auf  

der terminologischen Ebene weniger Ursachen des Wachstums behandelt werden als viel-
mehr Gesetze, Kräfte, Bedingungen, Erfordernisse, Komponenten, Faktoren, G пindе  oder  
Motive des Wachstums. In Beiträgen des vorliegenden Buches stößt man auch noch auf  

Antriebe (Sliwka), Auslöser (Helsper) oder Quellen (Patzelt) des Wachstums. Ist dies nur  

Zufall oder hat es Methode?  
Zum Teil läßt sich diese begriffliche Vielfalt wohl einfach mit dem Bemühen der Autoren  

um sprachliche Abwechslung erklären. Es scheint dabei aber auch bewußt oder unbewußt  

eine Rolle zu spielen, der Komplexität der Realität auszuweichen. Wirtschaftliches Wachs- 
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turn ist ja ein vielschichtiger Prozeß, auf den eine ganze Reihe unterschiedlicher Faktoren  

ursächlich einwirken. Nun vereinfacht die Wirtschaftswissenschaft sowieso schon die  

komplexe Realität, indem sie zumeist einen Datenkranz als gegeben annimmt und nur Pro-
zesse innerhalb dieses Rahmens untersucht. Selbst unter diesen einschränkenden Bedin-
gungen spricht man  von der allgemeinen volkswirtschaftlichen Interdependenz: Alles  

hängt miteinander zusammen bzw. voneinander ab. Aber mit welchem Gewicht? Als not-
wendige oder hinreichende Bedingungen, als bloß kurzfristige oder langfristige Determi-
nanten, als mittelbare oder unmittelbare Ursachen? Die uns gestellte Frage nach den gene-
rеllеп  Ursachen wirtschaftlichen Wachstums verlangt danach, eher den Blickwinkel aus-
zuweiten, ihn jedenfalls nicht einzuengen; d. h. der Datenkranz ist selbst auf seinen  potei-
tiellen Ursachencharakter hin zu untersuchen.  Man  sollte sogar noch darüber hinausgehen  

und einbeziehen, w as  Rupert  Riedl den hierarchischen Bau der Welt nennt. Dessen kom-
pleхe Struktur wird vor allem dadurch geprägt, daß jede der Seins-Schichten von zwei Sei-
ten bestimmt wird: „Die  Material-  und StruktшΡgesetze reichen von den Unterschichten  

durch die Systeme hindurch, die Form- und Selektionsgesetze von  den  Oberschichten."  
(Riedl 1985, 66 ff.)  
Die Frage nach den Ursachen bestimmter Phänomene stellt sich damit sehr umfassend und  

bedarf eines praktikablen methodischen Zugriffs. Riedl und Patzelt haben diesbezüglich  

auf die multiperspektivische und darin bislang unübertroffene Ursachenlehre des Aristote-
les hingewiesen, der vier Ursachenformen unterschieden hat (vgl. Riedl 1985, 82 ff., Pat-
zelt 1986, 174 f.): die Antriebsursache (causa efficieпs),  die  Materialursache (causa mate-
rialis), die Formursache (causa formalis) und die Zweckursache (causa fiпalis). Es er-
scheint mir lohnend zu versuchen, mit Hilfe dieser Kategorien mehr Systematik und Klar-
heit in die Analyse der Ursachen wirtschaftlicher Wachstumsprozesse zu bekommen (ein  

derartiger methodischer Ansatz ist meines Erachtens nach in der Wirtschaftswissenschaft  

bislang nicht genutzt worden).  
Vorab sind aber einige begriffliche Klärungen nötig, auch wenn sich diese zum Teil mit  
ähnlichen Bemühungen anderer Autoren dieses Bandes überlappen (vgl. z. B. Binswan-
ger). Beginnen wir mit einigen Bemerkungen zum Begriff des Wirtschaftswachstums  

selbst. Dieser heute so gängige Terminus beschreibt die Steigerung der wirtschaftlichen  

Leistung einer Ökonomie (zumeist identisch mit einer nationalen Ökonomie, einem Staat)  

während einer bestimmten Periode. Die wirtschaftliche Leistung wiederum wird heute all-
gemein durch das Sozialprodukt dargestellt (auf  die  Unterschiede zwischen Brutto- und  
Nettosozialprodukt bzw. zwischen Sozial- und Inlandsprodukt wird hier nicht näher einge-
gangen). Diese Größe ergibt sich aus der Summe der Wertschöpfungen der einzelnen Un-
ternehmen und des Staates. Hinter der Wertschöpfung verbirgt sich — vereinfacht gesagt —
nichts anderes als die um die Vorleistungen bereinigte Produktion von Gütern oder Dienst-
leistungen, bewertet zu den erzielten Preisen. Erst auf der B asis solcher in Geldeinheiten  
ausgedrückter Preise kann m an  die unterschiedlichen Güter und Dienste gleichnamig  ma-
chef,  sie zusammenzählen. Da die erzeugten Güter und Dienste via Löh пе , Gewinne oder  
andere Einkommensarten immer jemandem anspruchs- bzw. eigentumsmäßig zukommen,  

entspricht das Sozialprodukt auch dem Volkseinkommen (der Summe aller Leistungsein-
kommen). Einem Wachstum des Sozialprodukts können Produktions- bzw. Mengen-
und/oder Preisänderungen zugrundeliegen. Insoweit das Wachstum auf Preisänderungen  

beruht, also bloBen nominalen Charakter hat, liegen ihm Inflationsprozesse mit eigenen  

Ursachen zugrunde (vgl. unten Abschnitt 9). Zumeist interessiert man sich beim Wi rt- 
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schaftswachstum aber für reale, im Sinne inflationsbereinigter Prozesse (beim Zeitver-
gleich werden dann fiktiv die Preise konstant gehalten). Dies gilt auch für meinen Beitrag.  

In der Regel wird daher im folgenden unter Wirtschaftswachstum reales oder Output-
wachstum verstanden, es sei denn, es ist ausdrücklich von nominaler Wachstum die Rede.  

Je nach Fragestellung rückt einmal das absolute Sozialprodukt bzw. sein Wachstum ins  

Blickfeld, ein andermal das Sozialprodukt pro Kopf. Als Bezugsgröße pro Kopf wird die  

Bevölkerungszahl, manсhmal auch die Zahl der an  der Erstellung des Sozialp гodukts be-
teiligten Personen, der Erwerbstätigen, verwendet. Das reale Sozialprodukt pro Erwerbstä-
tigen entspricht auch der durchschnittlichen Arbeitsproduktivität.  

Obwohl das Sozialprodukt und sein Wachstum (insbesondere p ro Kopf)  gern als Wohl-
standsindikator, auch im internationalen Vergleich, herangezogen werden, ist dies zuneh-
mend fragwürdig geworden. So bleiben bei der Sozialproduktsberechnung fast alle Lei-
stungen im privaten Bereich unberücksichtigt; andererseits werden kompensatorische  

Ausgaben einbezogen, obwohl sie nur (ökologische) Folgeschäden der Wirtschaftstätig-
keit ausgleichen sollen. Schließlich informieren die Makrodaten zu wenig über die Distri-
bution des Sozialprodukts, also über die Verteilung des Einkommens auf verschiedene so-
ziale Gruppen.  

3. Historische Tendenzen des Wirtschaftswachstums  
Wenn die Kritik am (exponentiellen) Wirtschaftswachstum dessen Folgen insbesondere  

hinsichtlich des Ressourcenverbrauchs und der Schädigung der Umwelt anprangert, so hat  

sie nicht nur hohe Wachstumsraten im Visier. Diese blieben nämlich vergleichsweise  

harmlos, wenn sie nur Episodencharakter hätten und wenn nicht aufgrund längerfristiger  

Wachstumsprozesse bereits hohe absolute Niveaus der weltweiten Produktion einschließ-
lich ihrer entsprechenden Begleiterscheinungen entstanden wären. Historisch hat die ei-
gentliche Beschleunigung der wirtschaftlichen Entwicklung — grob gesprochen — mit der  

industriellen Revolution eingesetzt und bis zur Gegenwart immer mehr Länder erfaßt. Sie  

ist keineswegs stetig verlaufen. Phasen rascheren und langsameren Wachstums haben sich  

abgewechselt. Schauen wir uns die verfügbaren Daten etwas genauer an, um die Dimen-
sionen der zu erörternden Phänomene sichtbar zu machen (vgl. Hampe 1980):  

Die neun führenden Industrieländer, die im Anhang im einzelnen aufgeführt sind, erzielten  

in der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts bzw. in den Jahrzehnten vor dem 1. Weltkrieg durch-
schnittlich ein jährliches Wachstum des realen Sozialprodukts von 2,7% (Minimalwert:  

1,4% = Italien, Maximalwert: 3,8% = Kanada), pro Kopf von 1,6%  (Min.:  0,8% = Italien,  
Max.: 2,4% = Japan).  
In den folgenden Jahrzehnten haben die beiden Weltkriege und die Weltwirtschaftskrise zu  

Beginn der 30er Jahre die wirtschaftliche Entwicklung beeinträchtigt. Versucht m an  mit  
Kuznets zumindest die kriegsbedingten Verzerrungen dadurch zu mildem, daß m an  zur Er-
mittlung des Wachstumstrends die jeweilige Vor- und Nachkriegszeit in die Untersuchung  

einbezieht, so weist der Wachstumstrend in den genannten Ländern für  den  Zeitraum  
1 890/1 91 0  bis zu Beginn der 50er Jahre im Durchschnitt keine wesentliche Veränderung  

gegenüber  den  Jahrzehnten vor dem 1. Weltkrieg aus. Die jährliche Wachstumsrate des So-  

zialprodukts der Ländergruppe lag nämlich bei knapp 2,5% , das Pm-Kopf-Wachstum bei  

1,5%.  
Im Zeitraum von 1950/54 bis 1963/67 erlebten bzw. erreichten die neun Länder dagegen 
eine markante Beschleunigung ihres wirtschaftlichen Wachstums: Die jährliche Wachs- 
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tumsrate des Sozialprodukts stieg im Durchschnitt auf 5,1%; bei der P ro-Kopf-Rate fiel 
die Veränderung gegenüber dem früheren Trend mit 3,9% sogar noch deutlicher aus (im 
Falle der beiden nordamerikanischen Länder war dieser Effekt allerdings weniger ausge-
prägt, insbesondere das Pro-Kopf-Wachstum blieb hier eher im langfristigen T rend). 
Auf der B asis neuerer Daten (siehe ebenfalls Anhang) zeigt sich, daß diese Wachstumsdy-
namik bis zur ersten ÖllQise anhielt: Die genannten neun Länder verzeichneten zwischen 
1960 und 1973 eine durchschnittliche Jahreswachstumsrate von 5,1%, womit sie aller-
dings knapp unter der Wachstumsrate der gesamten Weltwirtschaft von 5,2% blieben; ihr 
Pro-Kopf-Wachstum erreichte 4,1%. Im Folgezeitraum von 1973-1988 verlangsamte sich 
das Wachstum spürbar. Die neun Länder erreichten nun ein durchschnittliches Produkt-
wachstum von 2,6% bzw. ein Pr o-Kopf-Wachstum von 2% (die gesamte Weltwirtschaft 
wuchs in diesem Zeitraum dagegen mit einer Jahresrate von 3,2%). Vereinfacht gesagt hat 
sich also das gesamtwirtschaftliche Wachstum in den Industrieländern seit Mitte der 70er 
Jahre wieder dem Trend der Jahrzehnte von 1860/70 bis 1950 genähert. Bemerkenswert ist 
darüber hinaus, daß die (älteren) Industrieländer seit 1960 keinen Wachstumsvorsprung 
gegenüber dem Rest der Welt aufweisen; dies geht nicht zuletzt auf die wirtschaftliche Dy-
namik im ostasiatischen Raum zurück. 
Historisch gesehen hebt dieses wirtschaftliche Wachstum das Zeitalter der Industrialisie-
rung insgesamt auffällig aus dem historischen Strom heraus. Zwar liegen keine genauen 
Daten für das weltwirtschaftliche Produktionswachstum in den Jahrhunderten vor der In-
dustrialisierung vor.  Kuznets  hat grob geschätzt, daß sich das Pro-Kopf-Produkt in den 
westeuropäischen Ländem zwischen dem Jahre 900 und 1850 ebenso verfünffachte wie 
im folgenden Jahrhundert, d. h. in der industriellen Epoche beschleunigte sich das Pro-
Kopf-Wachstum annähernd um den Faktor 10! Das Outputwachstum insgesamt (das  Pro-
dukt aus Bevölkerungs- und Pro-Kopf-Wachstum) akzelerierte dabei etwas weniger dra-
matisch, denn während die Bevölkerung Europas (einschl. Rußland) im Millenium vor 
1850 etwas rascher wuchs als das Pro-Kopf-Produkt, stieg ihre Zahl zwischen 1850 und 
1960 nur auf knapp das Zweieinhalbfache, während sich — wie erwähnt — der Pro-Kopf-
Output verfünffachte (Kuznets 1966, 34 ff., insbes. Tab. 2.1 und 2.2; Kuznets 1971, 10-28, 
insbes. 27). 

4. Wirtschaftssysteme unter Wachstumskonkurrenz 
In unseren arbeitsteiligen Volkswirtschaften vollziehen sich die wirtschaftlichen Prozesse 
unter bestimmten institutionellen Rahmenbedingungen, die zumeist als Wirtschaftssystem 
oder Wirtschaftsordnung bezeichnet werden. Ein derartiger Ordnungsrahmen ist erforder-
lich, um die einzelwirtschaftliche Tätigkeit von Unternehmen, privaten Haushalten und öf-
fentlichen Körperschaften zu koordinieren und damit eine arbeitsteilige Wirtschaft funk-
tionsfähig zu machen. Gleichzeitig regeln  die  Rahmenbedingungen, wer, auf welche Wei-
se und unter welchen Bedingungen wirtschaftlich handeln bzw. die wirtschaftlichen Ent-
scheidungen anderer beeinflussen darf (Kompetenzverteilung). 
Sowohl im historischen Rückblick als auch im internationalen Vergleich lassen sich viel-
fältige Wirtschaftsordnungen unterscheiden. Seit Walter Eucken ist es aber üblich gewor-
den, diese Vielfalt (idealtypisch) auf zwei Grundtypen zurückzuführen, nämlich auf Syste-
me mit zentraler und dezentraler Wirtschaftsplanung. Die historisch verwirklichten  Ord-
fungen  enthalten zwar regelmäßig Elemente beider Idealtypen, sind also Mischformen, 
dennoch überwiegt einmal das dezentrale, einmal das zentrale Prinzip. Im ersteren Falle 
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spricht man dann — unscharf — von marktwirtschaftlich-kapitalistischen Ordnungen, im  ari-
deren Falle von zentralen Planwirtschaften. 
Was läßt sich nun ü ber die Wirtschaftssysteme/-ordnungen unter dem Aspekt des Wachs-
tums und seiner Verursachung aussagen? Verschiedene Blickrichtungen und damit Frage-
stellungen können unterschieden werden. Als institutioneller Rahmen für die wirtschaftli-
chen Entscheidungsprozesse kann die Wirtschaftsordnung zunächst einmal als causa for-
malis für das jeweilige Wirtschaftswachstum betrachtet werden. Zu fragen ist darüber hin-
aus, ob und inwieweit die jeweilige Ordnung auf wirtschaftliches Wachstum hin angelegt 
bzw. entwickelt worden ist (causa finalis). Schließlich ist zu prüfen, welche Antriebsursa-
chen (causa efficiens) im Rahmen der Wirtschaftssysteme für Wachstum relev ant sind und 
welche materiellen Gegebenheiten (causa materialis) jeweils die Wachstumsprozesse be-
stimmen. 
Beginnen wir mit dem zweiten Aspekt, mit der Frage, welche Rolle das Wirtschaftswachs -
turn  als Zielsetzung in unterschiedlichen Wirtschaftsordnungen spielt. Wie einleitend 
schon erwähnt, waren die Jahrzehnte des Ost-West-Konflikts auch vom Gegensatz markt-
wirtschaftlich-kapitalistischer Wirtschaftsordnungen im Westen und sozialistischer Pl an-
wirtschaften im Osten geprägt. Dabei entwickelte sich geradezu ein Wachstumswettlauf. 
Die Überlegenheit des eigenen Systems sollte nicht zuletzt in höheren Wachstumsraten 
zum Ausdruck kommen, schien doch damit ein Mehr an materiellem Wohlstand, an  (mili-
tärischer) Sicherheit und an politischem Einfluß möglich. Wirtschaftswachstum war also 
für beide Systeme gleichermaßen Ziel. 
Das galt aber auch schon für die Überlegungen ihrer geistigen Väter. Adam Smith wollte 
mit seinen Forderungen nach wirtschaftlicher Freiheit für die Menschen, nach Aufhebung 
vielfältiger wirtschaftlicher Reglementierungen, wie sie für die Wirtschaftsordnung des 
Merkantilismus charakteristisch waren, „den Wohlstand der Nationen" erhöhen, also ihr 
Sozialprodukt, insbesondere aber die Pro-Kopf-Einkommen steigern und so die allgemei-
ne Armut überwinden. Karl  Marx  und seine Nachfolger wiederum hielten den Kapitalis-
mus nicht zuletzt deshalb für ein historisch zu überwindendes Wirtschaftssystem, weil es 
wegen seiner Krisen- und Monopolisierungstendenzen die Produktivkräfte nicht hinrei-
chend entwickele, also die Produktion nicht gemäß  den  materiellen Möglichkeiten steige-
re. Demgegenüber sollte der Sozialismus/Kommunismus auf der B asis zentral geplanter 
Wirtschaftsprozesse die Produktivkräfte voll zur Entfaltung bringen, also höheres Wachs-
tum ermöglichen und so im Endstadium des Kommunismus die wirtschaftliche Knappheit 
endgültig überwinden (neues Verteilungsprinzip: jedem nach seinen Bedürfnissen!). 
Die Spekulation ging aber nicht auf. Nicht die marktwirtschaftlichen, sondern die soziali-
stischen Systeme gerieten in die Krise, tendierten zu wirtschaftlicher „Stagnation und 
Fäulnis", um bekannte Formeln Lenins aufzugreifen (vgl. Lenin 1960/1916). Vor allem 
blieben sie in der Produktivitätsentwicklung zurück, d. h. ihre Produktion erfolgte mit un-
verhältnismäßig hohem Einsatz an  Arbeit, Boden, Rohstoffen, Energie und anderem Kapi-
tal (extensives Wachstum). Folge war auch, daß m an  sich noch weniger als in den westli-
chen Ländem um die Belange der Umwelt kümmerte. Als Gorbatschow schließlich als er-
ster sowjetischer Führer aus der wirtschaftlichen Misere politische Konsequenzen zog und 
den real existierenden Sozialismus zu reformieren versuchte, brachen die Sowjetunion und 
ihre osteuropäischen Satelliten zusammen. Seitdem transformieren sie ihre Wirtschafts-
ordnungen in Richtung Marktwirtschaft. 
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5. Die marktwirtschaftliche Ordnung als Formursache  
Die marktwirtschaftlichen Rahmenbedingungen sind offenkundig — insbesondere auf län-
gere  Sicht — besser geeignet als andere, für wirtschaftliche Effizienz und rasches  Wachs-
turn  zu sorgen. Die Erkenntnis, daß die Institutionen einer Ökonomie eine wichtige causa  
formalis für wirtschaftliches Wachstum darstellen, kann allerdings nicht erst aus der  

Wachstumskonkurrenz zwischen Ost und West abgeleitet werden. Wirtschaftshistoriker  

haben die Unterschiede in der wirtschaftlichen Dynamik verschiedener Gesellschaften in  

ganz unterschiedlichen Epochen in engem Zusammenhang mit den jeweiligen institutio-
nellen Strukturen bzw. deren Veränderungen gesehen. So sei der „Sonderweg des We-
stens" und dabei insbesondere die Vorreiterrolle Englands und Hollands seit dem 17. Jahr-
hundert vor allem mit dem frühzeitigen Übergang zu marktwirtschaftlich-dezentralen  

StruktшΡen zu erklären (so z. B. North 1981, Wrede 1988).  

Welche institutionellen Regelungen sind nun für eine Marktwirtschaft besonders charakte-
ristisch? Den е inzelneп  Wirtschaftssubjekten (Unternehmen einschl. Banken, p rivate und  
öffentliche Haushalte) wird auf der Basis privater Eigentums- bzw. Verfügungsrechte ein  

hohes Maß an wirtschaftlicher Autonomie bzw. Handlungs- und Entscheidungsfreiheit  

eingeräumt. Die Koordination der arbeitsteiligen wirtschaftlichen Tätigkeit erfolgt über  

Märkte mit freier Preisbildung (gemäß der berühmten Formel: Angebot und Nachfrage be -
stimmen die Preise). Eine besondere Rolle spielt dabei das Prinzip des Wettbewerbs (da-
rauf ist im nächsten Abschnitt unter der Rubrik causa efficieпs noch einmal einzugehen),  
das die wirtschaftlichen Akteure positiv (durch Gewinne) oder negativ (durch Verluste, die  

bis zur Existenzgefährdung = Konkurs reichen) sanktioniert und in Richtung einer optima-
len Faktorallokation wirkt, also dazu tendiert, daß die volkswirtschaftlichen Ressourcen  

dort eingesetzt werden, wo sie den höchsten Nutzen (Gewinn) bringen. In der Sicht von  

Adam Smith wirken die P re is- und Wettbewerbsmechanismen wie eine invisible hand, die  
dafür sorgt, daß das an Individualinteressen ausgerichtete einzelwirtschaftliche Handeln  

den Wohlstand aller befördert. Diese überwiegend idealtypische Sichtweise läßt dem Staat  

konsequenterweise im Bereich der Wirtschaft wenig Raum. Er hat vor allem für innere und  

äußere Sicherheit zu sorgen „Nachtwächte гstaat", einige öffentliche Güter bereitzustellen  

und das Währungssystem vorzugeben (unter gegenwärtigen Währungsbedingungen ist da-
raus noch die Aufgabe erwachsen, für stabiles Geld zu sorgen).  

Die historische Erfahrung wie die Logik machen allerdings deutlich, daß das idealtypische  

Funktionieren einer Marktwirtschaft von einer Reihe von Bedingungen abhängt, die in der  

Realität nicht oder nicht ausreichend erfüllt bzw. erfüllbar sind. „Marktversagen" in ver-
schiedener Hinsicht war die Folge (Wirtschaftskrisen, Konzentrations- und Monopo-
lisierungstendenzen, ungleiche Einkommens- und Vermögensverteilung verbunden mit so-
zialer Not von Teilen der Bevölkerung u. a. m.). Schrittweise wurden daher vom Staat  

mehr wirtschaftliche Aktivität und Regulierung verlangt: Vor dem Hintergrund der Welt-
wirtschaftskrise der 30er Jahre plädierte der Brite Keynes für eine antizyklische Gestal-
tung der öffentlichen Haushalte, um die Konjunkturschwankungen zu dämpfen; in  

Deutschl an d traten Eucken und seine Freiburger Schule fü г  staatliche Wettbewerbspolitik  

zur Sicherung des Wettbewerbs gegen seine marktimmanente Aushöhlung und für ein  

Mehr an sozialem Ausgleich ein. In einer zweiten Phase der „Sozialen Marktwirtschaft"  

wurde in der Bundesrepublik Deutschland versucht, beide Reformansätze zu integrieren  

(Stabilitätsgesetz von 1967). Die Folgen verstärkter wirtschaftlicher Staatstätigkeit waren  

allerdings international nicht eindeutig positiv. Phänomene des „Staatsversagens" wurden  
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diagnostiziert. Insbesondere wurde dem Staat vorgeworfen, daß er durch allzuviele Regu-
lierungen, durch hohe Besteuerung und zunehmende Staatsverschuldung die Wirtschaft 
tendenziell lähme und das wirtschaftliche Wachstum behindere. Seit den 80er Jahren kam 
es daher wieder zu einer wirtschaftspolitischen Gegenbewegung unter dem Mo tto: Mehr 
Markt, weniger Staat (angebotsorientierte Politik). Auf einige dieser Aspekte wird an spä-
terer Stelle (im B. Abschnitt) noch einmal eingegangen, ansonsten fallen sie eher in den 
Themenbereich anderer Beiträge (siehe in diesem Band Patzelt und Helsper). 

6. Die Antriebsursachen des Wachstums 
Wir wenden uns nun der Frage zu, welche Antriebe bzw. Anreize im Rahmen einer markt-
wirtschaftlichen Ordnung für Wachstum sorgen. Damit berühren wir das generelle Thema 
der menschlichen Triebkräfte, ein Thema, mit dem sich viel Autoren unserer Geistesge-
schichte auseinandergesetzt haben. Aristoteles z. B. unterschied verschiedene menschliche 
Lebensformen und entsprechende Glücksvorstellungen. Dabei war er der Ansicht, daß die 
große Mehrheit der Menschen in einer hedonistischen Lebensweise ihr Glück findet, für 
die der Konsum von Gutem und Diensten zentral ist. Aristoteles beschrieb auch schon die 
Figur des Geldmenschen, der nach Reichtum strebt, also (durch Sparen) Vermögen akku-
mulieren will, meinte aber, Reichtum sei letztlich kein Endziel, sondern nur Mittel zum 
Zweck, z. B. um später mehr konsumieren zu können (Aristoteles, N.E., 1095 b 14 — 
1096a11). Thomas  Hobbes' Analyse der menschlichen (Leidenschafts-)Natur betonte das 
materielle Streben der Menschen noch stärker. Menschliches Glück sei generell „ein be-
ständiges Fortschreiten von Wunsch zu Wunsch. Ist der eine erfüllt, so öffnet sich nur der 
Weg für den nächsten. Die Menschen nämlich ... wünschen sich ihr Glück auch für im-
mer zu sichern". Der Mensch könne aber „die Mi ttel, die ihm jetzt Glück schenken, nicht 
sichern, ohne immer noch mehr zu erwerben" (Hobbes 1965, 76). 
Unter  den  ökonomischen Autoren hat vor allem deren moderner Stammvater Adam Smith 
eine einfache, aber treffende Formulierung gewählt. Wir seien von dem Wunsche geprägt, 
„die Lebensbedingungen zu verbessern, ein Verlangen, das uns ... ein ganzes Leben lang 
begleitet, von der Geburt bis zum Tode". Niemand sei jemals mit seiner Lage so vollkom-
men zufrieden, „daß er sich nicht wünscht, sie irgendwie zu ändem oder zu verbessern" 
(Smith 1974, 282). Mit dieser These wollte Smith insbesondere die Motivation zum Spa-
ren, zur Vermögensbildung erklären. Dies bietet Gelegenheit, einige wachstumstheoreti-
sche Folgerungen anzuschließen: Wenn gesamtwirtschaftlich mehr gespart wird, kann real 
mehr investiert und damit das wirtschaftliche Wachstum erhöht werden. Wenn es gleich-
zeitig, wie die klassische Ökonomie grundsätzlich unterstellte, keinen Mangel an  renta-
blen Investitionsgelegenheiten gibt, führt höhere Ersparnis auch tatsächlich zu höherem 
Wachstum. Keynes und andere Stagnationstheoretiker sahen diese Zusammenhänge aller-
dings anders. Sparen heißt ja unmittelbar Nicht-Konsum von Einkommen. Wenn daher 
mehr gespart wird, geht die Nachfrage nach Konsumgütern zurück. Keynes leitete daraus 
kurzfristig rezessive Wirtschaftstendenzen ab; andererseits meinte er, mit steigendem Ein-
kommen würden die Menschen in der Tat (auch langfristig) relativ mehr sparen und damit 
entsprechend weniger konsumieren. Dies liefe langfristig auf Bedürfnissättigung hinaus, 
die die Investitionsmöglichkeiten beschneiden und damit das wirtschaftliche Wachstum 
zum Erliegen bringen würde (vgl. Keynes 1936 sowie Streissler 1966, 87 f.). Keynes hat 
dabei aber zwei Faktoren mißachtet. Zum einen hat er die Dynamik der technischen Ent-
wicklung unterschätzt, die ständig neue Investitionsgelegenheiten bietet, neue Güter her- 
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vorbringt und damit neue Konsumanreize schafft. Zum anderen hat Keynes offenkundig  

zu wenig berücksichtigt, daß die materiellen Bedürfnisse des Menschen auch dann nicht  

enden, wenn ein die physische Existenz sichernder Standard an  Nahrung, Wohnung, Klei-
dung, Bildung usw. eeicht ist. Er hat nicht nur die oben zitierten Hobbes'schen Argumen-
te vernachlässigt, sondern „fälschlich interpersonelle Unabhängigkeit des Konsumverhal-
tens angenommen" (Streissler 1966, 88). Die empirischen wie konsumtheoretischen For-
schungen haben demgegenüber aber die Einsichten bestätigt, die Thorstein Veblen schon  

vor rund 100 Jahren formuliert hat, daß viele Konsumgüter nämlich nicht nur wegen ihres  

Gebrauchsnutzens geschätzt werden, sondern wegen des Prestiges, das sie vermitteln bzw.  

wegen des sozialen Status, den sie ausdrücken (Veblen 1899; vgl. auch Streissle г  1966 und  
Scherhom 1996). Durch Konsum (und Vermögen) kann man sich von den Mitmenschen  

sozial differenzieren, eigenen Erfolg demonstrieren, Zuneigung gewinnen, mehr Siche г-
heit erreichen, das Selbstwertgefühl steigern. Derartige Bestrebungen stellen aber nicht ir-
gendwelche zweitrangigen Bedürfnisse dar, sie zählen vielmehr, wie insbesondere A. Н .  
Maslow in seiner humanistischen Psychologie aufgezeigt hat, zu den menschlichen  
Grundbedürfnissen, deren unzureichende Befriedigung sogar zu psychischer, insbesondere  

neurotischer Erkrankung führt (vgl. Maslow 1968, Kap. 3). Auf der Makroebene, im  

Sсhichtengefiige einer Gesellschaft, orientiert sich entsprechend die einzelne soziale  

Schicht in ihrem Konsumverhalten an der nächst höheren, um diese allmählich zu e rrei-
chen; die höhere Schicht wiederum entwickelt neue Konsummuster, um sich nicht einho-
len zu lassen. Grundsätzlich sind die Bedürfnisse der Menschen also unbegrenzt und neh-
men auch bei Wirtschaftswachstum an  Intensität nicht ab (Streissl еr 1966, 71). Wie würde  
sonst auch verständlich, daß selbst in Wohlstandsgesellschaften die Lohn- bzw. Vertei-
lungskämpfe nicht nachlassen; wie sollte man sonst die (sehr aktuellen) Schwierigkeiten  

interpretieren, in unseren Anspruchsgesellschaften politisch etwas zu verändem, wenn es  

impliziert, daß bisherige materielle bzw. soziale Ansprache zurückgeschraubt werden sol-
len.  
Ein differenzierender Aspekt ist allerdings noch zu berücksichtigen. Gerade in Wohl-
standsgesellschaften richtet sich der Wunsch nach Mehr nicht nur auf Einkommen bzw.  

Güter, sondern auch auf mehr Freizeit bzw. weniger Arbeit (ohne ausreichende Zeit kann  

man  ja auch viele Güter gar nicht konsumieren!). Die Geschichte der letzten 100 Jahre ist  

daher insbesondere in Eu ropa auch eine Geschichte der deutlichen Verkürzung der durch-
schnittlichen Jahres- und Lebensarbeitszeiten. Auf mögliches Einkommens- bzw. Produk-
tionswachstum wurde dementsprechend verzichtet. Die Frage nach der weiteren Entwick-
lung der Arbeitszeiten hat in den letzten Jahren in vielen Industrieländern neue Aktualität  

erhalten und z. В . in Deutschland zu heftigen Kontroversen insbesondere wegen der For-
derung nach der 35-Stunden-Wohe gefiihrt. Die neuerlichen Bemühungen zur Verkür-
zung der Arbeitszeiten zielen allerdings nicht auf die Verlangsamung des Wirtschafts-
wachstums, sondem auf die Reduzierung der Arbeitslosigkeit durch Umverteilung der für  

die Produktion (noch) erforderlichen Arbeit (vgl. z. В . Hampe 1993). Ohne hier auf weite-
re Einzelheiten einzugehen, bleibt festzuhalten, daß sich eine Verbesserung der Lebensbe-
dingungen nicht nur via Einkommens- bzw. Produktionswachstum realisieren läßt.  

Kehren wir noch einmal zu den oben angesprochenen Antrieben in Richtung Bedürfnis-
wachstum zuruck.  In  diesem Kontext wird gerne argumentiert, dies sei primUr die Folge  

der Manipulation der Bedürfnisse durch die Wirtschaft, der es mit Hilfe psychologisch raf-
finierter Methoden der Werbung bis hin zum Konsumterror gelinge, immer neue Bedürf- 
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pisse zu wecken bzw. aufzuoktroyieren. Hier liege eine wichtige causa efffciens für wach-
senden Konsum und damit wirtschaftliches Wachstum. Nun ist gewiß nicht daran zu rüt-
teln, daß Unternehmen und Wirtschaftsverbände die Werbung bzw. das Gesamtinstrumen-
tarium des Marketing intensiv und erfolgreich nützen. Dennoch wird die genannte These,  

nicht zuletzt im Lichte unserer obigen Überlegungen, der Realität nicht gerecht. Welche  

Funktionen kommen der Werbung denn realiter zu? Ziel der Werbemaßnahmen von Unter-
nehmen oder Unternehmensgruppen ist es immer, (mehr) Nachfrage auf die eigenen Pro-  

dukte zu lenken, sich also ein möglichst großes Stück vom Kuchen der gesamten Konsum-
ausgaben der Bevölkerung zu sichern. Dies geschieht zum einen durch den Informations-
effekt der Werbung. In einer dynamischen Wirtschaft, in der laufend neue Güter und Qua-
litäten entwickelt und angeboten werden, hat diese Funktion einen besonderen Stellen-
wert. Zum anderen formt die Werbung durchaus auch die Bedtirfnisstrukturen der Konsu-
renten, indem sie ihnen z. В . nahezulegen versucht, ihr Trinkbedürfnis durch bestimmte  

Mineralwasser-, Fruchtsaft-, Bier- oder Weinsorten zu decken usw. (Anm.: Dies steht in  

Gegensatz zu der vereinfachenden, aber eben irrigen Annahme vor allem neoklassischer  

Wirtschaftsmodelle, die Konsumenten hätten ein autonomes, fertig ausdifferenziertes Be-
dürfnis- und Bewertungssystem, an  das sich die Unternehmen in einer Konkurrenzwirt-
schaft vornehmlich passiv anpassen). Gestützt auf unsere vorigen Überlegungen wird die  

Werbung umso erfolgreicher sein, je mehr es ihr gelingt, die betreffenden Güter zu positio-
nalen Gütern, zu Statussymbolen zu machen.  
Letztlich ist das Ganze wohl eine Art  kybernetischer Prozeß, in dem die Wirtschaft durch  

das Angebot an (neuen) Gütern, vermittelt über Werbung,  den  Menschen (neue) Möglich-
keiten der Befriedigung ihrer ganz unterschiedlichen materiellen, aber auch psychischen  

bzw. positionalen Bedürfnisse eröffnet. Primär sind dabei offenkundig die menschlichen  

Bedürfnisse; sie werden aber durch die Werbung mit geformt, so daß diese durchaus eine  

eigenständige Rolle spielt. (Anm.: Begrenzt wird der Einfluß der Werbung vor allem durch  

die konkurriende Werbung für ähnliche Produkte, durch die Budgetbeschränkungen bei  

den einzelnen potentiellen Nachfragern und durch deren autonom oder durch Verbraucher-
beratung entwickelte Bedarfsstrukturen: Je gefestigter die Persönlichkeitsstruktur, desto  

weniger verführt Werbung! Besonders werbungsgefährdet sind daher nicht zuletzt Kinder  

und Jugendliche.)  
Die letzten Überlegungen haben unsere Blickrichtung bereits auf die Unternehmensseite  

gelenkt. Die Frage nach den hier maßgeblichen Antriebskräften ist nicht grundsätzlich an-
ders zu beantworten als die einleitende Frage nach  den  allgemeinen menschlichen Antie-
ben im Seinsbereich Wirtschaft, denn hinter den Unternehmen stehen ja Eigentümer/Un-
temehmer (bei Großunternehmen vorwiegend angestellte M an ager), denen es letztlich  
auch nur darum geht, ihre Lebensbedingungen bzw. ihre soziale Position zu verbessern.  

Daher hat die Wirtschaftstheorie auch das allgemeine Ziel der wirtschaftlichen Tätigkeit  

des Menschen mit Nutzenmaximierung beschrieben: mit den verfügbaren bzw. eingesetz-
ten Mitteln ein Maximum an  Bedürfnisbefriedigung erreichen. Im Falle des Untemeh-
mens/Untemehmers konkretisiert sich dieser Antrieb zur bekannten Formel der Gewinn-
maximierung — gewiß eine starke Vereinfachung zumal heutiger unternehmerischer Ziel-
funktionen. Richtig daran ist aber, daß Unternehmen auf Dauer nur aufrechterhalten wer-
den,  wenn sie Gewinne bzw. eine (auf das eingesetzte Kapital bezogene) ausreichende,  

d. h.  den  Kapitalmarktzins übersteigende Rendite erzielen. Bloßes Untemehmenswachs -
turn,  gemessen am Umsatz oder an  der Beschäftigtenzahl, abgekoppelt von der Gewinn- 
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entwicklung, ist daher zunächst einmal kein primäres Unternehmensziel (vgl. dazu auch  

den Beitrag Sliwka in diesem B and), allerdings können vor allem bei oligopolistischen  

Marktstrukturen neben dem Gewinnmotiv Sicherheitsüberlegungen eine ganz eigenständi-
ge Rolle spielen, die der Unternehmensgröße einen speziellen Stellenwert zuweisen (vgl.  

Rothschild 1965/1947): Mit zunehmender Größe erhöht sich nämlich in aller Regel auch  

die finanzielle Stärke eines Unternehmens, die angesichts der latenten Kampfsituation im  

Oligopol besonders dringlich ist. Außerdem können Großunternehmen leichter die Politik  

zu ihren Gunsten beeinflussen und im Falle des Falles eher auf öffentliche Unterstützung  

hoffen, schon wegen der Erhaltung der Arbeitsplätze. Das Streben nach Sicherheit bzw. si-
cheren Profiten kann allerdings auch andere Strategien nahelegen, z. В . den Versuch, sei es  

durch Ausschaltung der Konkurrenten, sei es durch Kooperation mit ihnen, eine Monopol-
situation zu erreichen. Die letztere verlangt unter Umständen sogar,  die  Produktion einzu-
schränken, um höhere, nämlich Monopolpreise am Markt durchsetzen zu können.Wie die  

damit verbundenen höheren (Monopol-)Profite verwendet werden, ob im eigenen Unter-
nehmen oder exte rn , wo also entsprechendes Wachstum stattfindet, kann allerdings nicht a  
priori entschieden werden.  
Funktionsfähiger Wettbewerb gehört im übrigen zu den Legitimationsgrundlagen einer  

Marktwirtschaft. Gerade das Wissen und die Erfahrung, daß Unternehmen starkes Interes-
se daran haben, den Wettbewerb untereinander zu beschränken oder gar abzuschaffen, hat  

den Staat auf den Plan gerufen und ihn Instrumente zum Schutze des Wettbewerbs entwik-
keln lassen (Anm.: Was  in den angelsächsischen Ländern schon im 19. Jahrhundert prakti-
ziert wurde, erhielt in Deutschl and erst im Gefolge des Euckenschen Ordo-Liberalismus  

bzw. in der von ihm inspirierten „Sozialen Marktwirtschaft" wirtschaftspolitischen Stel-
lenwert!). Unter Wettbewerbsbedingungen ergibt sich aber für jedes Unternehmen ein star-
ker Druck, ja Zwang, wettbewerbsfähig zu sein und zu bleiben, um Gewinne erzielen und  

die Existenz des Unternehmens erhalten zu können. Grundsätzlich stehen dafür zwei An-
satzpunkte zur Verfiigung: Zum einen kann Wettbewerbsfähigkeit über bessere oder neue  

Produkte anvisiert werden, die andere Strategie heißt Kostensenkung, um billiger anbieten  

zu können als die Konkurrenz. Das Konkurrenzprinzip verstärkt also die gewinnorientier-
ten unternehmerischen Antriebe in Richtung Kostensenkung bzw. Produktivitätserhöhung,  

aber auch in Richtung Entwicklung neuer und/oder besserer Produkte. Es zählt daher so-
wohl zu den Formursachen des Wachstums, insoweit marktwirtschaftliche Systeme den  

Wettbewerb ausdrücklich erlauben und zu sichern suchen, als auch zu dessen Antriebsur-
sachen, indem es Kostensenkungen bzw. Produktivitätssteigerungen generiert, die wieder-
um  die  materiellen Grundlagen für weiteres Wachstum verbessern.  
Damit rückt ein neuer Aspekt ins Blickfeld, denn welches Bedürfnis- bzw. Konsumniveau  

die privaten Wirtschaftssubjekte realisieren können, welche Gewinne die Unternehmen er-
zielen und mit wieviel Güterproduktion bzw. Wachstum das verbunden ist, hängt natürlich  

nicht allein von den beschriebenen Form- und Antriebsursachen ab, sondern auch von den  

jeweiligen materiellen Verfügbarkeiten in einer Gesellschaft.  

7. Die Materialursachen des Wachstums  

Reales Wirtschaftswachstum heißt Steigerung der Produktion von Gütern und Diensten.  

Die Nationalökonomie behandelt deren causa materialis in der Lehre von den Produk-
tionsfaktoren (vgl. z. B. Gruber/Kleber 1994, 13 ff.). Unterschieden werden dabei zumeist  

Boden, Arbeit und Kapital als die drei klassischen Produktionsfaktoren, wobei der Boden  
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im Laufe der Zeit immer weniger Beachtung fand, einerseits im Zusammenhang mit der  
relativ abnehmenden Bedeutung der Landwirtschaft, andererseits wegen seiner zunehmen-
den, durch Arbeit und Kapital bewirkten qualitativen Änderung, die ihn mehr und mehr in  
ein produziertes Produktionsmittel, also in Kapital verwandelte. Erst im Zuge der neueren  
ökologischen Diskussion erlebt der Faktor Boden im weiter gefaßten Begriff der natürli-
chen Ressourcen eine Renaissance. Darin werden dann auch die ers сhöpfbaren Boden-
schätze sowie Luft und Wasser einbezogen (auch als Aufnahmemedium für Abfälle!).  
Mit Kapital als Produktionsfaktor ist keine Geldgröße gemeint, sondern Produktiv- oder  
Realkapital im Sinne von Produktionsmitteln wie Gebäuden, Maschinen, Werkzeugen und  
Vorprodukten. Die menschliche Arbeit wiederum ist heute weniger originärer Produk-
tionsfaktor als vielmehr human capital, das durch Ausbildung und Erfahrung erst seine  
spezielle Qualität gewinnt.  
Wirtschaftswachstum ist zum einen dann möglich, wenn der Faktoreinsatz quantitativ er-
höht wird. Beim Boden ist dies innerhalb nationaler Grenzen nur möglich, wenn die Ver-
wendungsarten geändert werden, also wenn bisheriges Brachland für landwirtschaftliche  
Zwecke nutzbar gemacht wird oder wenn neue Gewerbegebiete zu Lasten anderer Boden-
nutzung ausgewiesen werden usw. Der Faktor Produktivkapital, in seiner gesamtwirt-
schaftlichen Summe Kapitalstock genannt, kann dagegen fortlaufend durch (Netto-)Inve-
stitionen, denen volkswirtschaftlich eine entsprechende Erspanis (= Nichtkonsum von So-
zialprodukt) gegenüberstehen muß, vermehrt werden. Der zur Verfügung stehende Faktor  
Arbeit schließlich wird im Zeitablauf durch Bevölkerungswachstum/-Schrumpfung, durch  
Änderungen in der Erwerbsbeteiligung, durch Änderungen der durchschnittlichen Arbeits-
zeiten und/oder durch Wanderungsbewegungen verändert.  
Bei der Frage nach den Materialursachen der Produktion bzw. ihres Wachstums ist natür-
lich zu unterscheiden zwischen der potentiell verfügbaren Faktormenge (dem maximalen  
Faktoreinsatz) und der tatsächlich eingesetzten. Die jeweilige Differenz beruht zum Teil  
auf freiwilligen Entscheidungen der Faktorbesitzer (so sind z. B. die Arbeitszeiten im Lau-
fe der Zeit merklich gesenkt worden, außerdem liegt die gewünschte Erwerbsbeteiligung  
insbesondere der Frauen deutlich unter der physisch möglichen; die Bodennutzung  für 
landwirtschaftliche Zwecke oder die Ausbeutung natürlicher Ressourcen wiederum erfolgt  
nur bei ausreichender Rentabilität); der Faktoreinsatz kann aber auch — im Falle konjunk-
tureller oder struktureller Krisen — unfreiwillig reduziert sein. Länger anhaltende Massen-
arbeitslosigkeit stellt dabei die schwerwiegendste wirtschaftliche und soziale Herausforde-
rung dar. Bei wachstumstheoretischen, also längerfristigen Überlegungen wird allerdings  
zumeist die Vollbeschäftigung aller (freiwillig bei den herrschenden Konditionen angebo-
tenen) Faktoren unterstellt.  
Die Auffassungen über die relative Rolle der einzelnen Faktoren haben sich dabei, wie  
schon angedeutet, im Laufe der Wirtschaftsgeschichte gewandelt (vgl. dazu, aber auch  

zum Folgenden, den  2.  Beitrag Kurz). Auch über den konkreten Zusammenhang zwischen  
Faktoreinsatz und Produktionsergebnis sind unterschiedliche Theorien (bzw. Produktions-
funktionen) entwickelt worden, auf die hier nur kursorisch, nicht aber im Detail eingegan-
gen werden kann.  
Für unser Thema beachtenswert ist, daß die meisten Ökonomen seit Adam Smith hinsicht-
lich der längerfristigen Möglichkeiten wirtschaftlichen Wachstums eher skeptisch waren,  

wofür unterschiedliche Grunde benannt wurden. Zumeist lagen und liegen dieser Skepsis  
„ertragsgesetzliche" Produktionszusanцnenhänge zu Grunde. Diesem Gesetz zufolge, das  
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zuerst für die landwirtschaftliche Produktion entwickelt wurde, kann man die Güterpro-
duktion (bei konstanter Technik) langfristig nur steigern, wenn alle Produktionsfaktoren  

proportional vermehrt werden. Ist ein Faktor in  seiner  Verfügbarkeit begrenzt, z. В . der  
Boden, kann man zwar durch verstärkten Arbeits- und/oder Kapitaleinsatz die Produk-
tionsmenge zunächst steigern, aber bald nur noch mit abnehmenden Ertragszuwächsen, bis  

das Gesamtprodukt schließlich ein Maximum erreicht (würde dieses Gesetz nicht gelten,  

so wurde ex contrario gefolgert, könnte m an  die Weltgetreideproduktion иΡ einem Blu-
mentopf erzeugen). Ähnliche Zusammenhänge wurden auch für  die  Industrieproduktion  
unterstellt, wenn man einen Faktor relativ zu den anderen stärker einsetzt, wenn also z. B.  

bei konstanter Bevölkerung bzw. Arbeitsmenge immer mehr Realkapital via Investition  

akkumuliert wird. Dann werde nämlich der Investitionsertrag relativ sinken, die Profitrate  

also abnehmen, und das Wachstum allmählich an eine Grenze stoßen. Auch Keynes arbei-
tete mit dieser Annahme der (neo-)klassischen Theorie, indem er bei steigender Investition  

eine abnehmende marginal efficiency of capital unterstellte. Dies galt für ihn auch langfri-
stig, so daß er — vereinfacht gesagt — für die Jahrzehnte nach dem 2. Weltkrieg, wenn  die  
Kriegsfolgen beseitigt seien und die wichtigsten volkswirtschaftlichen Investitionsbedürf-
nisse gedeckt wären, eine Art golden  age erwartete. Wirtschaftspolitisch sei es dann ange-
sichts geringerer profitabler Kapitalanlagemöglichkeiten nötig, den Konsum anzukurb еln  
bzw. die volkswirtschaftliche Ersparnis zu senken; außerdem sollte man die Arbeitszeiten  

reduzieren! (Vgl. Hampe 1984, 101 f.)  
Diese ältere Wachstumsskepsis steht natürlich insbesondere иΡ Widerspruch zu den weltwei-
ten, wenn auch regional unterschiedlichen, Wachstumsprozessen nach dem 2. Weltkrieg  

(vgl. oben 3. Abschnitt). Sie beruhte vor allem darauf, daß m an  nur die Menge der einge-
setzten Produktionsfaktoren im Zeitablauf als variabel ansah, nicht aber deren Qualität, ge-
nauer deren Produktivität (Output-Input-Verhältnis). Veränderungen der Technik im Si лпe  
des Einsatzes neuartiger Produktionsmittel bzw. neuer Produktionsverfahren und/oder neuer  

betrieblicher Organisationsweisen erhöhen aber die Faktorproduktivitäten. Das gilt iiisbe-
sondere für die Arbeitsproduktivität (bei ihr wird das gesamte Produktionsergebnis  rein  
rechnerisch allein auf die Menge an eingesetzter Arbeit bezogen), weil die Entwicklung der  

relativen Preise zwischen Arbeit und Kapital zumeist „arbeitssparenden" technischen Fo rt-
schritt induziert (dabei ändert sich gleichzeitig das E иΡsatzverhältnis von Kapital und Arbeit  

in  Richtung eines stärkeren Kapitaleinsatzes gegenüber dem Arbeitsinput). Die Kapitalpro-
duktivität bzw. der Kapitalkoeffizient bleiben dann relativ konstant. Für das Wirtschafts-
wachstum wesentlich ist nun der Effekt, daß bei Erhöhung der Faktorproduktivitäten die  

Produktionsmenge auch bei unverändertem mengenmäßigem Faktoreinsatz ansteigt. Kurz  

verweist darauf, daß bis zu zwei Drittel des tatsächlich  in  neuerer Zeit beobachteten Wi rt-
schaftswachstums offenkundig auf dieser Fortschrittskomponente beruhen (und nur der  

Rest auf vermehrtem Faktoreinsatz) und daß sich die neueste Wachstumstheorie zusätzlich  

darum bemüht, diese Komponente endogen zu erklären und nicht einfach als exogen gege-
benen technischen Fortschritt anzusehen. Als kausale Antriebsfaktoren sind dabei iiisbeson-
dere die Bildung von Human- und von Wissenskapital (i. S. der Entwicklung neuer Produk-
te und Produktionsverfahren) hervorgehoben worden (vgl.  2.  Beitrag  Kurz).  
Ziehen wir eine Zwischenbilanz: Wirtschaftswachstum wird — auf der Ebene der  Material-
ursachen — nicht nur von der Menge der eingesetzten Inputfaktoren, sondern ganz wesent-
lich von ihrer Produktivität bestimmt, die sich im Zeitablauf durch Anstrengungen ver-
schiedener Akteure verändert: Arbeitskräfte erhöhen durch Aus- und Fortbildung ihre  
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Qualifikation, um später höheres und/oder sicheres Einkommen zu erzielen; Unternehmen 
investieren in Forschung und Entwicklung, um Produkte zu verbessern oder durch neue zu 
ersetzen, aber auch um kostengünstigere Produktions- und Organisationsverfahren zu ent-
wickeln; und dies alles wird durch bildungs- und/oder technologiepolitische Maßnahmen 
des Staates ergänzt oder gar erst ermöglicht. Für die Frage nach Tempo und Grenzen des 
Wachstums haben diese Zusammenhänge eminente Bedeutung, denn neues Wissen ist im 
Prinzip unbegrenzt. Bei endogener Interpretation wird es, von der allgemeinen Antriebsur-
sache wirtschaftlichen Handelns, dem Wunsch, die eigene Lage zu verbessern, ausgelöst, 
in vielen kleinen Schritten (nicht nur in Form großer Erfindungen!) durch investive Aktivi 
täten der einzelnen wirtschaftlichen Akteure (einschließlich dem Staat) vorangetrieben —  

ein Prozeß, der durch das Konkurrenzprinzip noch verstärkt wird. 

B. Aktuelle Zweckursachen des Wachstums  
Die letzten Überlegungen machen besonders deutlich, wie eng Antriebs-, Mate rial- und 
Fоптiuгsасhеп  des Wachstums miteinander zusammenhängen bzw. ineinandergreifen. Nur 
die Ebene der causa fiпalis scheint aus dem Blick geraten zu sein. Aber abgesehen davon, 
daß die jeweilige Antriebsursache des wirtschaftlichen Handelns, eine causa efficiens aus 
der systemischen Perspektive, aus dem Blickwinkel der individuellen Akteure als Zweck-
ursache, als causa fiпalis, interpretieren werden kann, also auch hier ein sehr enger Zu-
sammenhang besteht, ergeben sich gerade aus den zuletzt diskutierten Bemühungen, neues 
Human- und Wissenskapital zu bilden, besonders aktuelle Zweckursachen des Wachstums. 
Auf die klassischen Zweckursachen sind wir ja schon in Abschnitt 4 eingegangen: Wachs-
tum als Ziel, um den individuellen und gesellschaftlichen Wohlstand zu erhöhen, aber 
auch, um ein Mehr an  wirtschaftlicher und damit politisch-militärischer Stärke zu gewin-
nen. Die Aktivitäten zur Bildung neuen Wissens- und Humankapitals führen, wie erwähnt, 
gleichzeitig zur Erhöhung der Arbeitsproduktivität, also dazu, daß bestimmte Produktions-
mengen mit geringerem Arbeitseinsatz (= mit weniger Arbeitsstunden) hergestellt werden 
können. Volkswirtschaftlich heißt dies, daß sich aus den Wachstumsraten des Sozialpro- 
dukts und der gesamtwirtschaftlichen Arbeitsproduktitvität die Entwicklung des Arbeits-
volumens (=  die  Zahl der benötigten Arbeitsstunden; dividiert durch  die  durchschnittli-
chen Arbeitszeiten ergibt sich die Anzahl der benötigten Arbeitskräfte) bestimmt. Bleibt 
nun das Sozialproduktswachstum hinter der Produktivitätsentwicklung zurück (beide  Vari-
ablen sind partiell unabhängig voneinander!), geht die Arbeitsnachfrage zurück, so daB 
tendenziell Arbeitslosigkeit entsteht, wenn nicht gleichzeitig das Arbeitsangebot (auch 
durch niedrigere Arbeitszeiten) sinkt. 
Empirisch ist diese Situation sehr aktuell, denn vor allem seit der Ölkrise von  1974  leiden 
die Industrieländer, insbesondere die e шΡopäischen, erneut an (struktureller, nicht lediglich 
konjunktureller) Massenarbeitslosigkei — eine sozial unerträgliche und gefährliche Ent-
wicklung, denn Arbeitslosigkeit ist nicht nur ein ökonomisches, sondern auch ein  psycho-
soziales  Problem,  das letztlich die Stabilität der politischen Ordnung gefährden kann. Da 
die marktwirtschaftlichen Selbstheilungskräfte offenkundig nicht ausreichen, um zum 
Vollbeschäftigungsgleichgewicht zuriickzufiihren (neoklassisch argumentierende Ökono-
men erklären dies im Unterschied zu den Keynesianem, die vor allem mit Nachfrageman-
gel argumentieren, mit unzureichender Lohn- bzw. Preisflexibilität und mit anderen staat-
lichen Regulierungen, die die marktwirtschaftlichen Anpassungsmechanismen behindern: 
eine immer noch aktuelle Kontroverse!) wird Wachstumspolitik zum Gebot der Stunde, 
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ein Ziel, das konsequenterweise auch alle wesentlichen gesellschaftlichen Gruppen poli-
tisch unterstützen. Verstärkt wird dieser „Wachstumszwang" noch dadurch, daß steigende  

Arbeitslosigkeit die Finanzierbarkeit des Sozialstaats gefährdet, der schon durch die de-
mographisch bedingten gesellschaftlichen Alterungstendenzen und die zunehmende Glo-
balisierung der Мärktе  in Bedrängnis gerät (zu weiteren Aspekten von Politik als  Wachs-
tumsursache siehe  die  Beiträge von Helsper und Patzelt in diesem Band). Forderungen  

nach weniger wirtschaftlichem Wachstum verhallen daher ungehört, scheinen jeder Ratio-
nalität zu widersprechen. Dabei wird im übrigen übersehen, daß Strategien zur Ankurbe-
lung des Sozialproduktwachstums zumeist auch die Arbeitsproduktivität erhöhen und in-
soweit die Beschäftigungssituation nicht verbessern.  
Bevor wir nun ein abschließendes Fazit ziehen, soll noch ein Blick auf m оnеtärе  Aspekte  
des wirtschaftlichen Wachstums geworfen werden, zieht doch allein schon das Wachstum  

der Finanzmärkte national und international immer mehr Aufmerksamkeit auf sich.  

9. Monetäre Ursachen des Wachstums  

Bislang haben wir uns primär mit realwirtschaftlichen Größen und Zusammenhängen be-
faßt und damit in Übereinstimmung mit dem Gros der nationalökonomischen Literatur  

mehr oder weniger davon abstrahiert, daß sich die wirtschaftlichen Prozesse im Rahmen  

von Geldsystemen vollziehen und daß entsprechend alle wirtschaftlichen Größen ü ber ihre  
Preise in Geldgrößen ausgedrückt werden.Wir haben allerdings schon darauf hingewiesen,  

daß es auch in marktwirtschaftlichen Wirtschaftsordnungen als Aufgabe des Staates ange-
sehen wird, das Geldsystem vorzugeben und für dessen Stabilität Vorsorge zu treffen (d. h.  

es wird nicht als zweckmäßig angesehen, das Geldsystem, insbesondere die Banknoten-
ausgabe, in einer Volkswirtschaft konkurrenzwirtschaftlich zu organisieren!). Konkret ge-
schieht dies heute zumeist in der Form, daß der Staat das gesetzliche Zahlungsmittel  (die  
Geldeinheit) definiert und eine Zentralbank damit betraut, die Geldversorgung der Wi rt-
schaft nach bestimmten Stabilitätsmaßstäben zu regeln.  

Was  bedeutet nun die Berücksichtigung der Geldwirtschaft für unsere Frage nach den Ur-
sachen des Wirtschaftswachstums? Da es sich bei letzterem im Ke rn  um einen realwirt-
schaftlichen Prozeß handelt, auch wenn der Output mit Preisen bewertet und entsprechend  

in Geldgrößen ausdrückt wird (vgl. oben Abschnitt 2), lautet unsere Frage: Beeinflussen  

die monetären insofern die realen Prozesse, daß wir im monetären Bereich zusätzliche Ur-
sachen für realwirtschaftliches Wachstum finden? (Vgl. dazu auch den Beitrag Binswan-
ger in diesem Ban d, der diese Frage aber letztlich nicht plausibel beairtwortet, obwohl er  

aufzeigen will, daß die Wachstumsdynamik moderner Wirtschaftssysteme wesentlich auf  

monetäre Ursachen zurückgeht. Zum Beleg dieser These reicht es aber nicht aus, monetäre  

Wachstumsphänomene zu beschreiben ohne aufzuzeigen, inwiefern dadurch das Wachs-
tum des Outputs beeinflußt wird.)  

a) Die These von der Neutralität des Geldes  

Die klassische wie die neoklassische Nationalökonomie war bzw. ist weitgehend der lei-
nung, daß die wesentlichen Eigenschaften einer Wirtschaft durch „Realanalyse" zu еrklä-
ren sind, weil das Geld nur wie ein „Schleie?` über den Produktions- und Tauschvorgän-
gen liege; ihm komme daher nur eine dienende Rolle zur Erleichterung der Tauschbezie-
hungen in einer arbeitsteiligen Wirtschaft zu (vgl. Kalmbach 1996). Änderungen monetä-
reг  Größen, insbesondere Geldmengenveränderungen, würden daher die Realwirtschaft  
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letztlich unberührt lassen und sich nur in Preis(niveau)änderungen niederschlagen. Ober-
trägt man diese „quantitätstheoretische" These auf eine wachsende Wirtschaft, gelangt  

man  zur monetaristischen Formel Friedmanscher Prägung: Die Geldmenge muB (mittelfri-
stig) mit derselben Rate wachsen wie das reale Sozialprodukt, wenn Preisniveaustabilität  

gewährleistet sein soll (konstante Zahlungsgewohnheiten unterstellt).  

Diese These von der „Neutralität des Geldes" ist methodisch gesehen auf der B as is einer  
komparativ-statischen Gleichgewichtsbetrachtung entwickelt worden, d. h. man verglich  

den Anfangs- mit dem Endpunkt eines wirtschaftlichen Prozesses nach einer erfolgten  

Geldmengenänderung, ohne den Aпpassungsprozeß selbst, also den Weg vom Ausgangs-
zит  neuen Gleichgewicht zu analysieren. Keynes war der erste große Ökonom, der seine  

Aufmerksamkeit primär  den  kurzfristigen,  den  konjunkturellen Prozeßverläufen widmete.  

Wenn er dabei nachwies, daß via Geldmengen- und/oder Zinsänderungen auch reale Grö-
Ben wie die Produktion und die Beschäftigung beeinflußt werden, so war das noch nicht ei-
gentlich neu; viele  seiner  Vorgänger haben derartige transitorische Effekte eingeräumt.  Key-
nes neue Botschaft bestand vor allem darin, daß er nachzuweisen versuchte, nicht zuletzt  

gestützt auf eine neuartige, überwiegend monetär bestimmte Zinserklärung (vgl. dazu den  

Beitrag Kalmbach 1996), daB ein marktwirtschaftliches System auch für eine längere Zeit in  

einem Zustand der Unterbeschäftigung (von Arbeit und Kapital) verharren kann, ohne daß  

die Marktkräfte wieder zum (Vollbeschäftigungs-)Gleichgewicht zuriickführen.Wenn er da-
mit den monetären Faktoren größeren Einfluß auf die reale Wirtschaftsentwicklung zuer-
kannte, hielt er sie gleichwohl nicht für stark genug, um eine Wirtschaft durch Aktivitäten  

der Geldpolitik aus einer Unterbeschäftigungssituation herauszuführen. Daraus resultierte  

Keynes bekannte Forderung nach antizyklischer Finanzpolitik der staatlichen Haushalte.  

b) Das Wachstum der Finanzmärkte  
Keynes lenkte auch zum ersten Male die Aufmerksamkeit auf das immer wichtiger wer-
dende Phänomen moderner Geldwirtschaften, „daß ein erheblicher Teil ökonomischer  

Dispositionen nicht auf Produktion, sondern auf Vermögensanlage gerichtet ist", wobei  

der kurzfristig realisierbare Spekulationsgewinn das Verhalten leitet (Kalmbach 1996). Er  

konnte allerdings gar nicht ahnen, welche Dynamik die Anlage- bzw. Finanzmärkte  natio-
nal, vor allem aber inte rnational einmal entfalten sollten. So hat sich allein in den letzten  

20 Jahren, konkret zwischen 1973 und 1993, der Bestand an internationalen Bankkrediten  

und Anleihen von 175 Mrd. US$ auf 3600, also auf mehr als das Zwanzigfache, erhöht  

(das entspricht einer jährlichen Wachstumsrate von 16,3%); demgegenüber hat sich das  

(nominale) Bruttosozialprodukt der I пdustrieländeг  im selben Zeitraum nur reichlich ver-
fünffacht (von 3500 auf 18947 Mrd. US$), w as  einer jährlichen Wachstumsrate von 8,8%  

entspricht. Damit sind die internationalen Finanzmärkte weitaus stärker gewachsen als die  

Realwirtschaft. Sie übertreffen damit auch bei weitem das Wachstum des internationalen  

Handels, der sich in dieser Periode immerhin fast versiebenfacht hat (vgl. dazu und zum  

Folgenden Sauemheimer 1996).  
Noch stärker als die Bestände an internationalen assets expandieren die Umsätze, werden  
doch die ersteren immer wieder umgeschichtet, um die performance zu verbessern, sprich:  
um höhere Erträge zu erwirtschaften. So beliefen sich die Tagesumsätze an  den internatio-
nalen Devisenbörsen 1995 durchschnittlich auf 1230 Mrd. US$; sie haben sich damit in  

6 Jahren verdoppelt. Der tägliche Devisenbedarf zur Abwicklung des internationalen Han-
dels erklärt davon nur rund ein Prozent! Die internationalen Finanzmärkte haben sich in  
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ihrer Dynamik von der realen ökonomischen Sphäre deutlich abgekoppelt, sie führen gera-
dezu ein Eigenleben.  
Wie läßt sich diese enorme Expansion erklären? Mehrere  (Material-,  Form- und Zweck-)  
Ursachen wirken hier zusammen, von denen nur die wichtigsten genannt werden können  

(vgl. auch dazu Sauemheimer):  
• Die weltweit zunehmende Liberalisierung vor allem des Dienstleistungs- und des Kapi-
talverkehrs hat die Kapitalmobilität spürbar erhöht.  
• Die neuen Informationstechniken haben weltweit die Markttransparenz über Lander,  

Кapitalmäгkte, Produkte und Unternehmen drastisch erhöht und gleichzeitig die Transak-
tionskosten sinken lassen .  
• Die mit transnationalen wirtschaftlichen Transaktionen verbundenen Wechselkursrisi-
ken ebenso wie  die  bei jeder Kapitalanlage einzugehenden Kurs- bzw. Preisrisiken haben  

zu einer erstaunlichen Innov аtionstätigkeit auf den Finanzmärkten geführt: Neben dem  

Aufblühen produktdifferenzierter Termin- bzw. Future-Märkte ist vor allem die Entwick-
lung einer Vielzahl neuartiger Finanzinstrumente zu beobachten,  die  aus anderen Finanz-
produkten (Basiswerten) abgeleitet werden (Derivate). Die (Zweck-)Ursachen all dieser  

Finanzinnovationen sind zum einen die Reduzierung der genannten Risiken durch Absi-
cherung bestehender Positionen, zum anderen das gezielte Eingehen neuer Risiken zum  

Zwecke der Ertragserzielung (Spekulation), zumeist mit relativ geringem Kapitaleinsatz  

und großer Hebelwirkung!  
• Die genannten (Form-)Ursachen erleichtern vor allem den großen institutionellen Anle-
gern die ständige Umschichtung ihrer (durch die laufenden Ersparnisse sowieso anwach-
senden) Vermögensbestände, um selbst kleinere (erwartete) Ertragsdifferenzen (gesichert  

oder spekulativ) auszunutzen.  

• Schließlich waren und sind auch staatliche Einflüsse zu registrieren: Der internationale  

Steuerwettbewerb (insbes. hinsichtlich der Besteuerung der Unternehmensgewinne und  

der Kapitalerträge) hat deutlich zugenommen; zudem werden die internationalen Kapital-
ströme durch national divergierende Regulierungsvorschriften mit beeinflußt.  

• Schließlich ist in der zum Teil drastisch gestiegenen öffentlichen Verschuldung vor al-
lem der Industriestaaten eine wesentliche causa materialis undformalis für die Expansion  
der Finanzmärkte zu sehen (dabei haben insbesondere die seit Mitte der 80er Jahre anhal-
tenden Defizite im US-Staatshaushalt und in der amerikanischen Leistungsbilanz eine  

quantitative Schlüsselrolle gespielt). Die Zunahme der öffentlichen Schuldtitel hat nicht  

nur die Quantität der Anlagemöglichkeiten im Finanzsektor erheblich ausgeweitet, son-
dern auch das internationale Zinsniveau nach oben getrieben und damit die vergleichswei-
se sicheren Finanzanlagen zu Lasten der Sachinvestitionen begünstigt. Dies dürfte das  

Wirtschaftswachstum in den Industrieländern eher beeinträchtigt haben, es sei denn, es lie-
ße sich nachweisen, daß die Verwendung der öffentlichen Schulden besondere Wachs-
tumsimpulse ausgelöst hätte.  

c) Finanzmärkte und Realwirtschaft  

Damit sind wir bereits in die Frage eingestiegen, welche Beziehungen zwischen den  

Wachstumsprozessen auf den Finanzmärkten und der Entwicklung  der  Realwirtschaft be-
stehen. Auch wenn die Zusammenhänge sehr komplex und die empirischen Erfahrungen  

unzureichend sind, lassen sich doch einige zusätzliche Aussagen machen:  

• Zum einen hat die Expansion der Finanzmärkte Einkommen und Arbeitsplätze in der  
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Dienstleistungsbranche entstehen lassen und insoweit das reale Wirtschaftswachstum be-
fördert. 
• Soweit die Ausdifferenzierung und Dynamik der Finanzmarkte damit  ш  Zusammen-
hang steht, daß vielfältige wirtschaftliche Risiken reduziert werden können, wird die real-
ökonomische Entwicklung gefördert, weil den Entscheidungen über Produktion, Investi-
tion und Beschäftigung eine sicherere Grundlage gegeben wird. 
• Ею  weiterer Zusammenhang zwischen den Finanzanlagen und der Realwirtschaft be-
steht  in der Form, daB festverzinsliche Wertpapiere und Aktien Zins- bzw. Dividendener-
träge abwerfen, die Bestandteil der Wertschöpfung bzw. des Volkseinkommens und damit 
der Realwirtschaft sind, denn ihre ökonomische Grundlage sind entweder Unteinehmens-
gewinme oder staatliche (Steuer- oder Kredit-)Einnahmen. Ein erheblicher Teil davon wird 
von den Beziehern gespart und neu, z. B. auf den Fanzmärkten, angelegt. Eine florieren-
de Realwirtschaft stärkt also auch die Fanzmärkte. Deren Dynamik bietet vor allem den 
global players wiederum die Chance, höhere Kapitalerträge zu erwirtschaften. 
• Aus Finanzanlagen lassen sich aber auch andere Erträge erzielen. Ihnen liegen entweder 
Nullsummenspiele zugrunde, d. h. den Erträgen des einen Marktteilnehmers stehen entspre-
chende Verluste bei anderen Marktteilnehm еm gegenüber (das gilt insbesondere für die De-
rivatgeschäfte) oder die Ertragsbasis beruht auf einer allgemein höheren Bewertung der Ba-
sisprodukte, die dann eintritt, wenn P reis- oder Ertragssteigerungen (spekulativ) erwartet 
werden. Sofern solche Erträge bzw. Verluste bei bestimmten Anlegern entstehen, beeinflus-
sen sie natürlich auch deren Ausgabeverhalten auf den Giitermärkten und damit die real-
wirtschaftliche Entwicklung. Entfernt sich aber die spekulative Bewertung der assets allzu-
sehr von der tatsächlichen Ertragsentwicklung, wie es z. B. in  extremer Weise bei den japa-
nischen Aktienkursen in den 80er Jahren der Fall  war, so kann eine derartige Bubi e-Ent-
wicklung zu einem Böгsencгash, also zu einer schockartigen Neubewertung der Anlagen  

führen, die dann ihrerseits wieder — negativ — auf die Realökonomie zurückwirkt. Besonders  

dramatisch geschah dies im Gefolge des Schwarzen Freitags von 1929 an  der New Yorker  
Börse, dem die schwere Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre folgte. Vergleichsweise glimpf-
lich in  ihren realwirtschaftlichen Auswirkungen verliefen dagegen der New Yorker Börsen-
crash von 1987, aber auch der japanische Börsenzusammenbruch zu Beginn der 90er Jahre. 
Solche Crash-Erfahrungen zeigen aber, daß sich spekulative Bewegungen an  den Finanz-
märkten nicht beliebig von der realwirtschaftlichen Entwicklung entfernen können. 
• Weisen schon einige der genannten Beispiele auf einen negativen Einfluß der Finanz-
märkte auf die realwirtschaftliche Entwicklung hin, so wird dieser noch durch Wechsel-
kursschwankungen verstärkt, wie sie seit den 70er Jahren selbst zwischen international 
starken Währungen gang und gäbe sind. Diese lassen sich kurz-, ja selbst mittelfristig im-
mer weniger gemäß der Kaufkraftpaтitätentheorie bzw. mit den realwirtschaftlichen Ent-
wicklungen der verschiedenen Länder erklären. Maßgebend für die Kursschwankungen 
sind vielmehr Zinsdifferenzen und Erwartungen über Zins- und/oder Wechselkursänderun-
gen, die zwar letztlich wieder mit realwirtschaftlichen Entwicklungstendenzen zu tun ha-
ben, z. B. mit der jeweiligen Entwicklung der Staatsverschuldung oder der Konjunktur. 
Der Zeitpunkt und das Ausmaß der realwirtschaftlichen Rückkoppelung ist aber immer 
unvorhersehbarer geworden. Sicherung gegen längerfristige Wechselkursrisiken bieten 
aber auch die Terminmärkte nicht zureichend. Folglich werden durch anhaltende Wechsel-
kursunsicherheiten die betriebswirtschaftlichen Entscheidungen erschwert und das real-
wirtschaftliche Wachstum wird eher gebremst. Genau dies ist einer der wesentlichen Grün- 
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de für die Bestrebungen in Richtung einer europäischen Währungsunion, um durch die 
endgültige Eliminierung von Wechselkursrisiken die Arbeitsteilung zwischen den beteilig-
ten Ländern, die Investitions- und Produktionstätigkeit zu stärken. 
• Auf der monetären Seite lassen sich also nur partiell Faktoren finden, die für die Dyna-
mik des Wirtschaftswachstums hilfreich bzw. ursächlich wären. Allerdings benötigt eine 
wachsende Wirtschaft — quasi als Nebenbedingung — auch einen ausreichenden Geldman-
tel, d. h. die Geldmenge ruß in etwa mit derselben Rate wachsen wie der Output, sofern 
das Preisniveau bzw. der Geldwert stabilbleiben soll. Die Bedingung des stabilen Preisni-
veaus ist nicht unwesentlich, weil realwirtschafliches Wachstum grundsätzlich auch ohne 
entsprechende Geldausweitung vonstatten gehen kann; allerdings müssen dann die Preise 
im Durchschnitt zurückgehen (De flation). Daß dies grundsätzlich möglich ist, kann man 
u. a. am Beispiel der Entwicklung der britischen und der deutschen Volkswirtschaft im 
Zeitraum 1875-1895 empirisch belegen. Man ist sich heute allerdings angesichts mancher 
Inflexibilitäten bei Löhnen und Preisen weitgehend darüber einig, daß Wachstumsprozesse 
bei tendenziell konstantem, ja im Hinblick darauf, daß selbst bei gesamtwirtschaftlich po-
sitivem Wachstum einige Branchen schrumpfen (können), bei geringfügig steigendem 
Preisniveau reibungsloser verlaufen. 
An dieser eher bescheidenen Rolle der Geldmenge für die realwirtschaftliche Expansion 
ändert sich auch nichts (eine gegenteilige Ansicht vertritt Binswanger in seinem Beitrag zu 
diesem Buch), wenn man berticksichtigt, daß die Geldschöpfung in unseren heutigen 
Währungssystemen insoweit endogenisiert ist, als die privaten Geschäftbanken selbst (Gi-
ral-)Geld schöpfen können. Zum einen verfügen  die  (staatlichen) Zentralbanken über ein 
breitgefächertes Instrumentarium, um die Geldmengenexpansion dennoch in Schranken zu 
halten. Soweit ihnen das aber nicht gelingt, kommt es zu inflationären Prozessen, die dem 
realwirtschaflichen Wachstum eher abträglich sind — zumindest dies ist heute unter den 
Ökonomen communis  opimo. 

10. Ursachen des Wirtschaftswachstums, Perspektiven und Handlungsbedarf —  
ein Resümee  

Welche wesentlichen Einsichten vermitteln unsere Analysen der Ursachen des wirtschaft-
lichen Wachstums in der Gegenwart und welche Folgerungen lassen sich daraus hinsicht-
lich seiner weiteren Entwicklung und damit auch seiner eventuellen Grenzen ziehen? 
Im Rahmen einer freiheitlichen, marktwirtschaftlichen Wirtschaftsordnung liegt die ei-
gentliche causa efficiens (ebenso wie die causa finalis) für wirtschaftliches Wachstum im 
letztlich unbegrenzten Streben der Menschen, ihre wirtschaftliche Situation zu verbessern. 
Sie setzen dafür in bestimmtem Umfang ihre Arbeitskraft, das Produktivkapital und die ih-
nen zur Verfügung stehenden natürlichen Ressourcen als Materialursachen des Wachstums 
ein. Wenn sie ihre Arbeitszeiten und/oder die Erwerbsbeteiligung reduzieren, bestimmte 
Bodenflächen stillegen oder Rohstoffvorräte schonen, begrenzen sie tendenziell das wirt-
schaftliche Wachstum. Andererseits vergrößern sie die Wachstumspotentiale auf verschie-
dene Weise, zum einen durch Bevölkerungsvermehrung, womit die Zahl der potentiell Er-
werbstätigen zunimmt; zum anderen, wenn sie durch Sparen und Investieren den Kapital-
stock und damit das Produktionspotential der Volkswirtschaft erhöhen. Für die wirtschaft-
liche Dynamik als noch gewichtiger erwiesen hat sich der — von Aristoteles im Einlei-
tungssatz der Metaphysik formulierte und der menschlichen Natur zugeschriebene — An-
triеЬ , neues Wissen zu entwickeln. Durch technischen Fortschritt, also durch neue Produk- 
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te, Produktions- und Organisationsweisen, konnten die Faktorproduktivitäten und damit 
die Materialgrundlagen des Wachstums insbesondere in den letzten Jahrzehnten in einer 
Weise gesteigert werden, daß wirtschaftliches Wachstum ohne Grenzen möglich schien. 
Dieser Eindruck wurde noch durch die Erfahrung gestärkt, daß die ökonomischen Bedürf-
nisse der Menschen parallel zur sozioökonomischen Entwicklung mitwachsen, so daß 
auch von der Absatzseite her keine grundsätzlichen Wachstumsgrenzen zu erwarten sind. 
Auch die Formursachen beeinflussen das Wachstum — sie können es behindern oder för-
dem, auch seine Richtung und damit  seine  Qualität verändern. Unter marktwirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen resultiert wirtschaftliche Dynamik — systemgerecht — vor allem 
aus den dezentralen Entscheidungen der vielen wirtschaftlichen Einheiten. „Wirtschaftli-
ches Wachstum ergibt sich, wenn und weil die Mitglieder einer Gesellschaft dies wollen" 
(siehe Kurz in seinem  2.  Beitrag zu diesem B and). Und daß der Wille zum Wachstum nach 
wie vor sehr stark ist, zeigen nicht zuletzt die besonders aktuellen Zweckursachen, die aus 
Arbeitslosigkeit und demographischen Langfristproblemen resultieren. 
Gibt es also überhaupt Grenzen des Wixtschaftswachstums , und wo sind sie zu orten? Unse-
re Analysen haben diesbezüglich bislang nur den (freiwilligen oder unfreiwilligen)  Minder-
einsatz von Produktionsfaktoren als mögliche Wachstumsbremse benannt. Meadows hatte 
demgegenüber Produktionsgrenzen vor allem im Bereich der natürlichen Ressourcen pro- 
gnostiziert, die der Wйtschaftswissenschaft ebenso wie der Politik sträflich lange aus dem 
Blick geraten sind. DaB die Bodenflächen zum Zwecke landwirtschaftlicher Produktion 
letztlich begrenzt sind, hat schon die klassischen Ökonomen beunruhigt und ihre langfristi-
ge Wachstumsskepsis mitbegründet. Der vermehrte Einsatz von Arbeit und Kapital in Ver-
bindung mit vielfältig neuer Agrartechnik hat die Bodenproduktivität dann allerdings in ei-
nem Maße steigen lassen, daß sogar die Industrieländer, bei denen die Agrarwirtschaft an  
sich nur noch eine Nebenrolle spielt, bis  in  die Gegenwart notorische Agrariiberschtisse auf-
weisen.  Die  moderne landwirtschaftliche Wirtschaftsweise verursacht allerdings vielfältige 
Umweltschäden, die das Prinzip der Nachhaltigkeit verletzen. Inwieweit daher die weltweit 
begrenzte, nutzbare Bodenfläche, die zudem durch Erosionsprozesse offenkundig laufend 
reduziert wird, noch zunehmende Agrarproduktion ermöglichen wird, ist ungewiß. Daneben 
sind die erschöpfbaren (Rohstoff-)Ressourcen zu nennen. Inwieweit sie einmal das  Wachs-
turn  begrenzen werden, wird kontrovers eingeschätzt. Sicher ist nur, daß ihr gegenwärtig 
hoher Verbrauch nicht auf Dauer aufrechterhalten werden kann. Mit zunehmender Verknap-
pung werden aber ihre Preise steigen, w as  ihren Verbrauch verlangsamen und die Suche 
nach bzw. den Übergang zu reichlicher vorhandenen Substitutionsprodukten beschleunigen 
wird. So steht ja z. B. mit der Sonnenenergie eine letztlich unbegrenzte Energie-Ressource 
zur Verfügung (aus ethischer Perspektive ist der rasche Verbrauch erschöpfbarer Ressourcen 
durch die gegenwärtigen Generationen anders zu diskutieren!). 
Die Natur spielt allerdings auch noch eine andere Ro lle für wirtschaftliches Wachstum: Sie 
wird als Auffangbecken für die vielfältigen Neben- und Abfallprodukte der materiellen 
Produktion genutzt bzw. miBbraucht. Seit geraumer Zeit werden dabei zunehmend die 
Grenzen ihrer diesbezüglichen Absorptionsfähigkeit sichtbar, vor allem in Foin drohender 
klimatischer und anderer biosphärischer Veränderungen, die letztlich die Lebensmöglich-
keiten auf unserem Planeten und damit natürlich auch jede weitere wirtschaftliche Ent-
wicklung gefährden. 
Ist angesichts derartiger Bedrohung der Hebel beim wirtschaftlichen Wachstum anzuset- 
zen, seine Reduzierung bis hin zum Nullwachstum anzustreben? Ich meine, die Frage ist 
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eher zu verneinen. Einerseits läßt sich — wie mehrfach gezeigt — Wachstum überhaupt nur  

begrenzt beeinflussen: Auf der Ebene der Politik müßte man schon global (!) für eine staat-
liche Planung der Wirtschaftsprozesse plädieren, die aber erfahrungsgemäß wegen ihrer  

immanenten Tendenzen zur Ineffektivität erst recht nicht geeignet wäre, den Ressourcen-
verbrauch einzuschränken und die ökologischen Probleme zu lösen. Auf der Ebene der in-
dividuellen Antriebskräfte des Wirtschaftswachstums müßte man das menschliche Streben  

nach einem Mehr an Gütern und Diensten verändem, vor allem aber Neugier und Kreativi-
tät der Menschen unterbinden, die ständig neues Wissen hervorbringen und damit als cau-
sa efficiens und materialis für weiteres Wachstum fungieren.  
Andererseits würden bei einer bloßen Wachstumsverlangsamung derzeit problematische  

Produktionsweisen tendenziell eher beibehalten. Damit würden auch die oben skizzierten  

Gefahren nur zeitlich etwas hinaus geschoben. Rationaler erscheint daher der Versuch, ge-
rade die menschlichen Triebkräfte zu nutzen, um die Produktionsweisen in eine naturge-
mäßere Richtung zu lenken. Grundsätzlich scheint sustainable development möglich und  
zwar auch im Rahmen marktwirtschaftlicher Ordnungsformen (vgl. dazu auch das Fazit  

Patzelts in seinem Beitrag), denn das Faktum der Umweltschäden in  den  Iпdustrieländem  
ist рrimär dadurch verursacht, daß die Nutzung der Luft, des Wassers und des Bodens im  

Rahmen von Produktionsprozessen, aber auch als Müllkippe, einzelwirtschaftlich weitge-
hend kostenfrei erfolgt; die marktwirtschaftliche Allokation basiert also auf Preisen, die  

nicht der ökologischen Wahrheit entsprechen. Die Internalisierung der externen Effekte  

(nach dem Verursacherprinzip) wäre der wichtigste Schritt, um die wirtschaftliche Ent-
wicklung in eine naturverträglichere Richtung zu lenken. Wirtschaftliches, aber qualitativ  

verändertes Wachstum verlöre dabei seine problematische Seite. Die nationale und inter-
nationale Umweltpolitik tendieren zwar inzwischen auch in diese Richtung, allerdings un-
geheuer schwerfällig und langsam, weil sie auf vielfältigen gesellschaftlichen Widerstand  

stoßen. Ob uns die Natur aber ausreichend Zeit läßt, um unsere Wirtschaftsweise in Ord-
nung zu bringen, bleibt eine offene Frage.  

Anhang  
Wachstumsraten führender Industrieländer im historischen Vergleich  

Durchschnittliche jährliche Wachstumsrate  

Land Zeitraum des realen Produkts des realen Produkts  
pro Kopf  

1) Deutsches Reich 1850/59-1910/13 2,6 1,5  
1910/13-1934/38 1,7 1,1  
1925/29-1950/54 2,4 1,2  

Bundesrepublik  1950/54-1963/67 6,2 5,0  
Deutschl and 1960-1973 4,4 3,5  

1973-1988 1,8 1,9  
2) Großbritannien 1870-1913 2,2 1,3  

bzw. Vereinigtes 1855/64-1920/24 2,1 1,1  
Königreich 1885/94-1925/29 1,3 0,5  

1925/29-1950/54 1,5 1,1  
1950/54-1963/67 3,0 2,5  
1960-1973 3,2 2,7  
1973-1988 2,0 1,9  
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3) Frankreich 	 1870-1913 	 1,6 	 1,4 
1896-1929 	 1,7 	 1,5 
1929-1950/54 	1,1 	 1,0 
1950/54-1963/66 	4,9 	 3,7 
1960-1973 	 5,7 	 4,6 
1973-1988 	 2,1 	 1,6 

4) Holland 	 1860/70-1900/10 	2,0 	 0,9 
1890/00-1925/29 	2,9 	 1,5 
1925/29-1950/54 	1,6 	 0,3 
1950/54-1963/67 	4,7 	 3,3 
1960-1973 	 5,2 	 3,9 
1973-1988 	 2,2 	 1,5 

5) Italien 	 1870-1913 	 1,4 	 0,8 
1895/99-1925/29 	2,2 	 1,6 
1925/29-1951/54 	2,1 	 1,4 
1951/54-1963/67 	5,5 	 4,8 
1960-1973 	 5,1 	 4,4 
1973-1988 	 3,2 	 2,9 

6) Schweden 	 1871-1913 	 3,0 	 2,3 
1905/14-1925/29 	2,6 	 1,9 
1925/29-1950/54 	3,8 	 3,2 
1950/54-1963/67 	4,1 	 3,5 
1960-1973 	 4,0 	 3,3 
1973-1988 	 2,0 	 1,8 

7) USA 	 1834/43-1869/78 	4,1 	 1,3 
1869/78-1905/14 	4,0 	 1,9 
1900/09-1925/29 	3,2 	 1,5 
1925/29-1950/54 	2,9 	 1,8 
1950/54-1963/67 	3,6 	 1,9 
1960-1973 	 4,0 	 2,7 
1973-1988 	 2,7 	 1,7 

8) Japan 	 1874/79-1905/14 	3,4 	 2,4 
1905/14-1925/29 	4,2 	 2,9 
1925/29-1952/54 	2,3 	 1,0 
1952/54-1963/67 	9,7 	 8,6 
1960-1973 	 9,8 	 8,7 
1973-1988 	 3,7 	 2,9 

9) Kanada 	 1870-1913 	 3,8 	 2,0 
1891-1926 	 3,0 	 1,0 
1926-1956 	 3,9 	 2,1 
1950/54-1963/67 	4,3 	 1,9 
1960-1973 	 4,8 	 3,1 
1973-1988 	 3,5 	 2,3 

10) Weltwirtschaft 	1960-1973 	 5,2 
1973-1988 	 3,2 
1989-1993 	 1,8 
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Quellen der Tabelle:  
Eigene Berechnungen aufgrund folgender Primärdaten: 
Ältere Länderwe rte (bis 1963/67) nach S. Kuznets: Modem Economic Growth, New Haven/London 
1966, S. 352 f. sowie dens.: Economic Growth of Nations, Cambridge/Mass. 1971, S. 11-14 u. 38-40; 
Länderwerte 1960 bis 1988 aus Robert Summers/Alan Heston: The Penn World Table (Mark 5): An 
expanded set of international comparisons, 1950-1988, in: The Quarterly Journal of Economics, 
May 1991, S. 327 ff.; 
Weltwirtschaft 1960 bis 1993: Daten aus: Chelem, hrsg. vom CEPII-Institut, Paris 1994 sowie aus 
Statistiken der Weltbank. 

Literatur  
Amms-I-onus (1970) Metaphysik. Reclam. Stuttgart. 
GRUBER, U./Kleber, M. (21994) Grundlagen der Volkswirtschaftslehre. Vahlen. München. 
HAMPE, P. (1980) Ist rasches Wirtschaftswachstum systemnotwendig? In: Ellwein, Th. (Hrsg) Poli-
tikfeldanalysen 1979. Westdeutscher Verlag, Opladen, 548-568. 
HAMPE, P. (1984) Was Keynes wirklich wollte. In: Ders. (Hrsg) Friedman contra Keynes. Olzog, 
München, 93-106. 
HAMPE, P. (Hrsg) (1993) Zwischenbilanz der Arbeitszeitverkürzung. v. Hase & Koehler, München. 
HoввES, Th. (1965) Leviathan. Rowohlt, Reinbek bei Hamburg. 
HoввЕS, lb. (1967) De  Corpore.  (dt.: Vom Körper). Felix Meiner, Hamburg. 
KALIBACH, P. (1996) Geld — Kapital — Kredit — Zins: Zur Entwicklung der grundlegenden Katego-
rien. In: Biervert, M./Held, M. (Hrsg) Die Dynamik des Geldes. Campus, Frankfurt/New York, 89-
112.  
KEYNES, J.M. (1936) The General Theory of Employment Interest and Money. Macmillan, London. 
KuzNE'rs, S. (1966) Modem Economic Growth. New Haven/London. 
KuzNErs, S. (1971) Economic Growth of Nations. Cambridge Univ. Press, Cambridge/Mass. 
LENIN, W. I. (1960/1916) Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus. In: Ders.: Werke 
(22). Dietz, (Ost-Berlin), 189-309. 
MAsLOW, A. H. (1968) Toward a Psychology of Being. Van Nostrand, New York/гoronto/London. 
MEADOws, D., u. a. (1972) Die Grenzen des Wachstums. Deutsche Verlags-Anstalt, Stuttgart. 
NoRTH, D. C. (1981): Structure and Change in Economic History. Norton & Company. New 
York/London.  
NUSSBAUM, H.v. (Hrsg) (1973) Die Zukunft des Wachstums. Bertelsmann Universitätsverlag, Düs-
seldorf. 
PATzELT, W. (1986) Sozialwissenschaftliche Forschungslogik. Oldenbourg, Mtinchen/Wien. 
RIEDL, R. (1985) Die Spaltung des Weltbildes. Paul Parey, Hamburg/Berlin. 
Rотisс  ILn, K.W. (1965/1947) Preistheorie und Oligopol.  Iii: Ott, A. E. (Hrsg) Preistheorie. Neue 
Wissenschaftliche Bibliothek (1). Kiepenheuer & Witsch, Köln/Вerlin, 354-375. 
SAUERNIETMER, K. (1996) Die Expansion der internationalen Finanzmärkte: Ursachen und Folgen. 
In: Büttner, H./Hampe, P. (Hrsg) Die Expansion der  Finanzmarkte. Hase & Koehler, München. 
SснEкнокг., G. (1996) Der innere Zwang zum Wirtschaftswachstum. 1n: Biervert, B./Held, M. 
(Hrsg) Die  Dynamik  des Geldes. Campus, Frankfurt/New York, 162-181. 
SIirн , A. (1974) Der Wohlstand der Nationen. Beck, München. 
STREIssLER, E. u. M. (Hrsg) (1966) Konsum und Nachfrage. Neue Wissenschaftliche Bibliothek  
(13). Kiepenheuer & Witsch, Köln/Berlin. 
VEBLEN, Th. (1899) The Theory of the Leisure Class. New York.  

WEEDE, E. (1988) Der Sonderweg des Westens. In: Zeitschrift für Soziologie. Jg. 17, 172-186.  

246  



KAPITEL  15  

Rechtsordnung und Wachstumsprozesse 
Helmut Helsper*  

Zerstörendes Wachstum durch Übernutzung der Natur sowie der materiellen und  
immateriellen Infrastruktur  
Seit etwa zweieinhalb Jahrzehnten ist Umweltschutz ein Dauerthema der öffentlichen Dis-
kussion in den westlichen Industrienationen. Soll Umweltpolitik mehr sein als Krisenma-
nagement zur Schadensbegrenzung, so sind strategische Maßnahmen zu ergreifen mit dem  

Ziel, Entwicklungen entgegenzusteuern, die unsere Lebensgrundlagen gefährden. Solche  

gefährlichen Entwicklungen sind meistens Wachstumsprozesse. Die von Menschen ent-
nommenen Nutzungen wachsen derart, daB die Erzielung künftiger Nutzungen gefährdet  

ist. Wir haben es also mit Vorgängen zu tun wie z. B. Überfischung, Überweidung, Kahl-
schlag ohne Wiederaufforstung, Wachstum der überbauten Flächen, der Emissionen, des  

Mülls usw. Der Mensch iibernutzt aber nicht nur die Natur, auch an Erzeugnissen der  

Technik und selbst bei immateriellen Gütern der Kultur sind selbstzerstörerische Wachs-
tumsprozesse zu beobachten. Es wächst das Verkehrsaufkommen bis in eine Übemutzung  

der Verkehrsfläche, manchm аl wächst die Kreditaufnahme des Staates bis in den Staats-
bankrott, die Geldmenge wächst bis zur Geldentwertung und wir Juristen kämpfen mit ei-
nem Spezialfall der wachsenden Informationsflut, nämlich der Nonnen- und Entschei-
dungsflut, in der selbst der Experte die Orientierung zu verlieren droht (Helsper 1992).  

Die Umweltdiskussion hat einleuchtende Vorschläge hervorgebracht, die — in die Tat um-
gesetzt — schädlichem Wachstum entgegensteuem sollen: Energiesteuem, Zertifikatlösun-
gen, Internalisierung externer Kosten usw. (Kirchhof 1993). Die Vorschläge haben eins ge-
meinsam: Die Rechtsordnung — meist in Gestalt eines Gesetzes — soll sie umsetzen.  

Die bisherige Rechtsgeschichte zeigt allerdings, daß die Menschen das Recht vorzugswei-
se dazu benutzt haben, Wachstumsprozesse auszulösen.  

Die Rechtsordnung als Auslöser von Wachstumsprozessen  

Vor etwa 15.000 Jahren war die Horde, eine aus ca. 50 miteinander verwandten und ver-
trauten Menschen bestehende Einheit, das größte soziale Gebilde der Menschheit. Seitdem  

sind soziale Systeme ganz anderer Größenordnung entstanden, Staaten, Märkte, Verkehrs-
systeme, Unternehmen, Solidarsysteme. Insbesondere die Erfindung der abstrakten Norm  

hat es der Menschheit ermöglicht, diese Systeme zu entwickeln.  

Abstrakte Normen bestimmen unser heutiges Leben vom Beipackzettel, Kochrezept und  

Gebrauchsanweisung für technisches Gerät ü ber die Regeln von Sport und Spiel, Hausord- 

* Helmut Helsper ist Jurist, 1942 in Koblenz geboren, Studium der Rechtswissenschaften an den Univ.  

Bonn und Mainz, promovierte in Köln, Referendariat in Rheinl and-Pfalz, tätig in der Steuerverwal-
tung, dann im Bundesministerium der Finanzen, mit Lehrtätigkeit  ari  der Bundesfinanzakademie in  

Steuerrecht und Verwaltungsmanagement.  

Zugang zum Thema über die Befassung mit Fehlentwicklungen in Gesetzgebung, Rechtsprechung  

und Gesetzesvollzug, und die Perspektiven der Evolutions- und Evolutionären Erkenntnistheorie; Ein-
zelarbeiten und Bücher Fiber „Gesetzgebung und Evolution", „Die Vorschriften der Evolution für das  

Recht", über Informationsmüll, marktorientierten Leistungswettbewerb, u. a.  
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nungen und unternehmensinterne Regeln bis zur Rechtsordnung des Staates. Recht, eine 
Erscheinungsform erdachter, abstrakter Normen, dessen Alter man mit vier- bis sechstau-
send Jahren annimmt, reguliert menschliches Verhalten über ein System von Berechtigun-
gen und Verpflichtungen. Da es nicht durch Zufall, sondem absichtsvoll zur Verwirkli-
chung menschlicher Zielsetzungen entsteht und da seine Forderungen nicht notwendiger-
weise im Einklang mit psychologischen Motiven der Menschen stehen, ist Recht, das nicht 
ein Stück Papier bleiben soll, an  eine soziale Maschinerie gebunden (Gruter 1993). Auch 
diese hat sich, wie das Recht selbst, entwickelt (Rehbinder 1989). Am Beginn des Rechts 
standen wahrscheinlich Herrschersprüche, sie wurden abgelöst durch Richtersprüche, zu 
diesen trat der Normerzeugungsapparat des modernen Staates. In gleicher Weise entwik-
kelte sich aus der Polizei diese ergänzend der bürokratische Apparat des modernen Staates. 
Nach unserer Ansicht sind Rechtsnormen — wie alle erdachten abstrakten Normen — ein 
Spezialfall biologischer Verhaltensmuster. Wie jene bestehen sie aus dem Muster einer Si-
tuation (Tatbestand), dem Muster einer Verhaltensreaktion (Rechtsfolge) und einer Wenn-
Dann-Verknüpfung. Wie bei jenen erfolgt ihre Umsetzung in Verhalten durch Musterer-
kennung (Pattemmatching, Subsumtion). Wie jene unterliegen Normen einem ständigen 
Anpassungsprozeß an die Änderungen der Umwelt und bewirken ihrerseits Änderungen 
eben dieser Umwelt. Rechtsnormen sind auch wie biologische Verhaltensmuster zu Hier-
archien geschichtet. Die Erfindung der erdachten, abstrakten Norm bedeutet einen Quali-
tätssprung in der Evolution, denn damit haben die Individuen die Kunst erlernt,  die  Her-
ausbildung neuer Verhaltensmuster nicht länger dem Zufall und deren Verbreitung nicht 
länger der Vermehrung der Erfolgreichen oder dem Lernen durch Imitation zu überlassen. 
Abstrakte Normen lassen sich am griinen Tisch erdenken und durch eine Verbindlichkeits-
erklärung schlagartig in einem sozialen System einführen (Helsper 1989). 
Diese Erfindung ermöglichte es der Menschheit, das Verhalten großer Menschenmengen 
zu koordinieren, also ein soziales Aggregat, eine Menschenansammlung, in ein soziales 
System zu verwandeln. Die Wirkung auf Wachstumsprozesse kann man sich mit einem 
Gedankenexperiment verdeutlichen. Solange jede Horde getrennt z. B. auf Mammutjagd 
ging und befürchten mußte, von anderen Horden um ihre Beute gebracht zu werden, ließ 
sich ein bestimmter Jagdertrag erzielen. Führt m an  in diesem Zustand die grundlegenden 
Verbote des Strafrechts ein — Tötungsverbot, Verletzungsverbot, Schutz der Freiheit, 
Schutz des Vermögens — so werden alle Ressourcen freigesetzt, die bislang in der Abwehr 
räuberischer, diebischer und betrügerischer Artgenossen gebunden waren. Setzt m an  die 
gewonnenen Ressourcen zur Jagd ein, läßt sich ein entsprechend höherer Ertrag erzielen. 
Eine weitere Steigerung des Jagdertrages läßt sich erzielen, wenn m an  mit Hilfe abstrakter 
Normen von der Jagd in kleinen, selbständig operierenden Gruppen zu einer arbeitsteili-
gen Treibjagd mit einer Großgruppe übergehen würde. Der Jagdertrag läßt sich nochmals 
steigern, wenn man sich entschließt, die Beute nach vorher festgelegten, fairen Regeln zu 
verteilen. Dadurch werden neue Möglichkeiten der Arbeitsteilung erschlossen, denn wer 
durch die Entwicklung und Anfertigung von Jagdgerät mittelbar zum Erfolg beiträgt, 
braucht nicht mehr befürchten, leer auszugehen. Möglicherweise haben die Menschen ihre 
Fähigkeiten nun so gesteigert, daß sie in der Lage sind, ihre Beutetiere auszurotten, wozu 
sie vorher vermutlich ebensowenig in der Lage waren wie irgendeine Spezies von Raub-
tieren. 
Die an diesem Gedankenexperiment gezeigten Wirkungen treten in analoger Form in allen 
Bereichen menschlichen Tuns auf, wenn das Recht — meist zusammen mit außerrechtli- 
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chef Normen — menschliches Verhalten koordiniert. Will man ein Wachstum des wissen-
schaftlichen und technischen Wissens erzielen, so muß die „Beute" — die gewonnene Er-
kenntnis — die Qualität eines Rechtsgutes — geistiges Eigentum — erhalten und geschützt, 
der Plagiator ausgegrenzt, die Täuschung verboten und ein Belohnungssystem geschaffen 
werden. Hier ergänzen sich die Normen der Rechtsordnung mit den Regeln der scientific 
communi ty . Ferner muß das Recht einen Rahmen für die erfolgreiche Kooperation zwi-
schen dem Inhaber des geistigen Eigentums und dem Kapital bereitstellenden Verwerter 
erzeugen. Dies alles hat sich in der Rechtsordnung in  den  letzten Jahrhunderten entwickelt 
und  den  Prozeß des Wissenswachstums erst ermöglicht. Auch hier wächst das Risiko mit 
dem Umfang der „Beute". Denn mit dem Wissenszuwachs muß die Fähigkeit zum ver-
nünftigen Gebrauch des wissenschaftlich technischen Wissens Schritt halten. 
Der Straßenverkehr gibt ein entsprechendes Beispiel. Er war in Deutschl and bis ins letzte 
Jahrhundert nicht rechtlich geregelt. Erst die rechtliche Vorgabe des Rechtsverkehrs er-
laubte das Passieren der Fuhrwerke mit höheren Geschwindigkeiten, denn dadurch wur-
den die Reaktionen der unbekannten und unvertrauten anderen Verkehrsteilnehmer vor-
hersehbar. Die rechtliche Vorgabe von technischen Mindeststandards für Fahrzeuge, von 
Zuverlässigkeit und Fahrkönnen für die Verkehrsteilnehmer (Fahrerlaubnis) und der Sy-
stemausschluB der Rechtsbrecher (Entzug der Fahrerlaubnis) ermöglichte eine technische 
Evolution der Fahrwege und Fahrzeuge, die wiederum ein dramatisches Wachstum der 
Transportleistung mitbewirkte. 
In den beiden geschilderten Bereichen hat das Recht allerdings nur geregelt, was bereits 
vorhanden war. Die moderne Rechtserzeugung gibt ganz andere Möglichkeiten, Wachs-
tumsprozesse auszulösen, nachdem sie vom Richterrecht (case law, Präjudiz) zum Geset-
zesrecht übergegangen ist. Seit dem letzten Jahrhundert schafft der moderne Gesetzgeber 
völlig neuartige soziale Systeme, die Millionen Menschen zu sozialen Einheiten „ver-
schalten". 
Dies geschieht z. B. durch die großen Solidarsysteme der westlichen Industrienationen, die 
die Arbeitnehmer durch Gesetzgebung zu Zwangsmitgliedern z. B. sogenannter gesetzli-
cher Krankenkassen machen. Dies löst ein Wachstum der Ansprüche (Beitrag Riedl, Kap. 4 
in diesem Band) der Mitglieder aus, denn der eigene Geldbeutel ist als begrenzender Faktor 
entfallen. Da nun jedem Mitglied das ganze Wissen und Können der Gesellschaft zu seiner 
Heilbehandlung zur Verfügung steht, hat ein dramatisches Wachstum des Gesundheitssek-
tors als Folge der Begründung der Solidarsysteme eingesetzt, dessen Schattenseiten sich 
heute zeigen. Die kürzliche Einftihrung der zwangsweisen Pflegeversicherung in  Deutsch-
land wird vermutlich ein Wachstum auf dem Gebiet der Pflegedienste bewirken. 
Ein Beitrag der Rechtsordnung zum Wachstum ist auch die rechtliche Ausformung des 
Marktes, der Geldwirtschaft und der großen Kapitalsammelstellen wie z. B. der anonymen 
Kapitalgesellschaften (Beitrag Binswanger in diesem Band). Die „Gründerjahre" nach der 
Reichsgründung und der nachfolgende „große Krach" — eine Wachstumsblase und deren 
Platzen — werfen ein Schlaglicht auf die Zusammenhänge. Zu dem „Gründerjahre" ge-
nannten Boom kam es u. a. durch  die  mit der Reichsgründung — und der dahin liegenden 
Markterweiterung — ausgelösten Euphorie und die durch eine französische Kriegsentschä-
digung ausgelöste Aufblähung des Geldvolumens sowie eine „Deregulierungsmaßnah-
me": Der Staat gab die bis dahin an  eine Konzession gebundene Gründung von Aktienge-
sellschaften frei. Daraufhin verdreifachte sich in Preußen in kürzester Zeit die Zahl der 
Gesellschaften, um ebenso schnell durch Konkurse wieder auf  den  ursprünglichen Bestand 
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zu schrumpfen. Die volkswirtschaftlichen Kosten waren weit höher als die französische  

Кriegsentschädigung.  
Parallel zum Übergang vom Richter- zum Gesetzesrecht haben die Staaten „externe Er-
zwingungsstäbe" zum Gesetzesvollzug — Bürokratien — geschaffen. Dies eröffnet die  

Möglichkeit, über Abgaben einerseits, Subventionen andererseits, Ressourcen umzulen-
ken, um auch dort Wachstum auszulösen, wo der Markt allein kein Wachstum hervorruft.  

Das ist z. В . in  Deutschland in der Landwirtschaft, beim Massenverkehr, Massentourismus  
und in der Energieerzeugung geschehen (Vohrer 1992).  

Einen analogen Effekt erzielt m an, wenn die Rechtsordnung die Extemalisierung von Ko-
sten gestattet. Dies bedeutet, daß der Nutznießer des Wachstums trotz nachgewiesener Ur-
sächlichkeit nicht für die bei anderen eintretenden Schäden des Wachstums aufkommen  

muß. Die überdüngenden Landwirte z. В . haben nicht für die durch die Überdüngung er-
höhten Kosten der Trinkwassergewinnung einzustehen. Schließlich kann der Gesetzgeber  

durch administrierte — d. h. in Rechtsnormen festgesetzte — Preise wachstumsfö гdегde  
Austauschvorgänge auslösen, die der Markt nicht entwickelt hätte. So fördert der deutsche  

Gesetzgeber z. В . die Windmilllemei zum Zwecke der Stгomerzeugung, indem er die Ver-
sorgungsunternehmen durch ein Stromeinspeisungsgesetz zwingt, den in den Windmühlen  

erzeugten Strom zu höheren als Marktpreisen zwangsweise einzukaufen.  

Die Entwicklung der deutschen Landwirtschaft in den letzten Jahrzehnten mag die Rolle  

der Gesetzgebung in einem Wachstumsp гozeß verdeutlichen (Vohrer 1992, Peine 1994).  

Die Landwirtschaft war in Mitteleuropa jahrhundertelang eine Wirtschaftsform, die mehr  

als 50% der Erdoberfläche in  Beschlag nahm, in  der es auch revolutionäre Fortschritte der  

Anbaumethoden gab, die Wachstumsschübe auslösten, etwa durch verbesserte Fruchtfol-
gen. Die höheren Ernteerträge haben aber bis in unser Jahrhundert hinein keine schädlichen,  

d. h. künftige Erträge gefährdenden Folgen gehabt. Offensichtlich nahm die Bodenfrucht-
barkeit keinen Schaden, und es gibt auch keinen Hinweis dafür, daß die Landwirte die Le-
bensgrundlagen der Nichtlandwirte gefährdet hätten.  Die  traditionelle bäuerliche Wirtschaft  

bestand in der Verbindung von Pflanzenbau und Tierhaltung, die mit einfachen Techniken  

mit Hilfe der Sonnenenergie Nutzungen aus natürlichen Ressourcen zog. Der Energieein-
trag von außen war gering, gegen Ende des 19. Jahrhunderts soll er 3% betragen haben, die  

Abfälle wurden in einem „organischen Betriebskreislauf` wieder verwendet. Noch das  

deutsche Landwirtschaftsgesetz von 1955 sprach von einer „nachhaltigen" Wirtschaftsform.  

Seit Ende der 50er Jahre änderten sich die rechtlichen Rahmenbedingungen und die tech-
nischen Möglichkeiten fü г  die Landwirtschaft. Das Landwirtschaftsrecht insbesondere der  

EG bewirkte einen neuen Rückkopplungsmechanismus. Die Landwirte erhalten Preis- und  

Abnahmegarantien, d. h. unter den nun geltenden rechtlichen Rahmenbedingungen wur-
den ihnen Produktionsmengen positiv zurückgekoppelt. Dies löste — in Verbindung mit  

neuen technischen Hilfsmitteln und ertragreicheren Pflanzensorten — einen von der Agrar-
ökonomie als „innere und äußere Betriebsaufstockung" bezeichneten Vorgang aus, d. h.  

die Betriebe und die einzelnen Feldstücke wurden größer, die Wirtschaftsform wurde in-
tensiver und dies wiederum setzte meist eine Spezialisierung voraus. Es kommt tatsächlich  

zu einem Wachstum der Erträge und damit ist das politische Ziel der Agrarpolitik, die Ver-
sorgungssicherheit, erst einmal erreicht. Gleichzeitig wächst aber der — subventionierte —  

Energieeintrag ebenso wie der — subventionierte — Fremdstoffeintrag und die Landwirt-
schaft verwandelt sich in einen der großen Umweltzerstörer mit den Kennzeichen:  

• Verringerung der Begleitflora und -fauna,  
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• verringerte Humusbildung und Gefährdung der Bodenfruchtbarkeit, 
• Emissionen aus der Tierhaltung, 
• Gefährdung der Wasservorräte, 
• Schadstoffbelastung der Nahrungsmittel und des Trinkwassers. 
Die moderne Landwirtschaft produziert externe Kosten, die — wie schon angemerkt — gut 
sichtbar in den Wasserwerken anfallen. Dieses wiederum hat  den  Gesetzgeber auf den 
Plan  gerufen. Er nimmt den Verbrauchern manchmal einen „Wasserpfennig" ab, mit dem 
die Landwirte dafür belohnt werden, daß sie nicht weiterhin durch die Übernutzung von 
Feldern und Wiesen das Trinkwasser gefährden. 

Die Implementierung von wachstumsbegrenzenden Regelungsmechanismen durch  
die Rechtsordnung  
Die Rechtsgeschichte hält allerdings auch Beispiele für die Hoffnung bereit, daß Rechts-
normen Wachstum begrenzen können, also durch Raubbau erzeugtes Wachstum in eine 
nachhaltige Wirtschaftsweise überführen können. Ein bis heute nachwirkendes und o ft  
falsch interpretiertes Beispiel dafür bilden die rechtlichen Regelungen für die mittelalterli-
che Allmende. Allmenden sind durch die Brille des Juristen betrachtet „unverteilte Natur-
schätze" wie z. B. Weiden, Wälde г  eventuell auch Gewässer oder Fischbestände, an denen 
keine individuellen Rechte bestehen. Die Regelung der Nutzung führte dazu, daß auf den 
Allmenden über Jahrhunderte kein Raubbau mehr stattfand. Wie erreichte m an  diesen Zu-
stand? Dazu gibt es zwei Legenden, die eine könnte m an  als die „naturromantische", die 
andere als die „demokratische" bezeichnen. Die naturromantische — von Friedrich Engels 
verbreitete — behauptete, die Rechtsordnung der Alltuenden verliere sich in einem paradie-
sischen Urzustand, in dem die Menschen intuitiv wußten, was und wieviel sie der Natur 
entnehmen durften. Die demokratische Legende behauptete, einsichtige Bauern hätten 
sich zusammengetan und im Interesse aller und der zukünftigen Generationen gemeinsa-
me Regelungen geschaffen und sich daran gehalten. Die Wirklichkeit sah, wie wir durch 
jüngere Forschungen wissen, anders aus. Das Recht der Allmenden entstand in Krisenla-
gen, die durch Raubbau hervorgerufen wurden, und es war wohl ganz selten das Werk der 
die Natur plündernden Bauern, sondern das des Grundherrn, der als Sanieren auftrat und 
weiteren Plünderungen Einhalt gebot. 
Ganz analog verlief ab Ende des 18. Jahrhunderts der Übergang zu einer geregelten Forst-
wirtschaft in Gestalt einer nachhaltigen Bewirtschaftung des Waldes. Auch hier ist eine 
Krisenlage der Auslöser eines Lernprozesses, nämlich die in den Anfängen der Industriali-
sierung entstandene „Holznot". Wiederum übernimmt die Staatsgewalt mit einer Forstver-
waltung als externem Erzwingungsstab die Rolle des Sanierers, keineswegs jene, die 
Raubbau am Wald treiben. Die rechtliche Verpflichtung auf das Prinzip „Nachhaltigkeit"  

erzwingt einerseits ein Planen über Generationen hinaus bis zur Schlagreife des heute ge-
pflanzten Waldes, bei Eichen sind das 300 Jahre; andererseits zu einem ständigen Lernen 
aus Fehlern. Planung und Fehlerkorrektur sind die Komponenten eines fortlaufenden 
Lernprozesses, der sich an  den Waldbeständen ablesen läßt. Die heutige Forstwirtschaft 
hat die Versuche aufgegeben, Waldbewirtschaftung wie Feldbau zu betreiben und mög-
lichst viele, möglichst schnell wachsende Baume der gleichen A rt  auf einem Hektar unter-
zubringen (Leibundgut 1993). 
Der moderne Wirtschaftswald setzt auf Artenvielfalt und kehrt zu einheimischen, standort- 
angepaßten Arten zurück, mit anderen Worten der Wald wird seinem ursprünglichen, vom 
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Menschen unbeeinflußten Zustand wieder ähnlicher. Dieser erstaunliche Wandel geht mit 
einem ebenso erstaunlichen Wandel im Gebrauch der Technik einher. Das schwere techni-
sche Gerät verschwindet wieder aus dem Wald, es ist wenig brauchbar, wenn die Bewirt-
schaftung darauf zielt, ursprünglich 10.000 Baumpflanzen pro Hektar auf schließlich 250 
hochwertige Bäume zu vereinzeln. So kehrt die Handarbeit und nicht selten sogar das 
„Riickepferd" in den Wald zurück. 
In zahlreichen anderen Bereichen darf man mit guten Gründen vermuten, daß rechtliche 
Regelungen als Wachstumsbremsen wirken: So dürfte für das Sinken der Geburtenziffern 
— r vielen Industriestaaten sogar unter die Reproduktionsraten — die Einführung wirksa-
mer Alterssicherungssysteme ein bedeutender Faktor sein. Für das in  den  letzten Jahren zu 
beobachtende Sinken der Schadstoffeinleitungen in die deutschen Gewässer dürfte auch 
das Abwasserabgabengesetz eine Rolle gespielt haben. Dem Wachstum des Heizenergie-
verbrauchs in Mehrfamilienhäusem wirkt der deutsche Gesetzgeber mit der zwangsweisen 
Einführung von Heizkostenverteilern entgegen. Die individuelle Nutzung dieser ,,Allmen-
de" muß also bezahlt werden. Im Bereich außerrechtlicher sozialer Spielregeln kann m an  
ebenfalls beobachten, wie Führungskräfte mit neuen, sozialen Spielregeln der Übernut-
zung von „Allmenden" entgegenwirken. So mußte ein großes Tagungszentrum ständig 
leere Getränkeflaschen von Fußböden, Fensterbänken, Tischen und sonstigen Ablagemög-
lichkeiten abräumen lassen. Als man dazu überging, alle Flaschen mit einem Pfandauf-
schlag von 1,— DM zu belegen, brachten alle ihre leeren Flaschen an  den  dafür vorgesehe-
nen Ort zurück. So beendete man die durch Extemalisierung von Kosten entstandene Ver-
mehrung des Abfalls. 

Wachstumsfördernde und wachstumsbegrenzende Elemente im Prinzipiengefüge 
der Rechtsordnung 
Wie unser kurzer Rückblick auf Geschichte und Rechtsgeschichte zeigt, haben die Men-
schen Recht vermutlich seit seiner Erfindung auch dazu benutzt, Wachstumsprozesse aus-
zulösen. Die Kunst, Wachstumsprozesse nicht in Katastrophen münden, sondern auf eine 
Linie ökologischer Tragfähigkeit einpendeln zu lassen, ist wenig entwickelt. Die Notwen-
digkeit wird im allgemeinen auch erst heute sichtbar. So weit der äußere Befund. 
Wir gelangen zu einem besseren Verständnis des äußeren Geschehens, wenn wir auch in 
der inneren Struktur des Rechts, in  seinem Prinzipiengefüge, nach Ursachen des Wachs-
tums forschen. Rechtsnormen werden durch Prinzipien zu einem geordneten Gefüge zu-
sammengefaßt. Betrachtet man wichtige Rechtsprinzipien unter dem Gesichtspunkt 
Wachstum, so zeigt sich, daß sie einerseits die Förderung von Wachstum fordern, anderer-
seits dessen Begrenzung nahelegen. In jedem Rechtsgebiet sind die einzelnen Normen ei-
nerseits am Individuum und dessen Werten — Leben, körperliche Unversehrtheit, Freiheit, 
Vermögen — ausgerichtet, andererseits an der Funktionsfähigkeit des sozialen Systems 
orientiert. Das Straßenverkehrsrecht z. B. gewährt jedem die Freiheit, sein höchstpersönli-
ches Ziel mit möglichst geringer Gefahr für Leib, Leben und Vermögen anzusteuern. An-
dererseits strebt es an, den Verkehrsfluß aufrecht zu erhalten und verhindert z. B. das Par-
ken in  der Nähe des angestrebten Ziels. Einen entsprechenden Konflikt spiegeln die Ver-
fahrensordnungen wider. Einerseits soll dem rechtsuchenden Individuum auch Gerechtig-
keit zuteil werden, andererseits setzen sie dem Streben nach der Gerechtigkeit z. B. durch 
Regeln der Verjährung ein abruptes Ende. Der für die Funktionsfähigkeit des Systems not-
wendige Rechtsfrieden wird wichtiger als die gerechte Lösung des Rechtsfalles. 
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Die systembezogene Komponente des Rechts werden wir nun als den Zweck des Rechts 
und die individualistische Komponente als den Sinn des Rechts bezeichnen. Rudolf von 
Jhering (1884/1886) entdeckte im letzten Jahrhundert  den  Zweck im Recht und konstatier-
te, der letzte Zweck allen Rechts sei  die  Aufrechterhaltung der Gesellschaft. Zwei Genera-
tionen vorher hatte Carl von Clausewitz ( 18 1972) eine analoge Entdeckung gemacht, als er 
den Zweck in einem dem Recht parallelen Nonnengefüge,  den  politisch-militärischen 
Weisungsketten fand. Er gelangte zu der Feststellung, der letzte Zweck des Militärischen 
sei die Selbsterhaltung des Staates, was das Streben nach dem Zweck „Frieden" notwendig 
mache, da Kriege prinzipiell die Selbsterhaltung des Staates gefährden. 
Die Bezugspunkte — Staat bei Clausewitz, Gesellschaft bei Jhering — sind insoweit un-
trennbar miteinander verbunden, als die gesellschaftlichen Systeme, auf  die  wir unsere Be-
trachtung konzentrieren, erst durch den Staat als Recht erzeugende und Recht durchsetzen-
de Institution geschaffen werden oder ihre gegenwärtige Prägung erhalten haben. Staatli-
che Normen schaffen die gesellschaftlichen Systeme und die systembildenden Menschen 
bestätigen die Normen, deren Einhaltung der Staat überwacht. 
Clausewitz machte den Zweck in den Weisungsketten aber auch zu einem Postulat; be-
herscht der Zweck nicht die Mittel, die zu seiner Erreichung eingesetzt werden, so schafft 
die Politik statt äußerer Sicherheit vennehrte Unsicherheit und statt Frieden Konflikt. Es 
kommt z. B. zum Wettrüsten, einem die Sicherheit gefährdenden Wachstumsp гozeß. Die 
Antriebskräfte zu dieser Entartung des Militärischen stecken in Motivationen der Individu-
en, die nach Macht, Ehre, Ruhm, Karriere, Planstellen, einem Arbeitsplatz und sei es in der 
Rüstungsindustrie, Gewinne aus dem Verkauf von Rüstungsgutem streben. Die Kräfte zur 
Bekämpfung der Entartung müssen die Institutionen entwickeln, indem sie individuelles 
Handeln so begrenzen, daß es den Zweck — Staatserhaltung — nicht gefährdet. 
Ganz Entsprechendes beobachten wir im Recht. Die Rechtsentwicklung empfängt ihre 
Antriebskräfte von der dem Individuum zugewandten Seite des Rechts. Hier geht es da-
rum, individuelle Existenz zu sichern, Freiheit zu gewähren sowie materielle und immate-
rielle Güter nach Prinzipien der Gerechtigkeit bereitzustellen, so daß die Menschen die 
Freiheit zur Verfolgung selbstgesetzter Ziele nutzen können. Selbst in einem so erhabenen 
individuellen Wert  wie Freiheit steckt aber der Keim zu einem zerstörenden Wachstum. 
Die Freiheit für Autofahrer, ein begrenztes Straßensystem unbegrenzt nutzen zu dürfen, 
muß schließlich, wenn genügend Wohlhabenheit erreicht ist, zum Kollaps führen. Weniger 
gut beobachtbare Entwicklungen sind möglicherweise noch gefährlichere Wachstumspro-
zesse. Der elementare Wunsch des Individuums nach schneller Heilung bei Infektions-
krankheiten hat zu einem gewaltigen Wachstum des Verbrauchs von Antibiotika geführt. 
Dies wiederum hat eine A rt  Wettrüsten zwischen der Entwicklung immer neuer Antibioti-
ka einerseits und einer offenbar erhöhten Mutationsgeschwindigkeit der Bakterien geführt. 
Welche Folgen dies haben wird, ist ungewiß. Der Wunsch der Menschen nach größerer 
sexueller Freiheit verlangt die unbegrenzte Freigabe von hormonellen Antikonzeptiva. In-
zwischen gibt es erste Anzeichen fUr die Folgen einer Umweltverschmutzung durch Östro-
gene (Umweltbundesamt 1995). 
Der Zweck des Rechts, die dem Systemerhalt zugewandte Seite des Rechts, zeigt aus der 
Sicht des Einzelnen die notwendige, aber unerfreuliche Seite des Rechts. Hier geht es ein-
mal um direkte Beiträge zur Erhaltung des Staates und der durch ihn gesicherten Systeme 
durch Steuern, parafiskalische Abgaben, Wehrpflicht, aber auch um sonstige Begrenzun-
gen von Freiheit wie z. B. durch Konzessionen, Erlaubnisse, Auflagen. Auch Umweltrecht 
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ist ein freiheitsbegrenzendes, am Zweck Systemerhaltung orientiertes Recht (Vohrer  

1992). Der vielleicht am stärksten freiheitsbegrenzende Aspekt liegt bereits in der Natur  

der Nonnen: In jeder Art  Recht steckt ein Versprechen von Gerechtigkeit, doch verweigert  

sich das Recht einer vollen Einzelfallgerechtigkeit, obwohl jeder Fall anders ist, denn dies  

wäre das Ende aller Normen und Präjudizien.  
Wir wollen unsere Betrachtung von Si мΡ und Zweck nun in einen größeren Sachzusam-
menhang stellen. Wie schon ausgeführt, halten wir Normen für eine höher entwickelte  

Form biologischer Verhaltensmuster. Dementsprechend sind die durch das Recht geschaf-
fenen sozialen Gebilde höher entwickelte, kulturspezifische Formen dessen, was Zoologen  

Populationen nennen, Systeme aus interagierenden Individuen. Was Jhering — der sich in-
tensiv mit Darwin auseinandersetzte — und Clausewitz entdeckten, ist dementsprechend  

nichts anderes als das kulturelle Gegenstück zum Befund der klassischen Ethologie: Der  

Zweck aller Verhaltensnormen ist die Aufrechterhaltung der Population, womit der d аhin-
terstehende Zweck der Arterhaltung erreicht wird. Dies ist allerdings — für sich genommen  

— nur ein negativer Faktor, dessen Berücksichtigung im Gedanklichen eine Selektion aller  

Normideen bewirkt, die nicht art- bzw. populationserhaltend, systemerhaltend sind. Die  

gedankliche Selektion erspart die Selektion in der Realität. Die eigentlichen Antriebskräfte  

erhält das Recht von seiner dem Individuum zugewandten Seite. Diese ist — entsprechend  

der komplexen Motivationsstruktur des Menschen — ebensfalls komplex und einer rein  

(sozio-)biologischen Erklärung nicht zugänglich.  
Systemgefährdendes Wachstum treffen wir in allen rechtlich geregelten Systemen an, in  

denen die individuellen SiмΡelementе  (Selbsterhaltung, Selbstentfaltung usw.) nicht durch  

systembezogene Zweckelemente (Arterhaltung, Systemerhaltung usw.) in Schach gehalten  

werden. Verspricht die Rechtsordnung des gewährenden Sozialstaates den Bedürftigen  

mehr als sie von den Steuer- und Beitragszahlern einzufordern wagt, erleben wir ein  

Wachstum der Staatsverschuldung. Erlaubt die Rechtsordnung den Bürger die Überfi-
schung der Gewässer, die Übernutzung der Böden, die Verschmutzung der Gewässer über  

deren Selbstreinigungskraft hinaus, die Übernutzung der Infrastruktur von den Straßen bis  

zu den Universitäten, so liegt ein Überhang des Sinns über den Zweck vor. Selbsterhal-
tung, Selbstentfaltung und deren Unterfälle einerseits, und der Zweck Arterhaltung und  

dessen Unterfälle andererseits, sind nicht in Einklang gebracht. Biologisch ausgedrückt:  

Die in der Evolution des Rechts hervorgebrachten Normen sind nicht adaptiv.  

Die Mängel des Rechtserzeugungssystems  

Dieses Ergebnis zwingt uns, den Ursachen des zerstörenden Wachstums in einer noch tie-
feren Schicht, dem ProzeB der Rechtsgewirmung, in Oesers Worten (1990) der „Evolution  

und Selbstkonstruktion" des Rechts, nachzugehen. Offenbar ist die Lerngeschwindigkeit  

zu langsam und zum anderen ist die Qualität des Lemprozesses oft nicht gut genug, um  

Wachstumsprozesse rechtzeitig, mit geringen Kosten des Umsteuern zu begrenzen. Die  

Ursachen sollten sich herausfinden lassen.  
In den modernen Verfassungsstaaten unter  den  Industrienationen lernt das Rechtssystem  

an  vier Stellen:  
1. Der politisch-adminis trative Apparat in Gestalt von Parlamenten und Regierungen er-
zeugt neue Gesetze sowie ausfüllende Verordnungen und Anweisungen für die Verwal-
tung.  
2. Die Gerichte versehen das Rechtsleben mit Präjudizien.  
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3. Die Rechtspraxis entwickelt eigene Regeln  (Practised  Law), die wie Recht wirken, da 
sich die meisten Beteiligten daran halten. 
4. Die Wissenschaft versucht das vorhandene Recht zu systematisieren und entwickelt 
neue Konzepte. 
In praktisch allen Industriestaaten klagt die Wissenschaft (Gesetzgebungslehre, Jurispru-
denz, Wirtschaftswissenschaft) und klagen zunehmend auch Gerichte, Verwaltung und 
Bürger darüber, daß die Politik das Instrument Gesetz nicht zu handhaben weiß. Nach mei-
ner beruflichen Erfahrung kommt die ökonomische Theorie der Politik der Deutung dieses 
Phänomens am nächsten (Olson 1985, Blank аrt 1991). Demnach ist das Handeln des als 
„Unternehmer" gedeuteten Politikers nicht primär darauf gerichtet, dem Gemeinwohl zu 
dienen, also für erkannte Probleme der Gesellschaft optimale Lösungen zu finden, sondern 
positive Rückmeldungen einzuholen, die zur Verbesserung und Sicherung der eigenen 
Stellung dienen. Eine Partei z. В . wird also erst dann mit einer Maßnahme das Gemein-
wohl fördern, wenn diese Maßnahme zugleich ein nützlicher Baustein in einer Strategie 
des Machterhaltes ist. Daraus ergibt sich beim Einwirken auf Wachstumsprozesse folgen-
de Konstellation: Wenn ein Wachstumsprozeß das Gemeinwohl gefährdet und die Politik 
durch Gesetzgebung das Wachstum frühzeitig abbremst, läuft sie das Risiko, Wählerstim-
men zu verlieren, ohne neue gewinnen zu können. Ein Beispiel: 
Viele Staaten sehen sich „Kostenexplosionen" im Gesundheitswesen gegenüber (Beispiel: 
Krankenfahrten mit Taxen in Deutschl and: 1991: 433 Mio. DM, 1994: 689 Mio. DM). Da-
hinter verbergen sich vor allem immer mehr, immer teurere Heilbehandlungen. Seit Jahren 
hegen die deutschen Gesundheitspolitiker den Verdacht, daß den fortlaufend steigenden 
Ausgaben kein entsprechender, allgemeiner Nutzen gegenüber steht, die Public Health 
wird trotz Kostenexplosion nicht erkennbar besser (Rau 1993). Die Politiker vermuten s o-
gar, daß 40% der Ausgaben diesem Ziel nicht förderlich, vielleicht sogar abträglich sind. 
Sinnvollerweise müßte die Gesundheitspolitik nicht zu globalen Kostendämpfungen grei-
fen, sondem selektiv vorgehen, also z. B. prüfen, ob Heilkuren einen Beitrag zur Public 
Health leisten. Würde die Politik allerdings Heilkuren aus dem Leistungskatalog der ge-
setzlichen Krankenkassen streichen, so sähe sie sich dem erbitterten und organisierten Wi-
derstand von Gruppen gegenüber, deren Interessen massiv betroffen wären. Der durch die 
Streichung gewonnene Nutzen würde dagegen auf so viele Personen verteilt, daß er für 
den einzelnen kaum fühlbar wäre. Einige hätten also gute Gründe, die Partei mit dem 
„Streichprogranun" nicht wieder zu wählen, aber niemand hätte einen Grund, gerade we-
gen des Streichprograпims diese Partei zu wählen. Bei anderen Wachstumsprozessen wird 
man  ähnliches feststellen, so z. B. beim Wachstum des öffentlichen Dienstes, beim  Wachs-
turn  des Tourismus, bei der Erschließung von Bauland. 
Symbolhaft ausgedrückt kann m an  sagen: Eine auf Wählerstimmenmaximierung angeleg-
te Politik tendiert dazu, den „Turmbau zu Ba be l in Auftrag zu geben", (also Wachstum an-
zuheizen, das einigen sehr viel nützt und allen anderen auf den Einzelfall bezogen nur sehr 
wenig schadet) und auf die Einsicht in die Schädlichkeit des Projektes aber nicht mit des-
sen Einstellung, sondern mit Kostendämpfung im öffentlichen Bauwesen zu reagieren. 
Noch problematischer werden die Dinge, wenn wir es mit Wachstumsprozessen zu tun ha-
ben, bei denen der Nutzen bei den heute Lebenden anfällt, der nicht ganz gewisse Schaden 
aber erst morgen bei der nächsten Generation eintreten wird, wie z. B. beim Wachstum der 
Staatsverschuldung, bim absehbaren Wachstum der Abgabenbelastung für die als Gene-
rationenvertrag konstruierte Altersversorgung. 
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Der BasisprozeB der Rechtserzeugung, die Gesetzgebung, ist also als politischer Wettbe-
werb konstruiert, in dem nicht die für die Profi еme der Gesellschaft bestgeeignete Lösung 
prämiert wird, sondern die für die Machterhaltung der Parteien bestgeeigneten Gesetze. Auf 
Wachstumsprozesse bezogen bedeutet dies, für politische Parteien ist es eine gute Strategie 
der Stimmеnmaximierung, Wachstumsprozesse anzuheizen oder auszulösen, aber eine 
schlechte Strategie, sie zu dämpfen. Gesetzgebung zielt also typischerweise auf suboptimale 
Lösungen. Da Gesetzgebung ein fortlaufender ProzeB ist, entsteht eine Tendenz zu einer 
permanenten Qualitätsverschlechterung, wenn m an  suboptimale Lösungen mit suboptima-
len Lösungen „nachbessert" (Helsper 1995). Dabei befindet sich die Politik in Einklang mit 
dem allgemeinen gesellschaftlichen Grundkonsens, denn m an  gesteht ihr zu, sich auch mit 
„machbaren", „drittbesten", „politischen" Lösungen zu begnügen. Dadurch ist der politi-
sche der einzige kulturelle Wettbewerb, der nicht darauf gerichtet ist, die bestgeeignete Pro- 

emlösung zu suchen. In Frankreich sagt m an, „hätte nicht Gott  das Pferd geschaffen, son-
dern ein politischer Ausschuß, das arme Tier hätte drei Beine, zwei Schwänze und vier Oh-
ren". Dies gibt sehr bildhaft unsere Feststellung wieder, daß Gesetzgebung in den westli-
chen Verfassungsstaaten nicht als evolutionärer Optimieru пgsprozeB angelegt ist. 
Diese Tendenz zur Fehlleistung wird durch den Einfluß der öffentlichen Meinung auf die 
Politik verstärkt. Die öffentliche Meinung ruft nach emotionalen Problemlösungen, das 
Recht ist aber unemotional und es schafft auch nur leistungsfähige Systeme, wenn rechtli-
che Entscheidungen unemotional gefällt werden. Das amerikanische Schadensersatzrecht 
erhellt diese Notwendigkeit. In den USA ist den Anwälten die Emotionalisierung der an 
sich kunstvoll entemotionalisierten Gerichtsverhandlung (Hauptmann 1993) gelungen. 
Die Sumтierung der vielen, dem bedauernswerten Geschädigten freundlichen Entschei-
dungen ergibt aber ein Recht, das unter anderem als größtes Hindernis eines leistungsfähi-
gen Gesundheitswesens gilt. Sind rechtliche Entscheidungen emo tional, so gerät der 
Zweck des Rechts, die Funktionsfähigkeit des sozialen Systems, auBer Sicht. Es kommt 
zum Unterschied von „gut" und „gut gemeint". Einige Beispiele: 
Streicht die Politik Krankenfahrten mit Taxen aus dem Erstattungskatalog der gesetzlichen 
Krankenkassen, weil diese in drei Jahren um 40% angewachsen sind und diese  Wachs-
tumsblase offfenbar keinen Bezug zur Public Health hat, so präsentieren die Medien einen 
in Konkurs gefallenen Taxifahrer, der seine vier unmündigen Kinder nicht mehr ernähren 
kann samt einer auf dem Fußweg zum Arzt gestürzten Großmutter. Beseitigt die Politik 
das kostenlose Schulbuch, weil es eine Wachstumsblase mit den Kennzeichen Preiserhö-
hung, Auflagenbeschleunigung, hoher Bücherverschleiß, steigende Ansprüche von Leh-
rem, Eltern und  Kinder  hervorgerufen hat, so werden die Medien eine arme Familie mit 
begabten Kindern präsentieren, deren Hoffnungen auf sozialen Aufstieg die Politik ange-
blich zerstört hat. Reagiert die — sich bürgemah gebende — Politik auf diese A rt  Berichter-
stattung, so kommt es zu einem „management by butterfly". Die Politik eilt hektisch von 
einem Tagesproblem zum anderen, w as  sich im Gesetz als Wachstum von sinnorientierten  

Ausnahmen niederschlägt, die schließlich den vernünftigen Zweck überwuchern. Jede 
Ausnahme ist eine Einladung zur Umgehung und ein Auslöser von Rechtsunsicherheit. 
Gleichzeitig kommt es in den Entscheidungsgremien zu einem „Flaschenhalseffekt", da 
alle Entscheidungskompetenz oben, beim Gesetzgeber liegt, der Zeitdruck auf die Ent-
scheidungsträger nimmt zu, die Qualität ihrer Entscheidungen nimmt ab. 
Nach der Kompetenzverteilung im Staat können die Gerichte größe ге  Fehlleistungen der 
Gesetzgebung nicht kompensieren. Sie sollen Gesetze auslegen, aber nicht selbst gesetzge- 
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bend oder den Gesetzgeber korrigierend tätig sein (Larenz 1991). Außerdem werden Ge-
richte nicht von sich aus tätig, sondem nur im Rahmen gerichtlicher Verfahren. Es müßte 
ein Kläger da sein. Die Rechtsordnung schreckt aber vor sogenannten Popularklagen zu-
rück, d. h. niemand kann vor Gericht sozusagen als Stellvertreter der Allgemeinheit oder 
für künftige Generationen auftreten, er muß behaupten, selbst in seinen persönlichen 
Rechten beeinträchtigt zu sein (Spiegle г  1990). 
Schließlich hätten Gerichte bei Wachstumsprozessen noch ein besonderes  Problem.  Wer 
Wachstum abbremsen will, muß behaupten, das, w as  gestern noch gut und segensreich er-
schien, sei heute als schädlich durch neues Recht zu bekämpfen. Diese Erkenntnis liefert 
aber nicht die Rechtsordnung selbst, sondern die auf Beobachtung gestützte Erfahrung. 
Die heutige Rechtswissenschaft kann aber mit Erfahrung wenig anfangen, da sie sich als 
Geisteswissenschaft mißversteht und immer noch auf zwei erfahrungsfeindlichen Lehren 
beruht: dem Rechtspositivismus und Naturrechtslehren. Die Erfahrung braucht in  der 
Rechtswissenschaft Schlupflöcher, sie kommt darin vor als „Natur der Sache" als „Prakti-
sche Vernunft", als „unabweisbares Bedürfnis der Praxis", als „normative Kraft des Fakti-
schen". Sie hat aber keinen gesicherten Platz im Prozeß des juristischen Erkenntnisge-
winns. Hier und da gibt es zwar Ansätze der Rechtswissenschaft, sich auf andere Basis-
theorien zu stützen (evolutionäre Erkenntnistheorie, Rechtswissenschaft als Realwissen-
schaft, experimentelle Rechtswissenschaft), deren Einführung käme aber einer wissen-
schaftlichen Revolution gleich. Unter den gleichen Mängeln leidet der Gesetzgebungspro-
zeß. Nicht nur die Bürger haben kaum realistische Möglichkeiten, ihre Erfahrungen mit 
untauglichen Nonnen zurückzumelden (Riedl 1985), dies gilt sogar für die externen Er-
zwingungsstäbe, die unteren Verwaltungsbehörden, die sich dann o ft  ihr eigenes Recht 
(practised law) bilden (Raiser/Voigt 1989). 
Bei vielen Wachstumsprozessen ist die Einsicht der Bürger dem Zustand der Rechtsord-
nung .weit voraus; d. h. die Rechtsordnung hinkt ihren Möglichkeiten weit hinterher. Dann  
hört man oft  den Ruf, die Bürger müßten selbst lernen, z. B. ihr Auto stehen zu lassen, 
Müll zu vermeiden, nicht bei jeder MiBbefmdlichkeit die Leistungen des Gesundheitswe-
sens in Anspruch zu nehmen, nicht jeden Nachbarstreit den Gerichten vorzutragen usw. 
Die Menschen sollen also selbst verbindliche, der Situation besser angepaßte Normen ent-
wickeln, die die Mängel des Rechtserzeugungssystems kompensieren. 
Solche Ideen sind schon theoretisch, als Konzepte, nicht einleuchtend. Dies wird deutlich, 
wenn man die Politiker als Entwerfer von Spielregeln und die Bürger als Entwerfer von 
Strategien deutet. Wenn die Beobachtung zeigt, daß die Bürger unter den gegebenen Spiel-
regeln Strategien entwickeln, die das Spielfeld — die Lebensgrundlagen — zerstören, dann 
brauchen wir bessere Spielregeln, das soziale System muß auf der Systemebene, aber nicht 
auf der Individuenebene dazulernen (Beitrag Patzelt). Die Autofahrer von Wien z. B. sind 
außerstande, eine gemeinsame Absprache darüber zu treffen und durchzusetzen, wie sie 
eine Obernutzung des Straßennetzes verhindern können. Dies ist auch nicht ihre Aufgabe, 
gerade zu diesem Zweck und zu analogen Zwecken sind ja politische Entscheidungsgre-
mien geschaffen worden (siehe Beitrag H. Knoflacher in diesem B and). 

Voraussetzungen für einen planvollen Einsatz der Rechtsordnung zur Steuerung  
von Wachstumsprozessen  
Zusammenfassend ist zu sagen, der Lemprozeß des Rechtserzeugungssystems ist weder in 
der Gesetzgebung noch in der Rechtsprechung oder bei der Praktizierung von Recht dar- 

257  



auf gerichtet, die Lebensgrundlagen von Staat und Gesellschaft vor selbstzerstörendem 
Wachstum zu sichern. Dies ist auch kein vordringliches Thema der Rechtswissenschaft, 
wie man  beim Blick in juristische Fachzeitschriften leicht erkennen kann, läßt sich aber 
ändem. 

Geistige Voraussetzung 
Dazu sind Veränderungen bei den institutionellen Gegebenheiten und Änderungen bei der 
Aufgabendefmition und dem Selbstverständnis insbesondere der Parlamentarier, aber auch 
der übrigen mit Rechtserzeugung befaßten Personen notwendig. Zunächst zu Aufgabende-
finition und Selbstverständnis. Hier ist es notwendig, tradierte Harmonielehren abzustrei-
fen, die behaupteten, Politik (und Rechtsprechung) brauchten nicht mehr bewirken als fai-
ren Interessenausgleich (Beitrag Patzelt in diesem Band). Dies stimmt bei Wachstumspro-
zessen gerade nicht. Typischerweise sind die Geschädigten eines Wachstumsprozesses 
nicht organisiert, stellen keine klar abgrenzbare Gruppe dar oder sind noch gar nicht gebo-
ren oder haben noch keine Wählerstimme. Eine Rechtsordnung muß folglich auch eine 
Werteordnung sein, um gesellschaftliche Werte gegen organisierte Interessen durchsetzen 
zu können. Dies kann allerdings nicht jedes Wertesystem leisten. Mit ihren letzten, nicht 
weiter begründbaren Werten stützt sich eine Rechtsordnung auf die Ethik, d. h. sie erhebt 
zunächst unverbindliche Sätze der Ethik in den Rang von fundamentalen Rechtsprinzi-
pien. Diese Aufgabe übernehmen in den Industriestaaten die Verfassungen. 
Der Biologe Ernst Peter Fischer (1987) hat bei einer Studie zum Phänomen der Komple-
mentarität in der Natur einen Exkurs in die Ethik gemacht und konstatiert, unsere Kultur 
habe zwei Ethiken hervorgebracht: Eine individuumzentrierte, christlich-platonische Ethik 
und eine gemeinschaftsorientierte, heidnisch-aristotelische Ethik. Die Rechtsphilosophie 
würde Fischer und den Autoren, auf die er sich beruft, bei dieser Einordnung von Aristote-
les nicht folgen (Schapp 1994). Dennoch hat Fischer in der Sache wohl Recht. Machiavelli 
war es, der die Unvereinbarkeit von christlicher Ethik und einer zur Staatserhaltung not-
wendigen „Staatsmoral" formulierte. In unserem Jahrhundert rückte insbesondere der Phi-
losoph und Anthropologe Arnold Gehlen die Unvereinbarkeit beider Ethiken wieder ins 
Bewußtsein. Öffnet sich das Recht einseitig der individuumzentrierten Ethik, wie das alle 
vom Gedankengut der Aufklärung beeinflußten Verfassungen der Industriestaaten tun, so 
steht es Wachstumsprozessen hilflos gegenüber, denn damit wachsen die Ansprüche der 
Individuen ins Unermeßliche. Dies wiederum ruft die meist organisierten Gruppen derer 
auf den Pl an, die — aus öffentlichen Kassen finanziert — solche Ansprüche befriedigen wol-
len. Dazu einige Beispiele: 
Im deutschen Gesundheitswesen gab es eine Kostenexplosion bei diagnostischen Verfah-
ren. Dies hat folgenden Hintergrund: Nach einer Anamnese steht bei etwa 85% aller Pa-
tienten die Krankheit fest. Bei etwa 7% der Erkrankungen wird die zugrundeliegende 
Krankheit trotz Einsatz aller vorhandenen diagnostischen Mi ttel nie aufgeklärt. Für die 
Anhebung von 85 auf 93% kann der medizinische Apparat einen praktisch unbegrenzten 
Aufwand hervorrufen, den sich keine Solidargemeinschaft auf Dauer leisten kann. Wie 
auch sonst in der Technik, „die letzten 0,5%" sind unbezahlbar. 
Der medizinische Aufwand steigt ebenfalls exponentiell, wenn die medizinische Zielset-
zung darin besteht, das Leben um jeden P reis zu verlängem. 
Ein exponentielles Wachstum medizinischer Leistungen ergibt sich auch, wenn der Arzt 
zum Vollstrecker individueller Sehnsüchte wird, der den Menschen ein Leben ohne Lei- 
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denserfahrung bescheren soll. D ann wird jede М ißbefшdlichkeit zur Krankheit, für die das  

Kollektiv der Versicherten aufkommen muß, was ebenfalls zu Wachstum und zur Kosten-
explosion im Gesundheitswesen führen muß.  
Im Justizwesen treten Wachstumsprozesse auf, wenn die Richter Gerechtigkeit einseitig  

individualistisch deuten, d. h. unter Gerechtigkeit Individualgerechtigkeit, Einzelfallge-
rechtigkeit verstehen. Da jeder Fall anders ist, kann man beliebig lange differenzieren, bis  

der Fall die eine, nur ihm gemäße Lösung gefunden hat. Der Bedarf an Richtern steigt fo rt-
laufend, denn der Feststellungsaufwand steigt ebenso wie die Dauer der Verfahren und  

selbst bei dem Ausstoß an juristischer Literatur ist exponentielles Wachstum zu beobach-
ten. Kürzlich sprach ein deutsches Gericht eine Angeklagte frei, da die Verteidigung von  

allen rechtlich zulässigen Möglichkeiten der Verfahrensbehinderung Gebrauch machte.  

Die Begründung lautete: Ein solches Verfahren übersteige die Ressourcen des Gerichts.  

Dieser Fall ist nur die Spitze des Eisbergs.  

Solange das Wertesystem der Rechtsordnung einseitig individuumzentriert ist, man Staat  

und Solidargemeinschaften als Vollstrecker individueller Wünsche betrachtet, steht die  

Rechtsordnung Wachstumsprozessen, die angeblich dem Wohl der Individuen dienen, hilf-
los gegenüber. Die Richter selbst weiten ja die Ansprüche des Individuums gegen das Kol-
lektiv ständig aus.  
Politiker und Juristen müssen wohl lernen, daß die Individual-Ethik nicht ohne weiteres  

„gut" und die Gemeinschafts-Ethik nicht ohne weiteres „böse" ist, sondern daß die Aufga-
be des Rechts darin besteht, beide Ethiken bei der Tr ansformation in Rechtsprinzipien in  
ein sowohl-als-auch-Verhältnis zu bringen, womit wir wieder beim  Problem  der Komple-
mentarität angelangt sind.  
Möglichweise kann eine evolutionäre Ethik diesen Vereinigungsprozeß leisten (Wuketits  
1993, DaekeBresch 1995).  

Änderung der institutionellen Gegebenheiten  

Umdenken bleibt ein rein geistiges Ereignis, wenn der institutionelle Rahmen nicht zuläßt,  
neue, bessere Einsichten in ein neues, besseres, zerstörendes Wachstum verhinderndes Ge-
setzgebungsverfahren umzusetzen. Der Gesetzgebungsprozeß muß so angelegt sein, daß  

der darin ablaufende politische Entscheidungsprozeß ständig dahin tendiert, nicht die mach-
bare, sondern die bestgeeignete Lösung für die erkannten Probleme der Gesellschaft zu su-
chen und auszuwählen. Darin ist die Notwendigkeit eingeschlossen, daß im Konfliktfall ge-
sellschaftliche Werte den Sieg über die Interessen organisierter Gruppen davontragen.  

Dieses Ziel scheint ganz unerreichbar zu sein, da keine der beteiligten Gruppen — Politiker  

und Interessenvertreter — ein Interesse daran hat, optimale Lösungen für die Selbstregulie-
rung von Wachstumsprozessen zu suchen. Auch die ebenfalls am Gesetzgebungsverfahren  

beteiligte Ministerialbürokratie hat dieses Interesse nicht. Die Bürokratie wurde noch von  

Max Weber als eine stets im Interesse des Gemeinwohls handelnde Gruppe angesehen  

(Mayntz 1978). Dies ist inzwischen einer realistischeren Einschätzung gewichen (Blankart  

1991). Die Ministerialbürokratie tendiert dahin, Gesetzgebung so zu beeinflussen, daß ihre  

eigenen Interessen gefördert werden oder zumindest gewahrt bleiben. Die Ausweitung der  

Staatsaufgaben ist der sicherste Weg, das eigene Inte resse der Bürokratie zu fördem, da da-
durch der eigene Apparat eine Tendenz zur Ausweitung erhält.  

So wie die Politik Wählerstimmen maximiert, indem sie durch Gesetzgebung transferab- 
hängige Gruppen, wie z. B. Subventionsempfänger, erzeugt, so liegt es im Interesse der  
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Bürokratie, verwaltungs- und betreuungsbedürftige Gruppen zu erzeugen und möglichst  

zu vergrößern, wie z. В . Arme, Alte, Behinderte, Pflegebedürftige, Arbeitslose, Begabte,  

Wohnungssuchende, Ausländer, Frauen. Anders ausgedrückt, intakte, weitgehend autono-
me, ihre Probleme intern lösende Familien oder andere außerstaatliche, funktionierende  

Systeme liegen nicht im Interesse der Bürokratie eines Sozialstaates.  

Das Mittel zur Erzeugung verwaltungs- und betreuungsbedürftiger Gruppen ist wiederum  

die individuumzentrierte Ethik. Sie ist darauf gerichtet, die Entfaltungsräume des Indivi-
duums zu vergrößern und ihm Mi ttel an die H and zu geben, um diese Räume nutzen zu  

können. Konkretisiert man  individualethische Positionen, so werden daraus Ansprüche,  

die die Leistungsfähigkeit der Familien übersteigen, Ansprüche auch der mäßig begabten  

und mäßig motivierten  Kinder  auf akademische Ausbildung, der Eltern auf Kinderbetreu-
ung, der gerade 18jährigen auf eine eigene Wohnung, der Sportbegeisterten auf kostenlose  

Bereitstellung von Sportstätten usw.  

Solange sich solche Ansprüche gegen den konkreten Nächsten, die Eltern, Geschwister,  

Nachbarn und Freunde richten, werden sie in  Schach gehalten, da überzogene Ansprüche  

die Reputation dessen bee иΡträchtigen, der sie stellt. Wer nicht durch Einsatz und Leistung  

aufgefallen ist, aber gleichwohl von Eltern und Geschwistern ein Studium finanziert haben  

möchte, wird das Geld vielleicht erhalten, aber seine Verwandten werden ihn unter Druck  

setzen. Fordert man dagegen die Eilösung dieser Ansprüche aus den staatlichen Allmen-
den, also aus den Kassen von Fiskus und Parafiskus, so entfällt in  Ermangelung eines kon-
kreten Gegenübers jede Scham, es entstehen schamlose Ansprüche. Datenschutz und So-
zialgeheimnis bewirken eine zusätzliche Anonymisierung (Beitrag Riedl in  diesem B and)  
der Großkollektive und stellen sicher, daß keine soziale Kontrolle diese Ansprüche dämp-
fen kann. Das Wachsen der Ansprtiche erweckt den Eindruck, als würden die „Altenenden"  

immer knapper, tatsächlich reichen Studienplätze, Knidergartenplätze und der vom Staat  

zuteilbare Wohnraum unter diesen Bedingungen niemals aus (Beitrag Patzelt in diesem  

Band).  
Bei diesem Prozeß, bei dem jeder von anonymen Kollektiven immer mehr fordert, spielt  

die Bürokratie die Rolle dessen, der diese Ansprüche anheizt und der sich gleichzeitig an-
bietet, sie zu erfüllen. Die Bürokraten des Sozialstaates wollen immer Dinge tun, die im  

Sinne einer individuumzentrierten Ethik gut sind und die alle gleichzeitig den Effekt ha-
ben, auch der Bürokratie zu nützen.  Die  Bi.irokraten können den Politikern immer neue so-
ziale Probleme vorweisen, die angeblich Staatsaufgaben sind. Dabei können sie den Infor-
mationsvorsprung des Experten gegenüber den Politikern ausspielen (Blankart 1991).  
Es schenit nun eine völlig unlösbare Aufgabe zu sein, Gesetzgebung als Verfahren auszu-
gestalten, in dem alle Beteiligten danach trachten, dem Gemeinwohl zu dienen, also die  

zur Erhaltung unserer Lebensgrundlagen notwendigen Ressourcen von Gewässern bis zur  

Kreditwürdigkeit des Staates vor zerstörendem Wachstum zu schützen, da alle Beteiligten  

— Politiker, Interessenvertreter, Bürokraten, nisbesondere die Ministerialbürokraten — eben  

daran kein Interesse haben, sondem ganz im Gegenteil an  Wachstum interessiert smd. Die  
Aufgabe besteht darin, Spielregeln zu entwerfen, unter denen die Akteure des Gesetzge-
bungsverfahrens ein Interesse daran haben, Gesetze zu entwerfen, die Wachstumsprozesse  

mit minimalem internen Regulationsaufwand steuern und im umwelt- und sozialverträgli-
chen Rahmen zu halten (Beitrag Gehmacher in diesem Band).  

An diesem Punkt setzen denn auch Vorschläge an, die aber wohl nicht alle ganz ernst ge- 
meint sind, etwa die Parlamentarier auf Lebenszeit zu wählen oder sie so fürstlich zu ent- 
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lohnen, daß ihnen ihre Wiederwahl gleichgültig sein kann oder die Demokratie zugunsten  

einer Ökodiktatur abzuschaffen. Schon ernster ist der Vorschlag gemeint, Eltern Stimm-
rechte für ihre Kinder zu geben, damit auf diese Weise Personen mit längerfristigen Inter-
essen und die mit größerer Wahrscheinlichkeit das Opfer langdau еmder Wachstumspro-
zesse sein könnten, eis größeres Gewicht bei der Wahl erhalten. M.E. ist ein Blick in Be-
reiche anregend, in denen Wachstumsprozesse, etwa Kostenexplosionen, erfolgreich ver-
hindert werden.  
Das ist z. B. in Deutschl and im öffentlichen Hochbau der Fall. Obwohl die Wünsche der  

künftigen Nutzer öffentlicher Bauten auf möglichst große, prachtvolle, erlesen ausgestatte-
te Gebäude zielen und Architekten wie Baufinnen ihnen nur zu gern alle Wünsche zu La-
sten des Steuerzahlers erfüllen würden, entstehen höchst bescheidene Bürogebäude, Schu-
len, Kasernen, Zollämter, Tagungsstätten und Museen. Die Gebäude sind teilweise so be-
scheiden, daß die Architekten empört von einer „Rechnungshofarchitektur" sprechen, au-
ßerdem werden fast alle — es gibt spektakuläre Ausnahmen — Bauten im Zeit- wie im Ko-
stenrahmen errichtet. Die Bauten wachsen also nicht über die Ressourcen hinaus, die auch  

für sie vorgesehen sind. Im öffentlichen Bauwesen sind Kostendämpfungsgesetze ebenso  

unbekannt wie das Reformieren von Reformen.  
Die Ursache dieser Bescheidenheit sind raffinierte Regeln für das Zusammenspiel von p o-
litischer Führung und technisch-wissenschaftlich-künstlerischer Expertenkompetenz, die  

ein Wachstum über die bereitgestellten Ressourcen hinaus verhindern. Der öffentliche  

Bauheim gibt vor, w as , wo, zu welchem Zweck, in welchem finanziellen Rahmen errichtet  

werden soll. Er darf aber nicht vorgeben, wie gebaut werden soll. M an  hindert ihn also da-
ran , sein eigener Architekt zu sein. Der Architekt ist an  diesen Rahmen gebunden, dies  

sind die Bedingungen, unter denen er sich bewähren muß. M an  hindert ihn also daran, den  
Bauherrn zum Erfüllungsgehilfen für sein Architektengenie zu machen, w as  mit Sicherheit  
mehr als die vorhandenen Ressourcen verschlingen würde. Damit der öffentliche Bauheim  

eine Auswahl hat, schreibt man einen Architektenwettbewerb aus und läßt ein Gutachter-
gremium die besten eingereichten Entwürfe auswählen und prämieren. Unter  den  verblei-
benden Entwürfen kann dann der öffentliche Bauherr auswählen. Er kann sie aber nicht  

abändern.  
Bei diesem Verfahren wird Expertenkompetenz mobilisiert und in den Dienst öffentlicher  

Zielsetzungen gestellt. Die Politiker oder die künftigen Nutzer haben vielleicht maßlose  

Wünsche und wollen sich ein teures, protziges Denkmal setzen. Da sie diese Wünsche  

aber nicht zu Papier, d. h. in die öffentliche Ausschreibung bringen können, werden sie ih-
nen nicht erfüllt. Auch würde jeder Architekt mit einem mehr als Ressourcen verzehrenden  

Projekt aus dem Wettbewerb fallen. Es geht der Politik wie dem privaten Bauherrn, er  

träumt vielleicht von einem Palast, aber er verwirklicht nur das, wozu seine finanziellen  

Ressourcen ausreichen. Er selbst ist derjenige, der ein gefährliches Wachstum verhindert.  

Hier liegt also ein Verfahren vor, das einmal dazu tendiert, mit  den  vorhandenen Ressour-
сen auszukommen, zum anderen darauf abzielt, stets die bestgeeignete Lösung auszuwäh-
len. Zu einem analogen Optimierungsprozeß sollte sich auch Gesetzgebung umgestalten  
lassen. Unter den heutigen Bedingungen kann sich die Politik zum Gemeinwohl bekennen  
und in der Gesetzgebung gleichwohl interessengerecht handeln. Sie wird die gesellschaft-
lichen Werte  in  den Namen oder in die Präambel des Gesetzes schreiben, allenfalls noch  

als Rechtsprinzip niederlegen, aber dann in den konkreten, verbindlichen Normen gesell-
schaftlichen Gruppen, potentiellen Wählern, nachgeben. Moderne Gesetze sind voll von  
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solchen Wertungswiderspriichen. Da der Rechtsanwender entsprechend den Vorgaben sei-
ner Methodenlehre bei solchen Widersprüchen der Norm Vorrang vor dem Prinzip gibt,  

siegen die Interessen bei der Rechtsumsetzung über die gesellschaftlichen Werte. Dürfte  

die Politik nur noch die Ziele festlegen, müßte aber das „Wie", die technische Gesetzge-
bungsarbeit Expertenkommissionen, Gutachtern oder auch der Ministerialbürokratie Ober-
lassen, so würde sie erhalten, wozu sie sich öffentlich bekennt, aber auch nur das. Damit  

erhielten die Parlamentarier die Freiheit zurück, Gemeinwohlanliegen Ober Gruppeninter-
essen zu stellen, denn sie könnten nur noch offenen oder keinen Lobbyismus betreiben.  

Brächte die Politik die Ministerialbürokratie in Konkurrenz zu dem exte rn  in Universitä-
ten, wissenschaftlichen Instituten und Beratungsunternehmen vorhandenen Sachverstand,  

indem sie von außerhalb konkurrierende Gesetzgebungsvorschläge einholte, so wä re  auch  
die Bürokratie daran gehindert, eigennützig motivierte Wachstumsprozesse auszulösen.  

In jedem Fall werden wir erst dann optimale, interne Wachstumsregulierungen implemen-
tierende Gesetze erhalten, wenn wir Politik und Ministerialbürokratie Spielregeln unter-
werfen, die sie für solche Gesetze belohnen.  
Noch größere Schwierigkeiten mit Wachstumsprozessen tauchen auf, wenn das  Problem  
jenseits der Einflußmöglichkeiten des nationalen Gesetzgebers liegt, also bei der  Ober-
fischung der Weltmeere, der Verschmutzung der Luft usw. bis hin zur Produktion von  den  
Nachthimmel verschmutzendem „Weltraumschrott". Souveräne Staaten stehen sich in ei-
ner Art  Gefangenendilemma gegenüber (Krumm 1996). Solange die Nationen durch Plün-
dem der „Allmenden der Menschheit" den Wohlstand ihrer Bürger zu mehren suchen,  

kann kerne Regierung auf Zustimmung der eigenen Bevölkerung rechnen, wenn sie gerade  

ihren Bürgern die Teilnahme an  der Übernutzung verbietet. Den Nutzen hätten die ande-
ren, der ProzeB würde aber nicht gestoppt. Wie kommt man heraus? Das Recht, so sagt  

Robert  Axeirod (1987), ist ein hervorragendes Mi ttel, ein Gefangenendilemma aufzulösen.  
Dies würde voraussetzen, daß man auch auf zwischenstaatlicher Ebene, in der EU und den  

Vereinten Nationen den Zweck des Rechts entdeckt; und der ist in  unserer Deutung: Arter-
haltung (Helsper 1989).  
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KAPITEL 16  

Politik als Ursache von Wachstum — eine Problemdiagnose  

Werner J. Patzelt*  

Zusammenfassung  
Politik entstand nicht zuletzt als wachstumsfördernder Faktor und wirkt bis heute als sol-
cher. Von ihr die Entwicklung und Durchsetzung „weicher" Regulationsmethoden zur Be-
grenzung von Wachstum zu fordern, stellt sie vor zwar nicht völlig, doch in der heutigen  

Dimension neue Aufgaben. Das gilt auch für die mehr oder minder sozialstaatlich ausge-
richteten demokratischen Verfassungsstaaten westlicher Prägung, die ihrerseits die Haupt-
verantwortlichen vieler global bedrohlicher Wachstumsprozesse sind. Sowohl Funktions-
logik und Selektionsp гinzipien des pluralistischen Wettbewerbs als auch sozialstaatliches  

Anspruchswachstum machen es in Verbindung mit dem — massenmedial eigendynamisch  

beeinflußten — demokratischen Modus der Bestellung verantwortlicher Politiker schwer, in  

solchen Systemen eine Politik durchzusetzen, die auf einen stationären Gesellschaftszu-
stand hinführt. Weil der Übergang zu einem autoritären Regime aber auch keine erfolgver-
sprechende und schon gar nicht zu akzeptablen Folgekosten nutzbare Alte rnative ist, kann  
es als rational gelten, bei der weiteren Systemevolution auf das ökologische Entwicklungs-
potential des demokratischen Verfassungsstaates zu setzen. Einige in ihm verfügbare Mög-
lichkeiten der politischen Begrenzung von Wachstumsprozessen werden im folgenden  

skizziert.  

Das Problem  
Natürlich löst Wachstum Probleme: Menschen müssen nicht mehr hungern und erreichen  

eine ihrer Würde entsprechende Lebensqualität. Doch Wachstum schafft auch Probleme  

(vgl. Club of Rome 1990): Menschen müssen hungern und leben in unwürdigen Verhält-
nissen (zum Wachstum als einer Eigenschaft sozialer Systeme und zu deren o ft  destrukti-
ver Selbstregulierung siehe den Beitrag von Gehmacher in diesem Band). Es hängt eben  

alles davon ab, w as  wo im Verhältnis womit wächst. Letztlich aber setzt die Tragfähigkeit  

und ökologische Belastbarkeit der Erde allem Wachstum objektive und hoffentlich nie  

vollständig ausgetestete Grenzen (siehe hinsichtlich des Bevölke гuпgs- und Verbrauchs-
wachstums diesbezüglich die Beiträge von Kroflacher und Aubauer in diesem B and). An-
gesichts der derzeitigen Wachstumsraten von Bevölkerung, Umweltverbrauch und An-
sprüchen muß Politik somit zwischen der Skylla ökologischer Katastrophen und der Cha-
rybdis des Zusammenbruchs von auf Wachstum beruhenden Sozialsystemen hindurchsteu-
ern. Auf diese Problemlage sind freiheitliche politische Systeme — ihren Ideen nach Venir- 

* Werner Josef Patzelt ist Politikwissenschaftler, 1953 in Passau geboren, studierte Politikwissen-
schaft, Soziologie und Geschichte an  den Univ. München, Straßburg und  Ann  Arbor/Michigan (USA), 
wissenschaftlicher Assistent an  der Univ. Passau, dann Inhaber des Lehrstuhls für politische Systeme 
und Systemve гgleich am Institut für Politikwissenschaft der Teclm. Univ. Dresden. 
Zugang zum Thema über die Befassung mit Evolu tions- und Evolutionärer Erkenntnistheorie, Tätig-
keit in politischer Bildung, Einzelstudien und Bücher über „Soziologie des Alltags", Logik und Me-
thodik sozialwissenschaftlicher Forschung, zur Rolle der Parlamente, „Abgeordnete und Repräsenta-
tion", und ein Lehrbuch der Politikwissenschaft. Spezialisiert in Parlamentarismusforschung. 
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sacher und Nutznießer der industriellen Revolution und der Entfesselung technischen wie  

wirtschaftlichen Wachstums — jedoch nicht adaptiert. Da nicht zuletzt Politik in diese  Pro-
blemlage hineingeführt hat, sollte wohl auch Politik einen wichtigen Beitrag leisten kön-
nen, wieder aus ihr zu führen (vgl. hierzu Gore 1992, Weizsäcker 1994).  

Im folgenden werden die dabei zu bedenkenden Problemzusammenhänge und grundsätzli-
chen Lösungswege umrissen (siehe auch Joußen/Hessler 1995). Dabei geht es vor allem  

um politisch „erzeugte", weniger um politisch bloB „ermöglichte" (etwa wirtschaftliche  

oder demographische) Wachstumsursachen (die letzteren werden in anderen Beiträgen  

dieses Bandes behandelt). Überdies findet eine Beschränkung auf jene politischen Wachs-
tumsursachen statt, die für sozialstaatlich ausgeprägte demokratische Verfassungsstaaten  

kennzeichnend sind. Politische Wachstumsquellen in autoritären Regimen werden weitest-
gehend ausgespart. Dies zu tun ist aus zwei Gründen sinnvoll. Erstens sind es die verfas-
sungs- und meist auch halbwegs sozialstaatlich organisierten Industrieländer demokrati-
scher Prägung, welche für einen Großteil der gegenwärtigen globalen Wachstumsproble-
me verantwortlich sind. Zweitens spricht vieles dafiir, bei der Suche nach den politisch-in-
stitutionellen Rahmenbedingungen ökologisch verträglicher, stationärer Gesellschaften  

nicht auf jene mühsam errungenen Evolutionsvorteile zu verzichten, die als Freiheit, allge-
meine politische Partizipationsmöglichkeit und soziale Grundsicherung im sozialen, de-
mokratischen Verfassungsstaat geborgen sind.  

Mangel als Herausforderung — Politik als Antwort  

Politik als Wachstumsfaktor  

Politik ist jenes menschliche Handeln, das auf die Herstellung allgemein verbindlicher Re-
gelungen und Entscheidungen in und zwischen Gruppen von Menschen abzielt. Politische  

Strukturen, in denen solches Handeln sich verfestigt, entstanden als Form gesellschaftli-
cher Arbeitsteilung. Ihre biologischen Grundlagen sind wohl in den auch bei Primaten zu  
beobachtenden Ranggliederungen und Methoden zu deren Sicherung zu finden, welche  

sich beim Tier/Mensch-Übergang vermutlich nicht verloren haben (vgl. in diesem Band  

den Beitrag von Riedl über „Bedingungen aus der Ausstattung der Kreatur"). Schichttheo-
retisch betrachtet, erweisen sich politische Strukturen als ein typisches Zwischensystem.  

Ihr selektiv wirkendes Obersystem bzw. Milieu sind die Wirtschafts- und Kommunika-
tionsbedingungen, die kulturellen Grundmuster und soziostrukturellen Gegebenheiten ei-
ner  Population.  Ihre basalen Konstituenten sind Personen mit ihrer Individuak аtionalität,  
die sie — abhängig von höchstpersönlichen Bedingungszusammenhängen — eher auf politi-
sches Untemehmertum und Machterwerb ausgehen oder zu politischer Partizipation Di-
stanz halten läßt. Zu politisch relevanten Akteuren werden Einzelpersonen allerdings meist  

nur im formellen oder informellen Zusammenwirken mit anderen, weswegen formale Or-
ganisationen (etwa Parteien und Parlamente) oder informelle Netzwerke (etwa Cliquen  

und charismatische Bindungen) mit der ihnen jeweils eigenen Binnenrationalität die „un-
mittelbaren" Konstituenten politischer Strukturen darstellen.  

Einmal eingeführt und als „ordnungsgemäßer Verfahrensrahmen" erwartet wie akzeptiert,  

machten politische Strukturen selbst in ihren einfachen Formen — etwa als Нäuptlingsver-
fassungen „primitiver" Stämme — die Herstellung als rechtens geltender Regelungen und  

Entscheidungen viel effizienter, als diese es andernfalls sein könnte. Von allgemein ver-
bindlichen Regelungen, auf die m an  sich routinemäßig verlassen kann, hängt wiederum  
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der Aufbau aller halbwegs komplexen gesellschaftlichen Institutionen ab. Das gilt natür-
lich auch für jene, die Wachstum fördern oder begründen. Es läßt sich darum formulieren:  

die Entstehung von Politik und politischen Systemen war selbst ein Wachstumsfaktor er-
sten Ran ges (zur Rolle von Recht, einem Resultat von Politik, als eigenständiger Wachs-
tumsfaktor siehe in  diesem Band den Beitrag von Helsper).  

Politik als Wachstumsfaktor bot Evolutionsvorteile (zu wirtschaftlichen Wachstumsfakto-
ren im Lauf der menschlichen Kulturgeschichte siehe in diesem Band den Beitrag von  

Woltron, als Analysen der Ursachen derzeitiger wirtschaftlicher und monetärer Wachs-
tumsprozesse die Beiträge von Hampe, Sliwka und Binswanger). Zur menschlichen  

Grunderfahrung gehören nämlich Knappheit und die Suche nach Auswegen aus ihr; Pos-
sessivität entstand wohl als bislang evolutionär stabile Reaktion auf diese Grunderfahrung  

(vgl. den Beitrag von Riedl über „Bedingungen aus der Ausstattung der Kreatur" in diesem  

B an d). Daß nicht Entbehrungen und ein Mangel an  Wachstum, sondem im Gegenteil  
Überfluß und zuviel Wachstum ein Gefährdungsfaktor werden, ist eine in der Geschichte  

nur episodisch auftretende (z. B. die mit dem florierenden Schiffbau einhergehenden um-
weltzerstörerischen Entwaldungen der Antike und frühen Neuzeit) und in ihrer gegenwär-
tigen Dimension nicht vor dem Ende des 19. Jahrhunderts anzusetzende Tatsache. Seit es  

Politik und politische Systeme gibt, war darum in der Regel nicht die Begrenzung von  

Wachstum, sondem eben dessen Förderung die vordringliche Aufgabe von Politik.  

Sie wurde erkannt, bewältigt und sehr geschätzt. Herrscher wurden gelobt, wenn sie  

Marktplätze anlegten, Handelsverbindungen förderten und für den Aufschwung von Land-
wirtschaft und Gewerbe sorgten, wenn sie Verkehrswege bauten und Handelsgrenzen be-
seitigten. Die frühesten — auch politischen — Hochkulturen entstanden ohnehin dort, wo  

Überleben zu sichern und Wirtschaftswachstum zu fö тdem ohne politische Zentralgewalt  

nicht möglich war: in  den Wasserbaukulturen Ägyptens, Chinas und des Industals, sowie  

im handelstechnische Herausforderungen stellenden Mesopotamien. Im gegenwärtigen  

Deutschl an d ist die Förderung des Wachstums sogar eine gesetzlich festgelegte Aufgabe  

staatlicher Wirtschaftspolitik, die — trotz zyklischer Krisen — mit stupendem Erfolg gemei-
steli  wurde. Und internationale Vernetzung, die Globalisierung von Arbeitsteilung sowie  

die Errichtung von rein nationaler Steuerung nicht mehr unterliegenden Märkten für Kapi-
tal, Arbeitskraft und Standorte schufen weitere, äußerst ertragreiche Wachstumsquellen.  

Solange nicht verläßlich funktionierende internationale Regime sie ordnungspolitisch ein-
hegen, kann das global agierende Wirtschafts- und Kapitalsystem die politischen Beein-
flussungsversuche der meisten Einzelstaaten ohnehin weg- und unterspülen (vgl. hierzu in  

diesem Band die Ausführungen zur Weltgesellschaft im Beitrag von Gehmacher).  

Wachstumsbändigung als politische Aufgabe  

Die Aufgabe, mittels politischer Maßnahmen Wachstum zu fö тdem und so aus  Knapp-
heitssituationen auszubrechen, prägte verständlicherweise auch das politische Denken und  

die Vorstellungen vom Zweck von Politik. Ob ausgedrückt mit der Formel vom „größt-
möglichen Glück der größtmöglichen Zahl" oder in der Forderung, durch weltweite Indu-
strialisierung allenthalben Wohlstand zu ermöglichen: daß Politik — anhand welcher Maß-
stäbe auch immer beurteilt (vgl. in diesem Baad den Beitrag von Kotauczek) — Wachstum  

schaffen und sichern misse, war aufgrund menschlicher Evolutionsbedingungen jahrtau-
sendelang immer wieder eine evidente Selbstverständlichkeit. Faßt man politische Syste-
me, hierin Organismen ebenso wie Wirtschaftsunternehmen ähnlich, als „erkenntnisge- 
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winnende" Systeme auf, so läßt sich formulieren: in Zeiten der Knappheit entstanden und  

von ihnen her geworden, sind die zeitgenössischen politischen Strukturen „für die Welt  

von gestern" adaptiert und somit darauf optimiert, in den verschiedensten Bereichen  

Wachstum zu förd еm. Sie sind (noch) dysfunktional für eine neue Umwelt, in welcher (ex-
tensives) Wachstum zu begrenzen zur zentralen Aufgabe wurde.  

Zugegebenermaßen überzeichnet diese Formulierung das Argument, denn die politisch be-
wußte Einführung von Wachstumshemmnissen ist auch nichts gänzlich Neues. In Europa  
war es beispielsweise vom Mittelalter bis zu den Liberalisierungen des 19. Jahrhunderts  

für die Masse der handwerklichen und bäuerlichen Bevölkerung üblich, daß die gesell-
schaftlich akzeptierte Geburt von Kindern an den Rechtsstatus einer Ehe der Eltern, dieser  

aber —  Ober  das Erfordernis der Heiratserlaubnis — an  den Besitz einer ausreichenden Er-
werbsquelle gebunden war. Dies erlaubte es, die Bevölkerung — und zwar ohne Hungers-
nöte als alleinigem Korrektiv — im großen und ganzen der erzielbaren Nahrungsmittelbasis  

anzupassen. Oder es sorgten die in Preußen bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts bestehen-
den Fideikommisse dafür, daß adliger Grundbesitz nicht frei verkehrsfähig und folglich als  

Sicherheit im Zahlungsverkehr kaum verwendbar war. Dies entzog dem Finanzsystem  

wichtige Stimuli und wirkte wachstumshemmend. Desgleichen kann auf die obrigkeitliche  

Sicherung von Allmenden verwiesen werden (hierzu Näheres im Beitrag von Helsper),  

ebenso auf den Übergang zu einer öffentlich geregelten Forstwirtschaft mit dem Ziel der  

Nachhaltigkeit. Und zweifellos hat nicht zuletzt die staatliche Einführung wirksamer Sy-
steme der Alterssicherung in  den  Industriestaaten zu einem Sinken der Geburtenzahlen ge-
führt.  
Zwar zielten viele jener Maßnahmen nicht bewußt auf Wachstumsbeschränkungen ab,  

sondern waren in andere Motivationslagen eingebettet. Doch ihre latente Funktion war  

stets auch die Beschränkung von Wachstumsprozessen. Solche „List der Vernunft" mag ei-
nen nützlichen Hinweis darauf geben, wie sich die Chancen politischer Durchsetzbarkeit  

von wachstumshemmender Politik steigern ließen. Denn Wachstumsbeschränkung art sich  

ist ein wenig motivierendes Ziel, das seine Akzeptanz letztlich nur der stets schwer zu ver-
mittelnden „Einsicht in die Notwendigkeit" verdankt. Ausgerichtet an anderen, positiver  

konnotierten Zielsetzungen, als deren „Nebeneffekt" — und sei es hinter dem Rücken der  

Akteure — Schranken des Wachstums errichtet würden, ließe sich der Weg zu einem mehr  

oder minder stationären Gesellschaftszustand darum wohl leichter einschlagen und gehen.  

Jedenfalls zeigen die angeführten Beispiele, daß politisch durchsetzbare institutionelle  

Wachstumshemmnisse grundsätzlich wirksam sein können und im Einzelfall durchaus  

nicht ethisch verwerflich sein müssen.  

Freilich wirken solche institutionellen Mechanismen meist nur innerhalb eines politischen  
Systems und tragen zu Wachstumsverzichten in größerem Maßstab nur dann bei, wenn in-
ternationale Absprachen tiber eine funktional gleichwertige Institutionalisierung von  

Wachstumshemmnissen zustande kommen. Unter dem Dach der UNO ausgerichtete Kon-
ferenzen haben inzwischen mit diesem äußerst mühevollen Unterfangen begonnen, natio-
nale Wachstumsbremsen in interna tional vereinbarte Wachstumshemmnisse einzubetten.  

Noch bewegt sich allerdings viel im Bereich eher symbolischer Politik, und die Einrich-
tung internationaler Foren und Institutionen erlaubt vor allem die Abwälzung innerstaat-
lich einzufordernder Verantwortung, während dem noch keine entsprechende Delegation  

effizienter Befugnisse entspricht. Auf Wachstumshemmung abzielende internationale Re-
gime sind ohnehin um so schwieriger zu schaffen, als sie derzeit vor allem den Entwick- 
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lungsvorsprung der nördlichen Industriestaaten verfestigen würden und dergestalt den Zu-
kunftsansprüchen der übrigen Staaten schwerlich genügen.  

Das Wachstum von Ansprüchen, stets dem Sachwachstum und somit der Möglichkeit ihrer  
Befriedigung voraus, wurde immer schon auf vielfältige Weise einzuhegen versucht (zur  

Entwicklung von Anspruchswachstum und seiner Vernetzung mit Sachwachstum siehe in  

diesem B an d den Beitrag von Riedl über „Grundstrukturen des Zusammenhangs"). An  

Standesgrenzеn gebundene Kleidervorschriften sind ebenso ein Beispiel wie die Erzie-
hung zur Fügsamkeit und Bescheidenheit. Ganz unterbinden ließ sich freilich Anspruchs-
wachstum nie. Gemeinsam mit der Idee der Gerechtigkeit wurde es zum Motor des Fo rt-
schrittsdenkens, und getragen durch die politische Schubkraft der Arbeiterbewegung führ-
te es in Europa unter anderem zum modernen Sozialstaat. Gerade dieser ist Ergebnis eines  

Versuchs, durch Politik Mangel zu beseitigen, und  em  wichtiges Resultat menschlicher So-
zial- und Systemevolution.  
Nun zu verlangen, daß eben die Einhegung und Bändigung, zumindest aber die hemmende  

Steuerung von Anspruchs- und Sachwachstum zur zentralen politischen Aufgabe werde,  

stellt also eine deutliche Abkehr vom bisherigen Verlauf der Entwicklung politischer Sy-
steme dar. Daß diese Umorientierung schwierig ist, muß darum nicht wundern. Zwischen-
zeitliche Hoffnungen, nach dem Modell des „demographischen Übergangs" regelten sich  

Wachstumsprobleme schon von selbst aus und müßten nicht politisch-institutionell ange-
gangen werden, stellen in  gewisser Weise eme Frtihform jenes sich nun wohl aufzwingen-
den  Perspektivenwechsels dar.  
Allerdings ist es keineswegs so, als ob an  die Stelle wachstumsfördemder Strukturen  
grundsätzlich wachstumshemmende Institutionen gesetzt werden müßten. Dies zeigt etwa  

jede Antwort auf die so schwierige Frage, wie m an  denn in Osteuropa oder Afrika wirt-
schaftliche wie gesellschaftliche Stabilität und, hierauf gr lndend, stabile und zugleich le-
gitime politische Ordnungsformen schaffen könne. Es gibt derzeit nun einmal Zonen un-
zureichenden sowie hypertrophen Wachstums, und in  jeder Gesellschaft selbst gibt es Be-
reiche selektiv zu fordernden bzw. zu unterbindenden Wachstums, das seinerseits ganz  

verschiedene Formen annehmen kann (etwa quantitatives Wachstum im Unterschied zu  

qualitativer Wachstum). Es koexistieren also, hochgradig verschränkt und regional diffe-
renziert, unabweisbare Notwendigkeiten weiteren Wachstums und zwingende Grinde da-
fur,  Wachstum zu beschränken. Von politischen Institutionen zu verlangen, diese beiden  

Ziele zugleich und dennoch in  säuberlicher Trennung zu realisieren, heißt, sie an  die Gren-
zen ihrer steuernden Leistungsfähigkeit zu treiben. Daran führt aber kein Weg vorbei. Und  

durchaus bietet die Geschichte Beispiele für politische Systeme, die in ihrer Ressourcen-
verwendung stationär sein, ihre Erhaltungsbedingungen sichern wollten und dies zeitweise  

auch schafften. Unter  den  Großstaaten ist dies vor allem das Ch ina bis zur Ch'ing-Dyna-
stie, im Altertum Ägypten, während die okzidentale Geschichte kaum solche Fälle aufzu-
weisen schert. Doch jedenfalls muß der Versuch keineswegs als von vornherein aus-
sichtslos aufgegeben werden, durch  den  politisch bewerkstelligten Einbau „negativer  
Rückkopplungsschleifen" in Wirtschaft und Gesellschaft einen stationären, die eigenen  

Erhaltungsbedingungen gewährleistenden Systemzustand herbeizuführen (vgl. hierzu die  

Ausführungen zu „weichen" Regulationsprozessen innerhalb sozialer Systeme sowie zu  

deren Selbst-Reflektivität im Beitrag von Gehmacher).  
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Politische Wachstumsquellen im freiheitlichen Sozialstaat 

Zur Ko-Evolution von Industriegesellschaft und demokratischer Verfassungsstaatlichkeit 
Es ist nicht einfach, gerade in den sozialstaatlich ausgeprägten Demokratien okzidentaler 
Provenienz Wachstum beschränkt zu halten, denn ihre Funktionslogik selbst wirkt als 
Wachstumsquelle. Nicht umsonst war nämlich der Aufstieg des demokratischen Verfas-
sungsstaates mit der Industriellen Revolution korreliert (zur Entwicklung wirtschaftlicher 
Wachstumsquellen sowie zu den Möglichkeiten, sie in Gestalt eines „ökologischen Kapi-
talismus" zu begrenzen, siehe die Beiträge von Woltron und Sliwka in diesem B and). Wie 
die Industrielle Revolution wandte sich der demokratische Verfassungsstaat vom Alten ab 
und wurde in Konfrontation mit dem jeweils zeitgenössischen politischen Konservatismus 
erstritten. Dieser versuchte, die revolutionären politischen Neuerungen sowohl der Indu-
striegesellschaft als auch des demokratischen Verfassungsstaates als „der Natur widerspre-
chend" zurückzudrängen. Er hatte vor allem mit dem letzteren nicht ganz unrecht, denn 
keineswegs ist der demokratische Verfassungsstaat von vornherein auf ein Agieren „im 
Übereinklang mit der Natur" optimiert. Ganz im Gegenteil war eben die Beherrschung der 
Natur — und nicht nur der menschlichen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen, sondem 
auch der physischen — das Ziel der auf diesen Systemtyp zuführenden geistigen wie politi-
schen Strömungen. Politische Strukturen galt es nicht zuletzt deshalb zu reformieren, weil 
sie zu Fesseln einer weitergehenden Naturbeherrschung geworden waren. So beseitigten 
politische und gesellschaftliche Reformer im Verlauf der industriellen Revolution und der 
politischen Modernisierung so gut wie alle traditionell wachstumshemmenden Institutio -
nen — vom Zunftsystem ü ber die Fideikommisse bis hin zum wirtschaftlichen Betätigungs-
verbot für bestimmte Personengruppen. Der Erfolg blieb — trotz vielerlei im einzelnen 
noch bestehender Hemmnisse (z. B. Sonntagsruhe) — nicht aus, wenngleich er nun dem 
des Zauberlehrlings ähnelt. Darum besteht die notwendige Dialektik der politischen Mo-
deme wohl darin, gerade aufgrund ihres Erfolgs zu dem zurückkehren zu müssen, in Ab-
grenzung wovon sie sich schuf: zur Vorstellung eines nötigen Einklangs mit natürlichen 
Vorgegebenheiten und mit vorgesellschaftlichen Obersystemen, in deren Dienst es politi-
sche Strukturen zu stellen gilt. 

Pluralismus als Wachstumsursache 
Zur Wachstumsbegrenzung ist der sozialstaatlich ausgeprägte demokratische Verfassungs-
staat aus zwei Gründen schwer in der Lage. Als demokratischer Verfassungsstaat optimiert 
er die persönliche Freiheit und ist darum auf das Individualwohl ausgerichtet. Zwar spielt 
das Gemeinwohl — zu dem ja auch ökologische Stabilität gehört — als regulative Idee im 
pluralistischen Interessenkonflikt eine wichtige Rolle (zum hier einschlägigen Widerstreit 
von individuumzentrierter und gemeinschaftsorientierter Ethik vgl. den Beitrag von Hel-
sper in diesem B and). Außerdem ist es keineswegs unplausibel, sich gerade vom pluralisti-
schen Wettstreit der Interessen und Argumente erhebliche Chancen einer verläßlichen Klä-
rung der Tragfähigkeit von Gemeinwohlbeteuerungen zu erwarten. Doch daß das Gemein-
wohl sich einfach als ,,Resultante im pluralistischen Kräfteparallelogramm" ergäbe, ist 
bloB eine petitio principii. Außerdem kommen im pluralistischen Wettbewerb die kaum or-
ganisierbaren und wenig konfliktfähigen Allgemeininteressen von vornherein viel schwe-
rer zum Zug, obwohl sie dem Gemeinwohl am nächsten liegen. Und je konzentrierter die 
Transaktionskosten für einen weitgestreuten Nutzen herbeiführende Politik anfallen, um 
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so unwahrscheinlicher ist es, daß sich nicht nur rhetorisch agierende Anwälte solcher Poli-
tik finden, sondern auch Akteure, die sie unter Inkaufnahme jener Transaktionskosten her-
bei- und durchführen. 
In der Praxis läßt sich aus allen diesen Gründen die individuelle Nutzensteigerung als 
Triebkraft des ganzen Systems in politisch gemeinverträglicher Form derzeit bloB über — 
zumal wirtschaftliches — Wachstum sicherstellen. Dies gilt sowohl für die um Stimmen 
konkurrierenden Politiker als auch für die übrigen Akteure der politischen und gesell-
schaftlichen Willensbildungsprozesse. Solange dabei die ökologische Verträglichkeit des 
Angestrebten nicht schon dem individuellen Interessenkalkül inkorporiert wird (etwa 
durch handelbare Zertifikate für zulässige Immissionen oder durch andere Formen der In-
ternalisierung externer Kosten), gibt es folglich wenig Grund zur Annahme, aus der Nutz-
nießung und praktischen Inanspruchnahme persönlicher Freiheit könnten überhaupt Be-
schränkungen an  Anspruchs- oder Sachwachstum resultieren. Anders formuliert: gesell-
schaftlicher und politischer Pluralismus ist, ebenso wie wirtschaftlicher Wettbewerb, selbst 
ein Wachstumsfaktor von hohen Graden. 

Sozialstaatlichkeit als Wachstumsursache 
Macht eine Gesellschaft überdies noch soziale Sicherung und sozialen Ausgleich zu einem 
ihrer Zwecke, hält sie ihr politisches System also nur dann für gerechtfertigt, wenn es sich 
auch als Sozialstaat ausgestaltet, so ist ein noch viel wichtigerer politisch zu verantworten-
der Wachstumsmotor installiert. Ansprüche an Vorbedingungen erwünschter Lebensquali-
tät scheinen nämlich keine natürliche Grenze zu haben. Privilegien werden letztlich nur 
akzeptiert, wenn es sich um potentielle Massenprivilegien handelt, und in der Praxis läßt 
sich an  jedem sozialstaatlichen Leistungsprofil vieles finden, das einer Verbesserung zu-
gänglich scheint. Mehrheiten für solche populären Vorhaben lassen sich meist leicht schaf-
fen, so daß es auch immer wieder zur „Durchsetzung des Unnötigen" kommt. Sozialstaat-
liche Leistungen können aber nur aufgrund von Wirtschaftswachstum ausgeweitet und — 
bei steigenden Löhnen — auch nur unter Wachstumsbedingungen aufrechterhalten werden, 
falls man nicht in die Sackgasse einer immer höheren Staatsverschuldung geraten will. Da 
Sozialstaatlichkeit ferner die Gestaltungsaufgaben des Staates ausdehnt und im „Daseins-
vorsorgestaat" zu einer potentiellen Politisierung prinzipiell aller Lebensumstände fürt, 
werden die politisch zu entscheidenden Umverteilungsmaßnahmen in die oben umrissene 
Dynamik des pluralistischen Konfliktes gerückt. Zwei jeweils für sich schon ergiebige 
Wachstumsquellen regen dann einander erst recht an. Am deutlichsten wird dieser Zusam-
menhang im Scheitern des Keynesianischen Konzepts einer antizyklischen Konjunkturpo-
litik. In Zeiten einer Baisse von Staats wegen „deficit spending" zu betreiben, um Betriebe 
zu sichern und soziale Sicherheit zu gewährleisten, leuchtet ein. Dem sollte eigentlich eine 
Rückführung des deficit spending und die Bildung von Rücklagen öffentlicher Hände in 
Zeiten eines Booms korrespondieren. Doch in den meisten Staaten gelingt nicht einmal die 
Rückführung der öffentlichen Neuverschuldung in solchen Zeiten. Zum einen werden die 
in Baisse-Zeiten erworbenen Sozialleistungen als sozialer Besitzstand nicht nur verteidigt, 
sondem gelten auch als legitimerweise nicht mehr wegzunehmen. Zum anderen überzeugt 
in Boom-Zeiten stets das Argument, gerade jetzt sei der günstigste Zeitpunkt, „Lücken im 
sozialen Netz" zu schließen. 
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Legitimationsprobleme wachstumsbegrenzender Politik 
In all dem zeigt sich, daß in einem — zumal sozialstaatlichen — pluralistischen politischen 
System in allererster Linie das Wirtschaftswachstum das zentrale Mittel zur Entschärfung 
von Verteilungskämpfen ist. Solche Entschärfung ist nun aber wichtig, weil die vom de-
mokratischen Verfassungsstaat gewollte Einbeziehung von Konflikt und Opposition in 
sein alltägliches Funktionieren ja nur so lange schadlos ist, wie der legitimierende Mini-
malkonsens und das „diffuse Systemvertrauen" im Konflikt nicht zugrundegehen. Um so 
folgenreicher werden jene Verteilungskämpfe, wenn — wie in Deutschl and — die Legitimi-
tät des Systems seitens von Bevölkerung und Eliten ohnehin besonders stark an die Erfül-
lung sozialstaatlicher Ansprüche geknüpft wird. In diesem Fall erhöht ausbleibendes 
Wachstum nicht nur die Konfliktintensität, sondern droht auch die Legitimitätsgrundlagen 
des politischen Systems auszuhöhlen. Die Wahrung von Verteilungsgerechtigkeit in Stag-
nations- oder Schrumpfungszeiten mag eine solche Gefahr aufhalten, wird aber schwierig, 
wenn zugleich ein weitgehender Rückbau sozialstaatlicher Transferleistungen erforderlich 
ist. In Deutschl an d läßt sich ein solcher Rückbau nur bei dauerhaftem quantitativen Wi rt-
schaftswachstum vermeiden, und Ähnliches wird für viele andere demokratische Indu-
striestaaten gelten. Dann freilich heißt Wachstum politisch zu beschränken: die Stabilität 
des politischen Systems wird gefährdet. Zwar wird diese Stabilität auch später gefährdet, 
wenn ökologische Ungleichgewichte ein „Weiter wie bisher" nicht mehr erlauben. Doch 
dann trägt in der Regel eine andere Politikergeneration Verantwortung, mit deren Sorgen 
sich heute zu belasten jeder Individualrationalität widerspricht. 
Eine Umstrukturierung politischer Systeme von auf Wachstumsmehrung optimierten poli-
tischen Institutionen hin zu wachstumseinhegenden ist also von vornherein in solchen 
Staaten besonders schwer, die zugleich Demokratien und Sozialstaaten sind. Denn hängen 
die Regierenden für den Zweck einer erstrebten Bestätigung im Amt weitgehend von der 
nicht zuletzt auf sozialstaatliche Fürsorge bezogenen Zufriedenheit der Regierten ab, so ist 
es für sie ein Gebot individueller — doch durchaus nicht kollektiver — politischer Klugheit, 
opferheischende Adaptationsmaßnahmen solange wie möglich hinauszuschieben, wenn 
sich das Staatswesen schon nicht länger als Gefälligkeitsdemokratie führen läßt. Erhöhung 
der Steuern- und Abgabenlast, In flation und Versuche, durch Staatsverschuldung wirt-
schaftliches Wachstums zu bewirken, sind dann die gebräuchlichsten Aushilfen. Sie die-
nen dazu, den Sozialstaat noch eine Zeit lang finanzierbar zu halten,  den  Verteilungskampf 
zu dämpfen, in der pluralistischen Machtkonkurrenz attraktive Politikangebote zu unter-
breiten und damit die Stimmenanteile der eigenen Partei und die persönliche Wiederwahl 
zu sichern. Dem so schön gemachten Bett werden dadurch aber nur tönerne Füße geschaf-
fen. 
Um so fataler sind diese Zusammenhänge, als gerade Sozialstaatlichkeit regelmäßig mit 
einem „beschleunigten" Anspruchswachstum einhergeht. Dieses kann, wenn überhaupt, 
allenfalls durch  den  Nachweis tatsächlich schon erreichter Grenzen des ökonomisch Mög-
lichen oder des ökologisch Verantwortbaren gestoppt werden. Ein solcher Nachweis läßt 
sich in massenwirksam glaubwürdiger Weise aber nur, wie in den Fällen von Schweden 
und Deutschland zeitversetzt zu beobachten ist, anhand der Folgen wirklicher und 
schmerzhaft spürbarer Überlastungen führen, also um den P reis der Systemgefährdung 
(vgl. die Ausführungen zur harten Regulation — im Unterschied zur weichen — im Beitrag 
von Gehmacher). Zwar ist die sozialstaatliche Demokratie ein sehr attraktiver Erfolgstyp 
aus der Evolution politischer Systeme. Er wird aber der Kehrseite seiner Vorzüge zu einem 
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besonders großen Hiiidernis beim Versuch, ein auf Wachstumssteigerung optimiertes poli-
tisches System auf Wachstumseinhegung umzuorientieren.  
Die Rolle, welche die Medien der Massenkommunikation im politischen Prozeß spielen,  

macht es noch schwieriger, diese Zus аmmеnhänge politisch zu beherrschen. Erstens dürf-
ten die Massenmedien einen gewaltigen Einfluß sowohl auf das Anspruchswachstum der  

Bevölkerung als auch auf ihr Wissen um jene ökologischen Rahmenbedingungen haben,  

an  deren Grenzen sich das Wachstum bricht. Nichts garantiert aber, daß die Wirkungen der  

Massenmedien bezüglich der beiden Bereiche zusammenpassen. Politisch läßt sich auf  

diesen Problemzusammenhang unter den Bedingungen von Kommunikationsfreiheit auch  

kaum Einfluß nehmen. Zweitens sind die Medien — vor allem Fernsehen, Hörfunk und Lo-
kalpresse — für die meisten Bürger die einzigen Informationsquellen ü ber die tatsächliche  
Beschaffenheit der Wirklichkeit außerhalb der eigenen Lebenswelt. Hinsichtlich von Poli-
tik gilt in den westlichen Staaten der Mehrheit der Bürger nun aber ausgerechnet das Fern-
sehen als das glaubwürdigste Informationsmedium, obschon gerade es besonders proble-
matische Selektions- und P гäsentationseigenschaften aufweist. Gerade dieses Medium  

zeichnet sich nämlich durch Neophilie und die Vorspiegelung eines von erheblichen Ver-
änderungsraten gekennzeichneten Gesellschaftssystems aus (vgl. Roegele 1979). Unter  

diesen Bedingungen auf eine „stationäre" Gesellschaft hinwirken zu wollen, dürfte recht  

schwierig sein. Das Beispiel der DDR lehrt ohnehin, daß nicht einmal in einem diktatori-
schen System solcher medial induzierter bzw. bestärkter Veränderungswille ohne politi-
sche Schubkraft bleibt.  
Unter den Bedingungen einer Demokratie, vor allem angesichts der in ihr nicht endenden  

Kette periodischer freier Wahlen, zeitigen Massenmedien und Fernsehen also ein unmittel-
bar wirksames politisches Anspruchs- und Veränderungspotential, auf welches die Parteien  

und Interessengruppen mit einer Ausdehnung ihrer Politik- und Forderungsangebote zu  

reagieren pflegen. Dies wiederum läßt gerade im pluralistischen Sozialstaat weiteres  

Wachstum dringlich erscheinen. Bereits freie Medien selbst, unverzichtbarer Bestandteil  

eines freiheitlichen politischen Systems, wirken also wachstumsfördernd — und zwar auch  

ganz ohne ihre der Werbung gewidmeten Teile.  

Reichtum als Adaptionsproblem  
Vor allem Mangel scheint die Adaptierung eines Systems an seine Umwelt zu fördern. Die  

durch Politik in sozialstaatlichen Demokratien mit prosperierender Wirtschaft geleistete  

Überwindung von Mangel wird dann ihrerseits zum Adaptionsproblem. Denn die mit Res-
sourcen reichlich ausgestatteten westlichen Industriestaaten konnten durchaus über gewis-
se Fristen Ungleichgewichte mit ihrer Umwelt durch vermehrten Ressourceneinsatz ab-
puffern, etwa durch die Errichtung immer weiterer Mülldeponien oder Müllverbrennungs-
anlagen. Sie werden das vielfach auch künftig können. Sie schaffen es also, eher ihre Um-
welt sich anzupassen, als sich ihrer Umwelt zu adaptieren. Dergestalt genießen sie das —  

freilich immer nur auf Zeit verliehene — Privileg des Mächtigen, nicht lernen zu müssen  
(zum Analogfall großer Wirtschaftsunternehmen siehe den Beitrag von Sliwka, insgesamt  

Deutsch 1973). Außerdem regiert gerade an Problemstellen Parkinsons Gesetz: auch wo es  

wachstumsinduzierte Probleme gibt, reagiert das Gesamtsystem mit Wachstum — indem es  

eigene Subsysteme installiert, etwa Umwelt- und Aufsichtsbehörden, welche die entstan-
denen Probleme kleinarbeiten und entproblematisieren sollen, oft aber durch zunehmende  

Bürokratie und sich verschärfende Kompetenzkonflikte die nötige staatliche Handlungsfä- 
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higkeit gar noch reduzieren. Hypertrophes Wachstum im einen Bereich wird dann seiner-
seits zur (auch kontraproduktiven) Wachstumsquelle in einem anderen Bereich (vgl.  

Wood/Waterman 1993). Wie weiland siegreiche Generäle reagieren diese Systeme auf  

neue Gefahren also durch die Aktualisierung alter Schlachtpläne. Änd еm sich Umwelt und  
Herausforderungen nicht allzu schnell, so lohnt natürlich die Nutzung des Bewährten.  

Wandeln sich freilich die Rahmenbedingungen des Agierens rasch, so sind Anpassungskri-
sen und Systemzusammenbrüche zu erwarten. Im letzteren Fall ist politische Systembil-
dung als Wachstumsquelle überhaupt beseitigt und somit der kostspieligste Weg zur Pro-
blemlösung beschritten. Reichtum als politisches Adaptationsproblem ist dann wiederum  

durch die Aufgabe vertagt, aufs neue Mangel zu verwalten und zu lindern.  

Noch in  einer weiteren Hinsicht wird Reichtum zum Problem. Mangel zwingt nämlich  
meist zur Überschaubarkeit, während Reichtum in der Regel starke Arbeitsteilung und  

komplexe strukturelle Ausdifferenzierung erlaubt. Diese führt bald, wie im modernen In-
dustriestaat geschehen, zur Anonymisierung von Zuständigkeiten, zum Versickern persön-
licher Verantwortung und zum Mangel an Transparenz hinsichtlich der Folgen eigenen  

Handelns für Umwelt und Zukunft. Eben die Steuerungskomplexität moderner Wirtschaf-
ten, Gesellschaften und Staaten erzeugt somit eine besonders schlechte Korrelation zwi-
schen Verantwortungsumfang und Verantwortungsgefühl. Die gewaltigen Hebelwirkun-
gen auch kleiner persönlicher Entscheidungen werden dann teils nicht wahrgenommen,  

teils nicht ernstgenommen. In solchen Fällen läßt sich auch kaum mehr Einsicht in diese  

Problemlage oder Mo tivation für eine vorsichtige Politik des nil nocere schaffen.  
Nicht nur der — durch Überwindung von Mangel ermöglichte — Aufbau komplexer wirt-
schaftlicher, technischer, gesellschaftlicher und politischer Strukturen liegt allerdings die-
sem AdaptationsproЫem zugrunde. Denn er potenziert letztlich bloß das Grundproblem,  

daß nämlich die menschliche Grundausstattung an systemischen Einsichtsmöglichkeiten,  

also auch das gerade in Demokratien so folgenreiche politische Alltagsdenken, den inzwi-
schen zu bewältigenden Steuerungsanforderungen nicht mehr angemessen ist (siehe hierzu  

in diesem Band die Beiträge von Riedl „Über das Umgehen mit komplexen Systemen"  
und „Bedingungen aus der Ausstattung der Kreatur"). Evolutionär für recht einfache und  

vom Mangel gekennzeichnete Umwelten adaptiert, fehlt dem naturwüchsigen Erkenntnis-
vermögen nun einmal das Verständnis für dimensionale Veränderungen, für qualitative  
Sprünge im Rahmen quantitativen Wachstums und für die o ft  paradoxen Folgen strukturel-
ler Komplexität. Mittlerweile haben die Menschen aber nun einmal — vor allem in Gestalt  

der technisch-industriellen Zivilisation und der sozialstaatlichen Demokratie — Strukturen  

geschaffen, die über ihre naturwüchsigen Verständnismöglichkeiten weit hinausgehen. In  

halbwegs komplexen Staaten leben die Bürger mit ihren politischen Gestaltungsvorhaben  

also weit über den Verhältnissen ihrer natürlichen Verständnisfähigkeit. Aufklärung über  

dieses Defizit täte ebenso not wie die Verbreitung von Bildung, welche die genannten  

Mängel konterkarierte. An beider fehlt es aber. Darum ist zu vermuten, daß die von Men-
schen gewünschten, bewußt geschaffenen und mühsam in Geltung gehaltenen Normen oft  

nicht mit dem zusammenpassen, was der menschlichen Population in ihrem Biotop zuträg-
lich ist. Dann allerdings ist auch anzunehmen, daß die von Menschen geschaffenen, auf-
rechterhaltenen und immer wieder geänderten Institutionen jene Einsichtsmängel wenn  

schon nicht einfach widerspiegeln, so doch zumindest nicht in systematischer Weise korri-
gieren. Allerdings muß es damit nicht sein Bewenden haben, denn die daseinsentlastende  

Funktion von Institutionen könnte sich, entsprechend phantasievolles Insitutionendesign  
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und es nutzenden politischen Willen vorausgesetzt, auch auf derartige Korrekturen erstrek-
ken.  
In vielen bestehenden Institutionen wirken sich nun aber die individuellen Adaptations-
mängel politisch folgenreich aus. Zumal in politischen Systemen mit umfassenden politi-
schen Partizipationsmöglichkeiten, marktorientierten Medien und freien Wahlen entfalten  

die im defizitär geprägten Alltagsdenken verankerten Meinungen und Vorlieben eines  

Massenpublikums recht ungebremst ihre Wirkung. Aus politischen Granden gefördertes  

Anspruchswachstum überschreitet etwa sehr leicht die Grenzen von Möglichkeiten des  

Sachwachstums und zwingt, eben aufgrund der demokratischen Konstruktion des politi-
schen Systems, zu einer Politik des Sachwachstums bis an  lebens- und systembedrohende  
Grenzen.  

Wachstum als Herausforderung —  Politik als Antwort  

Gesucht: lern- und leistungsfähige Institutionen  
In der Tat können nur klug konstruierte Institutionen die individuellen Anpassungsmängel  

ausgleichen. Auf der Systemebene sind die notwendigen Lemprozesse vor allem deshalb  

anzusetzen, weil sie auf der Individualebene teils zu langsam ablaufen, teils dort überlagert  

werden durch strategisches Reagieren auf vom System gesetzte Spielregeln, welches sei-
nerseits der Optimierung des Individualnutzens, doch nicht des kollektiven Systemnutzens  

dient. Also gilt es, die Humanevolution nicht nur faktisch, sondern auch bewußt und über-
legt als Systemevolution fortzusetzen und politische Systeme für jene Problemlagen zu  

adaptieren, die durch Wachstum und Reichtum neu geschaffen wurden.  

Es ist dabei mit guten Gründen davon auszugehen, daß der demokratische Verfassungs-
staat, und wohl auch in einer nicht-hypertrophen sozialstaatlichen Ausprägung, ein bewah-
renswertes Ergebnis der Systemevolution ist. Indem er nämlich persönliche Freiheit und  

politische Partizipation seiner Bürger ermöglicht, schöpft er das für kreative Pr оbl emlö-
sungen aller Art  nötige Humankapital wesentlich besser aus als jedes autoritäre Regime.  

Und indem er Pluralismus sowie Opposition institutionalisiert, inkorporiert er sich ein  

durch Konkurrenzdruck leistungsfähig gehaltenes Informations- und Fehlersuchsystem,  

wodurch er seine Responsivitätsfähigkeit und Adaptationskraft steigert. Schon im Vorfeld  

aller Werturteile über die Wünschbarkeit von Freiheit und Selbstverwirklichung scheint  

darum plausibel zu sein, daß bereits aus evolutionstheoretischen Überlegungen demokrati-
sche Verfassungsstaatlichkeit vorteilhaft und bewahrenswert ist.  

Allerdings kennzeichnet sich dieser Systemtyp auch durch wachstumsheischende plurali-
stische Verteilungskämpfe, durch sozialstaatlich induzierte Wachstumserfordernisse, durch  

ein das Anspruchswachstum förderndes Mediensystem und durch eine verantwortungs-
camouflierende Steuerungspraxis. Der Systemtyp selbst lohnt also erhalten zu werden, ist  

aber neuen Anforderungen anzupassen. Folglich besteht das durch politisches Institutio-
nendesign zu lösende  Problem  darin, in ihm solche zusätzlichen Regelkreise zu implemen-
tieren und sie dann funktionstüchtig zu halten, welche mittel- und langfristig gefährliche  

Wachstumsprozesse nicht nur zu antizipieren erlauben, sondem sie auch zum Gegenstand  

kurzfristig eingreifender Politik machen. Diese Aufgabe zu beschreiben ist freilich viel  

einfacher, als Lösungen vorzuschlagen (zu den bewältigenden Problemen vgl. Goppel  

1994, Jänicke/Weidner 1995, Ringquist 1993).  
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Grundmöglichkeiten wachstumsbegrenzender Politik  

Im wesentlichen muß es wohl darum gehen, zunächst auf nationaler, dann aber ebenfalls  

auf internationaler Ebene sowohl Wachstumsursachen zu beeinflussen als auch institutio-
nelle Wachstumshemmungen einzuführen. Kurzfristiger Wirkungen wegen ist vordring-
lich auch das Anspruchswachstum zum Ziel politischer Beeinflussungsversuche zu  ma-
chef.  Stichworte wie „Pflege einer Kultur der Bescheidenheit" oder „Rückbesinnung auf  

die Tugenden von Sparsamkeit und Mäßigung" markieren den einzuschlagenden Weg. Er  

allein wird zwar nicht zum Erfolg führen, da im Streben nach Selbstverwirklichung oder  

aufgrund des Vergleichs mit anderen („Privilegien/Massen рrivilegien-Syndrom") wohl  
immer neue, weiterreichende Ansprüche entstehen werden. Doch immerhin kann m an  mit  
Aussicht auf gewissen Erfolg das Anspruchswachstum „kulturell einhegen". Es liegt näm-
lich dem Sachwachstum als dessen plastischer Faktor zugrunde, da es gewissermaßen in  

der gesellschaftlichen „Software", nicht aber in der „Hardware" eines Gesellschaftssy-
stems verankert ist. Einflußversuche allein auf das Sachwachstum hingegen werden, falls  

sie nicht zerstörerisch im Sinn einer „harten" Regulation ausfallen, in der Regel nur mittel-
fristige Wirkungen zeitigen, da das Sachwachstum vor allem institutionell erzeugt und so-
mit von noch größerer Trägheit ist als das — vielfach auch rein medial induzierte — An-
spruchswachstum.  
Falls man einen auf Grundwerte wie Menschenwürde und Freiheit setzenden Systemtyp  

wie  den  demokratischen Verfassungsstaat aufrechterhalten will, kommen brutale Möglich-
keiten der institutionellen Wachstumsbeschränkung nicht in Frage. Zu solchen gehörte et-
wa die Zerstörung von politischen Steuerungssystemen, die Aeschneidung einer Gesell-
schaft von wichtigen Ressourcen oder die wachstumshemmende Beschneidung von Frei-
heitsrechten im Rahmen einer „Ökodiktates". Unter der Prämisse, daß derlei nicht gesche-
hen soll, kann es darum nur um mit der Funktionslogik des Systems kompatible Wachs-
tumshemmnisse gehen. Das sind auf der Ebene des Anspruchswachstums erfolgreiche An-
strengungen zur Herbeiführung eines freiwilligen Verzichts auf einen solchen Gebrauch  

der unangetasteten persönlichen Freiheit, der immer tiefer in die Wachstumsfalle führte.  

Auf der Ebene des Sachwachstums handelt es sich um „korngierende Regelkreise" und  

„limitierende Institutionen" im Rahmen einer als legitim akzeptierten Rechtsordnung, die  

im tibrigen sowohl mit dem Eigennutzstreben als auch mit der Lernfähigkeit hierauf ange-
wiesener Bürger rechnen und überdies in Rechnung stellen, daB innerhalb von als Gemein-
schaft erlebten Gruppen sehr wohl auch altruistisches Handeln rationale Grundlagen hat.  

Das heißt: durch geeignete Institutionalisierung muß dafür gesorgt werden, daß systemi-
sche Notwendigkeit und freiwillige Einsicht, von Eigeninteressen angeleitete Antriebe und  

Umweltverträglichkeit sicherndes Handeln zusammenfinden. Solche korrigierenden Re-
gelkreise zu ersinnen und zu implementieren, wird nicht wenig institutionelle Phantasie er-
fordern. Zweifellos stehen wir erst am Beginn solcher Bemühungen. Der Blick auf die  

menschliche Sozial- und Kulturgeschichte erschließt freilich eine solche Vielfalt von auch  

längerfristig wirksamen Regulierungs- und Limitationsmechanismen, daB die nötige insti-
tutionelle Phantasie sich von einem großen, allerdings noch systematisch zu erschlieBen -
den  Erfahrungsschatz inspirieren lassen kann.  

Ein zwar popuW.rer, doch letztlich eher symbolischer Ansatz besteht darin, in Verfassungen  

unter die Staatszielbestimmungen den Umweltschutz bzw. die Etikettierung eines Staates  

nicht nur als demokratisch oder rechtsstaatlich, sondern auch als „ökologisch” vorzuneh-
men. Allerdings bieten in  den  kontinentaleuropäischen Rechtssystemen solche vorrangi- 
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gen Verfassungsnormen durchaus wichtige Behelfe der Rechtsprechung, administrativen  

Rechtsanwendung und gesetzgeberischen Phantasie, so daß sie durchaus praktische,  

wachstumsbegrenzende Bedeutung erlangen könnten. Sie nutzen also vielleicht mehr, als  

sie möglicherweise schaden (vgl. Uhle 1993, Weinbrenner 1993).  

Viel besser wären freilich institutionelle Regelungen, welche am praktischen Handeln  

selbst ansetzen. Ein besonders wichtiger Schritt bestünde in  der Ent-Anonymisierung der  
Adressaten von Ansprüchen. Beispielsweise tritt man der eigenen Familie mit wachstums-
heischenden Ansprüchen auf Sozialleistungen nicht so expansiv gegenüber wie den So-
zialbehörden (vgl. hierzu die Ausführungen im Beitrag von Helsper).  

Im engeren Bereich der Politik könnte man ferner nach Regelungen suchen, die Politikern  

zwar die Verantwortung für (wachstumsbegrenzende) Zielsetzungen und die Grundent-
scheidungen zu deren Verwirklichung auflasten, von Wahlen abhängige Parlamente und  

Regierungen aber von der Verantwortung — und folglich von der Zuständigkeit — für die  

„Einzelheiten" der Umsetzung dieser Absichten freistellen (siehe hierzu die Vorschläge im  

Beitrag von Helsper). Denn gerade in den  Einzelheiten finden sich immer wieder Wachs-
tumsquellen, etwa von Kosten. Folglich erlaubt es die gleichzeitige Zuständigkeit von Po-
litikern sowohl für die Zielsetzung als auch für die Einzelheiten der Durchführung, den für  

die Praxis typischen Konflikt zwischen Zielen und ihrer Verwirklichung zu verdecken.  

Und genau dadurch wird es Politikern möglich, zwar wachstumsbegrenzende Ziele zu pro-
klamieren, gleichzeitig aber die von diesen Zielen ausgelösten Konflikte durch Nachgie-
bigkeit in Einzelheiten und durch die Verteilung von „eigentlich" unerwünschten Zuwäch-
sen zu befrieden. Der Grundgedanke eines so zu verändemden institutionellen Arrange-
ments besteht darin, zu erreichende wachstumsmindernde Ziele politisch zu definieren und  

deren Implementation wie einen öffentlichen Bauauftrag auszuschreiben. Interessierte  

Projektnehmer könnten dann ihre Maßnahm еplänе , die dafür nötigen Befugnisse sowie die  
veranschlagten Kosten vorlegen. Die auftraggebende Regierung würde dann unter den An-
geboten auswählen,  den  ausgesuchten Projektnehmer mit den nötigen Befugnissen und  

Mitteln ausstatten und bis zum Abschluß der Implementationsphase nur noch bei rechtli-
chen oder finanziellen Unregelmäßigkeiten intervenieren. Zwar wären wohl nicht ganz  

einfache Vorkehrungen nötig, um ein solches Verfahren sowohl effizient zu halten als auch  

nicht in Konflikte mit Grundsätzen der Rechtsstaatlichkeit und der parlamentarischen  

Kontrolle gouvernementaler bzw. gouve rnemental veranlaßten Handlungen geraten zu las-
sen. Aber es wäre lohnenswert, entsprechende Erfahrungen zu sammeln und auszuwerten.  

Grundsätzlich gilt bei allen wachstumsbremsenden Mitteln, daß ordnungspolitische Ansät-
ze Einzelinterventionen vorzuziehen sind (vgl. hierzu die Beiträge von Helsper und  

Sliwka). Sie lassen sich im übrigen — ganz anders als kasuistischer Interventionismus —  

auch in einem liberalen Staatswesen implementieren, das seine Bürger nicht bevormun-
den, sondern deren in Eigenverantwortung entfalteten Kräfte auf das Gemeinwohl ausrich-
ten will. Um so mehr ist beim ordnungspolitischen Gestalten darum zu antizipieren, daß  
Bürger und Organisationen aller Art, also etwa auch Unternehmen, auf staatlich gesetzte  

Regeln stets mit Strategien zu reagieren versuchen, die — unter  den  jeweils in Rechnung zu  
stellenden Rahmenbedingungen — das für sie, gemäß ihrer Individualrationalität, bestmög-
lich beurteilte Ergebnis zu zeitigen versprechen. Ordnungspolitik indessen zielt auf ein  

nach Kollektivrationalität bemessenes Optimum ab. Offensichtlich kann sie dieses nur er-
reichen, wenn es ihr gelingt, diesbezüglich kompatible Strategien der auf Individua ИΡutzen  
ausgehenden Bürger und Organisationen hervorzurufen. Das zu leisten, verlangt zweifel- 
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los nach viel institutioneller Phantasie. Deren Kristallisationspunkt müßte wohl der Ge-
danke sein, externe Kosten und auf Wachstum hinwirkende Nebenfolgen zu einem aus ra-
tionalem Eigeninteresse minimierten Faktor individueller Entscheidungen zu machen.  
Man  sollte sich allerdings von keinem einzelnen Vorschlag zur Lösung des Wachstums-
problems  zu viel versprechen. Allein schon die zu vertretbaren Kosten nicht rückzubauen-
de internationale Vernetzung von Märkten, Volkswirtschaften, Gesellschaften und politi-
schen Systemen sowie die der Natur der Sache geschuldete Globalität vieler wachstumser-
zeugter Probleme setzen nationalstaatlichen Lösungsversuchen wie den genannten ihre  

Grenzen. Es geht nicht ohne nationale Maßnahmen; doch sie bedürfen der Weiterführung  

auf der Ebene internationaler Regime, damit nicht die angestrebte, möglicherweise ver-
wirklichte nationalstaatliche Vernunft durch die Einwirkung unvernünftig agierender an-
derer Systeme konterkariert und um ihre Wirkung gebracht wird.  

Im übrigen gehört der als politische Wachstumsquelle auf neue Umweltanforderungen zu  

adaptierende demokratische Verfassungsstaat als hocheffizientes Steuerungsinstrument  

moderner Industriegesellschaften zu den komplexesten Strukt шΡen, die im Lauf der  
menschlichen Systemevolution entstanden sind. Schon so komplizierte Strukturen über-
haupt zu verstehen, ist recht schwierig. Solche Systeme dann auch noch vorausschauend  

und zusammenhängend zu steuern, ist erst recht ein ehrgeiziges, nachgerade vermessenes  

Ziel. Simulationsexperimente zeigen denn auch immer wieder, daß es schon bei relativ  

einfachen Konfigurationen von Systemp аramеtеm nur selten gelingt, eine Volkswirtschaft  
oder einen Staat nicht in den Abgrund zu regieren. Natürlich bewirken auch die Erfahrun-
gen der realsozialistischen Staaten mit ihrem Versuch einer „wissenschaftlichen Leitung  

und Planung" des Wirtscharts- wie Gesellschaftsprozesses wenig Zuversicht. Also ist —  

Poppers  Warnung vor den ungeplanten Folgen staatlichen Planhandelns unterstreichend  

(Popper 1992) — in jedem Fall zu folgern, daß m an  beim derzeitigen gubernatorischen  
Kenntnisstand keine überzogenen Erwartungen in eine sanfte staatliche Henцnfähigkeit  
von Wachstumsprozessen setzen sollte. „Sichef` wirken staatlicherseits nur die brutalen  

Mittel der Systemzerstörung, Repression und des Ressourcenentzugs. Ziemlich sicher  

wirkt freilich auch die wachstumsbegrenzende Steuerung über Kosten und Preise, die aber  

gerade des Rückzugs des Staates nach Schaffung und staatlich-ordnungspolitischer Siche-
rung entsprechender Märkte bedarf.  

Keineswegs läßt sich angesichts der umrissenen Probleme mit guten Gründen die Position  

vertreten, Politik solle sich hier am besten überhaupt nicht versuchen, sondern auch die Li-
mitierung von Wachstumsprozessen allein dem freien Spiel der Kräfte überlassen. Denn  

Politik ist doch selbst eine Wachstumsursache, und die fatalen Folgen ungebremsten  

Wachstums können nicht weginterpretiert werden. Auch ist die Inkaufnahme „natürlich er-
zeugter Katastrophen" durchaus keine überzeugende Alte rnative, und nicht zuletzt muß  
selbst staatliches Nicht-Handeln politisch wie ethisch verantwortet und gerechtfertigt wer-
den.  
Darum liegt eine vermittelnde Position des social engineering nahe, eines inkrementali-
stisch-experimentellen Nachsteuerns und eines entschlossenen Reformismus, wie ihn Pop-
per als Kennzeichen kritisch-rationaler Politik überhaupt empfahl. Denn natürlich muß  

man  auch mit „limitierenden Institutionen" wie mit Hypothesen verfahren: man braucht  

Vermutungen, wie man unerwünschtes Wachstum verantwortbar hemmen könnte; man 
muß diese Vermutungen überlegt in Politik umsetzen und die Konsequenzen von solchem 
Tun gründlich evaluieren; und man muß zur Rückholbarkeit und Korrektur bereit sein. 
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Glücklicherweise entsprechen solche Ratschläge genau jenen politischen Überzeugungen,  
die in einer liberalen Demokratie mit praktiziertem Pluralismus zum weithin geteilten  
Konsens gehören. Auf dessen Grundlage wird eine derartige Politik im übrigen seit länge-
rem betrieben. Sie war, im internationalen Vergleich, auch gar nicht so erfolglos, wie es bei  
Anlegung eines Maßstabes erscheinen mag, der nicht nur die möglichst sofortige Lösung  
aller Probleme billigenswert findet. Denn alles in allem haben derzeit jene Staaten die rela-
tiv beste Kombination von Stabilität, Legitimität, Leistungsfähigkeit und Entwicklung hin  
zur Umweltverträglichkeit, die sich einer solchen reformistischen Politik bedienten. Im  
selben Umfang, wie sich das fest ins Auge gefaßte Ziel eines ökologischen Umbaus der In-
dustriegesellschaft in immer mehr konkrete, im einzelnen zwar wenig spektakuläre, doch  
vernetzt recht wirkungsvolle Politikprojekte umsetzt, wird die Attraktivität von Alternati-
ven zum Inkrementalismus mehr und mehr abnehmen.  

Ökodiktatur oder reformierter Verfassungsstaat?  
Aus allen angeführten Gründen ist es bloB kokett, doch nicht verantwortungsbewußt, mit  
der Idee einer die Wachstumsprobleme behebenden „Ökodiktatur" zu spielen. Auf diese  
Weise setzt man leichtfertig Hinweisschilder auf eine bloB scheinbar wohlfeile Abzwei-
gung von jenem Weg politischer Evolution, der — mühevoll genug — zum demokratischen  
Verfassungsstaat führte. Auch auf diesem Abweg entginge man übrigens dem nächstgrö Вe-
ren  Problem  nicht, angesichts so komplexer Steuerungsaufgaben die „richtigen" Maßnah-
men zu erkennen. Selbst der Rekurs auf möglicherweise einheitliche Voten „der" Wissen-
schaft mündet in der Sackgasse: wie soll nämlich verfahren werden, wenn wissenschaftli-
cher Dissens auftritt? Eine auf „die Wissenschaft" oder gar eine „wissenschaftliche Welt-
anschauung" gegriindete Politik müßte dann rein dezisionistisch und darum völlig unwis-
senschaftlich verfahren, sich — in ebenso wissenschaftsferner Weise — immunisieren oder  
ihren Bankrott erklären. Eben die Abwendung vom immer wieder neu auszufechtenden  
Streit um das politisch Richtige würde dergestalt zur Achillesferse eines Systems, das wis-
senschaftsgläubig eine solche Abkehr vollzog. In der Tat haben sich anti-pluralistische  
Diktaturen immer schon freiheitlichen Demokratien darin unterlegen gezeigt, daß sie nicht  
über jene Chancen der Fehlerentdeckung verfügen, welche — innerhalb wie außerhalb der  
Wissenschaft — allein der pluralistische Meinungsstreit erschließt. Was  in einer Diktatur an  
Effizienz erkauft werden mag, verkauft m an  also an  Qualität bei der Überprüfung von Zie-
len und Mitteln.  
Selbst hinsichtlich der o ft  unterstellten größeren Effizienz eines autoritären Regimes  bei 
der raschen Lösung der drängendsten Umweltprobleme sind erhebliche Zweifel ange-
bracht. Einem solchen Regime fehlte nämlich — selbst nach einer „demokratischen Erst-In-
vestitur" — das in periodischen, freien Wahlen erneuerte Mandat zur Durchführung einer  
Politik, welche in das Leben der Regierten tief eingreift. Würde ein solches Mandat in frei-
en Wahlen erteilt, brauchte es nämlich keine Ökodiktatur; würde es aber verweigert, so  
müßte das Regime sich aufgeben oder auf Repression setzen. Repression ist aber stets —  

wie die Sicherheitsinvestitionen der realsozialistischen Staaten zeigen — ein ihrerseits be-
deutender, und nur zur Ressourcenverschwendung führender Faktor des bürokratischen,  
polizeilichen und militärischen Wachstums. Eine Ökodiktatur dürfte also binnen kurzer  
Frist mehr mit ihrer eigenen Stabilisierung und Erhaltung als mit der effizienten Lösung je-
ner Probleme beschäftigt sein, deretwegen man auf sie setzte. Das macht sie auch unter  
technokratischen Gesichtspunkten wenig einladend. Was  eine Ökodiktatur sicher vermag,  
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ist die Implementation „harter" Regulierungen destruktiven Charakters. Doch sie versagt 
vermutlich, wenn es um die Einführung „weicher", auf die Zustimmungsbereitschaft der 
Regierten zählender Regulierungen geht. Im übrigen sind Freiheit und Demokratie viel zu 
wichtige und zu opferreich errungene Güter, als daß es gerechtfertigt wäre, sie selbst im 
Dienst des so wünschenswerten ökologischen Umbaus der Industriegesellschaft allzu  
rasch zum alten Eisen zu werfen. Bevor man an der Frage nach einer Кompatibilität des 
demokratischen Verfassungsstaates mit ökologischer Politik verzweifelt, sollte m an  es also 
mit allen systemimmanenten Reformmöglichkeiten „wirklich versucht haben". 
Sie zu nutzen kostet freilich Zeit. Ob man zu einer freiheitlichen oder zu einer autoritären 
Lösung der Probleme des Wachstums neigt, hängt darum sehr stark von der Einschätzung 
der für innovative politische Entscheidungsprozesse verfügbaren Zeit, also von der vermu-
teten Breite des „Fensters der Möglichkeit" ab. Das folgenreiche Urteil tiber den nutzbaren 
Zeitrahmen war aber immer schon ein Grundproblem politischen Handelns, so daß hier 
keine prinzipiell neue Lage besteht, die vom Überkommenen völlig abweichende Verfah-
rensmaximen verlangte. 
Der demokratische Verfassungsstaat steht jedenfalls rasch und kurz entschlossen herbeige-
führten Adaptationsprozessen im Wege. Denn autonome Massenmedien, praktizierter Plu-
ralismus und periodische freie Wahlen sind nicht nur Quellen von Innovation, sondern 
auch Bremsen des Systemumbaus. Erst recht gilt das für die Akteure auf oligarchisch ver-
machteten Politikfeldern und für das jahrelang abgestimmte Zusammenspiel von Lobby-
gruppen, Spitzenbeamten und fachlich spezialisierten Politikern. Der Systemumbau ist fer-
ner von Politikern vorzunehmen und zu verantworten, die in solche Netzwerke eingebun-
den sind, die sich regelmäßig freien Wahlen stellen müssen und die nicht zuletzt darum oft 
„politischen Unternehmern" gleichen, deren rationales Geschäftsziel weniger die Arbeit an 
Problemen als vielmehr die Sicherung einer — möglicherweise der Problembewältigung 
dienlichen — Machtbasis ist (vgl. hierzu  den  Beitrag von Helsper). Im Wahlkampf werden 
nun aber oft solche politischen Maßnahmen zum Thema, die viele Bürger berühren. Eben 
dies ist bei nicht wenigen wachstumshemmenden Maßnahmen der Fall. Bei ihnen wird es 
zweifellos nicht nur Gewinner, sondem auch viele Verlierer geben — zumindest, w as  An-
sprüche und subjektive Sichtweisen betrifft. Die Folge dessen wird sein, daß wachstums-
hemmende Politik — wie es immer wieder bei Einsparungen im Sozialbereich sichtbar wird 
— nur gegen große Widerstände möglich ist. Persönliche Mißerfolge sich dergestalt enga-
gierender Politiker sind also wahrscheinlicher als der Gewinn großen Ansehens, und sub-
optimale Profi emlösungen scheinen hier das oft bestmögliche Politikergebnis zu sein. 
Aus allen diesen Gründen ist Mal um Mal der Zusammenbruch einer bewußt wachstums-
begrenzenden Politik zu befürchten, die Erschütterung der Vertrauensbasis ihrer Träger 
und schlimmstenfalls eine Erosion der Legitimitätsgrundlagen des sich umstrukturieren-
den politischen Systems. Die Machtfrage wird sich also nicht nur zwischen  den  Beftirwor-
tem und den Verlierern wachstumshemmender Politiken, sondem mag sich schnell auch 
zwischen dem System und seinen möglichen Alternativen stellen. Folglich muß wachs-
tumshemmende Politik unbedingt jene „innere Systemgrenze" beachten, die durch Grenz-
werte in der Belastbarkeit der Legitimitätsbasis gekennzeichnet ist. Leider gibt es keine 
Garantie dafür, daß sich in diesem Fall auch ein Erreichen der „äußeren", ökologischen 
Systemgrenze vermeiden läßt. Der Kurs des Staatsschiffes verläuft also in jedem Fall zwi-
schen Skylla und Charybdis. 
Allerdings ist der demokratische Verfassungsstaat nicht einfach nur ein Hemmschuh für 
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eine Umorientierung der Systemevolution von Mangel- auf Wachstumsbedingungen.  

Denn politische Systeme im allgemeinen, gerade aber demokratische Verfassungsstaaten,  

können in sich ein solches A rran gement von Input-Strukturen und Rückkoppelungsschlei-
fen entwickeln, welches das System  in  ganz besonderer Weise responsiv macht. Responsi-
vität aber —  die  Anpassungsfähigkeit, Anregbarkeit, Sensibilität und Reaktionsfähigkeit ei-
nes Systems — bezeichnet letztlich nur die in Sozialsystemen wirkende Variante eines all-
gemeinen Evolutionsmechanismus. Gerade er ist dem demokratischen Verfassungsstaat in  

besonderer Weise informiert (die glückliche Begriffsschärfung von Lorenz): seine Parla-
mente und deren „Satelliteninstitutionen" — Parteien, Interessenverbände, Bürgerinitiati-
ven, Wahlen, Wahlkämpfe, praktizierter Pluralismus — sind in vielerlei Hinsicht effiziente  

und ihren Gegenstücken in Diktaturen derzeit schon an Leistungsfähigkeit weit überlegene  

Input-Strukturen bzw. Rückkopplungsschleifen zur besseren Umweltanpassung des politi-
schen Systems. Jeder Vergleich der Umweltpolitik freiheitlicher und realsozialistischer  

Staaten macht denn auch die selbst ökologische Überlegenheit dieses Systemtyps offen-
sichtlich (vgl. Hager 1992).  
Der ist als Obersystem, das freiheitliche Gesellschaften auf breiter Legitimitätsgrundlage  

mit allgemein verbindlichen Regeln ausstattet und deren Untersystemen so Form- und  
Zweckbedingungen setzt, allerdings in ökologischer Hinsicht noch vielfach zu optimieren.  

Es gilt, in die umrissenen Input-Strukt шΡen demokratischer Verfassungsstaaten selektive  

Wachstumsbremsen einzubauen und in den darin ablaufenden Rückkoppelungsprozesse  

zusätzlich die Reflexion auf jene natürlichen Obersysteme zu verankern, in welche Gesell-
schaften und ihre Staaten eingebettet sind. Ebenso ist zu verfahren mit dem steten Beden-
ken jener grundsätzlichen Knappheitsbedingungen in gattungsspezifischen Biotopen, auf  

die man  sich — will man  überleben — ganz einfach einzulassen hat. Ökologisch modifizie-
rende Einflußnahme auf kulturelle Selbstverständlichkeiten und deren Einbringung in die  

politischen Kommunikationsprozesse kann dann solche institutionellen Maßnahmen flan-
kieren und absichern, die ihrerseits zur Gewährleistung von Fließgleichgewicht und eines  

stationären Systemzustandes beitragen.  

Brauchen wir zur Lösung der Wachstumsprobleme ganz neue politische Systeme?  

Die Evolution scheint zu lehren, daß es sehr sinnvoll ist, vorhandene Systemelemente wei-
terzuentwickeln und bezogen auf sie neue Bauteile zu erfinden. Eben hierfiir ist auch ange-
sichts der Aufgabe zu plädieren, unerwünschter Wachstumsprozesse anhand politischer  

Mittel  Herr  zu werden. Also ist dringend von der Vorstellung abzuraten, es könne gelingen,  

funktionstüchtige politische Systeme gänzlich neu zu ersinnen. Und da m an  aus den ange-
führten guten Gründen den demokratischen Verfassungsstaat als das evolutiv fortgeschrit-
tenste politische System auffassen kann, liegt der Rat nahe, mit seinen Responsivität si-
chernden Institutionen weiterzuarbeiten. Letztlich geht es ja wirklich ,,nur" um einen  

nächsten Schritt in der Evolution politischer Systeme: sie haben sich einer Situation zu  

adaptieren, in der nicht mehr Knappheit, sondern Wachstum ein Hauptproblem ist. Und da  

es für die Kreatur nie eine Gewißheit des Überlebens gibt, muß dies auch im Bereich der  

Politik nicht lähmen. Luther wollte sogar am Tag vor dem gewissen Weltuntergang noch  

einen Baum pflanzen. Um wieviel weniger sollten also wir uns entmutigen lassen, zumal  

wir doch dem Verständnis der zu verstopfenden Quellen gefährlichen Wachstums ein  

Stück näher gekommen sind.  
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KAPrrEC. 17  

Monetäre Wachstumsdynamik  

in modernen Wirtschaftssystemen  

Mathias Binswanger*  

Einleitung: Die ökologisch motivierte Diskussion der Wachstumsdynamik  

Wirtschaft und Wachstum sind zwei Begriffe, die heute so stark miteinander verbunden  

sind, daß man  bei der Erwähnung des Wortes „Wachstum" automatisch an Wirtschafts-
wachstum denkt. Daß eine Wirtschaft wächst, erscheint uns nach wie vor völlig selbstver-
ständlich, obwohl seit Beginn der 70er Jahre immer wieder über die Grenzen dieses Wi rt-
schaftswachstums diskutiert wurde (bekanntestes Beispiel: der Bericht des Club of Rome  

1972). Damals, besonders in Zusammenhang mit der ersten Erdölkrise, kam der Verdacht  

auf, daß in einem System von endlicher Größe (die Erde), nicht ein anderes System (die  

Wirtschaft) unendlich wachsen könne, welches wiederum auf die endlichen Ressourcen-
vorräte der Erde angewiesen ist. Der begrenzte Vorrat an  natürlichen Ressourcen schien  
dem Wirtschaftswachstum eine natürliche Grenze zu setzen, so wie dieser auch dem  

Wachstum natürlicher Organismen eine Grenze setzt. Es wurden deshalb Stimmen laut,  

die eine Abkehr vom bisherigen Wirtschaftswachstum forderten, und der Begriff „Null-
wachstum" schockierte die noch durch die Wachstumseuphorie der 50er und 60er Jahre  

geprägte Wirtschaft.  
In den letzten 20 Jahren wurde dann zunehmend deutlich, daß nicht einmal so sehr der be-
grenzte Ressourcenvorrat das Hauptproblem darstellt, sondern vor allem die begrenzte  

Aufnahmekapazität der Ökosysteme für bestimmte durch den Wirtschaftsprozeß erzeugte  

Schadstoffe wie С0 oder Ozon-abbauende Substanzen. Man erkannte, daß die Emissio-
nen dieser Substanzen bei Überschreitung der Aufnahmekapazität der Ökosysteme zu irre-
versiblen Veränderungen in der Umwelt führen (z. B. Abbau der Ozon-Schicht). Doch  

durch die Verlagerung der Umweltdiskussion weg vom  Problem  der begrenzten Ressour-
cen hin ihm  Problem  der Schadstoffemissionen wurde der Bezug der Umweltprobleme  

zum Wirtschaftswachstum wiederum abgeschwächt. So erscheint es vielen Ökonomen  

und Technikern durchaus möglich, daß man die einzelnen Schadstoffemissionen so weit  

vermindern bzw. eliminieren kann, daß sich Wirtschaftswachstum vollständig von Um-
weltschäden entkoppelt. Nicht mehr „Nullwachstum" sondern „Qualitatives Wachstum"  

oder, noch moderner, „Nachhaltige Entwicklung" (ob mit oder ohne Wachstum bleibt  

meist offen) lauten die neuen Schlagworte.  
Im Rahmen dieser ökologisch motivierten Diskussion ging es jedoch bis heute kaum je um  

die tieferliegenden ökonomischen Ursachen des Wachstums. Es wird meist angenommen,  

* Mathias Binswanger ist Volkswirtschaftler, 1962 in St. G al len geboren, studierte Volkswirtschafts-
lehre an d. Universität St. Gallen, promovierte an d. Univ. Kassel, Forschung in Berlin und Tokyo, fe-
rater f. Umwelt und Verkehr der Volkswagen AG, Mitarbeit am IWO (Inst. f. Wirtschaft und Ökolo-
gie) St.Gallеn, Research Scholar an den  Univ. Knoxville und Columbia, New York. 
Zugang zum Thema über Studien der Informationsgesellschaft, die ökologischen Auswirkungen wirt-
schaftlicher Prozesse, dann mit der Entwicklungsdynamik der Wirtschaft und der Kreditgeldwirt-
schaft, und  Liber  den  Umstand, daß Wirtschaftswachstum keine Option der Wirtschaft zu sein scheint, 
vielmehr eine Notwendigkeit ihrer Erhaltungsbedingungen. 
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daß es allein eine Frage des Willens ist, ob man mit dem bisherigen Wirtschaftswachstum  

aufhört bzw. dieses Wachstum ökologisch verträglich macht. Wenn man die wirtschaftli-
che Entwicklung der letzten ein- bis zweihundert Jahre jedoch genauer anschaut, dann fällt  

schnell einmal auf, daß die während dieser Zeit entstandenen modernen kapitalistischen  

Industriewirtschaften mit Ausnahme kurzer Kriegs- und/oder Krisenzeiten immer gewach-
sen sind. Die Notwendigkeit dieses Wachstums leuchtet uns noch unmittelbar ein, solange  

auch die Bevölkerung wächst. In den letzten Jahrzehnten verzeichneten die meisten Indu-
strieländer jedoch kein nennenswertes Bevölkerungswachstum mehr. Doch auch während  

dieses Zeitraums ging das Wirtschaftswachstum munter weiter. Die zunehmende Sensibili-
sierung für Umweltprobleme änderte trotz vielen Diskussionen nichts an  dieser Tatsache.  
Folgende Frage wird deshalb zunehmend in ihrer grundlegenden Bedeutung erkannt:  

Können heutige Wirtschaftssysteme überhaupt ohne Wachstum existieren oder ist das  

Wirtschaftswachstum überlebensnotwendig?  

Nur wenige Ökonomen haben diese Fragestellung bis jetzt aufgegriffen (vgl.: Binswanger  

H.C./Flotow 1994, Binswanger M. 1994, 1995, Daly/Cobb 1994, Zinn 1994) und nach  tie-
ferliegenden Ursachen für das Wirtschaftswachstum in modernen Industriewirtschaften  

gesucht. Diese Arbeiten deuten darauf hin, daß die Ursachen mit der Rolle des Geldes in  

heutigen Wirtschaften zu tun haben, und wir möglicherweise einem monetär begr(indeten  

Wachstumszwang unterliegen. Wenn dies der Fall ist, dann hätten wir keine Wahlmöglich-
keit zwischen wachsender und stationärer Wirtschaft. Wachstum wäre innerhalb des beste-
henden Wirtschaftssystems eine Notwendigkeit. So11 dieses Wirtschaftssystem nicht  

grundlegend geändert werden, dann bliebe uns als einzige Strategie zur Realisierung einer  

nachhaltigen Wirtschaftsweise eine Entkopplung des Wachstums von Umweltbelastungen,  

so daß Wachstum ökologisch immer verträglicher wird. Ein Wachstumsstopp bzw. Null-
wachstum wäre, sofern ein Wachstumszwang besteht, hingegen nicht möglich, ohne die  

heutigen Wirtschaftssyteme in ihren Grundfesten zu erschiittem (siehe auch Beitrag Wol-
tron).  
Die Diskussion um die Ursachen des Wirtschaftswachstums ist somit auch aus ökologi-
scher Perspektive von höchster Relevanz. Wenn man die Wachstumsdynamik moderner  

Industriewirtschaften nicht versteht, wird man längerfristig mit allen Rezepten für qualita-
tives Wachstum oder nachhaltiges Wirtschaften Schiffbruch erleiden. Dies sei hi ет  gleich  
zu Beginn erwähnt, da wir uns in der Folge auf die Betrachtung von Wirtschaftsprozessen  

konzentrieren und die ökologischen Auswirkungen in diesem Beitrag nicht weiter verfolgt  
werden (vgl. Binswanger, M. 1995).  

Was bedeuten Wachstum und Wohlfahrt?  
Der Begriff des Wirtschaftswachstums ist uns d еrmaßел  geläufig, daß wir uns kaum je  
überlegen, was  wir damit genau meinen. Wenn Ökonomen von Wirtschaftswachstum spre-
chen, dann geht es dabei fast immer um ein Wachstum der wirtschaftlichen Wertschöp-
fung. Diese ist eine in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung definierte Größe, die alle  

jene Produkte und Dienstleistungen erfaßt, die während eines Jahres in einem L and produ-
ziert werden und zu (in Geld) meßbaren Erwerbs- und Vermögenseinkommen fUhren. Die  

Wertschöpfung kommt im Bruttoinlandprodukt (BIP) zum Ausdruck, welches wiederum  

als Maß für den materiellen Wohlstand gilt. Diese Messung des wirtschaftlichen Wachs-
tums ist häufig kritisiert worden, da alle Prozesse, die zu keinem meßbaren Einkommen  

führen, vernachlässigt werden. Hausfrauenarbeit bleibt ebenso unberücksichtigt wie  
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Selbstversorgung. Und die ökologische Dimension des Wirtschaftens kommt natürlich  

auch nicht zum Ausdruck. Trotzdem ist die Messung des Wirtschaftswachstums, so wie es  

in den volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen getan wird, ökonomisch betrachtet in  

Ordnung. Damit eine Größe in  der Sprache der Wirtschaft ausgedrückt werden kann, muß  

sie in Geldeinheiten bewertbar sein, was  nur für die auf dem Markt verkauften bzw. vom  

Staat zur Verftigung gestellten Güter und Dienstleistungen in sinnvoller Weise möglich ist.  

Etwas anderes ist allerdings unzulässig. Man darf Wirtschaftswachstum nicht mit einem  

Wachstum der Wohlfahrt bzw. der Lebensqualität gleichsetzen, w as  bis heute immer wie-
der getan wird. Der Begriff der Wohlfahrt bzw. Lebensqualität beschreibt den We rt  der ge-
samten natürlichen und sozialen Umwelt für den Menschen. Diese viel umfassenderen  

Werte werden durch die wirtschaftliche Wertschöpfung nicht automatisch erhöht. Führt  

Wachstum nicht nur zu einer Zunahme des Wohlstandes sondern auch zu einer Zerstörung  

der natürlichen Umwelt (was es heute tut), dann stehen wirtschaftliche Wertschöpfung und  

Wohlfahrt bzw. Lebensqualität teilweise in einem deutlichen Widerspruch zueinander.  

Wenn in der Folge von Wirtschaftswachstum die Rede ist, dann bezieht sich dieser Begriff  

immer auf das BIP-Wachstum, so wie dieses heute in allen marktwirtschaftlich orientierten  

Volkswirtschaften gemessen wird. Ein Wachstum der Wohlfahrt wird damit nicht impli-
ziert. Wachstum bedeutet schlicht und einfach eine Erhöhung der in Geld gemessenen Ein-
kommen einer Volkswirtschaft, wobei hier immer die reale Einkommensentwicklung ge-
meint ist. Preissteigerungen für sich allein bewirken kein reales Wirtschaftswachstum,  

sondern nur Inflation.  

Die Attraktivität des Wirtschaftswachstums  

Dank des Wachstums ist die Wirtschaft kein Nullsummenspiel, sondem ermöglicht es den  

einen Wirtschaftsakteuren, einen Gewinn zu machen bzw. das Einkommen zu erhöhen,  

ohne daß sich dadurch der Gewinn bzw. das Einkommen bei anderen Wirtschaftsakteuren  

verringem muß. Das Wirtschaftswachstum befreit uns von der Tyrannei eines Nullsum-
menspiels, bei dem jeder Gewinn einen Verlust (bzw. eine Gewinnminderung) bei anderen  

Wirtschaftsakteuren bedingt. Das ist natürlich angenehm, da andere Menschen reich wer-
den  können, ohne daß man selbst etwas hergeben muß. Diese Tatsache ist sowohl für die  

Einkommensverteilung innerhalb der einzelnen Länder als auch in globalem Rahmen zwi-
schen den Ländern von Bedeutung. In den heute hochiiidustnialisierten Ländern егmёg-
lichte Wirtschaftswachstum breiten Schichten einen ansehnlichen Wohlstand zu erreichen,  

ohne daß die Oberschicht von ihrem Reichtum hergeben mußte. Die Arbeiterschaft wurde  

langfristig nicht ausgebeutet, wie Marx dies noch annahm, sondem partizipierte an  dem  
durch Wirtschaftswachstum steigenden Wohlstand, bis sie als eigene Юassе  verschwand  
oder heute im Verschwinden begriffen ist. Aber auch in globalem Rahmen und für die Ein-
kommensverteilung zwischen  den  Ländern ist Wachstum gerade für die Industrienationen  
eine angenehme Sache. Dank globalem Wirtschaftswachstum können sich industrialisie-
rende Länder reich werden, ohne daß wir, in den industrialisierten Ländern, etwas von un-
serem Wohlstand einbüßen müssen. Zumindest gilt dies für diejenigen sich industrialisie-
renden Länder, die  den  Anschluß an  die Wachstumslokomotive „Weltwirtschaft" noch  

rechtzeitig schaffen, denn, daß 10 oder mehr Milliarden Menschen in Zukunft in Wohl-
stand auf dieser Erde leben werden, können nicht einmal die größten Wachstumseuphori-
ker im Ernst glauben.  
Angesichts der positiven Eigenschaften des Wirtschaftswachstums erstaunt es somit kaum,  
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daß das Wachstumsziel im allgemeinen einen breiten Konsens in  der Bevölkerung findet. 
Betrachten wir die wirtschaftliche Entwicklung der heutigen Industrienationen, dann zeigt 
sich, daß sowohl Unternehmer als auch Arbeiter durch den Wachstumsproze в  zu Gewin-
nern wurden. Das Wirtschaftswachstum ermöglichte die Kombination von zwei Zielen, die 
zunächst diametral entgegengesetzt zu sein scheinen: die Kombination von arbeitssparen-
dem technischem Fortschritt mit Vollbeschäftigung.  Die  ganze industrielle Entwicklung ist 
geprägt durch den Ersatz von Arbeitern durch Maschinen in  der Produktion, w as  gleichzei-
tig eine Substitution von Arbeit durch Energie bedeutete.  Die  Industrieunternehmen konn-
ten im Wettbewerb der sich entwickelnden kapitalistischen Wirtschaftssysteme langfristig 
nur überleben, indem sie sich durch Nutzbarmachung des technischen Fortschritts (Innova-
tunen) immer wieder Wettbewerbsvorteile verschafften. So führte das Ziel der Gewinnma-
ximierung bei den Unternehmen zu arbeitssparendem technischem Fortschritt, bei dem teu-
rer werdende Arbeit durch billiger werdende Energie (zuerst Kohle, später Еrdöl) ersetzt 
wurde. Daß trotzdem nicht immer mehr Arbeiter ihren Job verloren (mit Ausnahme der Zei-
ten von Wirtschaftskrisen), ist dem Wirtschaftswachstum zu verdanken. Dank der sich stets 
ausdehnenden Wп  tschaftsaktivitäten wurde die Einsparung der Arbeit durch die zusätzliche 
Nachfrage nach Arbeit in anderen Bereichen der Wirtschaft deutlich überkompensiert, so 
daß auch eine wachsende Bevölkerung keime Bedrohung, sondem im Gegenteil eme wirt-
schaftlich willkommene Tatsache darstellte. In unserem Jahrhundert erfolgte die Schaffung 
zusätzlicher Arbeitsplätze dann allerdings zunehmend über den Dienstleistungssektor und 
nicht mehr in der Industrie. So wurden beispielsweise im Industriesektor der Schweiz seit 
Mitte der 60er Jahre netto keine Arbeitsplätze mehr geschaffen, und die Zunahme der Be-
schäftigung erfolgte nur noch bei den Dienstleistungen. 
Die Tatsache, daB Wachstum technischen Fortschritt in  Kombination mit Vollbeschäfti-
gung ermöglichte, macht unmittelbar einsichtig, weshalb sowohl Unternehmer als auch 
Gewerkschaften immer vehement für Wirtschaftswachstum eintraten. Wachstum bedeute-
te steigende Einkommen sowohl für Unternehmer als auch für Arbeiter, ohne daß es läng-
erfristig zu Massenarbeitslosigkeit kam. 

Setzen Stagnations-  und Sättigungstendenzen dem Wirtschaftswachstum Grenzen?  
Gibt es endogene (systemimmanente) Grenzen, die diesem Wachstumsprozeß unabhängig 
von den ökologischen Problemen ein Ende setzen? Kommt es zu Stagnations- bzw. Sätti-
gungstendenzen, die bei der Erreichung einer bestimmten Stufe der wirtschaftlichen Ent-
wicklung das Wachstum zunehmend abflachen (vgl.: Zinn 1994, 63ff, Falkinger 1986)? 
Die Antwort lautet: Nein! Und zwar ist die Antwort deshalb „Nein", weil dies nicht sein 
darf und die Wirtschaft ständig und unaufhörlich darauf hin arbeitet, solche Sättigungs-
bzw. Stagnationstendenzen zu überwinden. 
Grundsätzlich droht dem wirtschaftlichen Wachstum bei Stagnation bzw. Sättigung von 
zwei Seiten Gefahr: von den Unternehmen und von den Konsumenten. Die Unternehmen 
bedrohen das Wachstum, wenn sie nicht mehr (netto) investieren und die Konsumenten, 
wenn sie ihren Konsum einschränken. Der erste Fall wird allerdings in einem kapitalisti-
schen Wirtschaftssystem nicht eintreten, da die Unternehmen einem monetär bedingten 
Wachstumszwang unterliegen, mit dem sich diese Arbeit in der Folge auseinandersetzt. 
Dieser Wachstumszwang bei den Unternehmen ist die wichtigste ökonomische Ursache 
des Wachstums, doch gibt es auch auf der Konsumentenseite Mechanismen, die einer Sät-
tigungstendenz entgegenwirken. Diese seien hier ebenfalls kurz erwähnt, da sie eine not- 
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wendige Ergänzung zur monetären Erklärung der Notwendigkeit des Wachstums bei den  

Unternehmen darstellen.  
Naiv gedacht würde man  eigentlich annehmen, daß sich mit zunehmendem Wohlstand ei-
ne gewisse Sättigung im Konsum ausbreitet. Die Grundbedürfnisse wären immer mehr ab-
gedeckt und die Menschen würden die Maslow 'sche Bedürfnispyramide, welche die Viel-
zahl menschlicher Bedürfnisse hierarchisch gliedert, hochklettern und vermehrt höhere  

Bedürfnisse wie etwa den Drang nach Selbstverwirklichung (bzw. Reduktion des persönli-
chen Sinndefizits) befriedigen. Diese Bedürfnisse sind auf dem Markt jedoch weniger  

nachfragewirksam als die Grundbedürfnisse. Tendenziell ergäbe sich ein Übergang von  

materiellen (Güter-gebundenen) Bedürfnisbefriedigungen zu immateriellen Bed(irfnisbe-
friedigungen (vgl. Sche гhom 1994). Makroökonomisch würde sich dieser Übergang so  

auswirken, daß der Konsum zugunsten des Sparens zurückgeht. Darauf hat bereits Keynes  

(1930) hingewiesen, indem er ein „fundamentales psychologisches Gesetz" postulierte,  

welches besagt, daß die Menschen von einer gewissen Einkommenshöhe an , dem Sparen  
(insbesondere dem Vorsorgesparen) eine immer größere Bedeutung beimessen und dem-
zufolge weniger Einkommen für den Konsum verwenden. In der gleichen Arbeit von 1930  

zeigt Keynes jedoch auch auf, weshalb es trotzdem zu keiner Sättigung kommt. M an  muß  
nämlich unterscheiden zwischen absoluten und relativen Bedürfnissen. Für die absoluten  

Bedürfnisse gilt zwar das Sättigunsgesetz, nicht aber für die relativen. Während bei den  

absoluten Bedürfnissen die Bedürfnisbefriedigung unabhängig von anderen Menschen er-
folgt, geht es bei den relativen Bedürfnissen darum, sich gegenüber seinen Mitmenschen  

abzuheben, also um Geltung, Prestige und Status. Absolute Bedürfnisse wie Hunger oder  

das Bedürfnis nach Beleuchtung sind irgendwann einmal gestillt und erzeugen keine zu-
sätzliche Nachfrage mehr. Bei  den  relativen Bedürfnissen hingegen tritt nie Sättigung ein,  

da die Deckung dieser Bedürfnisse ihre Nachfrage immer wieder selbst erzeugt. Besonders  

Fred Hirsch (1980) hat diesen Prozeß in seinem Buch „Die sozialen Grenzen des Wachs-
tums" beschrieben. Die Befriedigung relativer Bedürfnisse bleibt perm anent nachfrage-
wirksam, da bestimmte Güter die relativen Bedürfnisse nur solange befriedigen, als sie  

nicht allzuviele Menschen besitzen. Sobald ein bestimmter Prozentsatz der Menschen über  

ein bestimmtes Gut verfügen, hört dieses auf, Geltungs-, P restige- oder Statussymbol zu  

sein, und deckt demzufolge die relativen Bedürfnisse nicht mehr ab. So müssen ständig  

neue Güter erzeugt und gefunden werden, die wiederum der Befriedigung dieser relativen  

Bedürfnisse dienen können (vgl. auch Keynes 1923, 1936).  

Typische Beispiele für Güter, die relative Bedürfnisse abdecken, waren früher Kleidung  

oder Autos. Diese Güter haben in den hochentwickelten Industrienationen ihren Statuscha-
rakter jedoch immer mehr verloren (in den sich industrialisierenden Ländern erfüllen sie  

diesen Zweck hingegen in steigendem Ausmaß), da sich heute (fast) alle Menschen fast je-
de Art  von Kleidung bzw. Autos leisten können. Die Märkte für diese Produkte weisen  

denn auch Sättigungstendenzen auf und wachsen kaum noch. Die Wirtschaft setzt deshalb  

alles daran, laufend neue Güter zu entwickeln, die aufs neue die Funktion der relativen Be-
dürfnisbefriedigung übernehmen. Beispiele dafür sind etwa der Bau individuell gestalteter  

Eigenheime bzw. die Einrichtung von Wohnungen mit Designermöbeln oder die Aus-
übung elitärer Sportarten mit entsprechend exklusiver Ausrüstung. Mit Hilfe von Werbung  

versucht man auch zunehmend, den höheren, nichtmateriellen Bedürfnissen wie Selbstver-
wirklichung den Charakter eines relativen Bedürfnisses zu verleihen, d. h. sie nachfrage-
wirksam und gütergebunden werden zu lassen. Das Ideal des selbstverwirklichenden, er- 
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folgreichen modernen Menschen wird so zum sich selbstverwirklichenden Konsumenten, 
der seine Individualität durch den Kauf individueller, exklusiver Produkte demonstriert. 
Durch das Vorhandensein relativer Bedürfnisse und deren aktiver Förderung durch die 
Wirtschaft wurde den Sättigungstendenzen in Wohlstandsgesellschaften bisher erfolgreich 
entgegengewirkt. Der Anteil konsumptiver Ausgaben am Einkommen nimmt zwar mit zu-
nehmendem Einkommen etwas ab, aber nicht so stark, daß das Wachstum ernsthaft be-
droht wäre. Wichtig ist, daß es ausreichend Bedürfnisse gibt, die keiner Sättigung unterlie-
gen. Die Aufrechterhaltung der Konsumentennachfrage ist notwendig, damit die von den 
Unternehmen an die Angestellten bezahlten Löhne wieder an  die Unternehmen zur ickflie-
ßen und die Erzielung eines Gewinns ermöglichen. Doch damit sind wir bereits beim 
Geld, womit sich das nächste Kapitel befaßt. Wachstum ist nämlich nicht nur attraktiv, 
weil es Bedürfnisbefriedigung bzw. Gewinne ermöglicht, sondern auch notwendig für d яs 
Überleben heutiger Wirtschaftssysteme. 

Die moderne Wirtschaft als Kreditgeldwirtschaft 
Im Grunde genommen geht es in einer Geldwirtschaft, so wie sie in den heutigen Indu-
strieländern schon seit hunderten von Jahren existiert, nur um eines: nämlich aus einer be-
stimmten Geldsumme M (money) eine höhere Geldsumme M' zu machen. Dies ist der ent-
scheidende Grund, weshalb ein Unternehmen überhaupt produziert. Unternehmen produ-
zieren, weil sie damit rechnen, durch den Verkauf von Gütern bzw. Dienstleistungen im 
Verlauf der Zeit eine höhere Geldmenge M' einzunehmen, als sie ursprünglich für die Be-
zahlung der Produktionsfaktoren Arbeit (Löhn) und Kapital (Investitionen inkl. Zinsen) 
ausgegeben haben, um so einen Gewinn G = M'—M zu realisieren (vgl. z. B. Heilbronner 
1986). 
Der wirtschaftliche Kreislauf ist somit für das Unternehmen ein kontinuierlicher Prozeß, 
der sich in einer auf Marx (und nicht auf den Marxismus!) zuriickgehenden Terminologie 
als M-C-M'-Kreislauf (Geld-Ware-Geld-Kreislauf) beschreiben läßt. Der Kreislauf be-
ginnt damit, daß ein Unternehmen eine bestimmte Geldsumme M investiert, um damit die 
für die Produktion notwendigen Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital zu bezahlen. Erst 
an zweiter Stelle kommen reale, d. h. physische Güter C (commodities) hinzu, indem die 
Unternehmen Anlagen und Maschinen kaufen (Realkapital), um damit Güter und Dienst-
leistungen zu produzieren. Durch den Verkauf der mit Hilfe von Arbeit und Kapital herge-
stellten Güter verwandelt das Unternehmen schließlich die produzierten Güter und Dienst-
leistungen wieder in Geld (M'), wobei gilt, daß die erwartete Geldmenge M' größer sein 
muß als die ursprünglich investierte Geldmenge M. Das ist deshalb der Fall, weil die Un-
ternehmen für die ursprünglich aufgenommenen Kredite einen Zins bezahlen müssen,  den  
sie nur bezahlen können, wenn sie mehr Geld einnehmen als sie ursprünglich investiert ha-
ben. Doch das erwartete M' muß zusätzlich noch um so viel größer als M sein, daß neben 
den Zinszahlungen auch noch ein Gewinn resultiert. Andernfalls wäre das gesamte Investi-
tionsprojekt, dessen Wert sich aus den zukünftigen abdiskontierten Gewinnen ergibt (s.u.), 
unwirtschaftlich, und würde demzufolge gar nicht realisiert. 
Das eben Gesagte gilt auch, wenn sich die Unternehmen mit Eigenkapital finanzieren. In 
diesem Fall stellen die Zinsen Opportunitätskosten (entgangener Gewinn) dar. Wenn nicht 
mindestens ein Gewinn in der Höhe des Zinses resultiert, dann wäre es profitabler gewe-
sen, das Geldkapital zu diesem Zinssatz auszuleihen bzw. anzulegen statt in das Projekt zu 
investieren. 
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Welche Güter oder Dienstleistungen tatsächlich hergestellt werden, ist innerhalb der wirt-
schaftlichen Logik ohne Bedeutung. So entwickelten sich in modernen Industriewirtschaf-
ten immer mehr Möglichkeiten, Gewinne auch ohne eine entsprechende Produktion von 
Gütern und Dienstleistungen zu erzielen. Auf Finanzmärkten werden heute zum Teil Ge-
winne erzielt, ohne daß irgend etwas Reales produziert wird. Finanztransaktionen schaffen 
zusätzlich zum M-C-M'-Kreislauf einen M-M'-Kreislauf, bei dem Gewinne durch Investi-
tionen in Finanzkapital erzielt werden. Das beste Beispiel dafür ist der Aktienmarkt, der 
die Entstehung von spekulativen Blasen „profits without production" ermöglicht. 
Handeln alle Unternehmen in einer Wirtschaft nach dem Prinzip des M-C-M'-Kreislaufs, 
so wächst auch die gesamte Wirtschaft, sofern die erwarteten Einnahmen M' sich bei einer 
Mehrheit der Unternehmen auch tatsächlich einstellen. Solange der M-C-M'-Kreislauf 
funktioniert, funktioniert auch die Wirtschaft. 

Der Prozeß der Geldschöpfung: Wie gelangt das Geld in die Wirtschaft? 
Der ganze M-C-M' Kreislauf kann allerdings nur funktionieren, wenn die Möglichkeit be-
steht, ständig steigende Geldmengen in den Wirtschaftsprozeß einzuschleusen.  Andem-
falls  kann M' nicht von Periode zu Periode größer als M sein. Um dies zu erkennen, muß 
man sich etwas von der herrschenden Theorie in der Volkswirtschaftslehre lösen, die zu ei-
nem großen Teil auf folgender Annahme beruht: 
„Geld ist neutral, d. h. es hat langfristig keinen Einfluß auf die reale Wirtschaft." 
Die Erfindung des Geldes hat gemäß dieser Auffassung zwar die wirtschaftlichen Transak-
tionen wesentlich erleichtert, doch werden letztlich auch heute noch Güter gegen Güter ge-
tauscht. Das Geld liegt wie ein Schleier über den Wirtschaftsprozessen und ist für die Er-
klärung dieser Prozesse nicht von zentraler Bedeutung. Wird die Geldmenge erhöht, so 
führt dies langfristig zu einem allgemeinen Anstieg des Preisniveaus, ohne daß die relati-
ven Preise der Güter dadurch beeinflußt werden. Geldschöpfung führt dann langfristig im-
mer zu Inflation, hat aber keinen Einfluß auf die Handlungen der Wirtschaftsakteure. Das 
ist, grob vereinfacht ausgedrückt, auch die Botschaft des Monetarismus. 
Allerdings gibt es andere ökonomische Theorien, welche davon ausgehen, daß Geld für 
die wirtschaftliche Entwicklung von großer Bedeutung und demzufolge nicht neutral ist. 
Diese Theorien kommen der Realität in modernen Geldwirtschaften wesentlich näher und 
ermöglichen es, im Gegensatz zur heute vorherrschenden Geldtheorie, die Bedeutung des 
Geldes und dessen Einfluß auf die wirtschaftliche Dynamik zu erkennen. Dabei ist es 
wichtig, sich zu überlegen, inwieweit Wachstum von Krediten und damit von der Entwick-
lung von Kapital- und Geldmärkten abhängig ist. Eine Wirtschaft, in der Geldschöpfung 
möglich ist, besitzt viel mehr Möglichkeiten zu Investitionen als eine Wirtschaft, in der zu-
erst gespart werden muß. Geld (als Giralgeld) wird geschaffen, indem Unternehmen Kre-
dite aufnehmen, welche die Banken einfach den Unternehmen auf einem Konto gutschrei-
ben. Die Unternehmen bezahlen dann mit diesem Geld ihre Produktionsmittel, wobei der 
größte Teil davon als Löhne an  die Beschäftigten ausbezahlt wird. In modernen Geldwirt-
schaften wird für die Bezahlung der Löhne kaum mehr Geld (als Bargeld) von der Bank 
abgehoben. Der ursprüngliche Kredit an  die Unternehmen wird einfach vom Konto der 
Unternehmen an  die Konten der Arbeitnehmer umgebucht, und der ursprüngliche Unter-
nehmenskredit erscheint jetzt als Guthaben der Lohnempfänger. Aber auch diese werden 
ihr Geld nur kurzfristig und in immer geringer werdendem Ausmaß als Bargeld von der 
Bank abheben. Der größte Teil des Geldes der Lohnempfänger fließt, ohne daß es je ausbe- 
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zahlt wurde, durch Käufe von Gutem und Dienstleistungen wieder auf die Konten der Un-
ternehmen zurück, die dann in der Lage sind, ihre von der Bank aufgenommenen Kredite 
zurückzubezahlen. Dieser Prozeß wiederholt sich von Produktionsperiode zu Produktions-
periode, ohne daß die Möglichkeit der Geldschöpfung über das Rankensystem durch die 
Zentralbank beschränkt wäre. Daran ändert auch die Tatsache nichts, daß die Banken in 
verschiedenen Ländern sogenannte Mindestreserven bei der Zentralbank halten müssen, 
da sie sich notfalls bei Knappheit von Zentralbankgeld (Banknoten) immer bei dieser re fi-
nanzieren können. 
Kredite können immer weiter ausgedehnt werden, da die Banken das dafür notwendige 
Geld selbst schaffen. Das bedeutet natürlich nicht, daß jeder, der einen Kredit will, auch ei-
nen solchen erhält. Kredite werden nur an Bankkunden vergeben, die den Banken kredit-
würdig erscheinen. Doch solange es kreditwürdige Bankkunden gibt, gibt es keine Be-
schränkung der Kredittätigkeit und damit der Verschuldung. Die Tatsache, daß die Geld-
schöpfung nicht beschränkt ist, ermöglicht eine ständige Ausdehnung der Kredite, womit 
immer weiteres Wachstum finanziert werden kann. 
In einer Kreditgeld-Wirtschaft ist die Kreditschöpfung eine fundamentale Notwendigkeit, 
da das Wachstum andernfalls von früheren Ersparnissen abhängig und durch diese be-
schränkt wäre. Bei einer genaueren Betrachtung des Wirtschaftskreislaufes ist es in einer 
Geldwirtschaft sogar unmöglich, daß Wachstum über mehrere Perioden hinweg allein 
durch Sparen finanziert wird (besonders deutlich ist dies in einem Artikel von Preiser aus 
dem Jahr 1953 beschrieben). Wachstum erfordert eine Erhöhung der Einkommen, wo-
durch zusätzliche Kaufkraft geschaffen wird. Durch Sparen wird aber keine zusätzliche 
Kaufkraft geschaffen, da Sparen ohne zusätzliche Geldschöpfung per se zu einer Verringe-
rung der Konsumausgaben führt. Dadurch verringern sich wiederum  die  Einkommen der 
Unternehmen, da das gesparte Geld nicht mehr an die Unternehmen zurückfließt. Die Un-
ternehmen eines Wirtschaftssystems können ihre Einnahmen insgesamt nur erhöhen, wenn 
zusätzliches Geld durch Geldschöpfung in den Wirtschaftskreislauf gelangt, so daß die 
Einnahmen durch Verkäufe von Gutem und Dienstleistungen am Schluß des Produktions-
prozesses höher sind, als die ursprünglichen Ausgaben, die zu Beginn des Produktionspro-
zesses für Löhne und zur Deckung anderer Produktionskosten ausgegeben wurden. Ohne 
Geldschöpfung können sie maximal nur soviel wieder einnehmen, wie sie am Anfang aus-
gegeben haben, d. h. es findet kein Wachstum statt. Diese Tatsache wurde bereits von 
Schumpeter (1927, 86) deutlich hervorgehoben. Er schrieb: 
„Jede Kreditschöpfung der Banken schafft neue Kaufkraft." 
und: 
„ .. die Finanzierung der modernen industriellen Entwicklung wäre [andernfalls] unmög-
lich gewesen." 
Geldschöpfung ermöglicht eine Erhöhung der Einkommen von einer Wirtschaftsperiode 
zur nächsten Wirtschaftsperiode, und diese Erhöhung der Einkommen, die gleichzeitig ei-
ne Erhöhung der Kaufkraft bedeutet, ist wiederum eine Voraussetzung dafiir, daß Wi rt-
schaftswachstum stattfinden kann. 
Monetäre Beschränkungen des Wachstums treten nur dann auf, wenn der Prozeß der endo-
genen Geldschöpfung durch das Bankensystem gestört wird, was im schlimmsten Fall zu 
einem Crash führen kann. Aber selbst langer andauernde Rezessionen führten in der Zeit 
nach dem zweiten Weltkrieg in den Industrieländem nicht mehr zu einer Abweichung vom 
langfristigen Wachstumstrend (vgl. Minsky, 1986, 350). Die seitherige Entwicklung von 
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Banken und anderen Finanzinstitutionen sorgte dafür, daß immer mehr Finanztransaktio-
nen stattfinden können, ohne daß das Vertrauen in die Finanzinstitutionen dadurch leidet. 
Dies hängt insbesondere damit zusammen, daß die Zentralbank heute als sogenannter 
„lender-of-last-resort" das gesamte Finanzsystem stützt und notfalls die Rückzahlung der 
Schulden garantiert, falls irgend eine B ank oder andere Institution zahlungsunfähig wer-
den sollte. Allein die Gewißheit, daB die Zentralbank dies tun würde, reicht meistens aus, 
um das Vertrauen in das Finanzsystem zu erhalten, auch wenn die einzelnen Transaktionen 
längst nicht mehr alle durchschaubar sind. Auf diese Weise läßt sich die Geldschöpfung 
laufend ausdehnen, ohne daß das Vertrauen in das ständig neu geschaffene Kreditgeld 
schwindet. 
Die gesamten Finanztransaktionen spielen sich heute weitgehend in globaler Rahmen ab. 
Nationale Grenzen spielen kaum mehr eine Rolle bei der weltweiten Suche nach Anlage-
möglichkeiten mit optimalem Ertrag/Risiko-Profil. Diese Geldkapitalströme haben einen 
solchen Umfang erreicht, daß die Wechselkurse zwischen den verschiedenen Währungen 
mittlerweile fast vollständig durch diese bestimmt werden. Und die Zentralbanken der In-
dustrieländer stützen dieses System, in dem sie sich gegenseitig ihre Staatsschulden abkau-
fen (vor allem Westeuropa und Japan den USA) und sie als Währungsreserven dnn' ver-
wenden, ihre eigene Geldausgabe zu decken. 
Wie lange läßt sich nun die Geldschöpfung und damit auch die Aufnahme von Krediten 
fortführen, wenn es keine endogene Beschränkung dieser Expansion gibt? Die prinzipielle 
Antwort auf diese Frage lautet: solange die Gläubiger (hauptsächlich die Banken) glauben, 
daß ihre Kredite schließlich zurückbezahlt werden und solange die Schuldner glauben, daß 
sie mit Hilfe der Kredite Gewinne erzielen, die höher sind als der Zins, welchen sie für die 
Kredite bezahlen müssen. Mit anderen Worten: solange die Wirtschaftssubjekte ihr  Ver-
trauen in das gesamte Finanzsystem nicht verlieren. Dieses Vertrauen geht aber nur dann 
verloren, wenn die aufgenommenen Kredite zu keinem Wirtschaftswachstum mehr führen 
und nur noch Inflation erzeugen. Diese Aussage erscheint relativ b anal, doch die Bezie-
hung zwischen Wachstum und Geldschöpfung ist von fundamentalerer Bedeutung, als 
man  sich dies zunächst vorstellt. Der nächste Abschnitt versucht deshalb aufzuzeigen, 
weshalb Wachstum in einer Geldwirtschaft nicht nur ein willkommener Nebeneffekt des 
Wirtschaftsprozesses ist, sondern eine zentrale Notwendigkeit darstellt. 

Wie entsteht der Wachstumszwang in modernen Wirtschaftssystemen? 
Mit den bisherigen Ausführungen haben wir gezeigt, daß die wirtschaftliche Logik in einer 
Geldwirtschaft auf Wachstum ausgerichtet ist. In der Folge soll  nun  dargestellt werden, 
wie aus dieser wirtschaftlichen Logik heraus ein effektiver Wachstumszwang für einzelne 
Unternehmen resultiert. Ein Wachstumszwang, der nicht etwa daraus resultiert, daß die 
Menschen unersättlich wären und immer mehr haben wollen, sondern ein Wachstums-
zwang, der in der Funktionsweise einer Geldwirtschaft selbst begründet liegt (ausführli-
cher beschrieben ist dies in mehreren Beiträgen in Binswanger/Flotow 1994). 
In der heutigen Wirtschaft ergibt sich der We rt  aller Investitionen in Realkapital (M aschi-
nen und Anlagen) letztlich auf Finanzmärkten. Die Motivation hinter allen Investitionen 
sind erwartete Gewinne, die sich wiederum auf die Preise von Wertpapieren wie Aktien 
und Obligationen (festverzinsliche Wertpapiere) auswirken, und dadurch das Vermögen 
der Investoren erhöhen. Diese Transforma tion von erwarteten zukünftigen Erträgen in 
Wertpapierpreise ist notwendig, um potentiellen Investoren einen Anreiz zu geben, in das 
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betreffende Unternehmen zu investieren. Der Schottische Ökonom McLeod (  1889,  80) hat 
dies bereits vor mehr als hundert Jahren treffend ausgedrückt: 
„The true function of credit is to bring into  commerce  the pre sent value of futu re  profits." 
Erwartet man , daß ein bestimmtes Unternehmen in Zukunft erfolgreich sein wird, so wer-
den sich die Preise der Wertpapiere des betreffenden Unternehmens erhöhen, und können 
dann mit Gewinn wieder verkauft werden. Alle erwarteten zukünftigen Erträge, die Unter-
nehmen durch ihre produktive Tätigkeit erwirtschaften, kommen also auf Finanzmärkten 
zum Ausdruck, wo die produktiven Tätigkeiten in Geld bewertet werden. Wir wollen des-
halb den Versuch unternehmen, die Wachstumsdynamik in einer modernen Geldwirtschaft 
mit Hilfe der Finanzmärkte zu erklären. 
Der Einfluß der Erwartungen über zukünftiges Wachstum auf die heutigen Wertpapierprei-
se läßt sich anhand von einigen einfachen finanzmathematischen Überlegungen demon-
strieren. Beschränken wir uns der Einfachheit halber auf die Betrachtung von Aktienmärk-
ten, dann wird der Preis P einer Aktie in der Finanztheorie im allgemeinen durch die Ab-
diskontierung aller erwarteten zukünftigen Gewinne G berechnet. Dabei müssen alle er-
warteten zukünftigen Geldströme auf den jetzigen Zeitpunkt abdiskontiert werden, damit 
sie mit den Kosten, die jetzt anfallen, verglichen werden können. Zahlungsströme zu ver-
schiedenen Zeitpunkten lassen sich mit Hilfe des Zinssatzes vergleichen. Eine Investition, 
die in Zukunft Erträge abwirft, lohnt sich nur dann, wenn diese Erträge höher sind als die 
Zinserträge, die m an  erhalten würde, wenn man das Geldkapital für die Investition zum 
Marktzins anlegen würde. Bei einem Zinssatz von 5% pro Jahr muß eine Investition von 
100 Geldeinheiten nach einem Jahr mindestens 5 Geldeinheiten Gewinn abwerfen.  Urge-
kehrt ausgedruckt bedeutet dies, daß ein Gewinn von 105 Geldeinheiten in einem Jahr 
heute nur 100 Geldeinheiten We rt  ist, d. h. der Ertrag von 105 Geldeinheiten wird mit Hil-
fe des Zinssatzes auf den gegenwärtigen Zeitpunkt abdiskontiert. 
Die Abdiskontierung von zukünftigen Gewinnen geschieht mit Hilfe der folgenden Formel: 

P ,.,(1+i)' 

P ist der Preis bzw. Gegenwartswert der Aktie,  G  sind die erwarteten Gewinne (fiir den  

einzelnen Aktionär sind dies die ausbezahlten Dividenden) zu den Zeitpunkten 1,2,...,n  

und i ist der für die Abdiskontierung relevante Zinssatz.  

Die obige Formel läßt sich noch weiter vereinfachen, indem wir annehmen, daß erstens,  

alle erwarteten zukünftigen Gewinne gleich sind und  den  Wert G haben und zweitens, n  
sehr groß ist, was keineswegs unrealistisch ist, da Unternehmen im allgemeinen über  

ziemlich lange Zeiträume existieren. In diesem Fall vereinfacht sich die obige Formel zur  

Berechnung des Aktienpreises auf:  

Р _  G  

Der Preis bzw. Gegenwartswert der Aktie hängt jetzt nur noch von den erwarteten zukünf-
tigen Gewinnen G und dem Zinssatz i ab. Je geringer der Zinssatz ist, umso höher ist der  

Gegenwartswert. P läßt sich dabei auch ausdrücken als Produkt aus dem ursprünglich in-
vestierten Betrag I und der Gewinnrate dieser Investition g. Es gilt dann:  

G=gXI  
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Wenn zum Beispiel i = 0.05, g = 0.1 und I = 1000 ist, dann ist der P reis der Aktie P: 

P = 1000 x 0.1 /0.05  =2000  

Das bedeutet, daß der Preis der Aktie in diesem Fall gerade das Doppelte der ursprünglich 
investierten Summe I beträgt. Im allgemeinen ist P>I, wenn gilt: g>i. 
Bis jetzt haben wir noch gar nicht von Wachstum gesprochen. Wir haben viel mehr ange-
nommen, daß alle zukünftigen Gewinne G gleich sein werden, w as  für ein einzelnes Un-
ternehmen auch in einer nicht wachsenden Wirtschaft ohne Nettoinvestitionen möglich ist. 
In diesem Fall wird kein neues Kapital gebildet und die durchgeführten Bruttoinvestitio-
nen dienen lediglich dazu, abgeschriebenes reales Kapital (z. B. eine abgenutzte M aschi-
ne) zu ersetzen. Doch wie man sieht, führt bereits die Erwartung von konstanten zukünfti-
gen Erträgen zu einem P re is, der viel höher liegt, als die Summe, die ursprünglich inve-
stiert wurde. 
Nehmen wir nun an, daß die Wirtschaftsakteure nicht mehr konstante Gewinne, sondern 
konstant wachsende Gewinne für die Zukunft erwarten. In diesem Fall wird der Kapital-
stock des Unternehmens durch Nettoinvestitionen laufend vergrößert. Nettoinvestitionen 
werden ermöglicht, indem ein Teil des Gewinns nicht mehr als Dividende ausbezahlt, son-
dem im Unternehmen reinvestiert wird. Dadurch verringem sich zunächst die Gewinne für 
die Aktionäre (Dividenden) gegenüber dem vorherigen Beispiel einer nicht wachsenden 
Wirtschaft, wo alle Gewinne direkt an die Aktionäre ausbezahlt wurden. (Dies gilt auch, 
falls die Investitionen nicht durch reinvestierte Gewinne sondern durch Fremdkapital fi-
nanziert werden, da dann die Gewinne durch Zinszahlungen verringert werden.) Das heißt: 
die Gewinnrate sinkt für die Aktionäre von g auf g', wobei gilt: g'<g. Allerdings werden 
die Gewinne dann zu einem späteren Zeitpunkt aufgrund des Wachstums höher sein als im 
Fall der nicht wachsenden Wirtschaft, so daß gesamthaft wesentlich höhere Gewinnerwar-
tungen resultieren. 
Wir rechnen weiterhin mit einem unendlichen Zeithorizont, mit einer konstanten Gewi-
rate g' sowie mit einer konstanten Wachstumsrate w der Gewinne. In diesem Fall berech-
net sich der Pre is der Aktie wie der Gegenwartswert einer ewig wachsenden Rente (con-
stant growth stock, oder Gordon Modell). Die Formel lautet: 

P — 	 
i—w i—w 

Natürlich gilt diese Formel nur, wenn die Wachstumsrate w kleiner als der Zinssatz i ist. 
Eine Situation, in welcher i größer als w ist, ließe sich aber kaum über lange Zeit aufrecht 
erhalten, da die Konkurrenz durch die hohen Wachstumsraten angezogen würde und so da-
für sorgte, daß w fallen würde und schließlich wieder kleiner als i wäre. 
Betrachten wir nun wieder ein Zahlenbeispiel. Wir nehmen an , wie in dem Beispiel der 
nicht wachsenden Wirtschaft, daß i = 0.05 und I = 1000 ist. Zusätzlich treffen wir die An-
nahme, daß die Gewinne jedes Jahr mit einer Wachstumsrate w = 0.03 wachsen und g' _ 
0.07 ist. Die Zahl  0.07  ergibt sich, wenn wir annehmen, daß 30% der Gewinne (ein Anteil 
von 0.3) reinvestiert werden und damit für das Wachstum sorgen und 70% als Dividenden 
(ein Anteil von 0.7) ausbezahlt werden. Wenn wir weiterhin unterstellen, daß die Gewinn-
rate g (für das gesamte Unternehmen) wie im vorherigen Beispiel  0.1  beträgt, dann gilt für 
die Wachstumsrate w: w = 0.1 x 0.3 = 0.03 und g' = g — w = 0.07. In diesem Fall berechnet 
sich der Gegenwartswert wie folgt: 
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Р = 1/0.02 х  0.07 x 1000 = 3500  

Wenn man also annimmt, daß die Gewinne jedes Jahr um 3% wachsen werden, dann hat  
dies eine gewaltige Auswirkung auf den Gegenwartswert bzw. den P re is der Aktie, der  
jetzt 3.5mal so hoch wie der ursprünglich investierte Betrag von 1000 ist und 1.75mal so  

hoch wie der Preis bei einer nicht wachsenden Wirtschaft. Dieses Beispiel zeigt deutlich,  

wie sich Erwartungen über zukünftiges Wachstum auf die gegenwärtigen Wertpapierpreise  

auswirken. Sobald ein zukünftiges Wirtschaftswachstum erwartet wird und diese Erwar-
tungen in die Preisbildung von Wertpapieren miteinbezogen werden, steigen die Preise be-
trächtlich an. Je höher das für die Zukunft erwartete Wachstum ist, umso mehr erhöhen  

sich die Preise.  
Die Botschaft dieses kurzen Ausflugs in die Finanzmathematik ist deutlich. Wenn der Ge-
genwartswert einer Investition von den abdiskontierten zukünftigen Gewinnen abhängt  

und wenn diese wiederum die Preise der Wertpapiere bestimmen, dann wirken sich die Er-
wartungen über zukünftiges Wachstum auf die heutigen Preise der Wertpapiere aus. Eine  

Änderung dieser Erwartungen führt in diesem Fall zu unmittelbaren Änderungen der We rt-
papierpreise. Erwarteten die Wirtschaftsakteure beispielsweise ein bestimmtes Wachstum  

der zukünftigen Gewinne und ändern sich diese Erwartungen in der Weise, daß mit keinem  

zukünftigen Wachstum mehr gerechnet wird, dann führt dies zu einem Preisverfall auf den  

entsprechenden Finanzmärkten. Das bedeutet, daß die Erwartung eines zukünftigen Null-
wachstums oder bereits eines geringer werdenden Wachstums das gegenwärtige Finanz-
vermögen vermindert, da die Preise, zu welchen die Wertpapiere wieder verkauft werden  

können, sinken. Für die Investoren bringt dies reale Verluste, wie dies bei Börsencrashs der  

Fall war.  
Die Abhängigkeit des gegenwärtigen Vermögens einer Volkswirtschaft von zukünftigem  

Wachstum ist ein wesentlicher Grund dafür, weshalb sich heutige Geldwirtschaftssysteme  

in einem effektiven Wachstumszwang befinden. Durch frühere Wachstumserwartungen  

wurde unser heutiges Vermögen dermaßen in die Höhe katapultiert, daß wir dazu ver-
dammt sind, diese Wachstumserwartungen auch für die Zukunft aufrecht zu erhalten. An-
demfalls bricht unser gesamtes auf fiktiven zukünftigen Gewinnen beruhendes Vermögen  

zusammen. Und Wachstumserwartungen lassen sich auf die Dauer nur aufrechterhalten,  

wenn dieses Wachstum auch eintritt. Dies ist schon deshalb der Fall, weil die Unterneh-
men jedes Jahr Zinsen und Dividenden für das erhaltene Geldkapital bezahlen müssen,  

wozu sie über längere Zeit nur in der Lage sind, wenn das erwartete Wachstum auch tat-
sächlich eintrifft.  
Diese Überlegungen treffen sowohl für die gesamte Volkswirtschaft wie auch für das ein-
zelne Unternehmen zu. Ist damit zu rechnen, daß in einem bestimmten Unternehmen in  

Zukunft kein Wachstum mehr zu verzeichnen sein wird, darin werden die Investoren die  

Wertpapiere des Unternehmens möglichst schnell verkaufen, um in ein erfolgreicheres  

Unternehmen zu investieren. Dadurch kommt es zu einem Preisverfall der Wertpapiere des  

entsprechenden Unternehmens, dem es dann kaum mehr gelingen wird, neue Investoren  

zu finden. Dies ist nur möglich, wenn es das Unternehmen schafft, die Erwartungen für ein  

zukünftiges Wachstum wieder zu beleben. Für das einzelne Unternehmen ist Wachstum  

somit eine Notwendigkeit, um Investoren zu finden, die bereit sind, Geldkapital zu inve-
stieren. Gelingt dies nicht, so verschwindet es mit der Zeit vom Markt. Volkswirtschaftlich  

ist dies natürlich noch kein Problem, solange es genügend Unternehmen gibt, bei denen  
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ein Wachstum erwartet wird. Erst wenn die ganze Wirtschaft in eine dep ressive Stimmung  
gerät und allgemein mit keinem Wachstum mehr gerechnet wird, dann kommt es zu einem  

Crash und zu einem allgemeinen Vermögensverlust. Und da sich Finanzmärkte in immer  

schnellerem Tempo entwickeln und ein immer größeres Vermögen auf zukünftigen Erwar-
tungen aufbaut, wird auch der Zwang zum Wachstum mit zunehmendem Wohlstand nicht  

etwa geringer sondern größer.  
Die Entwicklung der Aktienmärkte in den USA während den 80er Jahren illustriert, mit  

welcher Geschwindigkeit und in welchem Ausmaß die Aktienkurse (Preise) steigen kön-
nen. In der Zeit von 1980-1989 stieg der Dow Jones Industrial Index, der die Entwicklung  

der wichtigsten Aktien in  den USA anzeigt um  181%,  während sich das Bruttoinlandpro-
dukt (BIP) nominal um „nur" 92% erhöhte. Diese doppelt so hohe Zunahme der Aktien-
kurse im Vergleich zum BIP konnte nur dadurch zustande kommen, daß die Wirtschaftsak-
teшΡe in  der betreffenden Zeit mit steigenden Aktienkursen rechneten (die sich auch be-
wahrheiteten). Und diese steigenden Aktienkurse beruhten letztlich wieder auf Erwartun-
gen über zukünftig steigende Gewinne bzw. Dividenden.  

Zusammenfassung und Schlußfolgerungen  
Dieser Beitrag versucht aufzuzeigen, daß die Wachstumsdynamik moderner Wirtschafts-
systeme wesentlich auf monetä re  Ursachen zurückgeht. Moderne Industriewirtschaften  

sind Geldwirtschaften. Das bedeutet, daß alle wirtschaftlichen Aktivitäten darauf ausge-
richtet sind, aus einer bestimmten Geldsumme (Investitionen) eine höhere Geldsumme  

(ursprünglich investierte Geldsumme plus Gewinn) zu machen. Das läßt sich mit Hilfe des  

sogenannten M-C-M'-Kreislaufs darstellen, wobei immer gelten ruß: M'> М . Andernfalls  
ist eine Investition nicht profitabel und damit ökonomisch betrachtet eine Fehlinvestition.  

Der M-C-M'-Kreislauf ist gleichzeitig eine Beschreibung des Wirtschaftswachstums, da in  

jeder Periode mehr produziert werden muß als in  der Vorperiode, damit aus М , welches  
das М ' der Vorperiode darstellt, durch Verkauf von Güter und Dienstleistungen ein М '  
(welches wiederum das М  der nächsten Periode ist) erwirtschaftet werden kann.  

Der M-C-M'-Kreislauf funktioniert nur, wenn in jeder Wirtschaftsperiode zusätzliches Geld  

in den  Wirtschaftskreislauf eingespeist wird, d. h. sich ständig vergrößert und damit eigent-
lich zu einer Spirale von sich ständig verg гößerпden Geldströmen wird. Andernfalls läßt  
sich kein in  Geld ausgedruckter Gewinn (der höher als die Zinsen sein muß) realisieren, da  

die Unternehmen am Schluß der Wirtschaftsperiode höchstens soviel wieder einnehmen  

können, wie sie zu Beginn der Wirtschaftsperiode für Löhne und Kauf von Kapitalgütern  

ausgegeben haben. Zusätzliche Kaufkraft, die auf dem Markt nachfragewirksam wird und  

Gewinne der Unternehmen ermöglicht, entsteht nur durch zusätzliche Geldschöpfung. Und  

eine solche Geldschöpfung findet tatsächlich statt. In modernen Geldwirtschaften besitzen  

Finanzinstitutionen immer die Möglichkeit, zusätzliches Geld als Kreditgeld zu schöpfen,  

da die Geldschöpfung durch die Zentralbanken nicht wirklich beschränkt ist.  

Gewinne zu erwirtschaften ist in einer Geldwirtschaft aber nicht nur eine Ch ance, sondern  
auch ein Zwang, denn ohne Gewinne können Unternehmen nicht überleben. Investoren  

werden nur in  Projekte investieren, deren zukünftige (abdiskontierte) erwartete Einnah-
men (M') größer sind als der ursprünglich investierte Betrag (M). Alle anderen Projekte  

sind ökonomisch betrachtet wertlos, da ihr abdiskontierter Gegenwartswert Null bzw. ne-
gativ ist. Da die meisten größeren Unternehmen heute Aktiengesellschaften sind, kommt  

die Bewertung der gesamten wirtschaftlichen Aktivitäten dieser Unternehmen in ihren Ak- 
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tienkursen zum Ausdruck, deren fundamentaler We rt  nichts anderes als den Gegenwarts-
wert der abdiskontierten zukünftigen Erträge (Dividenden) zum Ausdruck bringt. Rechnen 
die Investoren in  Zukunft mit Wirtschaftswachstum, dann führt dies auf aggregierter Ebe-
ne auch zu steigenden Gewinnerwartungen, welche die Aktienkurse bereits heute in  die 
Höhe treiben. Und da wir seit der Entwicklung moderner Industriewirtschaften stets mit 
Wachstum beglückt wurden (mit kurzen Unterbrechungen), beruhen heutige Aktienkurse 
auch auf Wachstumserwartungen. Würde nun plötzlich kein Wachstum mehr stattf reden, 
dann käme es zu gewaltigen Kapitalverlusten bei den Investoren, da die Aktienkurse auf 
einen Bruchteil ihres Wertes zusammenfielen. Ein solcher Kapitalverlust würde unsere 
Wirtschaftssysteme in  ihren Grundfesten erschüttern, weshalb denn auch eisern arn Wi rt-
schaftswachstum festgehalten wird. 
Für das einzelne Unternehmen äußert sich der Wachstumszwang noch wesentlich konkre-
ter (vgl. Malik 1994 oder den Beitrag von Sliwka in  diesem Band). Sobald Investitionen 
einmal vorgenommen wurden, müssen mindestens soviele Produkte bzw. Dienstleistungen 
produziert und verkauft werden, daB die Zinsen für das Fremdkapital bezahlt werden kön-
nen. Andernfalls geht das Unternehmen früher oder später bankrott. Doch das reicht noch 
nicht aus. Es müssen so hohe Gewinne erwirtschaftet werden, daß das Unternehmen für 
Investoren attraktiv bleibt. Sinken die Gewinne, dann sinken auch die Aktienkurse und 
niemand wird mehr bereit sein, weiteres Geld für Investitionen zur Verfügung zu stellen 
(außer man erwartet wiederum steigende Gewinne). Unternehmen müssen wachsen, wenn 
sie auf dem Markt bleiben wollen. 
Können heutige Wirtschaftssysteme ohne Wachstum existieren? Oder evolutionstheore-
tisch ausgedrückt: Kann das System „Geldwirtschaft" durch Evolution seiner Funktions-
weise auf die Begrenzung der natürlichen Ressourcen reagieren? Die in diesem Beitrag 
aufgezeigte monetäre Wachstumsdynamik zeigt, daß eine nicht wachsende Wirtschaft un-
ter den gegebenen Bedingungen nicht möglich ist. Nur grundlegende Änderungen unserer 
Wirtschaftssysteme würde eine Abkehr vom Wirtschaftswachstum ermöglichen. Solche 
Änderungen sind im Moment (trotz Versuchen wie Talent-Systeme etc.) aber nicht abseh-
bar. Ganz im Gegenteil: der M-C-M'-Kreislauf wird immer mehr zu einem globalen Pr o-
zeВ, der mittlerweile sämtliche Länder dieser Erde erfaßt hat. Wollen wir deshalb „Nach-
haltige Entwicklung" in modernen Wirtschaftssystemen erreichen, dann ist Wachstums-
stop zur Zeit kerne realistische Möglichkeit. Dieses Faktum müssen wir zur Kenntnis neh-
men. Es bleibt uns aber die Entkopplung des Wirtschaftswachstums von Naturverbrauch 
und Umweltbelastungen als mögliche Strategie. Unsere heutigen Wirtschaftssysteme be-
sitzen nämlich einen Vorteil. Sie sind flexibel und können auf Preisänderungen schnell rea-
gieren (man  erinnere sich an die Ölpreisschocks). Eine Korrektur des jetzigen Preissy-
stems etwa durch Einführung einer Energiesteuer ist deshalb eine durchaus realistische 
Möglichkeit, um das System „Geldwirtschaft" zu einer Adaption zu zwingen. Ob es dann 
funktioniert, kann man  nur herausf reden, indem man handelt. 
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Warum ist Wirtschaftswachstum - trotz zahlreicher Warnungen vor  

der. Endlichkeit der Ressourcen - immer noch die vorherrschende  

Ideologie? Wie kann eine Trendwende herbeigeführt werden? Die  

Autoren dieses Bandes - namhafte Wissenschaftler aus den ver-

schiedensten Disziplinen - geben Antwort.  

Herausgegeben anläßlich der Gründung des „Club of Vienna", der es  

sich zum Ziel setzt, Aufklärung und Forschung für eine nachhaltige,  

umweltverträgliche wirtschaftliche Entwicklung zu leisten, wendet  

sich dieses Buch an Manager, Politiker und all jene, denen die Ver-

bindung von Ökonomie und Ökologie nicht gleichgültig ist.  
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